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Vorbemerkung 

Die vorliegende Untersuchung zur materiellen und sozialen Lage der 
Elementarlehrer in Preußen ist entstanden im Zusammenhang eines von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderten Projekts zum 
Thema "Lehrerverbände und Professionalisierung". Das Projekt wurde von 
Prof. Dr. H.E. Tenorth in Würzburg und Frankfurt/Main geleitet. Die von 
der DFG geförderten Arbeiten sind seit Ende 1982 abgeschlossen.^ 

Die Darstellung der materiellen und sozialen Entwicklung der preußi- 
schen Lehrerschaft erschien in diesem Kontext so umfangreich, daß das 
Thema innerhalb des Forschungsprojekts seit 1981 von zwei Mitarbeitern 
bearbeitet wurde. Der Prozeß der Forschung und Datenaufbereitung wurde 
dabei eng aufeinander abgestimmt und die jeweiligen Teilbereiche verzahnt. 
Als leitende Prämisse in der Arbeit am Thema galt uns zuerst nur die quel- 
lenorientierte Darstellung der "wirklichen Lebensverhältnisse" des Lehrers. 
"Die Frage nach den Quellen ist daher, seitdem es Historiographie und erst 
recht Geschichtswissenschaft gibt, die fundamentale Frage jeden historio- 
graphischen Versuchs."^ Der Tabellenteil im Anhang unserer Untersuchung 
bringt diese Orientierung zu einem Teil zum Ausdruck. Das gleiche gilt für 
das Literaturverzeichnis. Zum andern brachte aber das Studium der dort 
versammelten Quellen mehr und mehr zu Tage, wie unbefriedigend - weil 
vorwiegend klagend oder glorifizierend - der bisherige Forschungsstand zum 
Thema war. Diese Lücke soll zumindest zu einem Teil ausgefüllt werden. 

Aufgrund unseres neruiiicnen Abschieds von der inneruniversitären Ar- 
beit 1982 waren wir seit diesem Zeitpunkt nur noch nebenberuflich und da- 
her mit knappem Zeitbudget in der Lage, die Arbeit am Thema weiterzu- 
treiben. Wir sind daher sehr dankbar für das Verständnis, das unsere Le- 
bensgefährtinnen uns und unserer Arbeit trotz solcher Einschränkungen 
entgegengebracht haben. Besonders bedanken wir uns aber für das immer 
offene Ohr des Betreuers unserer Dissertation H.E. Tenorth, der uns auch in 
schwierigen Zeiten mit Rat und Tat zur Seite stand. Ohne die beflügelnden 
Diskussionen mit ihm und mit E. Keiner hätte die Präsentation unserer Un- 
tersuchung nicht in dieser Weise Zustandekommen können. 

Estenfeld und Würzburg im Januar 1991 



1 An Ergebnissen liegen u.a. vor: Keiner/Tenorth 1981; Müller 1977; 1977a; 1983 (unveröff. 
Ms.); 1988; MülleryTenorth 1984; Tenorth 1977; 1981; 1986; 1987; 1988; 1988a. 

Zur im weiteren gültigen Zitationspraxis veröffentlichter Schriften: In den Fußnoten wird je- 
weils der Autor bzw. Titel genannt und das Erscheinungsjahr sowie die Seitenzahl; im Quellen- 
und Literaturverzeichnis sind die Schriften getrennt nach dem Erscheinungsjahr aufgeführt, und 
zwar bis bzw. nach 1918; dort können die vollständigen Titel jeweils nachgeschlagen werden. 

2Schiederl972, S.288 
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I. BILDUNGSSYSTEM, VERBEAMTUNG UND 
SOZIALE LAGE DES LEHRERS. 

DIE FORSCHUNGSLAGE ZUM THEMA 

Im folgenden wird der Versuch unternommen, zum einen unterschiedli- 
che Orientierungen in der Historiographie des Lehrers zu identifizieren und 
die Mängel der jüngeren Lehrersozialgeschichte anhand ihrer dominieren- 
den Arbeiten darzustellen (1.). In einem zweiten Schritt wird dann - ausge- 
hend von der Kritik solcher Unzulänglichkeiten - die theoretische Basis un- 
serer Analysen zur Entwicklung der materiellen und sozialen Lage der 
preußischen Elementarlehrer entwickelt (2.). 

1. Historiographie und typische Defizite der aktuellen 
Sozialgeschichte des I^hrers 

Bei der Arbeit an unserer Untersuchung konnte die unterschiedliche sy- 
stematische Orientierung in der Lehrerberufsgeschichte als Ausgangspunkt 
vorausgesetzt werden, die in unserer Arbeit selbst auch nicht mehr explizit 
vorgestellt wird. Zum einen besteht nämlich eine Lehrergeschichtsschrei- 
bung, die sich mit dem Etikett der "Selbstbeschreibungen" belegen läßt. Sie 
setzt in Preußen bereits in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts ein und ent- 
steht aus Anlaß von Festen, Jubelfeiern und Neugründungen von Vereinen.^ 
Diese Literatur wurde meist von Vereinsfunktionären verfaßt; sie stellt an- 
hand der Geschichte von Lehrervereinen auch die Geschichte des Lehrerbe- 
rufs dar. Die Funktion dieser Vereinsgeschichten bestand in dem Versuch, 
die eigenen Identitätsprobleme als Stand zu bewältigen. Zu dieser Gattung 
von Literatur über die historische Entwicklung des Lehrberufs lassen sich 
unseres Erachtens aber auch noch neuere Arbeiten rechnen, etwa die von 
BungardP und die "Geschichte des Lehrers" von Walz^. 

Von dieser Art der Betrachtung ist eine andere Sparte der Historiogra- 
phie des Lehrers deutlich abzuheben. Diese Untersuchungen sind in den 
60er, 70er und 80er Jahren des 20. Jahrhunderts erschienen; sie verstehen 
sich nicht mehr als standesinterne Selbstbeschreibungen, sondern interpre- 
tieren die Historiographie des Lehrers unter dem Anspruch eines expliziten 
sozialgeschichtlichen Konzepts. Vertreter dieser Gattung sind insbesondere 



1 Als wichtigste Veröffentlichungen sind in diesem Zusammenhang zu nennen: Stolley 1878, 
Fischer 1892, Strewe 1896, Doormann 1907, Rißmann 1908, Pretzel 1921, Trinks 1933; (neu 
herausgegeben von Bölling 1980). 

2 Bungardt 1965 

3 Walz 1989; 1981 
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die von uns dargestellten Arbeiten von Apef, Bölling, Huerkamp^ und 
Breyvogef, oder auch die von Meyer^ und - im Bereich der angelsächsischen 
Forschung zu Westeuropa - La Vopa^ und Skopp^^. 

Der unbestreitbare Fortschritt der genannten Arbeiten besteht im Unter- 
schied zur "Selbstbeschreibungsliteratur" der Lehrer im theoriegeleiteten 
Herangehen an Genese und Entwicklung des Lehrerberufs in Deutschland. 
Sie sind deshalb so "diskussionswürdig, weil sie sich nicht darauf beschrän- 
ken zu beschreiben, sondern auch Erklärungsversuche bieten".^^ Sie markie- 
ren im eigentlichen Sinne die "Sozialgeschichte des Lehrers" und tragen aus 
ihrer jeweiligen Perspektive und in einem Ausschnitt zur Erhellung der Ge- 
schichte des Lehrers bei. So werden die von uns im folgenden besprochenen 
Arbeiten auch nicht in ihrer historiographischen Leistung kritisiert, sondern 
in der begrenzten Reichweite ihres theoretischen Fundaments; sie stehen 
deshalb jeweils für ein typisches theoretisches Defizit.^^ Die vorliegende Ar- 
beit steht im Zusammenhang dieser Tradition und versucht, einige ihrer 
konzeptionellen Schwächen, aber auch einige ihrer empirischen Defizite zu 
überwinden. 

Mit der "historischen Wendung"^^ in Analysen zum Prozeß der Profes- 
sionalisierung und weitergehend mit der gegenstandsspezifischen Annahme, 
daß der Lehrberuf nur rekonstruierbar ist als integriertes Moment des staat- 
lich kontrollierten Bildungssystems, wobei diesem der funktionale Primat 
zuzuweisen ist, hat die Sozialgeschichtsschreibung des Lehrers auch die päd- 
agogische Haushistoriographie sowie die Meßlatte eines normativen B^ta- 
logs von Professionsmerkmalen hinter sich gelassen. Vor dem Standard die- 
ser neuen Programmatik zeigt sich jedoch auch in den genannten jüngeren 
Arbeiten immer noch, daß die theoretische Aufgabenstellung des Paradig- 
mas nicht zur Kenntnis genommen wird, bzw. daß in der Ausdifferenzierung 
des grundsätzlich akzeptierten theoretischen Kerns (Primat des Bildungssy- 
stems) Kategorien zur Geltung kommen, deren Begründungsgehalt nicht 



4 Apel 1985 

5 Bölling 1983 

6 Huerkamp 1976 

7 Breyvogel 1984 

8 Meyer 1976 

9 La Vopa 1980 

10 Skopp 1980. Für die Sozialgeschichte der Lehrerinnen einschlägig; Brehmer 1980; 
Gahlings/Moering 1961; Moerschner 1977. 

11 Keiner/Tenorth 1981, S.199 

12 Dies gilt besonders für die Selbstbeschreibungen, für die soziale Verortung der Lehrer in 
den Sozialgeschichten und deren Defizit in der funktionalen Sichtweise. Stellvertretend ist hier 
Huerkamp zu nennen. 

13 Vgl. hierzu Keiner/Tenorth 1981, S.202ff.; Müller/Tenorth 1984 
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hinreichend nachgewiesen ist. Auf diese Arbeiten soll exemplarisch Bezug 
genommen werden. Untersucht werden dabei Indikatoren und konzeptio- 
nelle Überlegungen, vor deren aufschließender Kraft erst historische Daten 
aussagefähig werden. 

1 . 1 Duplizier ung der Lehrerwahrnehmung 

Eine Arbeit, in der eine konzeptionelle Forschungsproblematik deutlich 
wird und die genau dadurch zu weiterführenden Überlegungen anregt, ist die 
"Studie zur Berufs- und Lebenssituation rheinisch-westfälischer Gymnasial- 
lehrer im Vormärz"^^. H.J. Apel, der Autor dieser Studie, will hier die Situa- 
tion dieser Lehrergruppe aufhellen und neu begreifen. In der Literatur über 
Lehrer existieren ja konträre Feststellungen zur gesellschaftlichen Wert- 
schätzung und über den sozialen Status dieser Berufsgruppe. Mittels der 
Auswertung von Archivalien will Apel hier eine eindeutige Entscheidung 
herbeiführen. Die Quellenbasis dieser Untersuchung besteht dann in Stel- 
lungnahmen von höheren Lehrern zu ihrer materiellen und sozialen Situa- 
tion, wie sie als Teile von Eingaben an die Vorgesetzte Behörde überliefert 
sind. Grundtenor in Apels Beweisführung ist dabei, daß berufliche Tätigkeit 
und Lebensführung untrennbar verbundene Bereiche der gesellschaftlichen 
Existenz darstellend^. Dies ist als analytisch-deskriptiver Ausgangspunkt 
zwar noch zu akzeptieren. Wenn Apel diese Annahme aber zu der These 
verlängert, daß aus der beruflichen Tätigkeit eine bestimmte als adäquat an- 
zusehende Lebensführung notwendig folgt und zugleich gerechtfertigt ist, 
übernimmt er explizit die Maximen der höheren Lehrer, verläßt den analy- 
tisch-deskriptiven Bereich und gibt Lehrerklage als Analyse aus: "Gerade 
das angemessene Auskommen, die sorgenfreie Existenz und die Achtung des 
Lehrers in der Gesellschaft waren bei diesen Verhältnissen in vielen Fällen 
noch nicht erreicht". 

Alle Lehreräußerungen sind ihm dann Belege für eine sachlich 
gerechtfertigte Klage und nicht primär Resultate einer interessengeleitet 
und ideologisch wahrgenommenen Diskrepanz von eigenem Impetus und 
gedeuteter sozialer Lage. Zu Problempunkten der innerberuflichen 
Situation^^ erfährt der Leser auch nur Bestimmungen geringen zusätzlichen 



14 Apel 1985 

15 Apel 1985, S.197 

16 Apel 1985,8.196 

17 Dazu zählen die Wartezeiten bis zur festen Anstellung, der Aufstieg zum Ordinarius hö- 
herer Klassen, das Dienstverhältnis zum Direktor, methodisch-didaktische Schwierigkeiten auf- 
grund mangelnder pädagogischer Vorbildung und Fluktuation bzw. inhomogene Zusammenset- 
zung der Schüler, außerdem außerschulische Aufsichtspflichten. 
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Erkenntnisgehalts: Die Verhältnisse "wurden beklagt"^*, sie wurden "als 
Ärgernis empfunden"^^, "sind Hinweis auf die schwierige Position"^®, 
"verweisen auf das berufliche Rollenverständnis"^^ und "die Klage ist aus 
dem Aufstiegsdenken zu verstehen"^^. 

Apel nimmt es wörtlich und als Lagebeschreibung, wenn höhere Lehrer 
ein Jahresgehalt von 400 bis 500 Talern nicht nur daran problematisieren, 
inwieweit damit ein Familienunterhalt möglich ist, sondern auch daran, wie 
sehr die Fortbildung für den - so das Lehreridiom - "von edlem Wissensdur- 
ste Angeregten"^ verhindert wird. An der spezifischen Weise, wie sich die 
höheren Lehrer auf die nichtakademischen Subalternbeamten bezogen, 
MiXtApel durchaus bemerken können, wie die Lehrer ihre höhere Bildung 
und den ewigen Fortbildungszwang taktisch veranschlagen.^ Daß die Leh- 
rer, vermittelt über die Gehaltshöhe, die Erfahrung eines begrenzten gesell- 
schaftlichen Umgangs machen, mag als Aussage noch hingehen. Damit je- 
doch zugleich die Klage der Lehrer, ihnen wäre ein geselliger Verkehr nur in 
"untergeordneten und abgesonderten" Kreisen möglich, als "Tatsache"^^ zu- 
sammenzufassen, das teilt diese Klage in unkritischer Weise. Alternative In- 
terpretationen aus der Forschungsliteratur, z.B. daß höhere Lehrer bereits 
als Beamte zur herrschenden Gruppe im Staate gehörten, kontert Apel mit 
dem Hinweis, von der damaligen Lebenssituation der höheren Lehrer her 
könne das nicht sein.^ Nur wird damit die funktionalistische Behauptung 
eines "Herrschaftspersonals" so wenig tangiert wie die Diskrepanz von 
Selbst- und Fremdbeschreibungen der sozialen Lage berücksichtigt. 

Auch angesichts des von ihm selbst festgehaltene Datums, daß Gymnasi- 
allehrer sich an Juristen im Staatsdienst orientierten, wird für Apel die Be- 
trachtung der Gymnasiallehrer als Herrschaftspersonal nicht untersuchens- 
wert. Apels zusammmenfassende Beurteilung der Lebenslage der höheren 
Lehrer: "Diese Verhältnisse trugen selbstverständlich (Hervorh. d.V.) nicht 
zur beruflichen Zufriedenheit der Lehrer bei"^^, zeigt dessen theoretisch un- 
gebrochenes Verhältnis zu seinem Untersuchungsgegenstand. Obwohl der 
Autor selbst in Bezug auf sein Quellenmaterial, in dem im wesentlichen nur 



18 Apel 1985, S.179 

19 Apel 1985, S.179 

20 Apel 1985, S.187 

21 Apel 1985, S.176 

22 Apel 1985, S.176 

23 Apel 1985, S.194 

24 Apel 1985, S.198f. 

25 Apel 1985, S.197f. 

26 Apel 1985, S.203 

27 Apel 1985, S.198 
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die subjektiven Stellungnahmen der Lehrer dokumentiert werden, vor vor- 
schneller Verallgemeinerung warnt^, besteht sein einziges Korrektiv darin, 
weitere ähnlich gelagerte Quellen ergänzend heranzuziehen. Das analytische 
Niveau dieser Abhandlung zum höheren Lehrberuf zeigt sich als unmittel- 
bare und ungeprüfte Überlieferung und Auslegung von Aussagen der Lehrer 
selbst. 

1.2 Defizitärer konzeptioneller Hintergrund 

Im Unterschied zu Apel geht K Bölling in seinen "sozialgeschichtlichen" 
Untersuchungen^^ ausdrücklich von sozialstrukturellen und gesellschafts- 
theoretischen Annahmen aus und rechnet z.B. den Volksschullehrer dem 
"neuen Mittelstand" aus Angestellten und Beamten zu. Dabei räumt er 
aber sogleich selbst ein, daß ein derartig negativ definierter Begriff (der Zu- 
gehörigkeit weder zum Proletariat noch zur Bourgeoisie) für die konkret-de- 
taillierte Untersuchung von Zusammenhängen nur wenig tragfähig ist. Den- 
noch bleibt "Stand" für ihn zentraler Ausgangspunkt. Hier bleibt ungeklärt, 
wie sich der doch eher theoretische Begriff "Stand" zum eher empirischen 
Begriff "Mittelstand" verhält. Für Bölling ist ausschlaggebend, daß dieser Ti- 
tel aus den Selbstzeugnissen der Lehrer nicht wegzudenken ist. Der Hinweis, 
daß es sich dabei primär um die Formulierung einer ideologischen Abgren- 
zung zu anderen Berufsgruppen handelt, ist jedoch nicht sehr aufschluß- 
reich. Denn schließlich bleibt ohne eine Untersuchung, auf welcher Grund- 
lage der Titel "Stand" zur ideologischen Abgrenzung überhaupt dienen kann 
bzw. was seine Besonderheit ausmacht. 

Aus dem ideologisch gefaßten Begriff "Stand" resultiert dann auch, daß 
Bölling Segmente des kollektiven Selbstverständnisses der Lehrer, etwa die 
nebeneinanderliegende Orientierung an höheren Lehrern wie an höheren 
Verwaltungsbeamten durchaus feststellen kann.^^ Diese Orientierungen 
sind weitergehend als differenzierte Optionen auf Aufstieg diskutierbar, die 
historisch aktualisiert werden. Daneben wird der sozialen Rekrutierung, 
vermittelt über die Familie als Sozialisationsfaktor, eine große Bedeutung 
für das gesellschaftliche Selbstverständnis der Lehrer beigemessen.^^ Wie 
sich jedoch Bewußtsein qua Herkunft in Berufsbewußtsein transformiert, 
entsteht als weitergehende Frage. Ebenso kann nun die Frage angeschlossen 



28ApeI 1985, S.165 

29 Vgl. insbes. Bölling 1978 und 1983 

30 Zum zeitgenössischen Gebrauch des Begriffs "Mittelstand" vgl. Müller 1977a. 

31 Bölling 1983, S.18, S.24 

32 Bölling 1978, S.20 
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werden, inwieweit der Lehrberuf selber sozialisierende Wirkung hatte. An 
späterer Stelle^^ wird aber Herkunft nicht mehr als Einflußgröße auf das 
Selbstverständnis thematisiert, sondern als Datum genommen, um die These 
des Volksschullehrerberufs als Plattformberuf zu bekräftigen. 

Mitunter tauchen bei Bölling Bewertungen auf, die einer distanziert-sach- 
lichen Untersuchung nicht zuträglich sind. Die Berechtigung zum einjährig- 
freiwilligen Militärdienst, die Seminarabsolventen 1896 zuteil wurde, be- 
zeichnet Bölling als die "zweifelhafteste"^ aller Privilegien, die ihm zugefal- 
len sind. Aber nicht der normative Gehalt, einzig der Stellenwert dieser Be- 
rechtigung in der Statuspolitik der Lehrer kann doch hier interessant sein. 
Normative Übereinstimmung mit der historischen Sichtweise der Lehrer 
selbst besteht dann darin, daß deren finanzielle Verhältnisse (v.a. in der er- 
sten Hälfte des 19. Jahrhunderts) von Bölling als "unvorstellbar beengt"^^ 
gekennzeichnet werden. Ebenso verbleibt das Prädikat "entwürdigend" auf 
der Ebene des historischen Lehrerurteils über Naturalentlohnung und Rei- 
hetisch. 

Die speziflschen Verhältnisse im Bildungssystem werden bei Bölling 
schließlich von einer ahistorisch unterstellten pädagogischen Aufgabe aus 
beurteilt. So wird bezüglich der Tauglichkeit von ehemaligen Unteroffizie- 
ren zum Schulehalten im 18. Jahrhundert ausgeführt, daß die Einsicht in de- 
ren Untauglichkeit keineswegs selbstverständlich war.^ Versperrt ist da- 
durch der Blick darauf, daß Kriterien für die Eignung zum Schulehalten von 
Vorstellungen und Absichten über die Leistung des niederen Schulwesens 
abhängen. Böllings Rekurs, daß die Lehrerberufsgeschichte an die Ausfor- 
mung des neuzeitlichen Bildungssystems zu binden ist^^, bleibt somit leere 
Programmatik. Er spricht Ausbildung, Bedingungen der Berufsausübung, 
materielle Lage, soziale Rekrutierung und kollektive Mentalitäten durchaus 
als "strukturierende Elemente" an. Sie fungieren bei ihm aber eher als stati- 
sche Gliederungsprinzipien von Daten, als daß sie Aufschluß geben über De- 
terminanten im Progreß der Berufskonstitution. Wo es um das Aufschlüs- 
seln von Momenten eines ineinander verschlungenen gegenständlichen Pro- 
zesses ginge und um den Versuch, darin nach systematischen Perspektiven 
zu unterscheiden, liegt bei Bölling konzeptionell eine additive Aspekthaftig- 
keit vor. 



33 Bölling 1983, S.76ff. 

34 Bölling 1983, S.61 

35 Bölling 1983, S.71 

36 Bölling 1983, S.54 

37 Bölling 1983, S.6 
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C. Huerkamp^ will die Analyse der sozialen Situation der Lehrer vor dem 
Hintergrund der ökonomischen und politisch-sozialen Modernisierung im 
19. Jahrhundert entwickeln. Diesem Prozeß unterstellt sie dabei eine an sich 
notwendige, aber nicht stattgefundene Synchronität. Dem realen Verlauf des 
historischen Prozesses wird so die Schablone eines idealen Verlaufe vorge- 
halten: Einer bestimmten ökonomischen Entwicklung hätte eine bestimmte 
politische, soziale und kulturelle Entwicklung zu entsprechen. Besonders auf 
dem Felde des Schulwesens soll ein deutliches Modernisierungsdefizit be- 
standen haben. Genau damit wird jedoch ein idealtypischer Verlauf von 
Modernisierung veranschlagt, demgegenüber die deutschen/preußischen 
Verhältnisse als verzögert oder behindert erscheinen. Folgerichtig werden 
auch die Hemmfaktoren der idealen Entwicklung genannt: die vorindustri- 
ellen Machteliten. 

Mit "Modernisierung" als ideal gedachtem Prozeß und einem Gruppenin- 
teresse an der Erhaltung des Status quo als Verhinderung dieses Ideals sind 
aber weder der historisch-konkrete Prozeß noch evtl, wirksame gesellschaft- 
liche Interessenlagen in ihrer Eigenart und Inhaltlichkeit ausreichend erfaßt. 
Die Leistungen des Schulsystems für die Gesellschaft werden als Doppelcha- 
rakter von Bildung benannt: Qualifikation und Sozialisation. Dabei versteht 
Huerkamp Qualifikation als Produkt staatlich organisierter Bildungspro- 
zesse. Mit der engen Verknüpfung von Ökonomie und staatlichem Handeln 
impliziert sie zugleich die ökonomische Determiniertheit staatlicher Schul- 
politik und -Organisation.“*® Dem ist entgegenzuhalten, daß es dieser An- 
nahme an Beweisen fehlt.“*^ Die besondere Bedeutung von Sozialisation als 
gesinnungs- und verhaltensmäßiger Anpassung an die gesellschaftlichen 
Verhältnisse soll sich v.a. über die Industrialisierungswelle zwischen 1850 
und 1873 ergeben.“*^ Die Aufgabe der Schule zur politischen und sozialen 
Systemstabilisierung, die man in dieser Z^it durchaus beobachten kann, ist 
aber nicht erst Resultat von Einflüssen im Zuge vehementer Industrialisie- 
rung, sondern schon konstitutiv im Entstehungszusammenhang des preußi- 
schen Elementarschulwesens.“*^ So scheinen also Qualifikation und Soziali- 
sation bei Huerkamp zu sehr als direkte Instrumente der Modernisierung 



38 Vgl. Huerkamp 1976 

39 Huerkamp 1976, S.2ff. 

40 Huerkamp (1976, S.125) spricht von einer ökonomischen Notwendigkeit für den Staat, die 
Volksschulen zu verbessern. 

41 Vgl. hierzu Leschinsky/Roeder 1976, S.497ff.; Lundgreen 1976 und 1977 

42 Dieser Standpunkt ist explizit bei Nyssen (in Hartmann/Nyssen (Hg.) 1974, S.292-322) zu 
finden. Nyssen interpretiert von daher die Absicht und Wirkung der Stiehlschen Regulative 
1854 

43 Leschinsky/Roeder 1976, S.493 
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(Brauchbarkeit, Anpassung) akzentuiert. Einleuchtender scheint dagegen 
eine subsidiär-unterstützende Rolle, nämlich daß "die Leistung der Schule 
im Prozeß gesellschaftlicher Modernisierung und ökonomischer Entwick- 
lung in dieser Phase weniger in der Vermittlung spezifischer, unmittelbar 
verwertbarer Qualifikationen liegt, sondern in der Einübung von Normen 
und Handlungsorientierungen, die diesen Prozeß stützen und erleichtern".“*^ 
In Bezug auf die Lehrerberufsgeschichte ist der Begriff "Profession" der 
theoretische Fluchtpunkt der Huerkampschen Arbeit. Sie stützt sich dabei 
auf ein Konzept von "Profession" und "Professionalisierung"; die Konzept- 
bildung bewegt sich aber weitgehend im Bereich der Eigenwahrnehmung der 
Lehrer. In der Hinzunahme des Merkmals der Diskrepanz zwischen Selbst- 
bewußtsein und sozioökonomischer Lage der Volksschullehrer vermag 
Huerkamp jedoch der Übernahme von Selbstdeutungen der Lehrer nicht zu 
entgehen. Von ihrem Professionskonzept heißt das, daß der 

Kriterienkatalog anhand der Momente gebildet wird, in denen die Lehrer 
selbst eine Diskrepanz formulieren. Im Ergebnis wird die Frage, ob die 
Volksschullehrer sich im historischen Prozeß den Standards einer 

Profession genähert haben, zweifach beantwortet: teils ja, teils nein.“*^ 
Professionserfolg wurde in materieller Hinsicht und bei den 

Arbeitsbedingungen erzielt; kein Erfolg ergab sich bei der Kontrolle der 
Berufstätigkeit und der beruflichen Autonomie. Bei der Ausbildung seien 
einerseits Erfolge unübersehbar, andererseits fortbestehende Mängel 
dadurch umso stärker bewußt geworden. Die Bildung von 

Klassifikationskriterien und die darauf gestützte Analyse der Berufs- 
wirklichkeit mittels der Selbstthematisierungen der Lehrer verbleibt auf der 
Ebene des geheimen Normativismus der "alten" Professionstheorie.“*^ Im 
Resultat bleiben die Feststellung unterschiedlicher Annäherung an ein vor- 
ausgesetztes Maß und die These, daß der Professionalisierungsprozeß der 
Lehrer ja über die Bedeutungssteigerung der Schule innerhalb der Indu- 



44 Leschinsky/Roeder 1976, S.454 

45 Huerkamp 1976, S.176ff.; vgl. a. Skopp 1974 und 1980; auch diese beiden Arbeiten ent- 
werfen "Profession” als normative Kategorie, von der aus dann Defizite in der Berufsentwicklung 
diagnostiziert werden. 

46 Zu den Merkmalen der "alten" Professionstheorie vgl. Müller/Tenorth 1984; dort gelten 
insbesondere als deren Schwächen: Nivellierung der "Spezifik des Berufs zu einem Problem 
normativ-antizipierter Merkmale", blinde und pure "Orientierung an Berufsinteressen und Be- 
rufsideologien" der Berufsinhaber (ebd., S.154). 

Eine jüngere Arbeit zum Themenbereich (Schwänke 1988) wird nicht mehr gesondert be- 
sprochen. Darin ist weder Schwänkes eigener Anspruch eingelöst, einen normativ wirkenden 
Merkmalskatalog zu vermeiden, noch ist die im Titel versprochene historische Dimension an- 
gemessen berücksichtigt; vgl. hierzu auch Terhart 1989 (Rezension Schwänke 1988). 
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strialisierung induziert war.'*^ Diese Bedeutung der Schule aber 
(Qualißkation und Sozialisation in Abhängigkeit von fortschreitender Indu- 
strialisierung) wird bei Huerkamp nicht ausreichend nachgewiesen. Als spe- 
zifische Berufsaufgabe des Lehrers und wesentlichste Determinante der Be- 
rufsentwicklung erscheint dann für Huerkamp nur: Transmissionsriemen für 
Qualifikation und Sozialisation. Darin besteht u.E. eine handlungstheoreti- 
sche Einschränkung der Huerkampschen Untersuchung. 

1.3 Unzureichende Vermittlung von Gesellschaftsanalyse und 
Subjektgeschichte 

W. Breyvogef^ will den historischen Lehrer fassen, indem er die Kluft von 
Gesellschaftsanalyse und Subjektgeschichte überbrückt. Er geht von der 
Annahme aus, daß in der historischen Forschung noch kein geschlossener 
methodisch-theoretischer Entwurf vorliegt, der soziale Lage und (Berufs-) 
Bewußtsein schlüssig aufeinander bezieht. Dies soll in der Vermittlung von 
"sozialgeschichtlich erweiterten Kategorien des Historischen Materialismus" 
und einer "historisch gewandten Sozialisationstheorie"“*^ geleistet werden. 
Zentrales Vermittlungstheorem ist dabei die Annahme, daß Volksschulleh- 
rer dem abstiegsbedrohten Kleinbürgertum entstammten und zugleich durch 
den Beruf zugehörten. Dadurch nähmen sie ein besonderes Verhältnis zum 
Staat als Garanten ihres Nichtabstiegs ein.^*^ Doch schon hier deutet sich 
eine Ungeklärtheit in den gesellschafts- und sozialisationstheoretischen An- 
nahmen an. Wie verhält sich die von Breyvogel festgestellte Zugehörigkeit 
der Lehrer zu den "Staatsständen"^^ und das daraus folgende Bewußtsein 
zum Bewußtsein qua kleinbürgerlicher Herkunft? Bei ihm dominiert die so- 
zialisationstheoretische Logik, gegenüber der die Besonderheit des Berufs 
"Lehrer" ignoriert wird.^^ So werden für Breyvogel Momente der Lehreraus- 
bildung und Berufspraxis zu Modifikationen bzw. zum Resultat des klein- 
bürgerlichen Sozialisationssyndroms. Die seminaristische Ausbildung wird 
als Destabilisierung der traditionellen kleinbürgerlichen Normen und 
Selbststrukturen beschrieben.^^ Dies bleibt dem Wesen dieser Institution 
allerdings äußerlich. Schließlich geht es in der Ausbildung und Praxis des 
Seminars ungeachtet der sozialen Herkunft der Seminaristen um die Vorbe- 



47 Huerkamp 1976, S.5 

48 Vgl. Breyvogel 1984 

49 Breyvogel 1984, S.299f. 

50 Breyvogel 1984, S.308f. 

51 Breyvogel 1984, S.301 

52 Keiner/Tenorth 1981, S.207f., S.210 
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reitung auf eine Berufspraxis. Von daher kann die Seminarpraxis primär ihre 
Bestimmung finden. 

Die Disziplinierung der Schulkinder, m.a.W. daß die Lehrer - im Extrem - 
die proletarischen Kinder prügelten, habe - so Breyvogel - ihre subjektive 
Voraussetzung in der Abstiegsbedrohung, die der Lehrer in den Kindern 
verkörpert sieht.^"* Bei dieser Annahme bleiben aber andere notwendige In- 
terpretationen der Disziplinierungspraxis unreflektiert. Denn schließlich 
war Bestrafung und Kontrolle ein Teil des Erziehungsauftrags. Breyvogel 
hatte dies vorher selber noch angesprochen, wenn er eine für die 
Elementarschulen "typische Kombination von Wissensvermittlung, 
Selbstzwang und körperlicher Zwangsgewalt"^^ feststellt. Nicht übersehen 
werden dürfen auch nötigende Umstände zum Strafen, etwa die hohen 
Klassenstärken, die Disziplinierung zur quasi-technischen Voraussetzung 
von Unterricht machten. Auch die subjektive Dominanz von 
Abstiegsängsten beim Lehrer ist keineswegs einleuchtend. Ihm wurden doch 
v.a. im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts einige Privilegien sozialer 
Absicherung zuteil, und ein Status, der rechtlich garantiert war. Ebenso 
könnten dem Lehrer andererseits die Unterschichten als solche Gruppen ins 
Auge fallen, durch die oder für die gerade im Wohlfahrtsstaat Systeme 
sozialer Sicherung bewerkstelligt wurden - so daß sie nicht umstandslos als 
die "Ewig-Unteren" gelten können. Breyvogels Hinweis, daß sich in den 90er 
Jahren die Anzeigen von Schülereltern gegen Lehrer häufen^^, ist selbst als 
Beleg für die Überformung der Interaktion des Wissens durch die 
Interaktion der Gewalt zu relativieren.^^ Zu berücksichtigen ist nämlich, daß 
im Laufe des 19. Jahrhunderts strafende Handlungen des Lehrers 
unterschiedlichen, sich ablösenden Normsystemen unterworfen waren.^* Sie 
waren dadurch weiterhin nicht durchgängig und in gleicher Weise registriert 
und publik. 

Eine eigentümliche Ungereimtheit wird zuletzt sichtbar, wenn Breyvogel 
die charakteristische Statusdiskrepanz der niederen Lehrer auch als aus- 
schlaggebend für deren politisch-soziales Verhalten im Vormärz darstellt.^^ 
Der gesellschaftstheoretischen Kategorie "Berufsstand/Staatsstand" ist (im 
vorliegenden historischen Fall) der Begriff "Statusdiskrepanz" ja immanent 
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zugehörig und er trifft die niederen Lehrer in spezifischer Weise. Im An- 
schluß an Nipperdey^ spricht Breyvogel davon, daß dadurch eine 48er 
"revolutionäre Disposition" der Lehrer begünstigt wurde. Nipperdey um- 
schreibt dies so, daß "nach Klasse und Lebenslage ... sie den Unterschichten 
und den sozialen Problemen besonders nahe ... standen und daher für den 
radikalen Flügel eher disponiert waren".^^ Hier wäre einzuwenden, daß die 
Lehrer tatsächlich mehr vom berufsständischen Aufstiegswillen motiviert 
wurden, als von der Solidarität mit den Unterschichten.^^ Systematisches 
Problem ist aber, daß die behauptete revolutionäre Disposition und Interes- 
senkonkordanz nicht kompatibel ist mit dem Breyvogelschen Ausgangspunkt 
des Lehrers als Kleinbürger mit seiner Abgrenzung zu eben diesen Unter- 
schichten. 

Positiv fällt zwar auf, daß Breyvogel die zeitgenössischen Selbstdarstellun- 
gen der Lehrer zu ihrer materiellen Situation in den ersten Jahrzehnten des 
19. Jahrhunderts als Statusverhalten relativiert und nicht wörtlich gelten 
läßt.^^ Insgesamt erscheint aber der Lehrer in Breyvogels Arbeit als Figura- 
tion kleinbürgerlich sozialisierter Bedürfnisse, dem der Staat über sein Zen- 
tralisierungsinteresse im Bildungswesen dann zur gesicherten kleinbürgerli- 
chen Lebensweise verhelfen hat. In diesem Erklärungsansatz bleiben jedoch 
zentrale Annahmen unvermittelt. Die Ausgangspunkte "Berufsstand" und 
"Kleinbürgertum" werden nicht gegeneinander abgeklärt. Allein Kleinbür- 
gertum wird als sozial-kausaler Horizont festgehalten. Mit Kleinbürgertum 
wird Jedoch ein allgemeines soziales Stratum fixiert. Damit ist es nur be- 
schränkt möglich, besondere Bewußtseins- und Verhaltensdispositionen zu 
erklären. "Berufsstand" wird demgegenüber in seinen Implikationen und 
Konsequenzen nicht intensiv genug diskutiert. 

2. Staatsdienerrecht und niederes Lehramt - Theoretische 
Grundzüge der Verortung eines Standes 

Angesichts des eben skizzierten Forschungsstandes wollen wir im folgen- 
den versuchen, eine historische und systematische Argumentation zu ent- 
wickeln und vorzustellen, in der bisher weitgehend vernachlässigte Begriffe 
als leitende Begriffe sozialgeschichtlicher Analyse zum Tragen kommen. Als 
solche Leitbegriffe fungieren "Stand" und "Amt", "Staatsdiener(recht)" sowie 
ein spezifischer, prozeßfähiger Begriff von "Emanzipation" des Lehrers. 
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Der absolutistisch-staatliche Bezug auf das Schulwesen erschöpfte sich 
darin, der Praxis als Instanz von Normsetzung gegenüberzutreten. Dieser 
Anspruch wurde über ein Ediktenwesen umgesetzt, wobei eher das ediert 
wurde, was vorher bereits reglementiert war und/oder als tradierte Regel 
schon vorlag. Eine Wirkung oder die Befolgung dieser Interventionen wurde 
kaum kontrolliert. Von einer planmäßigen Regulation oder Intervention des 
absolutistischen Staats in das Schulwesen zu sprechen, wäre daher - ganz ge- 
gen das Alltagsverständnis von Absolutismus - überzeichnet. Die aus dem 
Impuls einer revolutionspräventiven Krisenbewältigung entstandenen schul- 
reformerischen Ansätze vor 1800 (von Zedlitz, Massow) versanden sogar in 
der Differenz von programmatischer Absicht und Belassung der traditionel- 
len Strukturen. Das Massowsche Programm scheitert sowohl wegen der 
Nichtgenehmigung seines Unterrichtsgesetzentwurfs durch die oberste Ma- 
jestät als auch darüber, daß es sich als Planungsgrundlage keine verwertbare 
statistische Basis über die Verhältnisse im Schulwesen verschaffen konnte. 
Die Bestimmung des Allgemeinen Landrechts von 1794, wonach die Schule 
eine Veranstaltung des Staates sei, bleibt also um 1800 noch unverbindlich. 

Erst zu diesem Zeitpunkt setzt die vorliegende Arbeit an. Sie geht aus von 
den historischen und systembildenden Determinanten im Umbruch vom 18. 
ins 19. Jahrhundert, dem "Übergang von der Idee in die soziale und admini- 
strative Praxis".^^ Was hier im Ansatz begann, war die Modernisierung des 
absolutistischen Staatsapparats mit dem Korrelat eines sich ausweitenden 
und formierenden Berufebeamtentums, einer Sphäre, in der "die Hierarchie 
den Markt der Bürokratie, der Karrierismus ihr Konkurrenzprinzip, Versor- 
gung ihre sozialökonomische Perspektive"^ darstellt. Darin als Allgemei- 
nem und eben im zunehmend staatlich organisierten Bildungswesen als Be- 
sonderem liegt der Kontext, in dem sich der niedere Lehrerstand sozialge- 
schichtlich formiert.^^ 

< Stand und Amt> 

Die überkommene Bedeutung der Stände wurde durch das Allgemeine 
Landrecht partiell neu definiert. Die Zugehörigkeit zu einem Stand qua Ge- 
burt und die regionale Herrschaftsbefugnis wurden überlagert durch die Kri- 
terien der Bestimmung (Aufgabe) und der Hauptbeschäftigung, d.h. die 
Stände wurden jetzt funktional definiert: als Staatsstände, als staatliche Be- 
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rufsstände.^ Der Adel als klassischer Mittelstand zwischen Krone und Volk 
geht tendenziell seiner traditionellen Bedeutung verlustig. Die Stein-Har- 
denbergschen Reformen zu Beginn des 19. Jahrhunderts verlängern diese 
Tendenz: Die Bürokratie und das Beamtentum treten ihre Rolle an, als ei- 
gentlicher Mittelstand zu gelten. 

So wird das Konzept des Standes als Struktur von Bedeutungsinhalten, in 
denen Herrschaft und Aufgabe ebenso wie Abhängigkeit in den sozialen Be- 
ziehungen begriffen und praktiziert werden^^ zu einem wesentlichen Mo- 
ment des weiter verengten kategorialen Rahmens dieser sozialgeschichtli- 
chen Analyse. Der jetzt funktional definierte Stand hat seinen Kristallisa- 
tionspunkt nicht mehr in der Herkunft, sondern im Wesen des Amts. Dabei 
meint der Titel "Lehrer" auch nicht die Qualifikation zum Lehren, sondern 
bezeichnet den Amts charakter des Inhabers des Lehramts, wie ein Ministe- 
rialerlaß von 1860 eindeutig zum Ausdruck bringt.’® Dieses Amt nun - hier 
können wir Lorenz von Stein folgen - ist eingefaßt in ein förmliches System 
von Rechten und Pflichten. Dessen Inhalt "besteht ... einerseits in dem 
Rechte auf diejenigen Bedingungen der Selbständigkeit ... ohne welche die- 
selbe für ein persönliches Leben nicht denkbar ist, andererseits aber in dem 
Rechte des Staats, von dem Beamten dasjenige zu fordern, was dieser ethi- 
sche Beruf selbst an persönlichen Fähigkeiten und Leistungen voraussetzt, 
um durch den Beamteten in der Führung seines Amts erfüllt zu werden".’^ 

Der Begriff und unsere Verwendung von "Stand" ist weiter zu präzisieren. 
Im Anschluß an eine Bemerkung Wilhelm von Humboldts’^ könnte man sa- 
gen, daß es "in einer Nation sehr viele Stände ... gibt, fast ebenso viele als Be- 
schäftigungen". Nötig erweist sich für uns also, das Konzept von "Stand" zu 
verengen, d.h. einen Begriff von "Stand" zu finden, der die Anwendung auf 
den Lehrer möglich und sinnvoll macht. Um den Lehrer historisch-begriff- 
lich zu fassen, wenden wir ein Standeskonzept mit folgenden Bestimmungen 
an: 

Stände werden als funktionale Teile und eben nicht nur als soziale Seg- 
mente der bürgerlichen Gesellschaft betrachtet. Die Funktion und das 
Funktionieren des Standes entspricht der Modernisierung der 
gesellschaftlichen Strukturen, d.h der Durchsetzung funktionaler 
Differenzierung und der Systembildung. Modernisierung im Verständnis 



68 Koselleck 1967, S.73ff. 

69 Berdahl 1982, S.281f. 

70 S.U. IV.4.2; vgl. Müller (Hg.) 1908, S.44; Heinze 1919, S.69 

71 v.Stein 1869 (Neudruck 1975), S.225 

72 Humboldt 1904 (Nachdruck 1968), S.256 (§ 74) 



23 




Hegels, wenn er sagt: "Der Staat, in dem kein Mittelstand vorhanden ist, 
steht deswegen noch auf keiner hohen Stufe"^^ 

Wir fassen dann den Lehrerstand als Mittlerstand in der Bedeutung von 
Vermittler stand. Auf den begriffsgeschichtlichen Hintergrund bezogen: 
(Mittel-)Stand wird also hier nicht im Sinne der Aristotelischen Tradition 
als politisch-ethische Aufgabe einer gesellschaftlichen Gruppe begriffen, die 
zwischen divergenten gesellschaftlichen Sphären ein ausgleichendes Mo- 
ment darstellen kann und auch nicht im Sinne eines "organisierten Mittel- 
standes", wie er im Kaiserreich über Berufszugehörigkeit, Organisiertheit 
und Einkommensstufen soziologisch gefaßt wird. 

Der Lehrerstand ist für uns vielmehr der Stand, der als Teil einer Organi- 
sation in seiner spezifischen Funktion^“*, als Berufsaufgabe, zwischen der 
Natürlichkeit der Kinder und der Gesellschaftlichkeit der Bürger vermittelt, 
und zwar funktional gesehen^^, nicht im emphatischen Sinne. Diese gesell- 
schaftliche Prämisse ist die Basis pädagogischer Arbeit. 

Der Lehrberuf ist als Amt installiert, also als gesellschaftliche Aufgaben- 
stellung, die als öffentlicher Dienst zu bewerkstelligen ist, eingebunden in 
ein Staatsdienerrecht. "Amt" bestimmt historisch aber auch das Selbstbe- 
wußtsein der Amtsinhaber. Das materialisiert sich in der "Pädagogik" als 
Theorie pädagogischer Ämter. 

Vor dieser Folie - Amt nicht mystifiziert, sondern funktional verstanden - 
sprechen wir vom Beruf des Lehrers. Von daher meinen wir auch, daß diese 
Dimension - funktional und im spezifisch deutschen Selbstverständnis - im 
Konzept von Professionalisierung (konzentriert auf Verfachlichung, Diffe- 
renzierung, Hierarchisierung, Handlungskompetenzen von Pädagogen) zu 
wenig berücksichtigt war. Und demgegenüber verbleiben konzeptionelle 
Ausgangspunkte wie "Klasse", "Schicht", ein statisches Verständnis von 
"Mittelstand" auf einer begrifflich zu allgemeinen Ebene, wo der Lehrer 
nicht spezifisch different gefaßt werden kann. Sie stellen allgemeine Indika- 
toren für die Verortung gesellschaftlicher Gruppen dar und erfassen nicht 
deren Besonderheit. 

< Staatsdienerrecht > 

In dieser Dialektik des Staatsdienerrechts kommen beide Seiten zu "ihrem 
Recht": Der Amtsinhaber zu einer von einzelnen Erwerbsakten unabhängi- 



73 Hegel 1973, S.463 (Rechtsphilosophie § 297 Zusatz) 

74 formell wie für alle Stände: institutionell gesichert; besonders für die Erziehungsfunktion: 
für das Klientel obligatorisch etc. 

75 im Sinne von "Universalisierung der Prämissen gesellschaftlichen Handelns der Gesell- 
schaftssubjekte”; vgl. Tenorth 1988, S.12ff. 
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gen Alimentation und zur Gewährleistung der Ausübung seines Berufs, der 
Staat in der Erfüllung seines Anspruchs auf eine spezifische Dienstleistung. 
Auf beiden Seiten jedoch sind Anspruch wie Leistung nicht überzeitlich ge- 
geben, sondern funktional geprägt und erst historisch-aktuell in ihrem Inhalt 
zu bestimmen. Auch wenn der administrative Zugriff auf das Bildungswesen 
weder in den Kompetenzen noch in der bürokratischen Apparatur eine in- 
nere Geschlossenheit im Sinne heutiger Verhältnisse aufweist^^, so sind 
doch bereits mit Beginn des Prozesses die Merkmale der Qualität des öf- 
fentlichen Dienstes und die Struktur einer Bürokratie markiert: Effizienz als 
Produktivität der Dienstleistung sowie Legalität, Loyalität und Ordnungs- 
mäßigkeit bei der Ausübung von Herrschaft durch Staatspersonal.^^ Mit der 
sukzessiven Durchsetzung dieser Kriterien wird der "geschulte Einzelbe- 
amte" als Faktor einer optimalen bürokratischen Organisation^® antizipiert 
und definiert. 

Vor solchen Ansprüchen erscheint die Lehrertätigkeit in ihrer Gestalt um 
1800 als antiquiert'^ und sie wird mit guten, vorwärtsweisenden Gründen 
von zwei Seiten einer konstruktiven Kritik unterzogen. Von administrativer 
Seite her®*^ wird die Separierung und Ausschließlichkeit dieser Tätigkeit in- 
itiiert und die Lehrerausbildung thematisiert.®^ Auf der anderen Seite kenn- 
zeichnen Protagonisten des niederen Schulwesens die bisherige Normalität 
als Mangel und fordern Verbesserungen ein.®^ In diesem Prozeß entwickeln 
die Lehrer die Klage als kollektiven Habitus und als kontinuierliche Form 
der Wahrnehmung ihrer Berufssituation. Diese instrumenteile Klage - vor- 
nehmlich an die Bezirksregierungen als Adressaten gerichtet, aber auch per 
Standespublikationen an die standesinterne Öffentlichkeit - trägt zum einen 
in ihrer nostalgisch-verklärenden Rückwendung®® jammerhafte Züge.®'* 



76 Leschinsky/Roeder 1976, S.500 

77 Fischer 1977, S.198 

78 Weber 1972, S.561f. 

79 Antiquiertheit vor dem Spiegel pädagogischer Alternativen besteht bereits seit dem 15. 
Jahrhundert; vgl. Petrat 1979 

80 "Die preußische Verwaltung war bei allen inneren Reformen der Träger der Staatsidee 
und damit auch der Träger der neuen Vorstellungen von den Schulen." (Heinemann 1974, S.34) 

81 Vgl. hierzu Tenorth 1987 

82 Etwa: "Der Brodmangel, mit welchem sehr viele Schullehrer kämpfen müssen; womit 
dann unzertrennlich verbunden ist: die Untauglichkeit und Unwissenheit vieler Schulhalter". 
(Sack 1799, S.6f.) Oder: "Da die Haupt-Sache bey dem Schulwesen auf die Lehrer ankommt, so 
muß man auf deren Verbesserung besonders bedacht seyn". (Krünitz 1794, S.40) 

83 Vgl. die Rückwendung bei Landarbeitern in einer ähnlich offenen Situation - "Das die 
liebe alte Vorzeit wo möglich wieder hergestellt werde". (Parisius 1984, S.198) 

84 Dies kommt in folgender Beschreibung zum Ausdruck: "Die Volksschullehrer haben zum 
Sterben zu viel und zum Leben zu wenig ... Früher als man die Forderungen an die Lehrer noch 
nicht so hoch stellte, als jetzt, als man noch Leute von der Nadel, der Bürste, der Flinte oder 
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Zum andern enthält sie aber zunehmend und dominierend das Argument 
der Bedeutung und der Ansprüche des eigenen Amts®^, in der gesamtgesell- 
schaftlichen Betonung der eigenen Aufgabe und relativ zu anderen Beam- 
tengruppen.*^ Die Provokation zu dieser mentalen Figur des Jammerns®^, 
zu der "ewigen Unzufriedenheit"®® liegt vom Ursprung her weniger in der 
Plausibilität der schlechten materiellen Lage der Volksschullehrer. Sie liegt 
vielmehr in der solche Perspektiven erst eröffnenden Koinzidenz von politi- 
schem Gestaltungswillen, des anspruchserfüllenden und anspruchsbegren- 
zenden Staatsdienerrechts und der Obsoletheit der bisherigen Lehrertätig- 
keit gegenüber neuen Anforderungen. Andererseits äußern sich die Lehrer 
nicht nur in ihrer typischen Klageform, sondern auch in "gesellschaftsübli- 
cher" Weise: Sie melden sich, mangels Möglichkeiten zu demokratischen 
Formen der Partizipation, in Petitionen zu Wort®^ und gründen Vereine zur 
Förderung ihrer Anliegen.^*^ Zu den vorgetragenen materiellen Ansprüchen 
verhalten sich die staatlichen Behörden ambivalent, so daß sie diese einer- 
seits als überzogen kritisieren. Das wird z.B. deutlich an der Antwort der 
Regierung zu Arnsberg an den Lehrerverein des Kreises Beckum auf dessen 
Eingabe um eine Gehaltserhöhung: "Wer sich dem Lehrfache widmet, wählt 
einen Wirkungskreis und ein Lebensloos, das ihn in der Regel von allen den 
Verhältnissen fern hält, welche großem Aufwand erfordern und in welchem 
größere Ansprüche an das Leben der Einzelnen gemacht werden".^^ Zum 



dem Hammer weg, im Schulfache anstellte und oft Schulmeister und Schneider, Gänsehirten, 
Steinklopfer, Nachtwächter ec in einer Person vereinigt sehen konnte; früher als das Metall in 
einem höheren Werthe stand, als gegenwärtig; früher als die Lebensbedürfnisse noch nicht so 
gesteigert waren und man das Sprichwort ’Kleider machen Leute’ noch nicht so weit ausdehnte 
als heutzutage: da mochten wol Einhundert Thaler ihren Mann, ihren Zweenherrndiener ernäh- 
ren und ihn zufrieden mit seiner Lage machen." (Preußische Volks-Schul-Zeitung (5)1837, 
S.233f. 

85 "Also, ich suchte mein Brot nicht auf andere Weise zu erwerben, sondern stehe rein als 
gelernter Lehrer da, ... darum macht man an mich auch größere Ansprüche, als an einen gewe- 
senen Schuhmacher. Man fordert Lehrergeschicklichkeit von mir, und ist nicht zufrieden, wenn 
ich lesen, schreiben und rechnen kann wie Jener; aber ich soll mit geringerem Lohne zufrieden 
sein als er hatte." (Schlesische Schullehrer-Zeitung 1848, S.32) 

86 Diesen Bezug findet man in voller parteilicher Entfaltung dann bei Bielfeldt 1904: Die 
preußischen Volksschullehrer und die Subaltembeamten. 

87 Diese mentale Haltung ist keineswegs exklusiv auf die niederen Lehrer beschränkt, son- 
dern eher "beamtenspezifisch"; für die Gymnasiallehrer vgl. Apel 1985; für untere Polizeibeamte 
vgl. den Hinweis bei Lüdtke 1977, S.204; für die mittleren Postbeamten vgl. Engelhardt 1986, 
S.99f.. 

88 Fischer 1892. Bd.2, S.341 

89 Vgl. zur Petition als legale Variante im Protest begriff die Einleitung bei Volkmann/ 
Bergmann (Hg.) 1984 

% Vgl. für Lehrervereine das von H.E. Tenorth geleitete DFG-Projekt "Lehrerverbände und 
Professionalisierung" und die im Vorwort genannten Arbeiten aus diesem Zusammenhang. 

91 Riepe 1841, S.65 
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andern fördern die Behörden das materielle Anliegen in der Weise, daß ab 
1840 wenigstens gelten kann: Das Amt ernährt seinen Mann. So entsteht ein 
typischer Konnex von Materialismus und Idealismus. Er bleibt in dieser 
Verknüpfung im Stand durchaus tradierter Topos der professionellen Se- 
mantik. Dies drückt ein Lehrervereinsvorsitzender in seiner Neujahrsan- 
sprache 1901 aus (im Zusammenhang mit Veränderungsvorschlägen zum 
Besoldungsgesetz von 1897): "Wir gebrauchen zwar mehr Geld, aber wir ge- 
brauchen auch mehr Ideale. Gehalt und Ideal gehören zusammen wie Mann 
und Weib zusammengehören ... Gehalt ohne Ideal ist jämmerlich, Ideal 
ohne Gehalt nährt nicht und der Mensch muß leben."^^ 

Ab wann nun wurde "Stand" zur Prämisse der kollektiven Prägung von 
Einstellung und Verhalten der Lehrer? Gehen wir davon aus, daß aufstei- 
gende Bürgerliche von ständischen Symbolen als einem vitalen Wesensele- 
ment ständischer Kultur Besitz ergreifen, die vorher vom Adel monopoli- 
siert waren^^, dann können wir zwei Momente illustrierend herausgreifen: 
die Entwicklung einer "Standesehre" und die Stellung zur Lehrersfrau^'*. 
Ehre als Überhöhung und Internalisierung der Pflichten und Anforderungen 
des Amts - für sie wird zu Beginn des 19. Jahrhunderts die Anerkennung von 
außen eingeklagt^^, ansonsten hatte sie sich "nur ganz verschämt an die 
Oberfläche gewagt"^^. Anders die Äußerungen um 1900: Daß Ehre zusteht, 
wird nicht mehr eingefordert. Sie ist Signum, selbstverständliches Attribut 
eines konsolidierten Standes. Die Ineinssetzung ist selbstbewußt: "mit der 
Standesehre steht und fällt auch die persönliche Ehre"^^. 

In ähnlicher Weise ist der Lehrer auch anfangs oft darauf verwiesen, aus 
materiellen Gründen (etwa der Beköstigung) Frauen aus den "unteren" und 
"ungebildeten" Ständen zu ehelichen.^®^ Seine Gattenwahl erfolgt entspre- 
chend seinem dürftigen Einkommen. Bereits um 1850 werden aber schon 
Tugendkataloge entwickelt, deren Bestimmungen (u.a. Mitgift, Tugendhaf- 
tigkeit, Wohlgebildetheit) die potentielle Lehrersgattin genügen soll.^^ 
Denn, so die Ausführung bei Max Weber^^, die ständische Ehre findet ihren 



92 Preußische Schulzeitung (39)1901. Nr.l, S.l 

93 Vgl. hierzu Berdahl 1982, S.277 

94 Vgl. die Verbindung von "commercium und connubium" bei Weber 1972. 

95 "Man sollte ihnen mehr äußere Ehre geben und zu verschaffen suchen. Bisher war und ist 
der Schulmeister auf dem Dorfe fast der verächtlichste Mensch, da er doch in Gemeinschaft mit 
dem Prediger der geehrteste sein sollte." (Fischer 1892. Bd.2, S.l 10 im Rückblick) 

96 H. 1894, S.308 

97 Schoenwaldt 1902, S.5 

98 Fischer 1892 Bd.2 S.427f 
99Thienl984, S.175ff. 

100 Weber 1972, S.535 



27 




inhaltlichen Ausdruck in der Zumutung einer spezifisch gearteten Lebens- 
führung für jeden, der dem Kreis angehören will. Kriterium für die Gatten- 
wahl ist jetzt also die Adäquanz zum erreichten Stand von Amtsehre und so- 
zialer Gesichertheit.^®^ Um und nach 1900 dagegen wird die Lehrerfamilie 
dann sogar schon in Konstellation und Wirkung der segensreichen evangeli- 
schen Landpastorenfamilie als einem allseits anerkannten Symbol für Vor- 
bild und geistige Führung an die Seite gestellt. In den Momenten Ehre 
und Ehe hat der Stand also soviel symbolisches Kapital^*^^ angehäuft, daß die 
Thematisierung nicht mehr darauf zielt, einem Mangel abzuhelfen. Die 
Thematisierung fungiert vielmehr als Präsentation eines Standards und als 
Medium der Sozialisation des Standesnachwuchses. 

Die Standwerdung der Lehrer mit den Mitteln solcher Theorien der sym- 
bolischen Interaktion nachzuvollziehen ist sicher berechtigt. Schließlich 
handelt es sich um "Herzensangelegenheiten" der Lehrer selbst und schließ- 
lich wird darüber eine Distanzierung von den niederen Schichten und einem 
sozialen Umfeld sichtbar, dem die Lebensweise des Lehrers im Ausgangs- 
punkt seiner Berufsentwicklung stark verhaftet war. Dem Vorgehen entlang 
der Entwicklung von Symbolisierungen mangelt es jedoch an Bezug auf ob- 
jektive Strukturen. Daher ist an einem Begriffsverständnis von "Stand" 
festzuhalten, das strukturelle Bezüge impliziert. Der Begriff "Stand" er- 
schließt auf diese Weise die Form und die Mechanismen, in denen eine so- 
ziale Gruppe^*^ ihre Ortsbestimmung in einer gesellschaftlichen Umbruch- 
situation vornimmt. Neben dieser auch hierarchisierenden 
Ordnungsleistung umschreibt er aber wesentlich auch die Gemeinsamkeit 
von Berufsinhabern in der Bindung an eine bestimmte berufliche Funktion. 

< Bildungssystem und Funktion des Lehrers > 

So ist die Standesentwicklung weiterhin darüber zu rekonstruieren, wie in 
ihr Bestimmungen der bürgerlichen Gesellschaft zur Geltung kommen und 
sie darin ihre historisch-konkrete Ausprägung und Fleischwerdung erfahren. 
Als Produkt des Allgemeinen Landrechts und der "sozialen Revolution auf 



101 In der Kennzeichnung des Heiratsverhaltens der Lehrer als Traditionsgebundenheit und 
Abgrenzung kleinbürgerlicher Kreise bei Breyvogel (1984, S.309) finden wir die offensive Kom- 
ponente dieser selektiven Kriterien bei der Gattenwahl der Lehrer nicht mehr. 

102 Vgl. hierzu Heywang 31926 

103 Mit Bourdieu (1983, S.192) könnte man von kollektiven Investitionsstrategien sprechen, 
gerichtet auf die Schaffung und Erhaltung von Sozialbeziehungen, die symbolischen Profit ver- 
sprechen. 

104 Materiell ist diese soziale Gruppe darüber definiert, daß ihr berufsmäßiges Einkommen 
nicht über einzelne Erwerbsakte gewährleistet ist, sondern durch Erfüllung des Berufs; vgl. v. 
Stein 1975 (Neudruck; zuerst 1869), S.225. 
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legalem Wege"^®^ ist der Lehrer der "Mittlerstand" zwischen der Natürlich- 
keit der Kinder und der Gesellschaftlichkeit der Bürger. Als Axiom auch für 
dieses spezifische Handlungsfeld der Lehrer können wir eine Hegelsche Be- 
stimmung verstehen: "Das Individuum, das ... einem amtlichen Berufe ver- 
knüpft ist, ist auf seine Pflichterfüllung, das Substantielle seines Verhältnis- 
ses, als Bedingung dieser Verknüpfung angewiesen, in welcher es als Folge 
(Hervorh. im Original) dieses substantiellen Verhältnisses, das Vermögen 
und die gesicherte Befriedigung seiner Besonderheit (...) und Befreiung sei- 
ner äußeren Lage und Amtstätigkeit von sonstiger subjektiver Abhängigkeit 
und Einfluß findet."^*^ Der damit präformierte historische Prozeß läßt sich 
dann - so die These der vorliegenden Arbeit - über die Kernmomente dieses 
Axioms als "Emanzipationsprozeß" strukturieren und erhellen. 

< Anspruch der Untersuchung und dessen Einlösung > 

Als solche Kernmomente verstehen wir die " Befreiung der äußeren Lage ", 
sowie die " Befreiung der Amtstätigkeit " des niederen Lehrers von subjekti- 
ven Abhängigkeiten und Einflüssen. In diesem Sinne verstehen wir Emanzi- 
pation als "Freisetzung zum Beruf. Beide Momente sind darauf gerichtet 
und resultieren darin, das Substantielle des amtlichen Verhältnisses , i.e. die 
je historisch definierte und mögliche Pflichterfüllung im pädagogischen Amt 
möglich zu machen. Dieser Prozeß ist über folgende drei Dimensionen zu 
fassen und empirisch über spezifische Indikatoren festzuhalten.^^^ 

< Dimensionen und Indikatoren > 

Als Dimensionen gelten: 

- Emanzipation: als dem Prozeß theoretisch zugeschriebene Qualität 
und zu prüfende These; 

- Lebens- und Berufsverhältnisse: als Dimension des Aufweises der hi- 
storischen Situation und deren Veränderung; 

- Staatsbeamtentum und pädagogische Professionsbestrebung: als Di- 
mension der Erklärung des Entwicklungsprozesses. 

Demnach arbeiten wir a) mit dem Begriff "Emanzipation" als leitender 
These. In den Lebens und Berufsverhältnissen b) objektiviert sich der dann 
empirisch erhebbare historische Prozeß. Die Dynamik und das Resultat des 
emanzipatorischen Prozesses finden c) ihre Erklärung im vom Lehrer anti- 



105 Koselleck 1968, S.69 

106 Hegel 1973, S.461 (Rechtsphilosophie § 294); vgl. hierzu auch Thien 1984, S.Slff.. 

107 Zur Aufgabenstellung bei der Erforschung materieller und sozialer Lage vgl. Conze 
1979; eine diesbezüglich ergiebige Arbeit über die schleswig-holsteinischen Lehrer bietet Offen 
1981. 



29 





zipierten und staatlicherseits durchgesetzten Staatsbeamtentum und in der 
Selbstbehauptung der pädagogischen Profession, zusammen: im systemi- 
schen Charakter pädagogischer Arbeit. 

Als Indikatoren der jeweils erreichten materiellen und sozialen Lage der 
Lehrer gelten: 

materiell sozial 



- Nominal- und Realeinkommen 

- Herkunft des Einkommens 

- Vergleich mit und Bezug auf 
andere Lehrer-/Beamtengruppen 

- Naturalanteil am Gehalt 

- Nebentätigkeiten 

- staatliche Fonds 



- Lebensstandard und Ausstattungsgrad 

- Lebenshaltungsnormative 

- Lebenserwartung und Berufskrankheiten 

- Kontrolle des Klienteis 

- Kontrolle und Selbstkontrolle der 



Amtsinhaber 



Es leuchtet ein, daß einige der genannten Indikatoren nicht ausschließlich 
einer der beiden Analyseebenen zuzuordnen sind. Veränderungen in der 
materiellen Lage erzeugen durchaus Wirkungen in der sozialen Situation; 
umgekehrt beruhen soziale Veränderungen auch auf materiellen Wandlun- 
gen. Beides ist in den jeweiligen Interpretationen zu berücksichtigen. Bei der 
Erfassung der Lebens- und Berufsverhältnisse erheben wir auch keinen An- 
spruch auf Vollständigkeit. So schließt etwa unsere Untersuchung aus: Leh- 
reralltag und die Anstellungs-, Ausbildungs-, und Schulverhältnisse. 

Innerhalb des hier skizzierten Konzepts von Dimensionen und Indikato- 
ren sind zentrale, bisher wenig berücksichtigte Aspekte der Lehrerberufsge- 
schichte enthalten und zugleich im Zusammenhang neu diskutierbar. Wenn 
hier "Emanzipation" als leitende Hypothese gilt, dann ist damit durchaus 
kein harmonistischer Progreß zur Identität von Staatsinteresse und Berufs- 
sowie Privatinteresse der Lehrer unterstellt. Denn schließlich steht der Pri- 
vilegierung der Lehrer die potentiell konstante Unzufriedenheit ihres staat- 
lichen Dienstherren zur Seite: Die Effekte von Volksbildung sind keines- 
wegs technizistisch herstellbar. Insofern verläuft die kollektive Karriere des 
niederen Lehrers in einem strukturell unaufhebbaren Konflikt^*^, er ist Ge- 
stalter, aber auch Nutznießer wie Opfer^^*^ eines Prozesses, in dem die mo- 
dernen Prinzipien der Bildungsorganisation durchgesetzt werden. 



108 Dieses Vorgehen begründet sich aus der Arbeitsteilung in dem unserer Untersuchung 
vorausgesetzten DFG-Projekt "Lehrerverbände und Professionalisierung" (s. Vorwort) und ei- 
ner immer gegebenen Notwendigkeit zu thematischer Beschränkung. 

109 Tenorth 1987, S.266 

110 Drechsel 1973, S.33 
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Für die Präzisierung unseres Emanzipationsbegriffs können wir von einer 
Stellungnahme in der Auseinandersetzung über die "Emanzipationssucht" 
der Lehrer in den 1840er Jahren ausgehen. Danach findet der eigentliche 
Begriff des Wortes Emanzipation auf die Schule nur insofern Anwendung 
als man darunter die Befi-eiung von äußerem, nachteiligem Einfluß in Bezug 
auf die Erfüllung des hohen Schulzwecks versteht^^^ dagegen meint diese 
Fassung von Emanzipation nicht (wie nach 1968 in der Pädagogik)^^^ die 
Befreiung von Bedingungen, die die Rationalität überhaupt beschränken^^^, 
sondern die 'Freisetzung zum Beruf. Diese Stellungnahme ist in dem Punkt 
tragfähig, in dem die Schularbeit als gesellschaftliche Veranstaltung nicht 
von jeglicher, sich daraus speisender Einflußnahme zu befreien ist. Aller- 
dings reicht es nicht aus, darauf zu verweisen, daß die Verpflichtung des 
Lehrers, den Anforderungen seiner Klienten - Staat, Kirche, Gemeinde, 
Schüler - nachzukommen, eine ausreichende Unabhängigkeit und Berufsau- 
tonomie verhindere.^^^ Ausschlaggebend ist nicht, daß viele Anforderungen 
an den Lehrer herangetragen werden, sondern deren Qualität und Inhalt. 
Denn die Kernfrage ist, ob nicht das erwartete Produkt der Dienstleistung 
des Lehrers^ den Kriterien der Machbarkeit und Berechenbarkeit eigenar- 
tig und partiell entzogen ist. 

Erörterungen über "Licht und Schatten" der Emanzipation der Lehrer, 
die mit der Feststellung der Befreiung von einem hinderlichen Umstand 
unmittelbar auf eine nachfolgende Einschränkung verweisen^ greifen des- 
halb historisch und systematisch zu kurz, weil sie einen Phänomenbefund^^^ 



111 Vgl. hierzu Diesterweg 1961. Bd.V-VII; bei aller Unterstützung, die Lehrer materiell und 
sozial vorwärts zu bringen, äußert Diesterweg durchaus auch "Ekel vor dem Heer von vorge- 
brachten Klagen". Seine Empfehlungen an die Lehrer sind: 

"1. Emanzipiert euch von der Unwissenheit 

2. Emanzipiert euch von verstandlosen Verfahrensweisen, von Mechanismus, Schlendria- 
nismus, geistlosem Treiben 

3. Emanzipiert euch von schofelen Gesinnungen! ... Hochmut, ... falsche Demut, ... äußere 
Wortgläubigkeit, von aller Affektation und anderen Arten des Geistesruins" (1842). Denn "wer 
sich befreien, frei werden will, muß sich bilden" (1846). 

(Diesterweg 1961. Bd.V, S.471ff. und Bd.VII, S.99) 

Die äußere Emanzipation geht für Diesterweg mit dem Auftrag einher, sich auch im pädago- 
gischen Geist zu emanzipieren. 

112 Vgl. hierzu Mollenhauer 1968 und insbes. Sünkel 1975. 

113 Mollenhauer 1968, S.ll 

114 Beispielhaft für diese Vorgehensweise: Skopp 1980, S.401 

115 im 19. Jahrhundert etwa der "brave Untertan"; vgl. den Titel von Meyer 1976: "Schule 
der Untertanen"; oder im 20. Jahrhundert der "mündige Bürger"; vgl. Mollenhauer 1968. 

116 Vgl. als Beispiel für viele solche Arbeiten Walz 1981 und 1988; dort bes. S.lllff.. 

117 Nur beschränkt tauglich für unseren Emanzipationsbegriff sind auch Ansätze, die den 
sozialen Aufstieg bzw. den Lehrerberuf als Plattformberuf in den Mittelpunkt stellen; vgl. v.a. 
v.Recum 91971. Sie bleiben der materiellen Dimension von Emanzipation äußerlich verhaftet. 
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kritisch wenden, der erst noch der Erklärung bedarf. So war die Befreiung 
von den niederen Küsterdiensten zunächst durchaus mit dem Wegfall der 
dafür zustehenden Abgaben verbunden. Dieser Nachteil bereitete jedoch 
nicht nur dem historischen Lehrer Sorge, sondern wurde auch von Vorge- 
setzten Behörden als Nachteil beurteilt und in einer anderen Einkommens- 
politik für die Lehrer konstruktiv überwunden. Die "Schattenseite" der 
Emanzipation des Lehrers ist also in anderer Richtung als in der kurzsichti- 
gen Gegenüberstellung von Vor- und Nachteilen bei Veränderungsprozes- 
sen zu suchen. Die Lehrprofession wird von traditionellen Autoritäten und 
Einschränkungen befreit und damit für ihre hoheitliche Aufgabe freigesetzt. 
Solchermaßen emanzipiert macht sie die Erfahrung, daß die hoheitliche De- 
finition ihrer Aufgabe nicht aufhebbar mit Zwang verbunden ist. Die Profes- 
sion erlebt weiterhin, daß sie bei der gesellschaftlichen und obrigkeitlichen 
Bewertung der Resultate ihrer pädagogischen Arbeit nicht mehr wie früher 
exkulpativ auf hemmende und hinderliche Umstände verweisen kann, son- 
dern auf sich selbst verwiesen ist. Dieses Dilemma erzeugt dann die semanti- 
sche Verlaufsform, daß im Verhältnis von Pädagogik und Politik 
(Verwaltung, Bürokratie) letztere das Wirksamwerden pädagogischer Arbeit 
behindere.^^* Ebenso wird die Selbstkritik provoziert, noch pädagogisch (in 
Theorie, Methode und Lehrerpersönlichkeit) unzulänglich zu sein. So ent- 
läßt die Emanzipation ihre Kinder vor die Klagemauer des Primats des Bil- 
dungssystems und in den ständigen Selbstzweifel. Die moderne Form päd- 
agogischen Bewußtseins ist damit geboren.^^^ 

Die vorliegende Untersuchung will den Weg der niederen Lehrerschaft 
im 19. Jahrhundert auf diesem Hintergrund ein Stück weit empirisch aufhel- 
len; ein Weg, den ein Mitglied einer der heutigen Standesorganisationen der 
Lehrerschaft als unumgänglich bezeichnet: "Es klingt heute merkwürdig, 
aber über diese Stufen, die reichlich mit Blut benetzt waren, führte damals 
der Weg, Friedhofsgras, niederen Kirchendienst und andere unpassende 
Verrichtungen hinter sich lassend, nach oben. Eine andere Möglichkeit gab 
es nicht. Das wirklich arme Dorfschulmeisterlein von ehedem war ver- 

1 on 

schwunden, der Tölpel überwunden. 



118 Vgl. zum administrativ vorgegebenen Lehrplan als Behinderung der pädagogischen In- 
teraktion Tenorth 1988a, 

119 Die Reflexion Gidions (1981) über den "unmöglichen" Beruf des Lehrers ist selber ein 
Hinweis dafür, daß die "Stilform der Klage" (ebd., S.530) sich keineswegs nur den Geburtswehen 
dieses Berufsstandes verdankt, sondern strukturell induziert ist. Ob die Grundlage der Klage 
heute eine andere ist als für die Pädagogen im 19.Jahrhundert muß Diskussionen an anderer 
Stelle überlassen bleiben. 

120 Zitat des damals ältesten Mitglieds der GEW Bayern, Willy Ebert (in; Reiß 1983, S.IO). 
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Bei dem Anliegen, unsere Fragestellung einzulösen, sind wir uns der ge- 
stellten Ansprüche bewußt.^^^ Was wir "unternehmen", sind quellennah fun- 
dierte Beschreibungen und Analysen historischer Lehrerwirklichkeit. Die 
Ergebnisse differenzierter Lokal- bzw. Regionalstudien überprüfen wir 
komparativ und ziehen Schlüsse in der gebotenen Vorsicht. Wir erschließen 
dabei Quellen unterschiedlicher Ebenen: Im quantitativen Datenmaterial 
gehen wir so weit wie möglich "vor Ort". Entsprechend der "Gunst der 
Quellen" empfiehlt es sich jedoch mitunter, narrativ-exemplarisch zu arbei- 
ten. Eine zweite Ebene erfaßt die einschlägigen bürokratischen Verordnun- 
gen. Ebenso wird die Artikulationsebene erfaßt: "Ratgebers-Literatur, Leh- 
rerschriften, Lehrerzeitungen. Auf diese Weise werden wir versuchen, uns in 
der Auswertung den "wirklichen Lebensverhältnissen" der Lehrer anzunä- 
hern, ohne an Verallgemeinerungsfähigkeit zu verlieren. So werden zur Er- 
hebung und Bewertung des Materials unserer sozialhistorisch konzipierten 
Lfntersuchung quantifizierend-empirische, interpretierend-hermeneutische 
und ideologiekritische Methoden einzeln und kombiniert angewandL Ar- 
beitsweise und Materialgrundlage für die Einlösung des genannten An- 
spruchs sind im folgenden Kapitel dargestellt. Dort wird die Periodisierung 
des Untersuchungszeitraums (II.l.), die Qualifizierung der zur Verfügung 
stehenden Quellen (II.2.) und die Bildung der Indikatoren (II.3.) vorgestellt. 



121 Vgl. zur Qualität fundierter pädagogisch-historischer Untersuchungen Herrlitz 1989 
(Rezension zu Neugebauer 1985). 
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II. PERIODISIERUNG, QUELLENLAGE UND INDIKATOREN 
DER UNTERSUCHUNG 

1. Periodisierung 

Der Zeitraum unserer Untersuchung erstreckt sich von der Kodifizierung 
des Allgemeinen Landrechts 1794^ in Preußen bis zum Beginn des 1. Welt- 
kriegs als den zugleich bedeutenden Einschnitten europäischer und preußi- 
scher Staatsgeschichte. Für die Darstellung der Berufeentwicklung der preu- 
ßischen Elementarlehrer verwenden wir aber eine immanent weiter unter- 
gliederte, historisch begründete Einteilung des - vergleichsweise langen - 
Untersuchungszeitraums, mit der sich die Lebensverhältnisse der Lehrer ad- 
äquat abbilden lassen. Af. WöllP' fordert und gibt bereits entsprechende "Be- 
lege zur chronologischen Einteilung" (S. 39) in ihrer Studie zur Wählerbe- 
wegung im 19. Jahrhundert, an die wir anknüpfen können. Aus Gründen sta- 
tistischer Zweckmäßigkeit (und wegen der generationstheoretisch-wahlsozi- 
ologischen Fragestellung) rekurriert sie dabei auf die Schulzeit der ältesten 
Wähler bei der ersten Reichstagswahl von 1871 (S. 39), die sie dann mit 1816 
ansetzt. Ausgehend von diesem Ursprungsjahr und angelehnt an die chro- 
nologischen Gliederungsprinzipien der historischen Bildungsforschung stellt 
Wölk sieben Zeitabschnitte der Bildungspolitik vor, die insgesamt bis 1896 
reichen: 1816-1840, -1847, -1854, - 1872, -1879, -1892, -18% (S. 42). Ihre Kri- 
terien für die Typisierung der einzelnen Epochen gewinnt sie dabei aus der 
Orientierung am "grundlegenden Tendenzwandel staatlicher Schulpolitik" 
(S. 40) bzw. an den "chronologischen Gliederungsmomenten des schulge- 
schichtlichen Gesamtzusammenhangs" (S. 42) im Wechsel von "Reaktion" 
und "Liberalität" als politischen Zugriffsweisen auf das Bildungswesen: Die 
erste Phase endet mit 1840 (Amtswechsel Altenstein), Revolutions- und Re- 
aktionszeit firmieren als ein eigener Abschnitt, der aber - bedeutsam für die 
vorliegende Untersuchung - für die Entwicklung der sozialen Lage der Leh- 
rerschaft selbst bedeutungslos bleibt^. Die Amtszeit von Falk in den 70er 
Jahren dient als Gliederungskriterium der beiden folgenden Etappen bis 
1879. Der Zeitraum bis 18% wird erneut in zwei - kurze - Abschnitte unter- 
teilt. 



1 Das Allgemeine Landrechl stellt dabei die Verrechtlichung der im preußischen Staatsge- 
biet ohnehin vorhandenen gesellschaftlichen Verhältnisse dar (Koselleck 1967). Es zeitigt struk- 
turelle Nachwirkungen auf das gesamte 19. Jahrhundert, die wir in unseren Ausführungen be- 
rücksichtigen werden. Vgl. hierzu als erste Einschätzung Tenorth 1988, S.112 und S.136f.. 

2 Wölk 1980; dazu auch Berg 1972 und Heinemann 1980 

3 s.u. III.2. Reaktionäre Wartepause bis 1866 
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Dabei ergibt sich aber eine Phaseneinteilung, die für die Analyse von 
Wählerverhalten nützlich sein mag, aber für die Zwecke der vorliegenden 
Studie als zu fein erscheint. Verhältnisse dieser Art sind nicht so sehr von 
rasch wechselnden bildungspolitischen Konjunkturen als vielmehr von den 
'langen Wellen’ abhängig, durch die sich die ökonomischen und demogra- 
phischen Entwicklungen auszeichnen. 

Um die Entwicklung der sozialen Lage des Lehrberufs über einen Zeit- 
raum von etwa 120 Jahren adäquat zu erfassen, haben wir uns deshalb dazu 
entschieden, die Darstellung des Entwicklungsprozesses in vier Etappen zu 
bündeln. Die "chronologischen Gliederungsprinzipien" (Wölk) orientieren 
sich dabei an wirtschaftgeschichtlichen Zäsuren, am Zeithorizont der staatli- 
chen Schulpolitik sowie an der Entwicklung der sozialen Lage der Lehrer- 
schaft selbst. Besonders aus diesem letzten Aspekt heraus ergeben sich fol- 
gende vier bedeutsame Entwicklungsphasen in der Veränderung der materi- 
ellen und sozialen Lage der preußischen Elementarlehrer: 

a) Die Konstitutionsphase des Lehrberufs bis ca. 1840: Etwa bis zu diesem 
Datum vollzieht sich in Preußen die Entwicklung des Lehramts vom Neben- 
zum Hauptamt (Phase der materiellen Standesbildunel . 1840 ist gleichzeitig 
der Endpunkt des vorindustrialisierten Preußen. 

b) Die Phase der "reaktionären Wartepause" etwa zwischen 1840 und 
1866: Von der Basis der stattgehabten Standesbildung aus findet in der 
Folge die materielle Hebung des Lehrerstandes statt. Umfassende staatliche 
Regulierungen der materiellen Lage lassen aber noch auf sich warten. Dieser 
zweite Zeitraum endet mit der Vorbereitung der ersten gesamtstaatlichen 
Regulierung bloß eines Ausschnitts der sozialen Lage der Elementarlehrer- 
schaft, eines Gesetzes zur Gründung von Witwen- und Waisenkassen, das 
dann 1869 erlassen wird. Sie waren bis dato noch unter der Rubrik Selbst- 
hilfe und Zusammenschluß der Lehrer eingeführt und geführt worden 
(Phase der basalen materiellen Hebung des Standes! ."* 

c) Nach 1866 konzentriert sich die staatliche Politik für die Lehrerschaft ver- 
stärkt auf die sukzessive Ausstattung mit den Rechten, dem Status und den 
Privilegien des Beamtentums. Hervorzuheben ist hier besonders die Diskus- 
sion und staatliche Regulierung der Pensionsverhältnisse der Elementarleh- 
rer bis 1890 (Phase der sukzessiven Ausstattung mit Beamtenprivilegienl . 
Ökonomisch ist diese Phase gekennzeichnet durch eine erste Welle der In- 
dustrialisierung ("Gründerboom"), aber auch erste Krisen, bildungspolitisch 
durch starke &pansionstendenzen des Bildungs und besonders des Volks- 
schulwesens. Die Industrialisierung leitet einen verstärkten Prozeß der Ver- 

4 Vgl. auch die vergleichbare Periodisierung bei Berg 1972 und Heinemann 1980 
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Schulwesens. Die Industrialisierung leitet einen verstärkten Prozeß der Ver- 
städterung ein. Der Lehrerstand selbst erlebt einen Aufschwung in der Ver- 
bandsbildung auf regionaler und überregionaler Ebene. 

d) Erst in der Folgezeit steht die staatliche Gehaltsp olitik für die Lehrer im 
Brennpunkt der Entwicklung. Sie äußert sich in den beiden Besoldungsge- 
setzen von 1897 und 1909. Die Beamtenprivilegien der Elementarlehrer- 
schaft werden damit um den entscheidenden Anteil komplettiert, so daß der 
Lehrer zum Ende des Untersuchungszeitraums 1914 alle bedeutsamen Ele- 
mente des Beamtenstatus auf sich vereinigt (Phase der Komplettierung mit 
Beamtenprivilegienl .^ 

Die zweite Welle der Industrialisierung führt zum "organisierten Kapita- 
lismus", die Bildungspolitik ist eingebunden in Versuche gesamtstaatlicher 
Kontrolle der Generationsordnung, die Tendenzen der Urbanisierung ver- 
stärken sich noch einmal. 



Auf der Z^itachse ergeben sich schließlich die folgenden vier schemati- 
schen Abschnitte, die die einzelnen Phasen in der Entwicklung der sozialen 
Lage der preußischen Elementarlehrer gegeneinander abgrenzen: 



1794 1840 


1866 


1890 


1914 


<i> 


<ii> 


<III> 


<IV> 


"Standes- 


"Wartepause" 


Sukzessive 


Komplettierg. 


bildung" 


"Hebung" 


Beamtenpriv. 


Beamtenpriv. 



Diese vier Perioden des Prozesses geben im weiteren das Grundmuster 
für die Darstellung der stattgefundenen Entwicklung ab. Sie dienen als Ori- 
entierungsraster zur Erfassung des 120jährigen Untersuchungsizeitraums. In- 
nerhalb der einzelnen Phasen werden jeweils die gleichen Indikatoren*^ be- 
nutzt, um die phasentypische Situation und den Wandel in der materiellen 
Lage der Lehrer darstellen und analysieren zu können. 

2. Quellenlage 

Das zugängliche statistische Material ist insgesamt dadurch gekennzeich- 
net, daß die Datenbasis sowohl bei den gedruckten wie bei den ungedruckten 
Quellen zu Beginn des Zeitraums eher schmäler, später jedoch immer weiter 
ausgefächert wird. In der Phase bis 1840 ist aber für 1820 eine Erhebung vor- 
handen, die zwischen 1819 und 1821 entstanden ist und bereits eine erste 



5 Parallel zur These von Müller 1977 zur Komplettierung des Bildungssystems. 

6 s.o. 1.2 
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statistische Durchdringung der Situation der Lehrereinkommen darstellt. 
Mit dem Prozeß der Vereinheitlichung und Differenzierung von Bildungs- 
wesen und Lehrerberuf findet auch die materielle Situation der preußischen 
Lehrerschaft im Verlauf vor allem der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts ihren 
intensiveren statistischen Reflex in den quantitativ stark zunehmenden und 
datenmäßig ausdifferenzierten amtlichen statistischen Erhebungen; die 
"Verstaatlichung" des Lehrberufs^ dokumentiert sich dann auch in diesem 
Bereich. Die Vorgeschichte der Lehrberufs und dessen materielle und sozi- 
ale Situation bis etwa 1800 ist durch aktuelle Studien bereits relativ gut er- 
schlossen®, so daß auch die Vorgeschichte punktuell einbezogen werden 
kann. 

Im folgenden wird das der Arbeit zugrunde liegende Material zusammen- 
fassend beschrieben, unterschieden nach (2.1) Daten über die Einkommens- 
situation, (2.2(1)) Erhebungen zur konsumtiven Situation der Lehrerschaft 
und (2.2(2)) Quellen zur Soziologie der preußischen Elementarlehrer: 
Krankheit und Sterblichkeit, niederer Kirchendienst, Formen der und Ein- 
bindung in soziale Kontrolle. 

2. 1 Daten zu den Einkommensverhältnissen 

An veröffentlichten und unveröffentlichten Statistiken liegen sowohl amt- 
liche wie halbamtliche Quellen vor. Letztere beschränken sich auf einen en- 
gen - regionalen und/oder berufsspezifischen - Bereich. Die erste - amtliche - 
Erhebung der materiellen Situation für Gesamtpreußen wird in den Jahren 
1819 bis 1821 erstellt^. Danach ist erst wieder für 1857 die nächste gesamt- 
preußische Lehrerstatistik verfügbar, und zwar im Jahrgang 1859 des gerade 
von Geheimrat Stiehl ins Leben gerufenen "Centralblatts für die gesammte 
Unterrichts-Verwaltung in Preußen"'® - die erste offizielle Gesamt-Über- 
sicht, u.a. für die materielle Lage der Lehrer. Ab diesem Zeitpunkt wird das 
Bildungswesen insgesamt zum Gegenstand systematischer, regelmäßig wie- 
derkehrender zentralstaatlicher statistischer Erhebungen". Amtliche Daten 
zu den Lehrereinkommen sind nach 1857 u.a. veröffentlicht für die Erhe- 
bungszeitpunkte 186l'^ 1864'®, 1871'"', 1874'^ 1878'^ und 1882'”'. Seit 



7 Keiner/Tenorth 1981, insb. S.205 

8 Rosenbaum 1970, Neugebauer 1985, Brüggemann 1987, Grave 1982, Düsterhaus 1975 

9 (Beckedorffs) Jahrbücher ... 1825. Bd.l, S.72-75 

10 Centralblatt 1859, S.58-61, S.122-125, S.250-253. S.314-317 

11 Das 1850 gegründete "Königlich Preussische Statistische Bureau" mit dessen Gründungs- 
direktor Emst Engel hatte diese Aufgabe in zahlreichen Veröffentlichungen übernommen. 

12 Statistische Nachrichten 1864; Engel 1869 

13 Statistische Nachrichten 1867; Engel 1869 
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1886 erscheinen in fün^ährigen Abständen die Hefte für "Das gesammte 
Volksschulwesen im Preußischen Staate"^* innerhalb der Preußischen Stati- 
stik. Diese detaillierten Erhebungen liegen vor für die Jahre 1886, 1891, 
1896, 1901,1906 und 1911. 

Für die empirische Erfassung der materiellen Situation der Lehrer liegen 
für den frühen Zeitraum regionale " offiziöse " oder halbamtliche Statistiken 
u.a. für die Kurmark Brandenburg 1798^^^ vor; für den Reg.bez. Frankfurt/ 
Oder 1819, 1827, 1835 und 1841/42^®; für den Reg.bez. Potsdam 1827 und 
1835^^. Für die Erhellung der wirklichen Lebensverhältnisse des preußi- 
schen Elementarlehrers dienen dann neben den gedruckten Quellen als em- 
pirische Datenbasis vor allem unveröffentlichte Archivmaterialien der preu- 
ßischen Ministerien, Regierungen und deren Abteilungen für Schulwesen. 
Wir konzentrieren uns dabei, schon aus arbeitsökonomischen Gründen auf 
einige Provinzen, Regierungsbezirke und Landratsämter, haben aber den 
Anspruch, die regional unterschiedlichen Lebensverhältnisse in Preußen zu 
berücksichtigen. Entsprechend konzentrieren wir uns v.a. auf ausgewählte 
Regierungsbezirke der Rheinprovinz (Koblenz, Köln), die Bezirke der Pro- 
vinz Brandenburg (Potsdam, Frankfurt/Oder) und die der Provinz Posen 
(Posen, Bromberg). 

Weitere Quellen sind zeitgenössische Erhebungen , die häufig von Leh- 
rern selbst - zur Begründung materieller Forderungen an den Staat - erstellt 
wurden. 

Der Stand der Forschung zum Thema materielle Lage und statistische 
Deskription des Lehrerberufs und für die Sozialgeschichte des Berufs in 
Preußen ist insgesamt wenig befriedigend.^^ Für die auf die Lehrer konzen- 
trierte staatliche preußische Bildungspolitik hat F. Meyer für die Jahre 1848 - 
1900 zwar bereits eine umfassende Studie^^ geliefert, die aber vorwiegend 
auf die staatlichen Rahmenbedingungen der Lehrerexistenz - Vorbildung, 
Ausbildung, Berufswissen, rechtliche Stellung, Bildungskonzeption der 



14 Jahrbuch 1876, S.26-35. Erst die vierte Folge des "Jahrbuchs für die amtliche Statistik des 
Preussischen Staats" hatte u.a. eine umfassende Erhebung der verschiedenen Bereiche des Bil- 
dungswesens zum Inhalt. 1863 war der erste Band des Jahrbuchs erschienen. 

15 Jahrbuch 1876, S.44-51; Petersilie 1877, S.205f. 

16 Petersilie 1882 

17 Die öffentlichen Volksschulen 1888 

18 Preußische Statistik. Hefte 101 (1886), 120 (1891), 151 (1896), 176 (1901), 209 (1906), 
231 (1911) 

19 Sack 1799, S.9f.; weiter spezifiziert auch veröffentlicht in: Krug 1805, S.395f. 

20 V. Schmieden 1840, S.38-45 

21 Amts-Kalender 1843, S.113f. 

22 s. bereits oben bei I.l Typische Defizite in der aktuellen Sozialgeschichte des Lehrers 

23 Meyer 1976 
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Volksschule - abhebt und insoweit die materielle und soziale Lage der Leh- 
rerschaft nur am Rande streift bzw. ausblendet. Zudem erscheint der Unter- 
suchungszeitraum willkürlich und für die Darstellung der materiellen und 
sozialen Elemente einer Professionsgeschichte als zu eng. Wir können uns 
aber explizit auf die - in der thematischen und historischen Reichweite be- 
grenzten - Ergebnisse dieser Studie zur Politikgeschichte im Bereich der 
Volksschule ebenso beziehen wie auf berufspolitisch vergleichbare Studien 
für den Vormärz^^. 

Der einzige Versuch in der neueren wissenschaftlichen Literatur, die Ein- 
kommensverhältnisse der preußischen Elementarlehrer im Längsschnitt dar- 
zustellen, wurde von C. Huerkamp^^ unternommen. Sie beschränkt sich aber 
auf den Zeitraum ab 1861 und unterschreitet empirisch nicht die Ebene von 
Durchschnittseinkommen; zudem zieht sie nur eine Quelle, die "Preußische 
Statistik" heran und bietet auch keine berufsvergleichenden Daten. Durch 
die Konzentration auf die materielle Entwicklung nach 1860 geht bei Huer- 
kamp der vorgängige - konstitutive - Prozeß von 1800 bis 1860 und dessen 
Bedeutung für den späteren Zeitraum verloren. Der Einstieg mit dem Jahr 
1861 ist außerdem theoretisch nicht begründbar; er liegt offenbar eher in der 
Präsenz der Daten. 

Bereits 1921 verwendet A. Gewelke die auch von Huerkamp erhobenen 
Daten, erweitert um die Beckedorffschen Angaben von 1820; Gewelkes Ar- 
beit weist aber den methodischen Mangel auf, zum einen die Daten von 1820 
quellenunkritisch zu übernehmen, zum andern seine Interpretation der ma- 
teriellen Lage allein auf die Entwicklung der Nominaleinkommen zu stüt- 
zen. Neuerdings hat H.G. Thien^^ im Rahmen seiner Studie zur Entwicklung 
des Bildungswesens in England und Preußen Daten zur materiellen Situati- 
on der preußischen Elementarlehrer vorgelegt (und die Standesentwicklung 
auf klassen- und machttheoretischer Basis interpretiert^). Für Thiens empi- 
rische Basis gelten aber die gleichen Einwände wie bei Huerkamp und Ge- 
welke.^^ 

Die zuletzt erschienene, eher populärwissenschaftlich als historisch-empi- 
risch angelegte Studie von U. Walz^ zur "Geschichte des Lehrers"^^ zielt 



24 La Vopa 1977, Skopp 1980 

25 Huerkamp 1976; vgl. bes. S.76-80. Bölling hat die Angaben übernommen; vgl. Bölling 
1978, S.24 

26 Gewelke 1921; vgl. bes. S.63-80 und S.82-84 

27 Thien 1984; vgl. bes. S.144-148 und S.216-219 
28Thien 1984, S.240ff. 

29 Unsere Kritik einschränkend ist hier aber hinzuzufügen, daß Thien weniger empirisch als 
theoretisch die "historische Genese bürgerlicher Erziehung" (Untertitel) aufarbeiten will. 

30 Walz 1988 
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vom methodischen Anspruch her auf "die Beschreibung des einzelnen Leh- 
rers" und die "Darstellung des je individuellen Entwicklungsprozesses des 
Lehrers, seines sozialen Stellenwertes und seiner persönlichen Beflndlich- 
keit im historischen Kontext".^^ Durch das bewußte Ausblenden der kollek- 
tiven Lebensverhältnisse eines Standes und deren Entwicklung ist der Refe- 
renzwert dieser Arbeit für uns gering. Dies gilt besonders für die Quellen- 
basis der Autorin, die sich überwiegend auf "Selbstzeugnisse von Lehrern, 
autobiographische Skizzen, Situationsschilderungen und satirische Darstel- 
lungen früherer Zeiten"^^ reduziert. 

Für die Darstellung der materiellen und sozialen Entwicklung der unmit- 
telbaren preußischen Staatsbeamten im 19. Jahrhundert hat dagegen bereits 
H. Kühler präzise und datenreiche Analysen^ vorgestellt, auf die wir uns 
insbesondere bei der Gegenüberstellung von Elementarlehrern mit der nie- 
deren Beamtenschaft beziehen können. Die Aufbereitung der Studie hält je- 
doch in ihrer Differenzierung an der - damals geltenden - beamtenrechtli- 
chen Hierarchie fest und geht nicht professionsspezifisch vor, so daß sich un- 
sere Bezugnahme auf diese LFntersuchung darin erschöpft, die Hauptquelle 
für die Präsentation von Daten zur materiellen Lage der für die Elementar- 
lehrer wichtigsten Beamtengruppen zu sein. 

Betrachtet man die unveröffentlichten Quellen, so ist die Datenbasis we- 
der bei den genannten Autoren noch in der vorliegenden Untersuchung er- 
schöpfend berücksichtigt oder dargestellt.^^ So existiert eine nicht enden- 
wollende Vielfalt von zeitgenössischen Zeugnissen zur materiellen Situation 
einzelner Lehrer, deren Aufweis und Präsentation nur in einer eher "chaoti- 
schen Vorstellung des Ganzen" (Marx) münden würde. Wir beanspruchen 
aber, im Vergleich zu bisherigen Längsschnittdarstellungen der materiellen 
und sozialen Situation der preußischen Lehrer größeren Tiefgang und eine 
breitere Anlage der Untersuchung. Dies gilt für die Längsschnittuntersu- 
chung selbst, für die regionale Breite der Darstellung und für die interne und 
externe Differenzierung der materiellen und sozialen Lage. Interne Mo- 
mente der Differenzierung sind der Gegensatz von Stadt und Land, das 



31 So lautet der immerhin anspruchsvoll formulierte Untertitel der Arbeit, der beim Leser 
hohe Erwartungen weckt. Bereits der Titel der Arbeit - "Eselsarbeit für Zeisigfutter" - kenn- 
zeichnet aber die von der Ideologie der Lehrer geprägte Sicht der Autorin. 

32 Walz 1988, S.ll 

33 Walz 1988, S.ll 

34 Kübler 1976 

35 Eine erwähnenswerte Dokumentation stellt in diesem Zusammenhang Apel/Klöcker 1986 
dar. Die dort versammelten Archivalien beschränken sich jedoch auf das Bildungswesen in 
Rheinpreußen in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts und dabei überwiegend auf das mittlere 
und höhere Schulwesen, so daß die Arbeit für unser Thema nur am Rande Bedeutung hatte. 
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West-Ost-Gefälle und regionale Einkommensdifferenzen; der externe Bezug 
wird über die Relationierung der Einkommen von Lehrern an höheren 
Schulen, außerpreußischen Lehrern und der von den Lehrern statuspolitisch 
bevorzugten Beamtengruppe der Subalternen hergestellt. 

Nach der Erhebungs- und Darstellungsmethodik finden sich in den Quel- 
len zwei typische Formen. Einmal beruht die Darstellung auf Gehaltsstufen 
(wie viele Lehrer befinden sich zu einem bestimmten Zeitpunkt in einer be- 
stimmten Region in einer bestimmten Gehaltsstufe), zum andern auf Durch- 
schnittseinkommen (also der Gehaltsverhältnisse aller Lehrer in Preußen 
bzw. einer Region nach dem arithmetischen Mittel). Wir halten die Erfas- 
sung der empirischen Verhältnisse mittels Gehaltsstufen für "wirklichkeits- 
näher", weil näher am "konkreten Lehrer"; Durchschnittseinkommen verwi- 
schen die zum Teil großen Differenzen zwischen Angehörigen einer unteren 
und einer hohen Gehaltsstufe; zudem ist es aus Gründen statistischer Er- 
schließbarkeit häufig nicht möglich, Streuungswerte anzugeben. Daher soll - 
soweit möglich - die Darstellung der Einkommensverhältnisse in Gehalts- 
stufen den Vorrang erhalten. Allerdings kann auch die Angabe von Durch- 
schnittseinkommen, insbesondere im Längsschnittvergleich, im Vergleich 
mit anderen Lehrer- oder Berufsgruppen und im interregionalen Vergleich 
Aussagekraft besitzen, so daß wir in den einschlägigen Abschnitten auch in 
dieser Weise argumentieren. 

Eine bedeutsame Schwäche der statistischen Reichweite bei der Angabe 
von Durchschnittseinkommen liegt seit der Einführung eines Systems von 
Alterszulagen in den 70er Jahren in deren Abhängigkeit von der 
Altersstruktur der Lehrerschaft. So wäre etwa für den Vergleich mit den 
Durchschnittsgehältern außerpreußischer Lehrerkollegen oder von Lehrern 
an höheren Schulen als zusätzliche Variable für die Durchschnittsgehälter 
die jeweilige Altersstruktur der Lehrergruppen zu berücksichtigen. Dies ist 
aber nach unserer Kenntnis der Datenpräsenz, wenn überhaupt, dann nur 
für wenige - späte - Zeitpunkte möglich und hätte auch den von uns 
gesetzten arbeitsökonomischen Rahmen - zumal für den Vergleich mit den 
Verhältnissen in außerpreußischen Regionen oder anderen Lehrer und 
Berufsgruppen - gesprengt. 

Bei der Darstellung der Einkommensverhältnisse verwenden wir u.a. auch 
den Begriff der "Lehramtsrevenue". Der Begriff "Revenue" steht im 19. Jahr- 
hundert und in den zeitgenössischen ökonomischen Theorien als klassischer 
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Ausdruck für "Einkommen" und Gehalt^, so daß er hier wegen der gängigen 
historischen Sprachregelung von uns übernommen werden kann. 

Will man die Validität der erfaßten Daten gewichten, so stehen die Ar- 
chivmaterialien an erster Stelle, weil sie häufig die unbearbeiteten Unterla- 
gen für die später vom "Statistischen Bureau" veröffentlichten Erhebungen 
darstellen. Unter dem Gesichtspunkt des Vergleichs (s.o.) leiden die Archi- 
valien jedoch zum Teil unter dem Mangel an Kompatibilität, Konkretisie- 
rung und Repräsentativität über den lokalen Fall hinaus. An zweiter Stelle 
stehen für die Erfassung konkreter Lebensverhältnisse die gedruckten Stati- 
stiken, während die (standes-)politisch motivierten Darstellungen der Leh- 
rerschaft selbst oder einzelner Lehrer über ihre materielle Lage im Verhält- 
nis zum archivalischen Material und zu den halbamtlichen und amtlichen 
Statistiken in ihrem "Wahrheitsgehalt" eher zu relativieren sind. 

Zur Repräsentativität der Quellen im Zeitverlauf: Parallel zur expansiven 
Phase des Volksschulwesens spätestens seit Ende der 60er Jahre nimmt auch 
die staatliche Aktivität zur bürokratisch-statistischen Darstellung der Schul- 
und Bildungsverhältnisse im Lande zu. Dieser Fortschritt der statistischen 
Durchdringung des Bildungswesens drückt sich auch in Zahl und Umfang 
der veröffentlichten und nichtveröffentlichten Erhebungen zur materiellen 
Lage der Lehrer aus. Der Zeitraum vor 1850/60 wird daher im Vergleich zur 
2. Hälfte des 19. Jahrhunderts in der datenmäßigen Darstellung eher unter- 
repräsentiert sein. Aus der geringeren Dichte der statistischen Abbildung 
der Lebensverhältnisse der Elementarlehrer ergeben sich mithin auch Pro- 
bleme der Vergleichbarkeit der Angaben zum frühen und späten Zeitraum, 
die aber in Rücksicht auf die von uns jeweils genannten Einschränkungen 
forschungs- und darstellungsstrategisch ausreichend gelöst werden können. 

Daher beanspruchen wir aufgrund der erhobenen Daten zeitliche und re- 
gionale Repräsentativität . Die Darstellung der materiellen Lage hebt dabei 
besonders auf die zahlenmäßig stärkste und gleichzeitig statusmäßig niedrig- 
ste Lehrerfraktion - die Elementarlehrer - ab. Demgegenüber soll beim Ver- 
gleich der Elementarlehrer mit anderen preußischen Lehrergruppen (insbe- 
sondere Lehrer an höheren Schulen) Vollständigkeit in der statistischen Er- 
fassung der Berufsgruppe insgesamt erreicht werden. Die Gegenüberstellung 
mit der Einkommenssituation nichtpreußischer deutscher Lehrer rundet das 
Bild ab. Darüber hinaus bietet der Vergleich mit der von den Elementarleh- 
rern bevorzugt gesuchten gehaltspolitischen Bezugsgruppe - den Subaltern- 



36 s.o. 1.2. < Staatsdienerrecht >; dort wird die Spezifik der Lehramtsrevenue als unabhängig 
von einzelnen Erwerbsakten definiert. 
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beamten - die Möglichkeit der Einordnung in das hierarchische Einkom- 
mensgefüge des preußischen Staatsbeamtentums?^ 

2.2 Quellen zur Soziologie und zur sozialen Lage 
der Elementarlehrer 

In Abgrenzung zur materiellen Situation definieren wir die soziale Lage 
der Lehrer zum einen über die Auswirkungen und Folgen der materiellen 
Situation auf andere Lebens- und Berufsbereiche des Lehrerstands. Zum an- 
dern bestehen selbständige Bereiche der sozialen Lage, etwa der Bereich der 
sozialen Kontrolle. Beide Bereiche stellen für uns zusammengenommen die 
soziale Lage des Lehrers dar. 

In dieser Arbeit wird die soziale Lage erläutert an der (1) konsumtiven Si- 
tuation der Lehrer, ihrer (2) Krankheit und Sterblichkeit, den (3) Auswir- 
kungen der traditionellen Verknüpfung des niederen Kirchendienstes mit 
dem Lehramt und an der (4) Stellung des Lehrers als Subjekt und Objekt so- 
zialer Kontrolle. 

(1) Daten zur konsumtiven Situation der Lehrer 

Das Material zu Beschreibung und Analyse der konsumtiven Situation 
der Elementarlehrer^ liegt überwiegend in Form von Haushaltsrechnmgen 
vor. Diese Budgetlisten umfassen jeweils den Zeitraum eines Jahres und füh- 
ren im günstigsten Falle die Bedarfs- und Verbrauchsquanta einzeln, preis- 
beziffert sowie nach Familiengrößen gestaffelt auf. Kleidung und Gerät- 
schaften, die längerfristigem Konsum bzw. Verschleiß unterliegen, werden 
dabei anteilsmäßig aufs Jahr umgeschlagen. Konsumierende Einheit ist stets 
die Lehrerfamilie . 

Soweit hier von Haushaltsrechnungen die Rede ist, die von den Lehrern 
selbst erstellt wurden, entsprechen die Daten und Quellen in ihrem publizi- 
stischen Ort und in ihrem Aussagegehalt dem Stellenwert und der aktuellen 
Intention, die mit der angestrebten Verbesserung der Konsumsituation ver- 
bunden sind. So finden sich etwa für den Zeitraum der Berufskonstitution in 
den 30er Jahren des 19. Jahrhunderts einzelne Listen (i.e. Listen einzelner 
Lehrerfamilien, die den Autoren und Publizisten als verallgemeinerungsfä- 
hig gelten), die in den Organen der Lehrerschaft und in Schriften von Förde- 



37 Wir stützen uns hierbei vorwiegend auf die Darstellung in der Sekundärliteratur, die für 
die Zwecke des Vergleichs ausreichend erscheint. 

38 Hilfreiche Hinweise für die Einordnung der konsumtiven Situation der preußischen Ele- 
mentarlehrer in die gesamtgesellschaftlichen Verhältnisse und im internationalen Vergleich lie- 
fern die Ergebnisse von Conrad/Triebel 1988 und Granda/Austin 1988. 
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rern des niederen Schulwesens veröffentlicht sind.^^ Sie stellen eine erste 
Bestandsaufnahme des Anliegens der Lehrer nach materieller Besserstellung 
dar. Dabei ist nicht davon auszugehen, daß realistische Darstellungen der 
Ausgaben gegeben werden. 

Solche quellenkritischen Hinweise gelten generell für Haushaltsrechnun- 
gen"**^; sie werden auch bei den Lehrern bestätigt. So fällt besonders auf, daß 
in nahezu allen Fällen das Einkommen - soweit aufgeführt - den Verbrauch 
nicht deckt. Überdies läßt die - nach ausführlicher Schilderung seines Be- 
darfs - von einem Schullehrer gestellte Frage - "Welche Landschullehrer ha- 
ben nun wol außer ihren Naturalien eine solche Einnahme? Gewiß sehr we- 
nige; ich selbst nicht. - den Schluß zu, daß hier eine Soll-Darstellung in 
propagandistischer Absicht vorliegt. Darauf verweist auch die Unbeküm- 
mertheit, mit der z.B. der Regierungs- und Schulrat v. Türk (1838) den eben 
erwähnten "Hauswirthschafts-Anschlag" (1837) übernimmt und dabei die 
dort nicht auf der Ausgabenseite verzeichneten Naturaleinkünfte den Aus- 
gaben zuschlägt und so die Bezifferung der Gesamtausgaben noch um fast 
die Hälfte (von 193 rth, 4 sgr, 3 pf auf 293 rth!)'*^ erhöht. V. Türk begeht 
zwar keine Fälschung, er will aber den optischen Eindruck des Ergebnisses 
und den Nachweis der "Bedürftigkeit" der Lehrer steigern. Trotz solcher 
Mängel lassen sich die Daten unter dem Blickwinkel dieser Einschränkung 
verwenden. 

Die Einzelangaben und regionalen Haushaltsrechnungen in den 40er Jah- 
ren sind dagegen schon Anlagen zu Gesuchen, die auf faktischen Verbrauch 
und nachgewiesenen Bedarf zurückgehen und den Nachweis der materiellen 
Berechtigung der eigenen Forderungen führen sollen.'*^ Die Problemdefini- 



39 Vgl. z.B. Stadtlehrer-Bedarfsliste. In: Preußische Volks-Schul-Zeitung (=PVS) 5(1837), 
S.234; Hauswirthschafts-Anschlag über die Unterhaltung einer Schullehrerfamilie... In: PVS 
5(1837), S.329-332; Anschlag über die Unterhaltung einer Schullehrerfamilie. In: v. Türk 1838, 
S.224-230 

40 Vgl. Wiegand 1981; Teuteberg 1979; ders. 1981; ders. 1977; ders.AViegelmann 1972 

41 PVS 5(1837), S.332 

42 rth. = Reichstaler; sgr. = Silbergroschen; pf. = Pfennig 

43 Vgl. Haushaltsrechnungen aus dem Reg.bez. Köln aus den Jahren 1841/44. In: HSA Düs- 
seldorf Best. Reg. Köln Nr.2712. 1842-1845; zu diesen Konsumlisten gehört von der Anlage her 
auch die Bedarfsliste als Teil eines Gesuchs um Einkommenserhöhung, gestellt von einem Leh- 
rer aus Bad Kreuznach 1857. In: LHA Koblenz Best. 441 Nr.3679. 1857. 

Zur Erläuterung der Siglen der im weiteren zitierten Archivalien: Die erste Nennung gibt 
Name und Stellung des Archivs an; z.B. LHA Koblenz = Landeshauptarchiv Koblenz (zu den 
weiteren Archiven s. Quellen- und Literaturverzeichnis). Das Hauptstaatsarchiv (HSA) Düssel- 
dorf ist außerdem nach den Regierungen der Regierungsbezirke gegliedert; z.B. Reg. Köln. Das 
Landeshauptarchiv Koblenz numeriert die Bestände: Bestand 403 = Oberpräsidium Koblenz, 
Bestand 441 = Regierung Koblenz, Bestand 442 = Regierung Trier. 
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tion hat den Stand der deskriptiven Feststellung verlassen und impliziert 
auch die exakte Zuschreibung der Zuständigkeit staatlicher Instanzen.^^ 
Haushaltsrechnungen aus dem Reg.bez. Köln von 1841/44 führen zwar Ver- 
brauchshöhen auf, die die jeweiligen Einkommen (bei 10%, i.e. 5 Listen an- 
gegeben) um 69% bis 174% übersteigen. Daß diese Differenz vollständig 
durch überhöhten Bedarfsansatz fingiert oder durch außerberuflichen Fleiß 
zu überbrücken ist^^, kann aber nicht angenommen werden. Möglich - aber 
dann eine regionale Besonderheit und nicht ohne weiteres verallgemeiner- 
bar - wäre die konsumtive Teilhabe der Lehrer über einen hohen Grad ver- 
wandtschaftlicher Einbindung in die agrarproduktiven Teile der Gemeinde- 
bevölkerung. Aber unter dieser Annahme sind Details der Lehrerkonsumti- 
on - so Z.B. der hohe Fleischverzehr von 20,8 bis 29,1 kg/Kopf - und Kenn- 
zeichnungen der Ernährungsweise ihrer Wahlverwandtschaft - vegetabi- 
lisch'*^ - nicht vereinbar. Für die Listen ist also kontinuierlich ein hoher 
"Wunschanteü" anzunehmen, der sich über die Intention nach Verbesserung 
der materiellen Lage bestimmt. 

Im Zeitraum nach 1848 wird die Argumentation dann eher auf der Ebene 
kollektiv zutreffender Daten geführt, d.h. Ausgangspunkt ist die allgemeine 
Betroffenheit als Stand. Inhaltlich wird die Mehrbelastung durch die gestie- 
genen Marktpreise der wichtigsten Grundnahrungsmittel erörtert.^^ Dabei 
wird dem Lehrer ein Weizen-, Roggen- und Kartoffelverbrauch zugeordnet, 
wie ihn die "bedeutendsten Lehrer der Volkswirthschaft für die ärmsten 



Die zweite Nennung gibt die Nummer der Akte an; evtl, zusätzlich die Abteilung (Abteilung 
II = Schulsachen); bzw. beim Zentralen Staatsarchiv (ZStA) Merseburg, beim Geheimen 
Staatsarchiv Berlin (GStA) und beim Staatsarchiv (StA) Potsdam die Unterabteilung 
(Repertorium = Rep.) und dann die Aktennummer; beim Staatsarchiv (StA) Detmold die je- 
weilige Signatur und dann die Aktennummer. 

Die dritte und vierte Nennung geben das Datum und die Paginierung der Akte an; beides ist 
aber gerade für die Bestände des HSA Düsseldorf und z.T auch des LHA Koblenz, die von uns 
schwerpunktmäßig ausgewertet wurden, nicht immer möglich. Die Aktentitel selbst sind in den 
Fußnoten nicht genannt; hierzu verweisen wir auf das nach Archiven geordnete Quellenver- 
zeichnis (VI.l.). 

44 Die folgende Feststellung ist daher eher als rhetorisch zu bewerten: "Es kann den Lehrern 
schließlich einerlei sein, wo das Geld zur Verbesserung herkommt, ob es der Staat oder die Ge- 
meinden geben". In: Schulblatt der Provinz Sachsen 7(1868), S.165. 

45 s. hierzu unten bei IV.l(l) Konsumtion und Lebensstandard der Elementarlehrer bis 
1840 

46 Vgl. hierzu den Kommentar der Behörde: "Die Größtbeerbten leben sehr frugal und kon- 
sumieren durchgehend nur vegetabilische Produkte ihrer Wirtschaft. Aus dieser und den folgen- 
den Klassen stammen viele der Lehrer, durchgehend aber sind die Lehrer entweder durch Bluts- 
oder durch Heiratsbande mit den Meistbeerbten verwandt." Aus: Über die Lehrer im Kreise 
Waldbroel (1844). In: HSA Düsseldorf Best. Reg. Köln Abt. II Nr.2712, p.220. 

47 Vgl. Z.B.: Die Verbesserung der Elementarlehrer-Besoldung in den 15 Jahren von 1852 - 
1866. In: Schulblatt der Provinz Sachsen 7(1868), S.165f. 
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4Ä 

Volksklassen ermittelt haben. So liegt z.B. der in der gleichen Quelle ver- 
anschlagte Kartoffelverzehr bei 2 bis 3 Scheffel/Person, fast um die Hälfte 
niedriger als die Angabe in einer Haushaltsrechnung des Reg.bez. Köln 
1841/44 von 5 Scheffel/Person. Detailliertere Informationen zum Konsum 

4Q 

sind den Angaben aber nicht zu entnehmen. 

Erst in den 90er Jahren häufen sich Haushaltslisten mit regionalem Be- 
zug, die in petitiven Zusammenhängen entstehen. Sie sind nach den Anga- 
ben über Einnahmen, Verbrauch und Konsum überwiegend standardisiert 
und detailliert. Ihre Ergebnisse werden zum Teil in der örtlichen allgemei- 
nen Presse aufgegriffen. Die Medien ihrer unmittelbaren Veröffentlichung 
sind Lehrervereinsbroschüren; sie sind aber auch in den Akten der Adressa- 
ten - Bezirksregierungen - aufzufinden.^*^ 

Nach 1900 wird auch der Elementarlehrer als Berufsstand zum Objekt der 
anschwellenden sozialstatistischen Forschung.^^ Haushaltslisten dieser Her- 
kunft besitzen den höchsten Standardisierungs- und Differenzierungsgrad 
und lassen fast durchwegs Vergleiche mit anderen Lehrer- und Berufsgrup- 
pen zu. In die berufsübergreifenden Untersuchungen^^ ist der Elementar- 
lehrer qua Zugehörigkeit zur Gruppe der Beamtenschaft bzw. als Bezieher 
mittlerer Einkommen eingeschlossen. Ausschließlich Elementarlehrer wer- 
den allerdings nur bei Gerloff^^ sowie in den "Haushaltungsrechnungen 
hamburgischer Volksschullehrer"^'* untersucht. Jedoch liegen damit keine 
speziffsch preußischen Stichproben vor. 

Wenn die früheren Daten keineswegs zufällige und zusammenhangslose 
Kompilationen sind, so sind doch erst jetzt auch Einordnungen und Verglei- 
che der Ernährungsgewohnheiten auf einheitlicher Datenbasis möglich. 
Hier scheint die historisch engste Approximation an den Gegenstand - die 



48 Schulblatt der Provinz Sachsen 7(1868), S.166 

49 Zu den Nahrungsgewohnheiten und zum Umfang des Nahrungsmittelverbrauchs im 19. 
Jahrhundert vgl. Teuteberg 1979; ders. 1981; ders. 1977; ders./Wiegelmann 1972 

50 Die Gehaltsverhältnisse der Lehrer an den Volksschulen in Köln und den Vororten 1891. 
Auch in: Kölnische Zeitung. Nr.582 vom 16.7.1891; Ausgaben einer Lehrerfamilie... ln: LHA 
Koblenz Best. 403 Nr.l0704. 1891; Jahresausgaben von Lehrern im Reg.bez. Bromberg und Po- 
sen für 1891. ln: GStA Berlin XVI. HA Rep.30 Reg. Bromberg 11 Nr.3085. 1892 (unpag.). Die 
Gehaltsverhäitnisse der rheinischen Landlehrer 1892; Haushaltungsverzeichnis ... Anlage zu 
dem Gesuche der Kölner Lehrerschaft vom 13. Mai 1897. In: LHA Koblenz Best. 403 Nr.l0708. 
13. Mai 1897. 

51 Sozialstatistische Erhebungen haben zunächst ab den 40er Jahren nur die untersten lohn- 
abhängigen Einkommensklassen zum Gegenstand. Vgl. dazu Reulecke 1981; für die Entwick- 
lung der Emährungsforschung vgl. erneut Teuteberg 1977 

52 Erhebung von Wirtschaftsrechnungen minderbemittelter Familien im Deutschen Reiche 
1909; Eulenburg (Hg.) 1914 

53 Gerloff 1908 und 1910 

54 Haushaltungsrechnungen hamburgischer Volksschullehrer 1906 
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tatsächliche Lebensweise der Lehrer(-familien) - vorzuliegen. Zusammenge- 
faßt ergibt sich eine Auflistung der auflindbaren und auswertbaren Quellen 
in der Verteilung über den Zeitraum (Tab.ILl). Bei der Periodisierung lie- 
gen die oben (s. 2.1) dargestellten Zeitabschnitte zugrunde. 



Tab.ILl: Liste der Daten zur konsumtiven Situation der preußischen 
Elementarlehrer 1800 -1914 



Zeitraum Quelle 


Region 


1800 


Stadtlehrerbedarfsliste (1837) 


Provinz Brandenburg 


bis 






1840 


Hauswirthschafts-Anschlag (1837) (Landl.) Reg.bez. Köln 


1840 


ca. 50 Haushaltsrechnungen (1841/44) 


Reg.bez. Köln 


bis 


Bedarfsliste Bad Kreuznach (1856) 




1866 


Preislisten Grundnahrungsmittel (1852-66) Preußen (Ges.) 


1866 






bis 


(es liegen keine Listen vor) 




1890 






1890 


mehrere Haushaltsrechnungen (1891) 


Reg.bezirke Köln, 
Bromberg, Posen und 
Koblenz 




Haushaltsrechnung (1892) 


Bad Kreuznach-Land 


bis 


mehrere Haushaltsrechnungen (1897) 


Reg.bez. Köln 




Erhebung von Wirtschaftsrechnungen 


Deutsches 




minderbemittelter Familien (1907/09) 


Reich 




Gerloffsche Haushaltsuntersuchungen 
(1908/10) 


Deutsches Reich 


1914 Kosten der Lebenshaltung (1912/14) 


Deutsche Großstädte 



Quelle: eig. Erhebungen 



Trotz der Lücke in der Datenbasis zwischen 1866 und 1890 liegen damit 
Haushaltsrechnungen in ausreichender Zahl vor, die detaillierte Aussagen 
über Volumen und Veränderungen im Konsum der Lehrerschaft ermögli- 
chen. Kaum korrigierbar^^ erscheinen dagegen die schon von der zeitgenös- 



55 s.u. IV.1(3) 
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sischen Kritik festgestellten methodischen Mängel, denen z.T. auch noch die 
systematischen und breit gestreuten Untersuchungen nach 1900 unterliegen. 

(2) Daten zur Soziologie der preußischen Elementarlehrer 

Grundlage für Erforschung und Darstellung der Verhältnisse von Krank- 
heit und Sterblichkeit der Elementarlehrer im Längsschnitt (s. IV.2) ist eine 
1894 erstellte statistische Auswertung der Datenbestände der Lebensversi- 
cherungsbank für Deutschland in Gotha.^^ Die Datenbasis umfaßt dabei den 
Zeitraum von 1829 bis 1889, Krankheiten als Sterbeursachen sind hier sy- 
stematisch unterschieden. Die Sterblichkeit wird über Kennziffern der histo- 
rischen Medizinstatistik erfaßt, die dann einen Vergleich zwischen Elemen- 
tarlehrern (nach Stadt und Land) und Gymnasiallehrern zulassen. Nachdem 
die Population der Auswertung natürlich nur aus denjenigen Lehrer be- 
stand, die selbst Mitglied der Gothaischen Lebensversicherung waren, gelten 
die Ergebnisse streng genommen nur für diese und sind nicht umstandslos 
auf die nichtversicherten Lehrer übertragbar. Uns lagen zudem keine Daten 
über den Anteil vor, den die lebensversicherten Lehrer an der Lehrerschaft 
überhaupt ausmachen. Die untersuchte Gesamtpopulation lag mit 12.381 
deutschen Lehrern, und davon 7.591 Elementarlehrern, aber immerhin so 
hoch, daß sich verallgemeinerbare Ergebnisse für die Lehrerschaft insgesamt 
erwarten lassen. Trotz solcher Einschränkungen in der historischen Daten- 
basis erscheinen daher Urteile über die Auswirkungen spezifischer Umstän- 
de im Lehrerdasein auf die gesundheitliche Verfassung der Lehrer möglich. 

Die Datenbasis für den mit dem Lehramt verknüpften niederen Kirchen- 
dienst bestehen zum einen in den einschlägigen Regulierungen, wie sie in 
den unten erwähnten Erlaßsammlungen niedergelegt sind (s. soziale Kon- 
trolle). Für die quantitativen Verhältnisse der Verbindung von Lehrer- und 
Küsteramt stand die Preussische Statistik für die Jahre 1886, 1891, 1896, 
1901, 1906 und 1911 zur Verfügung.^^ Damit können Bestand und Verände- 
rung dieser Ämterverbindung nach Stadt/Land, konfessionell und nach Pro- 
vinzen aufgeschlüsselt werden. 

Die Quellen zur Untersuchung der " Sozialen Kontrolle " der Elementar- 
lehrer zerfallen in drei Gruppen: 

a) Zeitgenössische allgemeine Erlaßsammlungen; sie wurden von Verwal- 
tungsbeamten, Schulaufsichtsbeamten (Geistliche) oder Lehrern herausge- 
geben. In den letzteren Fällen sind sie oft thematisch konzentriert und kom- 



56 Karup/Gollmer 1894. Eine von der Anlage her identische Untersuchung über die "Morta- 
litätsverhältnisse des geistlichen Standes" liegt vor bei Karup/Gollmer 1888. 

57 s.o. II.2.1. Aus Gründen der Datenverfügbarkeit erstreckt sich deshalb diese Teiluntersu- 
chung nur bis zum Jahr 1911. 
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mentierend angereichert. Die darin festgehaltenen Resultate juristischer 
und administrativer Entscheidungen stellen den lehrerrelevanten normati- 
ven Kosmos dar. Für den Lehrerstand sind sie Orientierungshilfen, auf de- 
ren Notwendigkeit ein Lehrerautor noch nach 1900 verweist: "Zahllos sind 
die Fälle, in denen aus Unkenntnis des Schulrechts dem Lehrer Verdruß und 
Schaden erwachsen ist .. Dasselbe gilt vom Strafgesetz".^* 

Aus dieser Gruppe wurden von uns folgende Erlaßsammlungen herange- 
zogen; 

- Neigebaur 1826 und 1834, 

- Niedergesäs 1847, 

- Kirsch 1854/55 (2 Bde.), 

- Klaunig 1882, 

- Ueberschaer 1883, 

- Petersilie 1897, 

- Giebe (Hg.) ^1898, 

- Liese ^1902, 

- Beetz ^1914 

An thematischen Erlaßsammlungen sind zusätzlich einbezogen: Werther 
1888 und Körnig 1903 (zu Nebenbeschäftigungen) sowie Fricke 1897 (zu 
Züchtigung). 

Als historische Quellen sind diese Werke alle ein Abbild der regulations- 
bedürftigen Reibungspunkte, der Konflikte und ihrer Lösungen, die allmäh- 
lich den modernen Volksschullehrerberuf formen. 

b) Bei der zeitgenössischen "Problem"literatur handelt es sich um Schrif- 
ten aus der Feder von Lehrern oder Lehrervereinsfunktionären. Sie greifen 
Probleme auf, die die professionelle Identität des Standes bedrohen. Heran- 
gezogen wurden dabei die Schriften: 

- Müller (Hg.) ^^1912 (zu Lehrer und Strafgesetz), 

- Müller (Hg.) 1908 und Reulecke 1907 (zu Lehrer und Disziplinarge- 
setz), 

- Protzen 1891 und Sachse 1891 (zu Lehrer und Sozialdemokratie), 

- Wöller 1894 (zu Lehrer und Sittlichkeitsvergehen), 

- Mertens 1873 (zu Lehrer und Züchtigung), 

- Fischer/Müller (Hg.) 1911 und Lehmann 1901 (zu Lehrer und Haft- 
pflicht). 

Die Auswertung dieser Quellen erlaubt es, die Deutung und reflexive Be- 
wältigung spezifischer Berufsprobleme der Lehrer nachzuvollziehen. Ergän- 



58 Beetz ^1914, S.III 
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zend wurden zu diesem thematischen Bereich die Allgemeine Deutsche Leh- 
rerzeitung (ADLZ), Jg. 1877, das Schulblatt der Provinz Sachsen (Jg. 1881, 
1888, 1890) und die Schleswig-Holsteinische Schulzeitung, Jg. 1878, - anläß- 
lich der Sozialistengesetzgebung - als weitere Medien der Lehrerschaft her- 
angezogen. 

c) Archivalische Materialien, v.a. Aktenmaterial der Abteilung II der Be- 
zirksregierungen (Kirchen- und Schulwesen) erwiesen sich als besonders er- 
giebig, um über das "abweichende Verhalten" der Lehrer eine objektive Da- 
tenbasis zu gewinnen. Die Daten über disziplinarisch und gerichtlich geahn- 
dete Verfehlungen liegen hier über lange ^itreihen (von 1830 bis 1899 be- 
sonders für den Reg.bez. Bromberg, der daher exemplarisch ausgewertet 
wurde) und aufgeschlüsselt nach Vergehensarten vor. Der darüber rekon- 
struierbare jeweilige Stand der Sittlichkeit im Lehrberuf ist ein wesentliches 
und unverzichtbares Moment in einer Analyse der Lehrerberufsentwicklung. 
Weiterhin sind in diesen Akten vielfach Einzelfälle registriert und dokumen- 
tiert. Sie wurden exemplarisch herangezogen, insoweit bei ihnen der Inhalt 
der Kriterien dafür zum Ausdruck kommt, was dem Lehrer im Amt geziemt. 

Insgesamt erheben wir für die Erhebung und Darstellung dessen, was die 
Soziologie und soziale Lage der Lehrerschaft ausmacht, keineswegs den An- 
spruch auf Vollständigkeit. Dies ergibt sich zum einen aus der immer not- 
wendigen thematischen Beschränkung. Zum andern sind spezifische Berei- 
che der sozialen Lage der Lehrer im 19. Jahrhundert bereits gut erschlossen 
und bleiben deshalb hier ausgespart. Dies gilt insbesondere für die Rekrutie- 
rung der Lehrerschaft, die Vereinsbildung und die politische Beteiligung der 
Lehrer.^^ Neu an unserer Untersuchung ist die Behandlung von bisher in 
der Sozialgeschichte des Lehrers nur peripher angesprochenen und empi- 
risch wenig abgesicherten Themen und Untersuchungsgegenstände: Konsum 
und Lebensstandard, Krankheit und Sterblichkeit, soziale Kontrolle. 

3. Aufbau und Gang der Untersuchung 

Auf der Basis der oben (s. I.) entwickelten theoretischen Grundlagen zur 
Analyse der materiellen und sozialen Lage der Elementarlehrer in Preußen, 
entlang der vorgeschlagenen Periodisierung (s.II.l.) und auf der Grundlage 
der bereits vorgestellten wichtigsten Quellen (II.2.) soll im folgenden zuerst 
die materielle Situation der Lehrer im Längsschnitt dargestellt werden (III.). 
Dabei orientiert sich der Aufweis der von uns als "Emanzipationsprozeß" ge- 
kennzeichneten Entwicklung des preußischen Lehrerstandes im 19. Jahr- 



59 Vgl. hierzu Bölling 1983; Müller 1983; Stöhr 1978 
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hundert an den markanten Indikatoren Einkommen (jeweils 1.), Einkom- 
mensdifferenzen innerhalb des Elementarlehrerberufs (jeweils 2.) und den 
Differenzen zwischen verschiedenen Berufsgruppen (jeweils 3.). Diese Indi- 
katoren werden über den gesamten Zeitraum konstant gehalten und umfas- 
sen im einzelnen: 

1. Unter der Überschrift Einkommen der Elementarlehrer werden die für 
die Lehrergehälter bedeutsamen Entwicklungen einer Phase zusammenge- 
faßt, die in Form einer gesamtpreußischen Sicht auch die jeweils aktuelle 
staatliche Einkommenspolitik für die Lehrer und die Haltung der Lehrer- 
schaft selbst einbezieht. 

2. Die innerberuflichen Einkommensdifferenzen werden erfaßt über die 
signifikanten Indikatoren 

(1) Stadt-Land-Gegensatz, 

(2) West-Ost-Gefälle und 

(3) regionale Einkommensdifferenzen. 

Auch diese Momente des analytischen Zugangs zur materiellen Entwick- 
lung werden über den gesamten Zeitraum konstant gehalten. 

3. Als Vergleichsverfahren für die Einordnung der materiellen Lage der 
Elementarlehrer in die sozialen Strata der preußischen Gesellschaft dient im 
weiteren die Differenzierung zwischen verschiedenen Berufegruppen, deren 
Zugriff sowohl innerständisch, als auch regional und sozial angelegt ist - je- 
weils bei Konstanz im Längsschnitt. Ein Vergleich der materiellen Lage der 
preußischen Elementarlehrer findet statt mit den 

(1) preußischen Oberlehrern, 

(2) außerpreußischen (deutschen) Amtskollegen und 

(3) mit den preußischen Subalternbeamten als Präferenzgruppe der Ele- 
mentarlehrer selbst. 

Als zusätzliche Indikatoren der materiellen Verhältnisse, die sich in der 
Darstellung z.T. über den gesamten Zeitraum erstrecken, gelten: 

- Nebenerwerb und Nebentätigkeit der Elementarlehrer (III.1.4 und 
III.3.4); 

- Geld- und Naturalanteil im Lehrereinkommen (III.2.4); 

- die Pensionsverhältnisse als bedeutsamstes Mittel der Sozialpolitik des 
preußischen Staates für die Lehrer (III.3.5). 

Die Zusammenfassung der materiellen Entwicklung (III.5.) zeigt den Pro- 
zeß im Überblick für den gesamten üntersuchungszeitraum. 

Getrennt von dieser Darstellung der eigentlichen materiellen Verhältnis- 
se (lll.) suchen wir anschließend anhand von fünf Indikatoren den Zugang 
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zur sozialen Lage der preußischen Elementarlehrer (IV.). Diese Indikatoren 
bestehen 

1. in den wechselnden Größen von Konsum und Lebensstandard des Be- 
rufestandes (IV.l.), die auf der Basis einer - gröberen - Periodisierung in drei 
Phasen im Längsschnitt aufgezeigt werden; 

2. im Nachweis lehrertypischer Gesundheitsverhältnisse im Sinne von Be- 
rufskrankheiten und Sterblichkeit (IV.2.); 

3. in der für das Sozialprestige der preußischen Elementarlehrer drük- 
kendsten Verbindung des Schulamts mit den sog. niederen Kirchendiensten 
(IV.3.); 

4. in der Betrachtung der spezifischen Stellung des Elementarlehrers als 
Subjekt "zwischen den Klassen"^, der zwar Kontrolle über seine Klientel 
ausübt, der aber gleichzeitig auch selbst inner- und außerberuflich massiver 
staatlicher Kontrolle ausgesetzt ist: Soziale Kontrolle als Privileg und Last 
(IV.4.); Gegenstände der Darstellung sind dabei zum einen die hierarchi- 
schen Kontrollmechanismen und Aufsichtsfunktionen innerhalb des Volks- 
schulwesens (IV.4.2) und zum andern der empirisch orientierte Aufiveis des 
Wandels in der "Sittlichkeit der Amtsinhaber" (IV.4.3); 

5. im abschließenden Diskurs zu Standesentwicklung und politischem 
Verhalten der Lehrerschaft, der den Beruf als braven Stand charakterisiert. 

Die summarische Betrachtung der zentralen Entwicklungslinien des Pro- 
fessionalisierungsprozesses der preußischen Elementarlehrer als Gesamt- 
prozeß (V.) der materiellen und sozialen Lage nimmt die eingangs (I.) refe- 
rierten theoretischen Grundzüge auf und faßt abschließend den typisierten 
Verlauf der Verbeamtung der Lehrerschaft zusammen. Dabei soll auch noch 
einmal der spezifische Ertrag unseres Zugangs zur Sozialgeschichte des 
preußischen Lehrers dargestellt werden. 

Im Quellen- und Literaturverzeichnis (VI.) sowie im Tabellenteil (VII.) 
sind Interpretations- und Datenbasis unserer Untersuchung versammelt. 



60 Vgl. Meyer 1976, S.117ff. 
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III. DIE MATERIELLE LAGE DER LEHRERSCHAFT 



Für die Charakterisierung des Gesamtprozesses der Entwicklung der sozi- 
alen Lage der Lehrerschaft im 19. Jahrhundert läßt sich kein zutreffenderer 
Begriff finden als der eines in Stufen erfolgenden Emanzipationsprozesses . 
Dabei bestand die Ausgangslage der Profession darin, daß der Unterricht 
eher Neben- denn Haupttätigkeit war, der von der Gemeinde beauftragte 
Amtsinhaber daher seinen Lebensunterhalt nur zu einem - meist geringen - 
Teil aus seinem Amt bestritt.^ Er bezog seine Revenue überwiegend aus an- 
deren Tätigkeiten, z.B. als Handwerker, Pfarrer oder als Kriegsveteran.^ Der 
Entwicklungsprozeß der Professionalisierung des Lehrberufe setzt ein, in- 
dem sich das Verhältnis von Haupt- und Nebenamt zugunsten der Unter- 
richtstätigkeit als Hauptamt verschiebt; dies gilt sowohl vom Blickwinkel des 
aufzuwendenden Zeitbudgets als auch von der Quelle der Revenue her. 
Schulehalten wird immer mehr zu einer Aufgabe, die "den ganzen Mann for- 
dert". Zwar halten sich die "Lehrpersonen" je nach individueller Dotation 
noch mehr oder weniger mit Nebentätigkeiten über Wasser; aber es ist jetzt 
das Amt, das seinen Inhaber ernährt. Insoweit erscheint auch die Entwick- 
lung der Lehrerschaft zum "Stand" aufs engste verknüpft mit der Etablierung 
des neuzeitlichen Bildungswesens, dem der Lehrer seinen ersten "erhebli- 
chen Karrieresprung"^ verdankt. 

Die weiteren Stufen des Emanzipationsprozesses erklimmt der Lehrer 
über die zunächst quantitative Ausdehnung seines Gehalts - mit der Folge- 
wirkung der politisch-administrativen Beschränkung seiner Nebentätigkei- 
ten seitens der Schulaufsichtsbehörden, und vom Lehrer aus materiellen Ge- 
sichtspunkten nur im Hinblick auf die Perspektive akzeptiert, sein Amt dann 
als alleinige Tätigkeit ausüben zu können - , über die sukzessive Ausstattung 
mit Privilegien der Beamtenschaft, als die man z.B. die Errichtung von Wit- 
wen- und Waisenkassen für Lehrer, die Verabschiedung eines Pensionsge- 
setzes für die aus dem Beruf ausscheidenden Amtsinhaber und die materielle 
Absicherung über zwei Besoldungsgesetze 1897 und 1909 betrachten kann, 
bis hin zu dem - vorläufigen - Endpunkt des Prozesses, an dem der preußi- 
sche Elementarlehrer seit 1909 als Mitglied der Staatsbeamtenschaft er- 
scheint, frei von individuellen materiellen Abhängigkeiten. Er partizipiert 



1 Vgl. Tenorth 1988, S.84 

2 Ballauf beschreibt die Situation so: "Die meisten dieser Schulmeister nun haben sehr gerin- 
ge Kenntnisse, betrachten ihre Schulen nur als Nebenquellen des Erwerbs, vemachläßigen sie 
oft sehr, und verdienen als Schuster, Schneider, Bötcher, Imker u.s.w. oder auch als gemeine Ta- 
gelöhner mehr, als die Schulen ihnen einbringen." (Ballauf 1797, S.47) 

3 Tenorth 1988, S.139 
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an allen Privilegien des Beamtentums: "Sicherheit des kontinuierlichen Flus- 
ses der Einkommensquelle"“^, staatliche Fürsorge für die Hinterbliebenen, 
materielle Sicherung nach Pensionierung, Aufstieg in höhere Gehaltsstufen 
nach Dienstalter - dies sind die wichtigsten der per Gesetz fixierten Eck- 
punkte der sozialen Rangstellung des verbeamteten Elementarlehrers.^ 
Insgesamt nimmt der Elementarlehrer dann im Verhältnis zum überwiegen- 
den Teil der Gesellschaft eine bevorzugte Stellung ein. Seit dem Besoldungs- 
gesetz von 1909 ist seine "Stellung innerhalb der Beamtenschaft erheblich 
nach oben hin stabilisiert".^ 

Dieser in Umrissen beschriebene Emanzipationsprozeß der Elementar- 
lehrerschaft findet statt auf der Plattform allgemeiner ökonomischer, sozi- 
aler und politischer Entwicklungen der preußischen Gesellschaft. Der Pro- 
zeß der Industrialisierung im 19. Jahrhundert, die damit zusammenhängende 
Urbanisierungstendenz, die Ausweitung des preußischen Staatsgebiets, auch 
die Ausweitung und Zentralisierung des Staatsapparats und der Staatstätig- 
keit, die quantitative Ausdehnung der Staatsbeamtenschaft und des öffentli- 
chen Dienstes, die materielle und soziale Besserstellung der Beamten insge- 
samt und nicht zuletzt die Institutionalisierung des Bildungswesens im all- 
gemeinen und der Aufschwung des Volksschulwesens im besonderen stellen 
dabei die Eckpunkte der Wandlung des preußischen Staatswesens in eine 
'moderne Gesellschaft’ kapitalistischer Prägung dar.^ 

Die sozialhistorisch-empirische Darstellung der hier knapp zusammenge- 
faßten Entwicklung im einzelnen ist Gegenstand der folgenden Abschnitte, 
in denen entlang der oben vorgeschlagenen Periodisierung (s.o. II.l) die 
Ausgangssituation und die bedeutsamen Veränderungen der sozialen Lage 
der Lehrerschaft beschrieben werden. 

1. Konstitutionsphase 1800 - 1840: Vom Neben- zum Hauptamt: 
Die materielle Fundierung des Standes 

Der Entwicklungsprozeß der materiellen und sozialen Lage der preußi- 
schen Elementarlehrer war als ein in Stufen erfolgender Emanzipationspro- 
zeß gekennzeichnet worden. Im hier darzustellenden Zeitraum vollzieht der 
preußische Lehrer den Übergang vom Individuum zum "Stand", einen Pro- 



4 Thien 1984, S.226 

5 Diese Elemente der sozialen Sicherung des Lehrerbeamlen bedürfen selbstredend einge- 
hender Darstellung. Dies bleibt offen für die Hinterbliebenenfürsorge (Witwen- und Waisenkas- 
sen; Gesetz 1869), wird aber ausführlich thematisiert für die Besoldungsgesetze 1897 und 1909 
(III.4.1) und die Pensionsverhältnisse der Elementarlehrer im 19. Jahrhundert (III.3.5). 

6 Müller/Tenorth 1984, S.165 

7 Vgl. als Überblick Wehler 1987. Bd.2; Aubin/Zom (Hg.) 1976. Bd.II. 
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zeß, der von den materiellen Voraussetzungen her erst möglich wird, sobald 
vorwiegend der Beruf selbst den Berufsinhaber ernährt. Diese Bedingung ist 
bis 1800 in den preußischen Stammregionen nicht erfüllt (s.u.III.1.1): Der 
Lehrberuf ist eher der Neben- als der Hauptberuf und als Lehrer werden 
Personen bezeichnet, die ihr hauptsächliches Einkommen zum Lebensunter- 
halt überwiegend aus anderen Revenuequellen als dem Lehramt beziehen. 
Bis 1840 ist diese Situation im wesentlichen überwunden: der Lehrer ist zwar 
immer noch abhängig von gemeindlichen oder regionalen Besonderheiten, 
er ist jedoch vorwiegend Lehrer, nicht mehr kriegsversehrter Unteroffizier® 
oder Handwerker, der die Kinder in der Werkstatt nebenher und im Som- 
mer auch nur gelegentlich unterrichtet. Zwar reicht das Einkommen aus 
dem Lehramt noch nicht zur Bestreitung des gesamten Lebensunterhalts 
aus, aber ergänzende Nebentätigkeiten werden bereits staatlicherseits - und 
vom Lehrer selbst und seinen Fürsprechern! - nach ihrer "Standesgemäß- 
heit" beurteilt. Im Ergebnis hat der Lehrer den "Prozeß eines kollektiven 
Statuswechsels nach oben"^ vollzogen. 

Das kontrastreich schillernde Bild der Einkommenssituation der preußi- 
schen Elementarlehrer verdichtet sich bereits bis 1840 gleichzeitig auch zu 
einem relativ stabilen - daher auch statistisch erfaßbaren - Gemenge der ma- 
teriellen Verhältnisse. Es läßt sich unter dem Gesichtspunkt der vereinheit- 
lichenden materiellen Fundierung des Standes in folgende differenzierende 
Momente auflösen: 

- Einkommensanhebung durch Auflösung der unteren Gehaltsgruppen 
(s.u. III. 1.1); 

- Verfestigung eines Stadt-Land-Gegensatzes, in dem aber gleichzeitig 
auch Annäherungsprozesse stattfinden (s.u. 111.1.2(1)); 

- Beginn der Etablierung eines stabilen Einkommensgefälles von West 
nach Ost (s.u. 111.1.2(2)); 

- Beibehaltung von regionalen Einkommensdifferenzen, die das Gefälle 
von West nach Ost überlagern (s.u. 111.1.2(3)); 

- Errichtung einer festen hierarchischen Einkommensstruktur innerhalb 
der gesamten Profession (s.u. 111.1.3(1)); 



8 Bestrebungen, diese traditionelle Rekrutierung beizubehalten, stoßen dann auf den Wider- 
stand der seminaristisch gebildeten Lehrer; vgl. o.V.: Der preußische Unteroffizier und der 
Landschullehrer 1844. Der rheinische Landschullehrer wendet sich als Autor - z.T. polemisch - 
dagegen, "daß fortan auch zwölf Jahre lang gediente Unterofficiere nach einem nur ömonatli- 
chen Studium in den ehrenwerten Stand der Landschullehrer einrücken dürfen." (ebd., S.3) 

9 MüllerA’enorth 1984, S.165. Vgl. auch Tenorth 1988, S.141 und ders. 1987, S.259 
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~ Entwicklungsrückstand der preußischen Elementarlehrer im Vergleich 
zu den deutschen Amtskollegen (s.u. 111.1.3(2)) und Beginn der Orien- 
tierung am niederen Beamtentum (s.u. 111.1.3(3)). 

Die materielle Fundierung des Standes läßt sich aber nicht nur in Indika- 
toren für die materielle Lage der Lehrer beschreiben, sondern auch an den 
"staatlichen Reflexen" auf den Progreß ablesen. Auf dem Hintergrund ein- 
schneidender Maßnahmen, in denen Ausbildung, Anstellung und Berufsvoll- 
zug auch der Elementarlehrer geordnet werden , 

- wird der Lehrer erstmals expliziter Gegenstand offizieller Einkom- 
mensstatistiken (1820 für Gesamtpreußen) (s.o. II.2.1); 

- in den 20er und 30er Jahren werden erste Regelungen zum Schulgeld- 
einzug und zur Umwandlung des Schulgelds in einen festen Einkom- 
mensbestandteil wirksam; 

- sehr vereinzelt findet im gleichen Zeitraum auch schon die Festsetzung 
von Minimalgehältern statt (s.u. III.l.l). 

Darüber hinaus sind auch die Lehrer selbst ein Faktor für die Verände- 
rung ihrer Lebenssituation, denn ihr Streben, v.a. ausgedrückt in Vereinsbil- 
dung, zielt selbst auf eine Überwindung ihrer Vereinzelung: 

- Zusammenschluß in materiellen Fragen zu Zwecken des Vergleichs 
und der Vereinheitlichung seit den 30er Jahren, v.a. in Form von Lese- 
gesellschaften und firühen Vereinen; 

- Übergang von Einzel- zu gemeinsamen Petitionen zur Verbesserung 
des Einkommens. So sind in den 30er Jahren immer häufiger Petitio- 
nen anzutreffen, die z.B. von den Lehrern eines ganzen Landkreises 
verfaßt bzw. gestellt wurden. 

Gleichzeitig ist der Zeitraum bis 1840 aber auch gekennzeichnet durch 
die Nichtexistenz gesamtstaatlicher, gar einheitlicher gesamtstaatlicher Ge- 
haltspolitik, in der die Lehrerschaft als Stand begriffen oder einheitlich be- 
handelt würde. Soweit ihr Einkommen betroffen ist, verbleibt, anders als bei 
- funktional und von der Qualifikation her - vergleichbaren Berufegruppen, 
die Kompetenz zur Einkommensregulierung in Gemeindehand. Die erste als 
Ausdruck staatlicher Gehaltspolitik identifizierbare Verfügung des Kultus- 
ministeriums datiert erst von 1840 (s.u. III.2.1). Die zur gleichen Zeit begin- 
nende Beschneidung von gemeindlichen Besoldungskompetenzen läutet da- 
her auch schon eine neue Epoche ein... 



10 Vgl. als Überblick für die Volksschullehrerbildung Sauer 1987 
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1.1 Das Einkommen der Elementarlehrer 

Ein erster Überblick über die materielle Lage der Elementarlehrer am 
Ausgangspunkt der Konstitution des Standes ist zwar nicht für alle preußi- 
schen Provinzen möglich, aber die für die zentralpreußische Region Kur- 
mark Brandenburg im Jahr 1798 erhobenen Einkommensverhältnisse liefern 
repräsentative Daten für alle 1.650 Landlehrer^^ (Tab.III.1.1). Bei dieser Er- 
hebung, die der Ökonom Leopold Krug^^ auf einen Erlaß der dortigen Re- 
gierung^^ hin veranstaltet hatte^'*, hatten über 60% der Landlehrer ein Ge- 
samteinkommen (incl. Naturalien und Einkommen aus dem Küsteramt, das 
häufig mit dem Lehramt verbunden war) von unter 50 Taler/Jahr (von ihnen 
fast 27% unter 20 Thaler/Jahr); annähernd 90% der erhobenen Lehrperso- 
nen hatten ein Einkommen von weniger als 100 Taler/Jahr. Der Einkom- 
mensmedian^^ lag bei 21,7 Taler/Jahr. 

Zu diesem Zeitpunkt^^ gab es in der Kurmark nur wenige Lehrer, die den 
Lehrberuf als alleinige Tätigkeit zum "Broderwerb" ausüben konnten - 
nimmt man die Schätzungen zeitgenössischer Fürsprecher der Lehrer als zu- 
treffende Annäherung an den Konsumbedarf der Lehrer; denn "zu Gelde ge- 
rechnet braucht ein Landschullehrer, wenn er mit einiger Heiterkeit arbei- 
ten, und der Nebenverdienste w^en nicht seine Amtspflicht versäumen soll, 
wenigstens 100 Thlr. jährlich."^^So kostete in den 20er Jahren ein Pfund 
Butter zwischen 53 und 85 "leichte Pfennige" (Münster bzw. Berlin), ein 
Pfund Rindfleisch zwischen 30 und 35 Pfennig (Königsberg bzw. Aachen) 
und ein Pfund Schweinefleisch zwischen 29 und 47 Pfennige^® (Posen bzw. 



11 Die gut 300 Stadtschullehrerstellen sind in der Quelle nicht aufgenommen. 

12 Titel seines zweibändigen Werks aus dem Jahr 1805: "Betrachtungen über den National- 
reichtum des preußischen Staates und über den Wohlstand seiner Bewohner". 

13 Circular 1798. In: GStA Berlin Pr. Br. Rep.2B/II Reg. Potsdam Nr.3822 (unpag.). Vgl. 
auch Verfügung vom 1. Mai 1827. In: GStA Berlin XFV.HA Rep.181 Reg. Marienwerder 
Nr.8161 (unpag.). Die Verfügung hatte die Anlegung von Einkommensstatistiken der Lehrer 
zum Zweck. 

14 Krug 1805, S.395f.; die Erhebung umfaßte neben den Schullehrerstellen auch: Forst- und 
Jagdoffizianten, Prediger auf dem Lande und den Besoldungsetat einer Domänenkammer; vgl. 
ebd., S.398ff. 

15 Errechnet aus Gehaltsstufen mit 20-Taler- Abständen; bei der Gehaltsstufe (hier. 20-40 
Taler), in der der Median liegt, wurde davon ausgegangen, daß die einzelnen Lehrereinkommen 
gleichmäßig über die Gehaltsstufe verteilt sind. Zur Berechnungsweise des Medians aus grup- 
piertem Material vgl. Pfanzagl 1967, S.226. 

16 Nach Grave 1982 gelten solche Verhältnisse bis zum Jahr 1800. 

17 Sack 1799, S.8. Der an einer Erhöhung der Lehrereinkommen interessierte Unterton ist 
nicht zu überhören! 

18 Ein Taler hatte dabei 288 solcher "leichter Pfennige"; s.o. Maße, Gewichte und Währun- 
gen. Sacks Schätzung von 100 Taler/Jahr erscheint daher als durchaus zutreffende Schätzung des 
Bedarfs; s.u. IV. 1 
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Aachen). Die Unterrichtstätigkeit der - bereits als solche bezeichneten - 
Lehrpersonen ist zu diesem frühen Zeitpunkt eher als Neben- denn als 
Hauptberuf zu klassifizieren; der Lehrberuf als solcher sicherte noch keine 
ausreichende Revenue. 

Tab.III.1.1: Einkommensverhältnisse der Landlehrerstellen Kur- 
mark Brandenburg 1 798 und Preußen 1820 (Gehaltsstufen in 
Taler IJahr; Anteile in % der Stellen) 



Gehalts- Kurmark 1798 
stufe Lehrerzahl %-Anteil 


Preußen 1820 
Lehrerzahl %-Anteil 


unter 50 


1003 


60,8 


4880 


26,9 


50-100 


452 


27,4 


7203 


39,7 


100-150 


166 


10,1 


3570 


19,7 


150-200 


24 


1,5 


1500 


8,3 


200-300 


5 


0,3 


753 


4,2 


über 300 


- 


0,0 


234 


1,3 


zus. 


1650 


100,1 


18140 


100,1 



Quellen: Krug 1805, S.395f. 

(Beckedorffs) Jahrbücher ... 1825. Bd.l, S.74f. 



Dieser allgemein geltenden Situationsbeschreibung stehen aber bereits 
erkennbare Differenzierungen in der materiellen Lage gegenüber. Im Ver- 
hältnis zu allen kurmärkischen Lehrern waren die staatlich eingerichteten 
Stellen (669 Stellen königlichen Patronats von insgesamt 1.650 Stellen) et- 
was besser dotiert (Tabellenteil, Tab.l); nur knapp 50% solcher Stellen - ge- 
genüber 60,8% insgesamt für die Kurmark - lagen unter der 50-Taler-Marke; 
82% hatten aber auch weniger als 100 Taler für den jährlichen Lebensunter- 
halt (gegenüber 88,2% bei allen Stellen). Der Einkommensmedian dieser 
Teilgruppe zeigt aber die qualitative, nicht nur die graduelle Differenz; denn 
er betrug 51,7 Taler/Jahr. Trotz dieser relativ besseren Dotierung waren 
auch die Inhaber der staatlich eingerichteten Stellen in den weitaus meisten 
Fällen gezwungen, den Lehrberuf nur als Nebentätigkeit auszuüben bzw. ei- 
nen zusätzlichen Nebenverdienst zum Lebensunterhalt zu erwerben. 

Die Einkommensverhältnisse waren in einigen anderen preußischen Re- 
gionen noch schlechter.^^ Deshalb nahmen die kurmärkischen Lehrer inner- 



19 Vgl. die starken Differenzen der für 1820 auf Regierungsbezirksebene errechneten 
Durchschnittseinkommen der Elementarlehrer in: (Beckedorffs) Jahrbücher ... 1825. Bd.l, 
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halb ihrer preußischen Kollegen wohl eine gute Mittelposition ein, und für 
die materielle Lage auf gesamtpreußischer Ebene läßt sich schlußfolgern, 
daß das um 1800 am Beginn seines Institutionalisierungsprozesses stehende 
Bildungswesen seinen Lehrern kein annähernd ausreichendes Einkommen 
sicherte. Von 'modernen’ Verhältnissen, in denen die Berufsarbeit das Ein- 
kommen sichert, war das Landschulwesen des frühen 19. Jahrhunderts weit 
entfernt. Der Schullehrer - so einer seiner damaligen Fürsprecher - "muß un- 
ter der Last der Nahrungssorgen erliegen. Er kann unverheirathet nicht aus- 
kommen, wie viel weniger im Ehestande, und von einer Anzahl Kinder um- 
ringt, die Kleider und Beköstigung verlangen. Hat er ein Weib mit einigem 
Vermögen genommen, und dieß thut er gewöhnlich, um seine Lage zu ver- 
bessern, so wird das letztere zugesetzt, und je näher man dem letzten Gro- 
schen kommt, desto drückender wird das Gefühl der Armuth, desto größer 
die Noth, desto unaufhaltsamer schwinden Zufriedenheit und Heiterkeit der 
Seele dahin."^® 

Neben der schlechten bzw. unzureichenden Einkommenssituation war die 
materielle Lage der preußischen Elementarlehrer dadurch gekennzeichnet, 
daß die Stellendotationen von "Zufälligkeiten" abhängig waren: Finanzkraft 
der Gemeinden bzw. des Schulträgers, die Möglichkeit, das Küsteramt als 
Nebenerwerb auszuüben (IV.3.), der Umfang der Naturalien und der Land- 
nutzung als Einkommensbestandteil (III.2.4) und nicht zuletzt Höhe und 
Fluß des Schulgeldes. Gerade das Schulgeld war Zeit seines Bestehens An- 
laß für Auseinandersetzungen des Amtsinhabers mit dem Schulträger oder 
übergeordneten Behörden (ausführlich unten in diesem Abschnitt). 

Die genannten individuellen Unterschiede in Struktur und Umfang der 
Lehrerbesoldung waren naturgemäß Anlaß für "Neydereien" unter den Leh- 
rern und zu Streitigkeiten zwischen den an der Bestimmung der materiellen 
Lage der Lehrer Beteiligten: Schulträger, Eltern und Lehrer. Die Partikula- 
rität der materiellen Verhältnisse ließ die Bildung eines Lehrer"stands" vor- 



S.72f.. Danach lagen die niedrigsten Werte für die Durchschnittseinkommen der Landlehrer in 
folgenden Regierungsbezirken bei: 

Coeslin 31 Taler/Jahr Bromberg 44 Taler/Jahr 

Münster 49 Taler/Jahr Posen 50 Taler/Jahr 

Stralsund 53 Taler/Jahr Aachen 62 Taler/Jahr 

Königsberg 63 Taler/Jahr Oppeln 66 Taler/Jahr 

(Quelle: ebd., S.73) 

20 o.V. 1802 (Journal für Veredelung des Prediger- und Schullehrerstandes), S.355. Der un- 
bekannte Autor ist "kein Schulmann, es hat mich auch keiner aufgefordert, ihnen das Wort zu 
reden und sie gegen so manche ihnen nachtheilige Erinnerung in Schutz zu nehmen; nur das In- 
teresse der Wahrheit, nur der wärmste Eifer für das Gute und die innigste Liebe zur Veredelung 
unseres Geschlechts, die von der unterstützten und erleichterten Thätigkeit des Schullehrerstan- 
des ausgehen muß, leitet meine Feder”, (ebd., S.351) 
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erst nicht zu; der Lehrer war vielmehr ein vereinzeltes, von Zufälligkeiten 
abhängiges Individuum. 

Die der Aufklärung verpflichteten (Schul-)Reformer sahen angesichts 
dieser Situation auch in der schlechten materiellen Lage der Lehrer nicht 
nur ein Berufsproblem, sondern das Haupthindernis für die Beförderung des 
Schulwesens, insbesondere auf dem Lande: "Da die Haupt-Sache bey dem 
Schulwesen auf die Lehrer ankommt, so muß man auf deren Verbesserung 
besonders bedacht seyn."^^ Zu überwinden sei der "Brodmangel, mit wel- 
chem sehr viele Schullehrer kämpfen müssen".^^ Die Forderungen gipfeln 
dabei in dem Vorschlag, das Schulgeld abzuschaffen und stattdessen andere 
Finanzierungsmuster einzuführen." 

Das Schulgeld war in der gesamten ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts ein 
fester und bedeutender Teil des Lehrereinkommens. Da das Schulgeld "pro 
Kind" von den Eltern an die Lehrer gezahlt wurde, war der Haupteffekt die- 
ser Form des Einkommensbezugs das materiell motivierte Interesse des 
Lehrers, möglichst viele Kinder zu unterrichten. Dies kollidierte jedoch mit 
der Erfüllung seines "erzieherischen Auftrags" - angesichts von IGassenstär- 
ken, die häufig bei über 100 Kindern lagen, war dieser Auftrag jedoch kaum 
im Reformgeist einzulösen. Konsequenterweise wandten sich die Lehrer 
dann auch gegen Aufteilungen des Schulsprengels, weil dies unter der Vor- 
gabe des Schulgeldeinzugs eine nicht unerhebliche Schmälerung ihres Ge- 
halts bedeutet hätte. 

Im besonderen charakterisieren die Bedingungen des Schulgeldeinzugs in 
der Frühphase des hier untersuchten Zeitraums den Lehrer als abhängiges 
Individuum. Dabei standen sich staatliche Regelung - nach dem Allgemei- 
nen Landrecht von 1794^ - und die tatsächliche gemeindliche Besoldungs- 



21 Krünitz 1794, S.40; gleicher Impetus bei: Stuve 1783, S.9ff.; Reck 1796, S.280ff. ("Man 
verbessere den Gehalt der Landschullehrer und setze diesen würdigen Mann außer Nahrungs- 
sorgen"; ebd., S.280); o.V. 1802 (Journal für Veredelung des Prediger- und Schullehrerstandes), 
S.350ff.; Schram 1803, S.309, S.40; auch noch bei Horn 1826, S.94-99. 

22 Sack 1799, S.6. "Ist es Wunders, wenn das (gemeint ist die unzureichende materielle Situa- 
tion der Lehrer; d.V.) so manchen geschickten Mann abschreckt?" (Krünitz 1794, S.llOf.) 

23 Krünitz 1794, S.112; Sack 1799, S.24; dagegen aber Kirsch, der noch 1854 davon ausgeht: 
"Das Schulgeld ist ein moralisches Band zwischen Aeltem und Lehrern, durch dessen Zerreis- 
sung das schöne Verhältniß zwischen Beiden gestört wird." (Kirsch 1854. Bd.I, S.108. Hervorh. 
im Original) 

24 Es wäre eine historisch schiefe Interpretation, das Allgemeine Landrecht im Sinne eines 
staatlich formulierten "Gesetzes" zu verstehen, dessen Wortlaut in der Nachfolge per Exekutive 
in die Realität umgesetzt wird. Vielmehr liegt die "Bedeutung der schulrechtlichen Bestimmun- 
gen des Landrechts ... darin, daß der Staat als Gesetzgeber bestehende Rechte formuliert und 
schützt; sie liegt nicht etwa darin, daß durch diese Bestimmungen organisatorische Maßnahmen 
getroffen würden. Man muß sich bei der Betrachtung der landrechtlichen Schulgesetzgebung 
diesen Sachverhalt vergegenwärtigen: Hier wird nichts wie in einer Schulordnung oder in einem 
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praxis widersprüchlich gegenüber. Im Allgemeinen Landrecht sind die Ver- 
hältnisse des Bildungswesens in der XII. Abteilung geregelt. Dort war man 
über den "Unterhalt" der niederen Schulen übereingekommen, daß "die Un- 
terhaltung der Lehrer den sämmtlichen Hausvätern jedes Ortes ohne Unter- 
schied, ob sie Kinder haben oder nicht, und ohne Unterschied des Glaubens- 
bekenntnisses"^ obliegt (§ 29). "Gegen Erledigung dieser Beiträge sind als- 
dann die Kinder der Kontribuenten von Entrichtung eines Schulgeldes für 
immer frei." (§ 32) 

Zu dieser formalen Einführung einer Schulsteuer kontrastieren die realen 
Verhältnisse auch noch in den 20er und 30er Jahren aber sehr deutlich: Die 
große Zahl der Lehrer bestreitet ihren Lebensunterhalt in der Hauptsache 
aus dem - in der Regel über die Schüler - gezahlten elterlichen Schulgeld. 
Der Schulgeldeinzug wird durch diesen - materiell motivierten - Hinter- 
grund zur vornehmlichen Konfliktursache zwischen Eltern und Lehrern, ins- 
besondere unter Verhältnissen, in denen minderbemittelte Familien nicht in 
der Lage sind, das Schulgeld für ihre Kinder aufzubringen.^ Mit diesem Sy- 
stem war auch die Tatsache verbunden, daß das Schulgeld nur für "tatsäch- 
lich erteilten Unterricht" zu entrichten war, also nicht für die Ferienzeit oder 
wenn ein Schüler krank war^^. Für diesen frühen Zeitraum läßt sich nach 
den genannten Befunden von einer Bezahlung der Lehrertätigkeit nach Lei- 
stung sprechen, also noch nicht von einer "Besoldung" wie bei Beamten. 



Schul-Reglement verordnet zum Zwecke der Ausführung, sondern hier werden Rechtsbeziehun- 
gen definiert zum Zwecke ihres Schutzes." (Fooken 1967, S.135) Insoweit trägt dann auch die 
schaubildhafte Darstellung der sozialen Situation des Lehrer bei Meyer 1971, S.35 zur Irrefüh- 
rung in der Rezeption des Landrechts bei, weil sie sich ausschließlich aus den im landrechtlichen 
Text formulierten Bestimmungen deduziert und - dort - in keiner Weise auf die realen Verhält- 
nisse rekurriert. Zu ergänzen ist auch, daß der Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts 
sich - anfangs - auf die östlichen Provinzen Preußens beschränkte. Vgl. Koselleck 1967; zur Ein- 
ordnung des Allgemeinen Landrechts in den bildungshistorischen Zusammenhang vgl. insbeson- 
dere Tenorth 1988, S.112. S. auch oben Anm.l unter II.l. 

25 Allgemeines Landrecht. Abt.XII. U.a. in: Gesetzessammlung für die Königlich Preußi- 
schen Staaten. Berlin 1810 

26 So füllen auch die Akten mit den Titeln "Die Beitreibung des Schulgelds armer Kinder" 
die Archive; sie datieren in der Hauptsache aus den 20er und 30er Jahren des 19. Jahrhunderts. 
Daß die Problematik des Schulgeldeinzugs bereits - im Grundsatz gleich gelagert - im 18. Jahr- 
hundert existiert, zeigt sehr schön Brüggemann 1987 in ihrer gleichermaßen archivalienreichen 
wie regional beschränkten Arbeit über Landschullehrer in Ostfriesland und Harlingerland; vgl. 
dort für das Thema Schulgeld insbes. die S.96f. und 105ff.. 

27 Vgl. Rescript des Königl. Ministeriums der Geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-An- 
gelegenheiten an die Königl. Regierung zu Merseburg, betreffend die Entrichtung des Schulgel- 
des in Krankheitsfällen der Schulkinder. Berlin, den 28. Juli 1827. In: Niedergesäs 1847, S.495 
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Einkommensentwicklung 

20 Jahre nach der ersten Einkommenserhebung in der kurmärkischen Re- 
gion hatten sich die Dotationsverhältnisse der preußischen Elementarlehrer 
aber bereits strukturell verschoben^ (Tab.III.1.2): Ca. 23% der (Stadt- und 
Land-) Lehrer befanden sich nach wie vor in der Stufe unter 50 Taler/Jahr, 
fast 60% hatten immer noch weniger als 100 Taler/Jahr. In der Statistik sind 
erstmals auch Stadtlehrerstellen ausgewiesen; so tauchen hier auch Stellen 
mit über 300 Talern/Jahr auf, die sich aber nahezu ausschließlich auf die 
Städte beschränken.^^ 



Tab.III.1.2: Einkommensverhältnisse der Stadt- und 
Landlehrer in Preußen 1820 (alle Provinzen) 
(Gehaltsstufen in TalerIJahr; Anteile in % der Stellen) 



Gehaltsstufe 


Lehrerzahl 


%- Anteil 


unter 50 


5002 


22,9 


50-100 


7696 


35,2 


100-150 


4312 


19,7 


150-200 


2194 


10,0 


200-300 


1701 


7,8 


über 300 


980 


4,5 


zus. 


21885 


100,1 



Quelle: (Beckedorffs) Jahrbücher ... 1825. Bd.l, S.74f. 



Auch wenn ausschließlich die preußischen Landlehrer zum Vergleich her- 
angezogen werden (s.o. Tab.III.1.1), ergibt sich immer noch ein ähnliches 
Bild; ca. 27% der Landlehrer lagen bei unter 50 Taler/Jahr, fast 67% in der 
Stufe unter 100 Taler/Jahr. Allerdings wird deutlich, daß eine Umkehrung 
der Verhältnisse innerhalb der beiden untersten Gehaltsstufen stattgefun- 



28 Diese Tatsache wird im übrigen von Wehler ignoriert; vgl. Wehler 1987. Bd.II, S.487. 

29 Besonders die Einkommensdaten für die Stadtschulstellen bei Beckedorff im Erhebungs- 
jahr 1820 bedürfen einer einschränkenden und klarstellenden Bemerkung. Denn Beckedorff 
hatte "eine Anzahl von Schulen als städtische Volksschulen aufgeführt, welche ihrer Natur nach 
schon damals dort nicht ihre richtige Stelle hatten; daher ist bei ihm der Besoldungsdurchschnitt 
der städtischen Schulen, namentlich der in Berlin, zu hoch." (Preußische Statistik 1886. Heft 
101. Textteil, S.87, Anm.l). Nachdem das städtische Durchschnittseinkommen entlang der tat- 
sächlichen Einkommensangaben errechnet worden sein muß, dürfen auch die Daten in Form 
der Gehaltsstufen nur mit Einschränkung zur Kenntnis genommen werden. Gleichwohl über- 
nimmt auch die amtliche Statistik in Ermangelung anderer Daten die Beckedorffschen Zahlen. 



62 




den hat: Die Einkommensstufe zwischen 50 und 100 Taler stellt jetzt gegen- 
über 1798 den größten Anteil an der Lehrerschaft; bei den Landlehrern al- 
lein stehen fast 40% in dieser Gehaltsstufe, bei den Stadt- und Landlehrern 
gut 35% (Tab.III.1.2). 

Die Steigerung der Einkommen bis 1820 war insgesamt noch nicht sehr 
kräftig. Bei Betrachtung der Einkommen in Gehaltsstufen hatte sich aber 
bereits eine andere Struktur abgezeichnet. Der Hauptanteil der Lehrer ist 
jetzt in der Gehaltsstufe zwischen 50 und 100 Taler angesiedelt. Dies allein 
erlaubt jedoch noch keine vollständige Aussage über die materielle Lage der 
Elementarlehrer. Für die Darstellung der Konsumfähigkeit der Lehrerschaft 
müssen neben die Erhebung der Einkommen nämlich noch Verbrauchsbe- 
rechnungen von Lehrerfamilien (s.u. IV.l.) und Erhebungen des Preisnive- 
aus^ treten. 

Insgesamt hat sich in dieser Übergangsphase die Situation nur unbedeu- 
tend verändert; der Lehrer bleibt ein von Zufälligkeiten abhängiges Indivi- 
duum, der nur als "Einzelner" im Verhältnis zum finanziellen Träger der 
Schule Gehaltspolitik^^ betreiben konnte. Die Lehrerschaft als "Stand", in 
der Einheit von professionstypischen und -internen Merkmalen, hatte sich 
bis dahin nicht etablieren können.^^ 



30 Zwischen 1800 und 1820 fand insgesamt eine Senkung des Preisniveaus um 23% statt (eig. 
Berechnung nach Kuczinsky 1947, S.83; die dort angegebenen Daten beziehen sich auf das ge- 
samte Deutsche Reich). Spitzen der Preissteigerungen lagen während der Befreiungskriege 1806 
(um 64% höher als 1820) und während der Napoleonischen Kriege bis 1817 (um 72% höher als 
1820). Betrachtet man die Entwicklung des Preisniveaus im Verhältnis zur geringfügigen Steige- 
rung der Lehrereinkommen zwischen 1798 und 1820, so läßt sich eine Verbesserung - unterbro- 
chen von massiven Verschlechterungen - der materiellen Lebensverhältnisse der Elementarleh- 
rer aufgrund der Veränderung der Lebenshaltungskosten feststellen. Trotz der dürftigen Erhe- 
bungsmethodik bei Kuczinsky (vgl. ebd., S.266-268) können die dort errechneten Indices der Le- 
benshaltungskosten als ungefährer Anhaltspunkt für allgemeine inflationäre/deflationäre Ent- 
wicklungen innerhalb der preußischen Gesellschaft gelten. Außer den Angaben bei Kuczinsky 
liegen für den Zeitraum vor 1871 keine Berechnungen von Lebenshaltungskostenindices vor. 

31 Sofern die vereinzelten Bemühungen der Lehrer um Erhöhung ihres "kargen Gehalts" be- 
reits mit diesem Etikett umschrieben werden können. 

32 Demgegenüber stellt Rosenbaum 1970 für das 18. Jahrhundert fest, "daß die Grundlagen 
des im heutigen Sinne verstandenen Lehrberufes in der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts zu suchen 
sind... Obgleich dieses Selbstverständnis keineswegs die gesamte Rolle (?) des Lehrers, sondern 
nur bestimmte Rollensegmente (?!) umfaßt, so reicht es dennoch aus als Basis für die Entwick- 
lung eines Standesgefühls für Lehrer'*, (ebd., S.223) Zum einen macht das "Standesgefühl" allein 
noch keinen "Stand" aus. Zum andern bleibt es auch fraglich, ob überhaupt von einem 
"Standesgefühl" die Rede sein kann, wenn sich aufgrund der äußeren - insbesondere der materi- 
ellen - Verhältnisse (Abhängigkeit vom jeweiligen Schulträger) kein einheitlicheres - politisches 
- Handeln der Lehrer im Sinne einer "Standespolitik" entwickeln kann, vielmehr die Standespoli- 
tik von "Stellvertretem" und Fürsprechern betrieben wird. Zu den Ergebnissen Rosenbaums ist 
daher zu bemerken, daß der Prozeß der "Standesbildung", gerade auf Basis seiner materiellen 
Verknüpfungen und Bedingungen für die Elementarlehrer erst im Verlauf der ersten Hälfte des 
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Mit der Tatsache, daß zwischen 1819 und 1821 erstmals eine gesamtpreus- 
sische Bestandsaufnahme der materiellen Situation der Elementarlehrer 
stattfindet, ist allerdings bereits die Sorge der staatlichen Organe um die 
"hinreichende Versorgung" der Lehrer verknüpft.^^ Durch die Errichtung ei- 
nes zentralen Unterrichtsministeriums in Berlin 1817 war bereits vorher ver- 
stärkt deutlich geworden, daß das Schulwesen insgesamt zum Anliegen staat- 
licher Politik avancierte. Fürsprecher der Lehrer vor und um 1800^, die ihn 
aus seiner beruflichen Doppelexistenz herauslösen wollen, sind dafür ebenso 
ein Indiz wie die Erstellung einer überregionalen Gehaltsstatistik um 1820 
und die Ausgrenzung eines eigenen staatlichen Ressorts Bildungswesen, un- 
ter das auch der Lehrer subsumiert wird. Alle diese Maßnahmen stellen er- 
ste Momente einer Standesbildung "von außen" dar, bei der der Lehrer selbst 
noch nicht Subjekt ist. 

Tab.III.1.3: Einkommensverhältnisse der Elementarlehrer in einigen preußi- 
schen Regionen 1816 - 1842 (nur Larullehrer; Angaben in % der Lehrer) 



Ge- Reg.bez. Reg.bez. Reg.bez. 

halts- Frankmrt/Oder Koblenz IQiln 

stufe 1819 1841/42 1819 1841 1816 1841 



unter 50 
Taler/Jahr 
unter 100 


33,1 


2,7 


29,6 


2,0 


21,3 


2,4 


Taler/Jahr 


73,5 


23,4 


77,6 


26,8 


47,6 


13,1 



Quellen: LHA Koblenz Best. 441 Nr.3533. 1819 
LHA Koblenz Best. 441 Nr.3534. 1841 
HSA Düsseldorf Best. Reg. Köln Abt.II Nr.2712. 1842 
V. Schmieden 1840, S.38-45 
Amts-Kalender 1843, S.113f. 

Bis etwa 1840 vollzieht sich dann in der Folgezeit aber schon ein qualitati- 
ver Wandel des Lehramts von der aus materiellen Zwängen heraus überwie- 



19. Jahrhunderts stattfmdet und erst bis etwa 1840 als weitgehend abgeschlossen gelten kann. 
Vgl. auch - regional begrenzt - die parallelen Befunde für den vorgängigen Zeitraum bei Brüg- 
gemann 1987. 

33 Vgl. die für Gesamtpreußen geltende Bestimmung (offenbar seit 1817), daß den Königl. 
Regierungen die Aufgabe zukomme: "Sammlung aller statistischen Nachrichten, Ordnen und 
Zusammenstellen zu Generalwerken" (Bär 1919, S.194). Auch schon die kurmärkischen Ge- 
haltsstatistiken waren auf einen Erlaß der dortigen Regierung hin erhoben worden. S.o. Anm.9 
zu diesem Abschnitt. 

34 s.o. Anm.20 und 21 zu diesem Abschnitt 
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gend als Nebenamt ausgeübten Unterrichtstätigkeit hin zum Lehr beruf als 
Hauptamt : der Beruf sichert den Inhaber auch materiell; ein "Lehrerstand" 
ist unter materiellem Aspekt eindeutig identifizierbar. Dies zeigen deutlich 
die Daten der um 1840 erhobenen Einkommensverhältnisse (Tab.III.1.3). 

Hier wird der "Trend" deutlich sichtbar: Nach einem Zeitraum von gut 20 
Jahren ist die niedrigste Gehaltsstufe ("unter 50 Taler/Jahr") bereits faktisch 
eliminiert. Dies gilt gleichermaßen für östliche und westliche Regionen. Die 
Verbesserung der Einkommenssituation der Elementarlehrer zwischen 1820 
und 1840 - Hintergrund der "materiellen Standesbildung"^^ - wird auch nur 
wenig durch eine Steigerung der allgemeinen Lebenshaltungskosten relati- 
viert: Das Preisniveau liegt 1841 "nur" gut 6% über dem von 1820.^ Insge- 
samt fällt die Einkommenserhöhung der Elementarlehrer zwischen 1820 
und 1840 weit kräftiger aus als in den 20 Jahren davor. 

Quellen des Einkommens 

Mit der beschriebenen quantitativen Verbesserung der Dotationsverhält- 
nisse - die ja erst den qualitativen Wandel vom Neben- zum Hauptamt er- 
möglichte - geht allerdings die weitgehende Beibehaltung der Bedingungen 
für den Fluß der Lehramtsrevenue einher; der Lehrer bleibt abhängig von 
regionalen und örtlichen "Zufälligkeiten". Einheitliche gesamtstaatliche Be- 
stimmungen über den Einzug des Schulgelds - bis dahin bedeutendster Be- 
standteil des Lehrereinkommens - und dessen Umwandlung in feste Ein- 
kommensbestandteile waren in dieser Phase nicht erlassen worden. Die ent- 
sprechende Besoldungspraxis blieb vielmehr ausdrücklich gemeindlichen 
Entscheidungen überlassen und unterlag insoweit starken regionalen 
Schwankungen und Besonderheiten. 

In Bezug auf die Form des Schulgeldeinzugs zeigen sich - in einigen Regi- 
onen - Ansätze einer Umwandlung des von den Eltern pro Kind an den Leh- 
rer zu entrichtenden Schulgelds in eine Schulsteuer - wie im Allgemeinen 
Landrecht vorgeschlagen. Den Standpunkt, daß Schulgeld nur von den El- 
tern zu erheben ist - der bis dahin auch die Praxis bestimmte -, nimmt das 
Berliner Kultusministerium - im offensichtlichen Gegensatz zu den land- 



35 Tenorth 1988, S.141 

36 eig. Berechnung nach Kuczinsky 1947, S.43. Allerdings treten im Zeitraum zwischen 1820 
und 1840 z.T. starke Schwankungen im Niveau der Lebenshaltungskosten auf; so liegt z.B. der 
Index für 1825 fast 30% unter dem von 1820, während der Index für 1831 um gut 16% über dem 
von 1820 liegt; die genannten Schwankungen bilden die kräftigsten Ausschläge nach oben oder 
unten im betrachteten Zeitraum. S. im einzelnen die Indices der Lebenshaltungskosten ab 1820 
im Tabellenteil, Tab.l8. 
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rechtlichen Bestimmungen - noch 1831^^ und 1834^ ein: Das Schulgeld gilt 
"als eine nur für die Unterrichtsertheilung an die wirklich die Schule besu- 
chenden Kinder, von den Eltern derselben zu zahlenden Remuneration", das 
"in seinem Gesammtertrage von der Zahl der überhaupt vorhandenen Kin- 
der, und demnächst auch von ihrem Schulbesuche abhängt".^^ Ausdrücklich 
wird festgestellt, daß "diese gemeinschaftlich bestimmte Einrichtung (ge- 
meint ist der entsprechende Paragraph im Allgemeinen Landrecht; d.V.) bis- 
her noch wenig zur Anwendung gekommen ist"."*® 

Dem steht wiederum - im gleichen Reskript! - die Weisung des Kultusmi- 
nisteriums von 1831 gegenüber, "in Rücksicht ihrer überwiegenden Zweck- 
mäßigkeit die Förderung dieser Einrichtung (gemeint ist die Festsetzung der 
Höhe der Schulgelder; d.V.) bei allen solchen Veranlassungen (gemeint ist 
die Einrichtung neuer Schulstellen; d.V.) nur auf das entschiedenste zu emp- 
fehlen-.^i 

Diese Widersprüchlichkeit der ministeriellen Entscheidungs- und Wei- 
sungspraxis setzt sich fort in den historischen Beschreibungen der Schulgeld- 
verhältnisse.^^ Durch die Uneindeutigkeit in den Erlassen ist dann aber auch 
der Spielraum für alternative regionale und örtliche Besoldungsstrukturen 
eröffnet (s.u. III.1.2). 

Regionale Modifikationen der Bedingungen, denen sich die Lehramtsdo- 
tation verdankt, werden auch durch die unterschiedlichsten Bestimmungen 
deutlich, die in einigen preußischen Provinzen und Regierungsbezirken be- 



37 Vgl. Rescript des Königl Ministeriums der Geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Ange- 
legenheiten an die Königl. Regierung zu Magdeburg, die Aufbringung und Repartition der 
Schulbeiträge betreffend. Berlin, den 18. April 1831. In: Niedergesäs 1847, S.498-501, insbes. 
S.499. 

38 Vgl. Rescript des Königl. Ministeriums der Geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-An- 
gelegenheiten an die Königl. Regierung zu Gumbinnen, die Einrichtung und Vertheilung von 
Schulsocietäten betreffend. Berlin, den 20. Mai 1834. In: Niedergesäs 1847, S.507f.."Schulgeld 
und andere von wirklicher Benutzung der Schule abhangende Leistungen kann nämlich der Leh- 
rer nur für so viele Kinder fordern, als er wirklich im Unterricht hat, und er hat kein Recht zum 
Einspruch dagegen, daß deijenige Theil von Schulkindern anderweitig untergebracht wird, dem 
er wegen zu großer Anzahl ordentlichen Unterricht nicht ertheilen kann.” (S.507) Hier gibt das 
Ministerium sogar die offizielle Bestätigung für die Existenz überfüllter Klassen, in denen "or- 
dentlicher Unterricht” nicht möglich sei. 

39 Rescript 1831 (Anm.37), S.499 

40 Rescript 1831, S.501 

41 Rescript 1831, S.500 

42 Vgl. Z.B. die Darstellung bei Heppe 1858. Bd.III über die "gesetzliche Verfaßung des 
Volksschulwesens in der preußischen Monarchie” (S.150) für 1824: Einerseits: ’Von jedem Wo- 
chentagsschüler hatte der Schullehrer nach den verschiedenen Klassen 6, 9 und 12 Pfennige 
Schulgeld zu beziehen, falls dasselbe nicht in einen fixen Betrag verwandelt worden war.” 
(S.lSOf.) Andererseits: "Die Unterhaltung des Lehrers lag den sämmtlichen Hausvätern jedes 
Ortes ob.” (S.154) Vgl. auch Laacke 1897. 
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reits vor 1840 Gesetzeskraft besaßen. Das gilt vor allem für die seit dem 18. 
Jahrhundert von Preußen erworbenen Provinzen. So waren z.B. schon 1801 
in Schlesien^^ durch das dortige Schulreglement Gehaltsminima fixiert und 
gleichzeitig das von den Eltern zu entrichtende Schulgeld abgeschafft wor- 
den (ähnlich im Reg.bez. Stralsund und in Posen)'*'*. "In Schlesien werden 
die baaren Zahlungen vom Dorfgerichte erhoben, an die königl. Kreissteuer- 
kasse abgeführt und durch diese quartaliter an die Schullehrer gezahlt."'*^ 

1825 wird im Reg.bez. Düsseldorf per Verordnung'*^ der königl. Regie- 
rung ein Minimum von 66 Taler/Jahr für die Schullehrer dekretiert; damit ist 
jedoch - vor allem aus Rücksicht auf die Grundbesitzer - ausdrücklich nicht 
die Aufhebung der Schulgelder verbunden: "An Anträgen: das Schulgeld 
gänzlich abzustellen, und statt desselben dem Lehrer eine feste Einnahme 
auf andere Weise zu sichern, hat es nicht gefehlt; allein, wollten wir auch da- 
von absehen, daß den Lehrern, nach der Zahl der ihnen anvertrauten Kin- 
der, eine größere oder geringere Belohnung gebühre; daß der Wetteifer 
durch das Schulgeld mit belebt werde, und diese Einnahme dem Lehrer un- 
ter allen Zeitumständen gesichert werden kann: so müßte doch ein Hinblick 
auf die schweren Lasten, welche jetzt den Grundbesitzer drücken, uns abhal- 
ten, durch Abstellung des Schulgeldes die Gemeine-Casse noch mehr zu be- 
lasten."'*^ 

Auch der Schulgeldeinzug durch die Gemeinde wird nicht zur Regel er- 
klärt: "Dem Anträge: das gesammte Schulgeld durch den Communal-Emp- 
fänger ausschließlich erheben zu lassen, können wir nicht willfahren."**® 
"Den Gemeinden ist es unbenommen, mit dem Lehrer eine Vereinbarung 
über Abstellung des Schulgeldes zu treffen; doch unterliegt dieselbe der Ge- 
nehmigung der königl. Regierung."'*^ Offenbar wollten die zuständigen 
Schulaufsichtsbehörden eine solche teilweise Außerkraftsetzung der Bestim- 
mungen des Allgemeinen Landrechts nur mit ihrer Zustimmung dulden. An- 
dernfalls wäre nach Ansicht der Regierungen einer Beliebigkeit der Festset- 
zung von gemeindlichen Bestimmungen zum Schulgeld das Feld eröffnet, 
was schon im Zuge der staatlich gewollten Vereinheitlichung der Gesetzes- 
lage untragbar erscheinen mußte. 



43 Vgl. Kirsch 1855. Bd.II, S.209; Kautz 1900, S.3f.; Klaunig 1882, S.445ff. 

44 Vgl. Kirsch 1855. Bd.II, S.209 

45 Kirsch 1855. Bd.II, S.211 

46 Vgl. Verordnung der Königl. Regierung zu Düsseldorf vom 30. October 1825. Auszug in: 
Niedergesäs 1847, S.490f. 

47 Erläuterungen zu der Verordnung vom 30. October 1825 von der Königl. Regierung zu 
Düsseldorf. Auszug in: Niedergesäs 1847, S.491-494; hier: S.491f.. 

48 Niedergesäs 1847, S.494 

49 Kirech 1855. Bd.II, S.211 
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Im Reg.bez. Trier war ebenfalls "keine Fixation eingetreten"; dort "ist we- 
nigstens die Erhebung und Auszahlung des Schulgeldes an die Gemeinde- 
Einnehmer überwiesen. (Publ. der königl. Reg. von Trier vom 11. April 
1817.)"^®. In Pommern 1830^^ und 1831 in Neuvorpommern^^ werden Be- 
stimmungen eingeführt, die die "Verwandlung des Schulgelds in ein aufzu- 
bringendes Amtsgehalt der Lehrer"^^ zum Ziel haben. 

In den "neuen" preußischen Provinzen waren also größtenteils schon vor 
dem Zeitpunkt der Eingliederung staatliche Besoldungsregelungen etabliert 
worden: Hochstift Münster 180r‘* (Eingliederung 1814), Herzogthum Nas- 
sau 1817^^, Hannover 1845^^ Nassau 1862^^ (Eingliederung 1866). Diese 
Bestimmungen zur Lehrerbesoldung hatten durchweg die Festsetzung von 
Minimalgehältern und damit die zumindest teilweise Emanzipation des Leh- 
rers vom Schulgeld zum Inhalt. Explizit abgeschafft wurde das Schulgeld be- 
reits 1814 in Schleswig-Holstein (nach 1866 bei Preußen).^* 



50 Kirsch 1855. Bd.II, S.211 

51 Abschaffung und Verwandlung des Schulgelds in ein aufzubringendes Amtsgehalt der 
Lehrer in den Elementarschulen der Provinz Pommern: "Die von Unsem getreuen Ständen an- 
gegebenen Vorschläge wegen eines geringsten Einkommenssatzes für Elementarschullehrer sind 
nicht für angemessen befunden worden, und haben daher nicht genehmigt werden können (we- 
gen der zusätzlich erforderlichen, den Gemeinden bzw. Hausvätern nicht zumutbaren Kosten; 
eine solche Bestimmung wäre - bereits zu dieser frühen Z^it - der Einführung eines Minimalein- 
kommens gleichgekommen; d.V.); dieß hindert aber nicht, daß das Schulgeld abgeschafft und 
solches in ein, dem nach der Kinderzahl und den vocationsmäßigen oder ortsüblichen Sätzen zu 
ermittelnden Betrage des Schulgeldes gleichkommendes, von den zum Schulverbande gehörigen 
Hausvätern nach Verhältniß ihrer Besitzungen und Nahrungen aufzubringendes Amtsgehalt des 
Lehrers verwandelt werde. Dritter Landtagsabschied für die Provinzialstände des Herzogthums 
Pommern und Fürstenthums Rügen. Berlin, den 14. Februar 1830". Zit. nach: Niedergesäs 1847, 
S.496. Die vom Landtag zugestandene Regelung war kostenneutral und insoweit ohne Wider- 
stände durchzusetzen. 

52 Das "Allerhöchst vollzogene Regulativ betreffend die Einrichtung und Unterhaltung von 
Landschulen in Neuvorpommem" (vgl. Keller 1873, S.202) legte 1831 neben einem Gehaltsmini- 
mum (Haus, Garten, Feuerungsbedarf, fixe Besoldung, freie Sommerweide für eine Kuh und 
Winterfütterung der Kuh) auch fest, daß infolge der fixen Besoldung "jede Zahlung von Schul- 
geld wegfällt". Zit. nach: Kautz 1900, S.3 

53 Niedergesäs 1847, S.4% 

54 Verordnung für die deutschen und Trivialschulen des Hochstifts Münster vom 2. 9. 1801. 
Auszug in: Kautz 1900, S.8-11 

55 Edict, betreffend die Einrichtung der öffentlichen Unterrichtsanstalten im Herzogthum 
Nassau vom 24. 3. 1817. Vgl. Kautz 1900, S.llf. 

56 Gesetz das christliche Volksschulwesen betreffend vom 26. 5. 1845. Auszug in: Kautz 
1900, S.7. 

57 Gesetz über die Schulstellen im Herzogthum Nassau vom 26. 3. 1862. Auszug in: Kautz 
1900, S.ll. 

58 Vgl. Clausnitzer/Rosin 1912. I. Teil, S.243. Vgl. v.a. Kuntze 1872, S.9-14. Für die Ge- 
schichte des Schulwesens und den Professionalisierungsprozeß der Lehrer in Schleswig-Holstein 
vgl. Kopitzsch (Hg.) 1981; in diesem Sammelband insbes. Offen (1981), der die materielle Ent- 
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Neben solchen "staatlichen" Regelungen zum Schulgeld auf regionaler 
Ebene sind in den genannten Verordnungen und Gesetzen z.T. auch Festset- 
zungen von Minimalgehältern enthalten (Schlesien 1801, Reg.bez. Düssel- 
dorf 1825, Neuvorpommern 1831; auch im Reg.bez. Merseburg (vor) 
1823^^). Die entsprechenden Bestimmungen legten in der Regel fest: 

a) Mindesteinkommen in Geld (50 bis 88 Taler/Jahr) 

b) freie Wohnung, Feuerung, Garten und/oder Land 

c) Futter für ein bis zwei Kühe 

d) Naturalien in unterschiedlicher Menge (in der Hauptsache Getreide). 

Weitere häufig anzutreffende Bestandteile des Lehrereinkommens - Rei- 
hetisch, d.h. daß der Lehrer reihum bei den Eltern seiner Kinder in der Ge- 
meinde zu Tisch sitzt^; Naturalien bei Umgängen, z.B. bei Beerdigungen, 
Hochzeiten, Taufen usw.; Naturalabgaben zu bestimmten Jahreszeiten z.B. 
Martinigans; Einkommen durch das mit dem Lehramt verbundene Küster- 
und/oder Organistenamt - sind nicht im einzelnen genannt, sondern werden 
auf der Ebene der Gemeinden in den individuellen Anstellungsverträgen 
geregelt. Die Höhe dieser Einnahmen schwankte auch sehr (s.u. III.2.4). 

In jedem Fall stellt die einheitliche Besoldungsregulierung für eine ganze 
Region im hier betrachteten 2^itraum noch die Ausnahme dar. "Im Allge- 
meinen ... beschränkte man sich da, wo überhaupt von Aufsichtswegen ein- 
gegriffen wurde, darauf, gewisse oft sehr niedrige Mindestsätze für die Leh- 
rergehälter festzusetzen."”^ 

Die genannten "staatlichen" Regulierungen bleiben bis 1840 marginal und 
haben kaum vereinheitlichende Wirkung. Durch den Verbleib der Entschei- 
dungsbefugnis über Art und Höhe der Lehrerbesoldung auf der Ebene der 
Gemeinden war vielmehr ein "Fleckerlteppich" differierender Besoldungs- 
praxis und Besoldungshöhen entstanden. Darüber täuscht gerade die Dar- 
bietung von Durchschnittseinkommen - wie etwa durch Beckedorff - hinweg. 
Zwar war im Allgemeinen Landrecht 1794 die "gemeinschaftliche Bestim- 
mung" enthalten, die Schule sei "Veranstaltung des Staates"; mit der Beibe- 



Wicklung der schleswig-holsteinischen Lehrer während der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, 
also in der vorpreußischen Zeit zusammenfaßt. 

59 Vgl. Kirsch 1855. Bd.II, S.210. 

60 Bailauf beschreibt die Nachteile des Reihe- oder Wandeltisches: "Da der Schulmeister , 
der eine Reihe-Schule und einen Reihe-Tisch hat, sich viel gefallen lassen muss, und hie und da, 
um sich einen kleinen Vortheil zu verschaffen, in dem Hause, wo jene sind, gleich einem Knech- 
te drischet und andre grobe Hausarbeiten zum Besten des Hauswirths verrichtet, ja sogar an ei- 
nigen Orten, wenn er nicht das thut, kein Morgenbrod bekommt: so wird er auch nicht viel ge- 
achtet und geehret. Ein Hauswirth, der einen großen Bauernhof hat, siehet sich für eine weit 
wichtigere Person an, als einen solchen Schulmeister, und wird deswegen nicht leicht, wenn nicht 
besondre Fälle eintreten, seine Tochter demselben zur Frau geben." (Bailauf 1797, S.lOf.) 

61 Schwartz/Strutz 1900. Bd.II, S.346. 
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Haltung der - nahezu ausnahmslos - gemeindlichen Trägerschaft der Schulen 
war jedoch auch das Recht auf Festsetzung und die Pflicht zur Aufbringung 
der Lehrerbesoldung durchgängig Sache der Gemeinden geblieben.^^ Die 
staatliche Zurückhaltung in der Etablierung einer einheitlicheren Besol- 
dungsstruktur war stärker als die Bestimmungen des Allgemeinen Land- 
rechts. Das letztendliche Recht der "Festsetzung einer angemessenen Besol- 
dung"*^^ lag bei den königlichen Regierungen (Allgemeines Landrecht, Th. 
II, Tit. 12, § 9; Reg.instr. v. 23. Oktober 1817, § 18, pos. d, e, f, g, k); danach 
waren die Regierungen auch befugt, evtl. Überschreitungen von gesetzlichen 
Minimalgehältern zu genehmigen.^ 

1.2 Einkommensdifferenzen innerhalb des Lehrerberufs 

Für die Erhellung der "wirklichen Lebensverhältnisse" der preußischen 
Elementarlehrerschaft reicht also die Darstellung der jeweiligen gesetzli- 
chen Einkommensbestimmungen und der faktischen Einkommenshöhen 
noch nicht aus. Um das als "Fleckerlteppich" charakterisierte Bild der mate- 
riellen Situation deutlicher auszuleuchten, sollen im folgenden als weitere 
Indikatoren Daten für den Gegensatz von Stadt- und Landlehrern bei den 
Einkommensquanta, für das Gefälle der Lehrereinkommen und für die quer 
zu diesen Indikatoren liegenden regionalen Differenzierungen der Einkom- 
mensverhältnisse berücksichtigt werden. Nur auf diese Weise sehen wir eine 
Chance, die reale Situation ausreichend wirklichkeitsnah beschreiben zu 
können. 

(1) Der materielle Gegensatz von Stadt- und Landlehrern 

Die Entwicklung des modernen Bildungswesens mit allen ihren Implika- 
tionen^^, u.a. Durchsetzung der Schul- bzw. Unterrichtspflicht^, Bereit- 
stellung entsprechender Schulgebäude und - in unserem Zusammenhang 
von Interesse - materielle Absicherung des Lehrers und damit die basale 
Voraussetzung für einen Professionalisierungsschub vollzieht sich für den 
speziellen preußischen Fall innerhalb eines Stadt-Land-Gegensatzes in ei- 
nem Prozeß der Ungleichzeitigkeit. Hier geht es v.a. darum, den besonderen 
Emanzipationsprozeß des Landlehrers nachzuzeichnen. Gerade der "Lehrer 
auf dem platten Lande" durchläuft im Darstellungszeitraum innerhalb der 



62 Vgl. Tenorth 1988, S.141. 

63 SchwartzyStrutz 19W. Bd.II, S.346. 

64Vgl.Klaunig 1882 

65 als Überblick Tenorth 1988; ausführlich: Müller/Zymek 1987. Bd.II. l.Teil; Herrlitz/Hopf/ 
Titze 1981; Lundgreen 1980. 

66 Vgl. zur Unterscheidung Tenorth 1988, S.137 
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sich noch entwickelnden Profession und in Bezug auf seinen Status inner- 
halb der Beamtenschaft die beachtlichsten Karrieresprünge. Ihm gelingt es 
seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts, aus dem krassen materiellen Abstand 
zum Kollegen in der Stadt zu einer - von ihm aus den verschiedensten Grün- 
den akzeptierten - Position aufzusteigen, die nur noch knapp unterhalb der 
des Stadtlehrers und auch der Stadtlehrerin angesiedelt ist. Der Landlehrer 
befindet sich nach 1900 innerhalb der ausdifferenzierten Hierarchie der 
Elementarlehrer auf einer Position, die ihn deutlich absetzt von seinem so- 
zialen Umfeld in der Gemeinde und von dem überwiegenden Teil der Ge- 
sellschaft. 

Gleichwohl muß der beschriebene Emanzipationsprozeß vor dem Hinter- 
grund des "preußischen Verstädterung^rozesses" wiederum relativiert wer- 
den. Die "Tendenz zur Urbanisierung"^' im 19. Jahrhundert braucht hier nur 
an zwei Daten veranschaulicht zu werden: Bis 1848 leben noch mehr als 2/3 
der preußischen Bevölkerung auf dem platten Lande (Orte mit weniger als 
2.000 Einwohner)^; bis 1910 lebten bereits 34,6% der Bevölkerung des 
Deutschen Reiches in Städten mit über 20.000 Einwohner^^. Der Verstädte- 
rungsprozeß drückt sich auch schon beim quantitativen Vergleich der Stadt- 
und I^ndlehrer im Zeitraum aus. Lag das Verhältnis zwischen Stadt- und 
Landlehrern im Jahr 1820 noch bei 1 : 5, 1864 bereits bei 1 : 2,5, so hatten 
sich bis 1911 die Relationen auf 1 : 1,2 verschoben; der Anteil von Stadt- 
und Landlehrern an der preußischen Elementarlehrerschaft war nahezu 
gleich groß geworden. 

Im Lichte dieser generellen Urbanisierungstendenz müssen auch die - je- 
weils entlang der Periodisierung - folgenden Bemerkungen zur Entwicklung 
des materiellen Gegensatzes zwischen Stadt- und Landlehrern gesehen wer- 
den. Dabei ist auch das Augenmerk zu richten auf die "Folgeprobleme", die 
dieser Gegensatz induziert: stark differente Lebensweisen von Stadt- und 
Landlehrern^®, periodische Landflucht der Lehrer’^ und in der Folge Leh- 



67 Tenorth 1988, S.155; zur Urbanisierung in Preußen vgl. besonders Wehler 1987. Bd.II, 
Müller, D.K. 1977, Tenfelde 1986 und Flora 1972. 

68 Daten nach Wehler 1987. Bd.II. Im europäischen Vergleich setzte die Urbanisierung in 
Preußen erst verstärkt in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts ein - Ergebnis des in Relation etwa 
zu England verspätet einsetzenden Industrialisierungsprozesses. Vgl. hierzu ausführlich Tenfel- 
de 1986. 

69 Flora 1972 

70 Dies soll hier nur vorerst an dem ausgeprägten Unterschied in den jeweils vorherrschen- 
den Formen von Nebenbeschäftigungen der Lehrer deutlich gemacht werden: Während der 
Stadtlehrer ob der vorhandenen Nachfrage insbesondere durch Privatunterricht sein Gehalt auf- 
zubessem versuchte, ergab sich für den Landlehrer aufgrund "ländlicher Besonderheiten" die 
zentrale - auch phasenweise ministeriell unterstützte - Bedeutung von Nebenbeschäftigungen 
wie Bienen-, Obstbaum- oder Seidenraupenzucht. S. hierzu ausführlich bei III.1.4 und III.3.4. 
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rermangel auf dem Lande^^, besonderer - befürchteter oder existenter - 
Standesdünkel der Stadtlehrer, Fortsetzung des Gegensatzes auf der Ebene 
der Lehrerorganisationen und ihrer Standespolitik, Landlehrerbewegung 
und -Organisation zu Beginn des 20. Jahrhunderts. 



Schtublld 1: Dtr 

L«hra»lnkaiiiman ln Prayian 1620 



Antalt« In % 




1 1 I I 

vnmr 100 100 - aoo soo - »OO Obw' 100 

ElniBflinisfl In Tslvr/Jnhr 



qutilai Tfebilfanliil» 



1 6Udünlir*r 



L«idl*br«r 



Die Ausgeprägtheit solcher Differenzen zwischen Stadt- und Landlehrern 
verwundert nicht, wenn man sich vergegenwärtigt, daß die preußischen 
Stadt- und Landschulen bis weit in die 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts hinein 
an sich zwei nebeneinander existierende Schulsysteme mit ihren je eigenen 



Die Stadt-Land-Unterschiede in Lebensweise und Konsumverhalten ist Gegenstand der Dar- 
stellung in rv.l. 

71 Zur Landflucht, die im 19. Jahrhundert ein stetiges und wiederkehrendes Problem der 
Bildungsverwaltung qua eingeschränkten Möglichkeiten zur Stellenbesetzung darstellte, vgl. z.B. 
aus der rückwärts gerichteten Perspektive der Lehrer: O.V. 1904, S.147f. (In: Preußische Schul- 
zeitung. 42 Jg.) 

72 Vgl. Frohse/Heinemann/Loewenbrück/Sauer 1985, insbes. S.89-91; Bölling 1987, insbes. 
S.236; ders. 1986, insbes. S.202. Zur politikbestimmenden Wirkung des Lehrermangels auf dem 
Landes. III.3 und III.3.2. 
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Strukturen darstellend^ Dabei sind die in den Stadtschulen arbeitenden 
Lehrer "Lehrer 1. Klasse" (C. Mager 1841) nach Ausbildung, Ansehen, Be- 
schäftigung und Qualifikation von den auf dem Land lebenden Lehrern 2. 
Klasse deutlich unterschieden. Insoweit sind die materiellen und sozialen 
Verhältnisse der Amtsträger von Stadt- und Landschule auch nur unter dem 
Vorbehalt vergleichbar, der die gemeinsame Differenz gegenüber anderen 
Schulen - etwa aus dem höheren Bildungswesen - im Auge behält. 



Täb.III.1.4: Stadt-Land-Gegensatz 1819120 (Gehaltsstufen in Taler! 
Jahr; Angaben in % aller Lehrerstellen) 



Gehalts- 

stufe 


Koblenz 1819 
Stadt Land 


Frankfurt/O. 1819 Preußen 1820 
Stadt Land Stadt Land 


bis 100 


21,3 


77,6 


16,2 


73,5 


16,5 


66,6 


100-200 


62,7 


1,0 


41,2 


23,8 


38,3 


28,0 


über 200 


16,0 


1,4 


42,6 


2,7 


45,2 


5,5 


zus. 


100,0 


100,0 


100,0 


100,0 


100,0 


100,1 



Quellen: Tabellenteil, Tab.2; 3; 4 



Die Beschreibung der Verhältnisse zu Beginn des 19. Jahrhunderts macht 
deutlich, daß die Kennzeichnung des Lehramts als Nebenamt insbesondere 
für die große Masse der Landlehrer gilt (Tabellenteil, Tab.2): 27% aller 
Landlehrer hatten 1820 weniger als 50 Taler/Jahr, knapp 67% sogar unter 
100 Thaler/Jahr, während in der Stadt - auch hier im Durchschnitt für ganz 
Preußen - nur gut 3% der Lehrer mit weniger als 50 Taler/Jahr auskommen 
mußten und 16,5% unter 100 Taler/Jahr lagen. In den oberen Gehaltsstufen 
kehrt sich die Situation konsequenterweise um: Nur 5,5% der Landlehrer 
hatten mehr als 200 Taler/Jahr, dagegen über 45% der Stadtlehrer (s. Schau- 
bild 1). 

Daß der materielle Gegensatz von Stadt und Land ein durchgängiges, für 
ganz Preußen zutreffendes Kennzeichen der Lehrersituation darstellte, be- 
stätigen auch Vergleiche auf Regierungsbezirksebene (Tab.III.1.4). Sowohl 
im Reg.bez. Koblenz als auch im Reg.bez. Frankfurt/Oder bestätigen sich die 
für Gesamtpreußen dargestellten Verhältnisse für Stadt und Land: Ca. 3/4 
der Landlehrer haben im Jahr 1819 jeweils weniger als 100 Taler/Jahr, wäh- 
rend nur etwa 20% der Stadtlehrer in dieser Gehaltsstufe liegen; in der ober- 



73 Vgl. Tenorth 1987, S.254 
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sten Gehaltsstufe setzt sich diese Situation entsprechend fort.^"* Auch in den 
folgenden Jahren bis 1840^^ bleibt ein krasser materieller Gegensatz zwi- 
schen Stadt und Land bestehen (Tab.III.1.5 und III.1.6). Noch 1841 (Tab.III. 
1.7) liegen ca. 1/4 der Landlehrer in den Regierungsbezirken Koblenz und 
Frankfurt/Oder unter 100 Taler/Jahr; die Anteile der Stadtlehrer sind dort 
nurmehr gering. Das bedeutet, daß zwar innerhalb des Zeitraums von 14 
Jahren (1827 bis 1841) ein für Stadt und Land gleichförmiger Abnahmepro- 
zeß in den beiden unteren Gehaltsstufen stattgefunden hat. Gleichzeitig 
bleiben aber die Stadt-Land-Differenzen klar erhalten. 



Tab.III.1.5: Stadt-Land-Gegensatz 1827 (Gehaltsstufen in 
TalerIJahr Angaben in % aller Lehrerstellen) 



Gehalts- Reg.bez. Frankfurt/Oder Reg.bez. Potsdam 
stufe Stadt Land Stadt Land 




9,8 


56,6 


2,1 


39,3 




32,1 


36,6 


26,8 


51,2 




58,2 


7,0 


71,1 


9,5 


zus. 


100,1 


99,9 


100,0 


100,0 



Quellen: Tabellenteil, Tab.4; 5 



TabJIlLö: Stadt-Land-Gegensatz 1835 (Gehaltsstufen in 
Taler! Jahr Angaben in % aller Lehrerstellen) 



Gehalts- Reg.bez. Frankfurt/Oder Reg.bez. Potsdam 
stufe Stadt Land Stadt Land 


unter 100 


3,0 


30,7 


1,8 


33,9 




32,8 


51,2 


35,0 


55,6 




64,2 


18,1 


63,1 


10,4 


ZUS. 


100,0 


100,0 


99,9 


99,9 



Quellen: wie bei Tab.III.1.5 



74 Auffällig in Tab.III.1.4 ist das schlechtere Abschneiden der Lehrer im Reg.bez. Koblenz 
im Vergleich zu den gesamtpreußischen Verhältnissen und denen der östlichen Region Frank- 
furt/Oder; zu den Differenzen im West -Ost -Vergleich s. 111.1.2(2). 

75 Für den Zeitraum nach 1840 s.III.2.2(l). 
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Die Unterschiede bestätigt drastisch der Blick auf die Gehaltsstufe "über 
200 Taler" im Jahr 1841, mit dem der tiefe Gegensatz zwischen Stadt und 
Land nochmals deutlich zu sehen ist: Jeweils über 60% der Stadtlehrer, aber 
nur 15% bzw. 25% der Landlehrer überschreiten diese MarkeJ^ 



Tab.III.1.7: Stadt-Land-Gegensatz 1841 (Gehaltsstufen in 
TalerIJahr; Angaben in % aller Lehrerstellen) 



Gehalts- 

stufe 


Reg.bez. Koblenz 
Stadt Land 


Reg.bez. Frankfurt/Oder 
Stadt Land 




4,0 


26,8 


1,0 


23,4 




32,5 


57,6 


37,0 


51,6 




63,5 


14,6 


62,1 


25,0 


zus. 


100,0 


100,0 


100,1 


100,0 



Quellen: Tabellenteil, Tab.3; 4 



Allerdings sind auch bereits in diesem Zeitraum Annäherungstendenzen 
zwischen Stadt- und Landlehrern in ihrer materiellen Situation zu beobach- 
ten. Der Gegensatz bleibt zwar qualitativ bestehen, es zeigen sich jedoch 
quantitative Auflösungsmomente für die benachteiligte Situation der Land- 
lehrer. Dieser Prozeß ist am besten zu verfolgen, wenn man sich die Ent- 
wicklung der Relationen zwischen Stadt- und Landlehrern in vereinfachten 
Gehaltsstufen betrachtet, die für vier Zeitpunkte zwischen 1819 und 1842 
gebildet wurden (Tab.III.1.8). Dabei zeigen die in der Tabelle genannten Re- 
lationen an, wie häufig Stadt- und Landlehrer in einer Gehaltsstufe anzutref- 
fen sind. Als Basis ist jeweils der Anteil der Stadtlehrer gleich "1" gesetzt; in 
der ersten Angabe von Tab.III.1.8 ist also z.B. ausgedrückt, daß Landlehrer 
in der Gehaltsstufe "unter 100 Taler/Jahr" 4,5 mal so häufig vertreten waren 
wie Stadtlehrer (Relation 1 : 4,5), während die Landlehrer in der Gehalts- 
stufe "über 200 Taler/Jahr" nur etwa 1/10 des Anteils der Stadtlehrer (Rela- 
tion 1 ; 0,1) ausmachen.^^ 



76 Nach den Daten der Tab.IIl.1.7 haben sich dann auch die allgemeinen Besoldungsverhält- 
nisse der beiden Regierungsbezirke bis 1841 deutlich aneinander angenähert; s. weiter zum 
West-Ost-Vergleich 111.1.2(2). 

77 Zur Berechnung der in Tabelle III. 1.8 (und auch später beim Stadt-Land -Vergleich ver- 
wendeten) Relationen: Die in den Ursprungsdaten (s. Tabellenteil) aufgeführten %-Anteile 
wurden jeweils für die zusammengefaßten Gehaltsstufen addiert und schließlich der Quotient 
aus den Anteilen von Land- und Stadtlehrem gebildet. Mathematisch ausgedrückt: (% Landleh- 
rer + % Landlehrer) : (% Stadtlehrer 4 - % Stadtlehrer) = 1^^^^ : 
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Das in den verschiedenen Gehaltsstufen zwar unterschiedlich starke Sin- 
ken der Verhältniszahlen deutet insgesamt die Verringerung des Stadt- 
Land-Gegensatzes an. Generell ist festzustellen, daß sich die Relation Stadt- 
zu Landlehrer in der Gehaltsstufe "über 200 Taler/Jahr" für die Landlehrer 
positiv entwickelt, denn ihr Anteil steigt gegenüber den Stadtlehrern. Im 
Gesamtbild ergibt sich auch eine markante regionale Verteilung der Relati- 
onen zwischen Stadt- und Landlehrern pro Gehaltsstufe, die wiederum auf 
der Basis eines West-Ost-Vergleichs zu erklären sind (111.1.2(2)). Im einzel- 
nen können folgende Ergebnisse formuliert werden: 



Tab.III.1.8: Relationierung Stadt- : Landlehrer 
(Berechnung: s. Anm. 77) 



Gehaltsstufe unter 100 


100-200 


über 200 




Regierungsbezirk Frankfurt/Oder 


1819 


1:4,5 


1:0,6 


1:0,1 


1827 


1:5,8 


1: 1,1 


1:0,1 


1835 


1:10,2 


1: 1,6 


1:0,3 


1841/42 


1:23,4 


1: 1,4 


1:0,4 




Regierungsbezirk Potsdam 


1827 


1:18,7 


1: 1,9 


1:0,1 


1835 


1:18,8 


1:1,6 


1:0,2 




Regierungsbezirk Koblenz 


1819 


1:3,6 


1:0,3 


1:0,1 


1841 


1:6,7 


1:1,8 


1:0,2 




Regierungsbezirk Trier 


1840 


1:6,7 


1: 1,0 


1:0,3 




Preußen (gesamt) 




1820 


1:4,0 


1:0,7 


1:0,1 



Quellen: Tabellenteil, Tab.2; 3; 4; 5; 6 



- In der Gehaltsstufe "unter 100 Taler/Jahr" steigen die Anteile der Land- 
lehrer über die Zeit hinweg z.T. deutlich; dies ist schon verständlich 
aufgrund der im Vergleich zu den Landlehrern weit stärkeren Verrin- 
gerung der Stadtlehreranteile in dieser Gruppe. 

- Gleichzeitig ergibt sich in der Gehaltsstufe "100 bis 200 Taler/Jahr" von 
der Tendenz her eine quantitative Annäherung der Stadt-/Land- Antei- 
le in allen verglichenen Regionen; die Verhältniszahlen schwanken 
zwischen 1 : 0,3 (Reg.bez. Koblenz 1819) und 1 : 1,9 (Reg.bez. Potsdam 
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1827). Im Reg.bez. Trier ist 1840 sogar ein Gleichstand der Anteile 
eingetreten. 

- Das für uns wichtigste Resultat in der Gehaltsstufe "über 200 Taler/ 
Jahr" besteht in der z.T. deutlichen Ausweitung des Landlehreranteils. 
Im Reg.bez. Frankfurt/Oder steigt er von 1 : 0,1 (1819) bis auf den vier- 
fachen Wert 1841/42; das bedeutet, daß der Landlehreranteil sich in 
diesem Zeitraum im Vergleich zu den Stadtlehrern vervierfacht hat. 
Der gleiche Trend bestätigt sich auch bei den Werten des Reg.bez. 
Potsdam (1 : 0,1 auf 1 : 0,2) und des Reg.bez. Koblenz mit identischen 
Verhältniszahlen. 



Sohiublld 2; Dtf Sttd!'Land-Q«||*n«alz 
dir Lihrarilntommin In PnuSin 
1790 - 1842 
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Der Trend der " materiellen Annäherung " zwischen Stadt und Land gilt für 
alle aufgeführten Regionen. Dabei sind mit den Regierungsbezirken Frank- 
furt/Oder, Potsdam, Koblenz und Trier Regionen ausgewählt, die für Preus- 
sen nach Bevölkerung und Industrialisierungsgrad repräsentativ sind. Zu- 
sätzlich wurden die gesamtpreußischen Verhältnisse bei den Stadt-Land-Re- 
lationen für 1820 als Vergleichsbasis ergänzt. Eine weitere Gegenüberstel- 
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lung mit diesen Durchschnittsverhältnissen zu einem anderen Zeitpunkt ist 
aus Gründen der Datenverfügbarkeit leider nicht möglich. 

Schaubild 2 bestätigt die gleiche Entwicklungstendenz: Unbeschadet aller 
nach wie vor bestehenden Abhängigkeiten des Landlehrers und regionaler 
Speziflka des Stadt-Land-Gegensatzes, ist sowohl in gesamtpreußischer 
Sicht wie auf der regionalen Ebene ein Prozeß erkennbar, der die bereits an- 
gedeutete Ungleichzeitigkeit der materiellen Entwicklung der Lehrerschaft 
in Stadt und Land zu einem Teil zurücknimmt. Schon bis zum Ende der 
Konstitutionsphase des Lehrerberufs findet also ein erster Vereinheitli- 
chungsprozeß der Profession insoweit statt, als sich Stadt- und Landlehrer in 
ihrer materiellen Lage einander annähern. 

(2) Das West-Ost-Gefälle 

Neben dem Stadt-Land-Gegensatz stellt das Einkommensgefälle von 
West nach Ost ein zweites markantes Signum der materiellen Verhältnisse 
der preußischen Elementarlehrer dar.^® Die Bedeutung solcher regionaler 
Differenzen für das gesamte niedere Schulwesen Preußens macht auch das 
West-Ost-Gefälle in der Durchsetzung der Schulpflicht deutlich. Es variierte 
etwa 1843 zwischen 53,2% im Reg.bez. Bromberg und 90,1% in Koblenz.^^ 
Für die Unterschiede zwischen West und Ost in den Lehrergehältern selbst 
dürfte die über Industrialisierung und vermehrte Steuereinnahmen induzier- 
ten Differenzen in der Finanzkraft der Gemeinden bzw. der Städte den un- 
mittelbaren oder mittelbaren kausalen Zusammenhang darstellen. 

So zeigen Untersuchungen für den ökonomischen Bereich der preußi- 
schen Gesellschaft®®, daß sich - etwa gemessen an den Indikatoren Industri- 
alisierungsgrad ("Rückständigkeitsgrad")®\ Pro-Kopf-Einkommen und An- 
teil der vom Agrarsektor Lebenden (letztere werden im folgenden ausführli- 
cher dargestellt) - ein Gefälle von West nach Ost etabliert und im Verlauf 
der Entwicklung verfestigt. Dies soll im weiteren (Tab.III.1.9, III.1.10 und 
III.1.11) anhand der genannten - von Hohorst übernommenen - Indikatoren 
überprüft und nachgewiesen werden. Dies sind der Anteil der vom Agrarsek- 
tor Lebenden (Indikator A) und das Pro-Kopf-Einkommen (Indikator B). 



78 Dabei geht das Gefälle der materiellen Lage der Lehrerschaft konform mit den Ergebnis- 
sen der Historiographie über die von West nach Ost differierenden industrialisierten vs. agrari- 
schen Regionalstrukturen (vgl. als Überblick Hohorst 1977). Da die 'Verstädterung" insbeson- 
dere im stärker industrialisierten Westen Platz griff, resultiert das interregionale Einkommens- 
gefälle zu einem Teil aus dem Stadt-Land-Gegensatz. 

79 Francois 1983, S.764 
80v.a. Hohorst 1977 
81 Hohorst 1977, S.339 
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Ziel der Darstellung ist es hierbei, die basalen ökonomischen Verhältnisse 
in den Regionen zu erfassen und miteinander zu vergleichen. 

Tab.III. 1.9: Anteil der vom Agrarsektor Lebenden 1816- 1849 (Indikator A; 
Gesamtpreußen = 100 in jedem Jahr) 



Provinz/Jahr 


1816 


1822 


1831 


1837 


1840 


1849 


Ostpreußen 


166 


145 


148 


154 


141 


156 


Westpreußen 


104 


104 


101 


107 


115 


118 


Brandenburg 


119 


111 


103 


102 


99 


94 


Pommern 


136 


169 


165 


162 


163 


158 


Posen 


84 


86 


129 


144 


157 


139 


Schlesien 


81 


83 


83 


79 


79 


83 


Sachsen 


95 


95 


93 


86 


86 


85 


Westfalen 


84 


92 


81 


86 


82 


86 


Rheinland 


61 


75 


67 


62 


62 


61 


V 


0.313 


0,291 


0.305 


0.329 


0.335 


0.323 



V = Variationskoeffizient 
Quelle: Hohorst 1977, S.343f. 

Die Indices sind für jedes Jahr im Vergleich zum Mittel Gesamtpreußen 
(= 100) errechnet und zeigen so jeweils den relativen Entwicklungsstand der 
Provinzen zu den angegebenen Zeitpunkten; je höher die Zahl, desto größer 
ist der Anteil der vom Agrarsektor Lebenden. "Die Tendenz zu einer Ver- 
größerung der Entwicklungsunterschiede zwischen den Provinzen ist unver- 
kennbar".®^ Innerhalb des Z^eitraums von 33 Jahren ergibt sich die hohe Sta- 
bilität eines Gefälles der Beschäftigungsverhältnisse: die östlichen Regionen 
liegen deutlich über der Vergleichszahl 100 und deuten damit ihren relativ 
niedrigen, d.h. noch agrarischen Entwicklungsstand an; die Regionen im 
Westen sind signifikant im Bereich unter 100 angesiedelt. Auffällig ist dabei 
insbesondere die gegenläufige Entwicklung Posens und Brandenburgs. Der 
agrarische Beschäftigtenanteil erhöht sich im Vergleich zum gesamtpreußi- 
schen Durchschnitt stark (von 84 über 157 auf 139 im Jahr 1849); parallel 
hierzu sinkt der Anteil Brandenburgs von einer Position über, auf eine Mar- 
ke unter dem gesamtpreußischen Durchschnitt. 



82 Hohorst 1977, S.345 
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Wir finden eine entsprechende Situation vor, wenn wir die regionalen 
preußischen Pro-Kopf-Einkommen nach dem gleichen Schema darstellen, 
also jeweils bezogen auf den gesamtpreußischen Durchschnitt (Tab.III.1.10). 
Das Gefälle für das Pro-Kopf-Einkommen von West nach Ost ist zwar nicht 
so deutlich ausgeprägt wie beim Personal des Agrarsektors; je niedriger die 
Zahl, desto niedriger liegt auch das Pro-Kopf-Einkommen der Region. 
Gleichwohl wird hier die Stabilität des Faktums West-Ost-Gefälle über drei 
Jahrzehnte hinweg anschaulich gemacht; die Variationsbreite für stattgefun- 
dene Veränderungen in der Struktur des Gefälles ist sehr gering. Auffällig - 
aber erwartbar - wieder die Entwicklung der Pro-Kopf-Einkommen in Posen 
und Brandenburg: Indikator B sinkt für Posen (100 auf 89) und wächst in 
Brandenburg (94 auf 100), jeweils im Vergleich zum gesamtpreußischen 
Durchschnitt. Der Wert Ostpreußens - bereits 1816 am Ende der Skala - ver- 
ändert sich deutlich nach unten. Insgesamt ergibt sich aber auch beim Indi- 
kator Pro-Kopf-Einkommen wiederum ein sich stabilisierendes Gefälle von 
West nach Ost. 



Tab. HL 1.10: Pro-Kopf-Einkommen 1816- 1849 (Indikator B; Gesamtpreußen 
= 100 in jedem Jahr) 



Provinz/Jahr 


1816 


1822 


1831 


1837 


1840 


1849 


Ostpreußen 


84 


86 


86 


85 


87 


49 


Westpreußen 


96 


96 


96 


94 


93 


93 


Brandenburg 


94 


95 


97 


97 


98 


100 


Pommern 


91 


84 


85 


85 


86 


86 


Posen 


100 


99 


92 


88 


87 


89 


Schlesien 


104 


104 


104 


105 


105 


104 


Sachsen 


101 


102 


102 


104 


104 


104 


Westfalen 


102 


100 


103 


102 


103 


102 


Rheinland 


113 


113 


113 


113 


113 


115 


V 


0.085 


0.091 


0.093 


0.101 


0.099 


0.104 



V = Variationskoeffizient 
Quelle: Hohorst 1977, S.346f. 



Besonders markant zeigt sich das West-Ost-Gefälle - bei einem "stabilen" 
Mittelblock - in der Zusammenfassung der preußischen Regionen nach 
West und Ost (Tab.III.1.11). Gerade die zusammengefaßten Indikatoren 
machen deutlich, daß sich das West-Ost-Gefälle im Entwicklungsverlauf 
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verfestigt. Das Anwachsen der Differenz beider Indikatoren (von 68 auf 75 
bzw. von 18 auf 22) belegt diesen Sachverhalt. Hohorst faßt hierzu als 
Ergebnis seiner Untersuchungen zusammen: Es "läßt sich feststellen, daß für 
die Entwicklung der preußischen Regionen während des 19. Jahrhunderts 
ein bereits 1816 gegebenes einkommens- und beschäftigungsstrukturelles 
Gefälle - das in einem Vergleich zwischen dem preußischen Ost- und 
Westdeutschland besonders markant hervortrat - sich im Laufe des 

O'l 

Jahrhunderts noch verstärkte". 

Auf der Basis der hier in einem Teilausschnitt dargestellten ökonomi- 
schen Verhältnisse - projiziert auf das Gefälle von West nach Ost - erschei- 
nen nun die analogen Verhältnisse auf der Ebene der Lehrereinkommen 
keineswegs erstaunlich. Auch und gerade hier schlägt die Abhängigkeit der 
Schulausstattung und mit ihr die Dotation ihrer Lehrer von der Finanzkraft 
der Kommunen direkt auf die durchschnittliche Höhe der Einkommen der 
"Lehrpersonen" in den Provinzen und Regionen durch.*^ 

Tab.III.1.11: Das West-Ost-Gefälle 1816 und 1849; Indikator 
A: Anteil der agrarisch Beschäftigten; Indikator B: Pro-Kopf- 
Einkommen (Gesamtpreußen = 100 in jedem Jahr) 



Indikator A Indikator B 
Region 1816 1849 1816 1849 



Ost 


137 


144 


91 


88 


West 


69 


69 


109 


110 


Differenz 


68 


75 


18 


22 



Ost: Ost- und Westpreußen, Pommern, Posen 
West: Westfalen, Rheinland 

Quelle: Hohorst 1977, S.349 



An dieser Stelle soll nun anhand von Einkommensdaten aus dem frühen 
Zeitraum das sich bereits zu Beginn des Jahrhunderts etablierende Gefälle 
auch der Lehrereinkommen aufgezeigt werden. Dabei stehen das Rheinland 



83 Hohorst 1977, S.350. Diese Kennzeichnung gilt dann auch für den Folgezeitraum (III.2.2 
(2); 111.3.2.2(2); 111.4.2(2). 

84 Eine eingehendere Untersuchung der Einkommensquellen und Finanzierungstrukturen 
im niederen Schulwesen, relationiert nach West und Ost, ließe das Ergebnis erwarten, daß - zu- 
mindest in den frühen Phasen der preußischen Entwicklung - eine direkte Abhängigkeit zwi- 
schen Industrialisierungsgrad resp. Pro-Kopf-Einkommen, Finanzkraft der Stadt/Gemeinde, 
Ausgaben für das Schulwesen insgesamt und der Höhe der Lehrereinkommen besteht; s.o. 
Anm.78; vgl. Müller/Zymek 1987. 
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und Westfalen als westliche Regionen an der Spitze, mittlere Positionen 
nehmen die Regionen Brandenburg, Sachsen und Schlesien ein (später auch 
die "neuen" Provinzen Hannover, Schleswig-Holstein und Hessen-Nassau) 
und auf den unteren Rängen sind die östlichen Regionen plaziert: Ost- und 
Westpreußen, Pommern und Posen, in denen gleichzeitig eine bedeutende 
Zahl der preußischen Lehrer anzutreffen war; gerade dieses Moment gibt 
dem Gefälle von West nach Ost noch ein zusätzliches Gewicht und ist des- 
halb kurz darzustellen. 

Eine Gegenüberstellung der Lehrerzahlen in den einzelnen Regionen 
zeigt, daß im schlechter dotierten Osten fast 40% mehr Lehrer als im We- 
sten ihren Lebensunterhalt fristeten. In der folgenden Tabelle ist die Ge- 
samtzahl der Stadt- und Landlehrer in den jeweiligen Regionen angegeben; 
Hohenzollern und Berlin blieben unberücksichtigt (Tab.III.1.12). 



Tab.III.1.12: Zahl der Lehrer in Preußen 1820 und 1861 



Jahr 


West 


Mitte 


Ost 


Ost mehr 
als West 


1820 


4 736 


8641 


6 606 


40% 


1861 


8688 


14 282 


11798 


36% 



West: Rheinland, Westfalen 

Mitte: Brandenburg, Schlesien, Sachsen 

Ost: Ostpreußen, Westpreußen, Posen, Pommern 

Quelle: Preußische Statistik 1886. Heft 101. Textteil, S.86 

Da für den frühen Zeitraum aus den (eigentlichen) östlichen Regionen 
keine Vergleichsdaten vorliegen*^, soll hier in einer Gegenüberstellung 
westlicher und mittlerer Regionen das materielle Gefälle von West nach Ost 
angedeutet werden, bevor dann im zweiten Schritt in einem Gesamtvergleich 
auf der Basis von Durchschnittseinkommen westlicher, mittlerer und östli- 
cher Regierungsbezirke (bzw. zu Provinzen zusammengefaßt) die vorhande- 
nen Abstufungen auf der gesamtpreußischen Ebene herausgearbeitet wer- 
den. Als Vergleichsmaßstab gilt der Durchschnitt für Gesamtpreußen. 

Lehrereinkommen im Ost- West- Vergleich 

Die Relationierung der westlichen Regionen (hier: einzelne Regierungs- 
bezirke der Rheinprovinz) mit der "Mitte" (hier: einzelne Regierungsbezirke 



85 Ausgenommen die in (Beckedorffs) Jahrbücher ... 1825. Bd.l, S.72f. angegebenen Durch- 
schnittseinkommen nach Regierungsbezirken. 
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in der Provinz Brandenburg)*^ verdeutlicht das Gefälle von West nach Ost, 
das sich auch auf der Ebene der Lehrereinkommen zu etablieren beginnt 
(Tab.III.1.13). 

Der Reg.bez. Köln, die bestdotierte westliche Region, liegt deutlich über 
dem preußischen Durchschnitt, der Reg.bez. Frankfurt/Oder unter dem 
Durchschnitt; dies gilt sowohl für den Zeitraum vor 1820 als auch für die Er- 
hebungsergebnisse 1841, auch wenn der Schnitt bei 150 Taler/Jahr angesetzt 
wird. Betrachtet man weiterhin die schlechter dotierten westlichen Regie- 
rungsbezirke Koblenz (1819 und 1841) und Trier (1840) und den besser do- 
tierten "mittleren" Reg.bez. Potsdam, so zeichnet sich bereits an dieser Stelle 
eine gewisse Relativierung des West-Ost-Gefälles durch lokal-regionale Dif- 
ferenzen ab. Beim Vergleich auf gesamtpreußischer Ebene für den frühen 
Zeitraum ergeben sich folgende Verhältnisse (Tab.III.1.14). 



Tab.III.1.13: Das West-Ost-Gefälle bei den Lehrereinkommen 1816 - 1842 
( %-Anteile aller Landlehrer; zusammengefaßte Gehaltsstufen ) 



Gehalts- 

stufe 


Köln 

1816 


Koblenz 

1819 


Preußen 

1820 


Frankfurt /O. 
1819 


Potsdam 

1827 




47,6 


77,6 


66,6 


73,5 


39,3 




52,4 


22,4 


33,4 


26,5 


60,7 


Gehalts- 

stufe 


Köln 

1841 


Koblenz 

1841 


Trier* 

1840 


Frankfurt /O. 
1841/42 


Potsdam 

1835 


bis 100 


13,1 


26,8 


26,6 


23,4 


33,9 


über 100 


86,9 


73,2 


73,4 


76,6 


66,0 


bis 150 


36,4 


61,1 


72,1 


54,7 


69,5 


über 150 


63,6 


38,9 


28,0 


45,3 


30,4 



* Trier = 5 Kreise im Reg.bez. Trier; sonst Angaben für Regierungsbezirke. 

Quellen: HSA Düsseldorf Best. Reg. Köln Abt.II Nr.2712. 1842 
Tabellenteil, Tab.2, 3, 4, 5, 6 



Der in der Tabelle für das Erhebungsjahr 1820 dargestellte Stand der 
Durchschnittseinkommen in West, Mitte und Ost geht zu einem Teil mit 



86 Dabei kann Brandenburg nach dem Befund der ökonomischen Indikatoren (Tab.III.1.9; 
IlI.l.lO) als Region gelten, die von ihrem Entwicklungsstand her eher in Richtung Osten ten- 
diert. Daten aus den eigentlichen östlichen Regionen, die auf der von uns bevorzugten Basis von 
Gehaltsstufen erhoben wurden, können aus Gründen statistischer Verfügbarkeit für diesen frü- 
hen 2^itraum nicht präsentiert werden. S. aber unten als Regionalvergleich Tab.III.1.14. 
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den bereits gezeigten (Tab.III.1.9; III.l.lO) Ergebnissen der ökonomischen 
Indikatoren im West-Ost-Vergleich konform. Dort war die im Vergleich 
zum gesamtpreußischen Durchschnitt höhere Rangziffer der "Mitte"regio- 
nen Schlesien (Indikator A bei 81 bzw. 83 in den Jahren 1816 und 1822; Indi- 
kator B in beiden Jahren jeweils 104) und Sachsen veranschaulicht (Indika- 
tor A in beiden Jahren bei 95; Indikator B bei 101 bzw. 102). Die Position 
dieser Provinzen über dem preußischen Durchschnitt galt nicht für die 
Stammregion Brandenburg (Indikator A bei 119 bzw. 111 in den Jahren 
1816 und 1822; Indikator B bei 94 bzw. 95), die damit auf der Basis dieser 
ökonomischen Indikatoren eher in Richtung Osten tendiert. 

Einen parallelen Befund hatte im übrigen auch der West-Ost-Vergleich 
der Lehrereinkommen in Form von Gehaltsstufen ergeben (Tab.III.1.13). 
Dort waren die "Mitte"-Regionen Frankfurt/Oder und Potsdam besser oder 
ähnlich gut dotiert wie die westlichen Reg.bezirke Köln, Koblenz und Trier. 



Tab.IILl.14: Durchschnittseinkommen der Landlehrer in West und Ost 
1820 (in Taler /Jahr; gerundet) 









Westpr. 


87 


Westfalen 


102 




Ostpr. 


84 








Pommern 


52 


Rheinland 


83 




Posen 


48 


West zus. 


86 


Mitte zus. 99 


Ost zus. 


69 



West: Rheinland, Westfalen 

Mitte: Brandenburg, Schlesien, Sachsen 

Ost: Ostpreußen, Westpreußen, Posen, Pommern 

Quelle: eig. Berechnung nach (Beckedorffs) Jahrbücher ... 1825. Bd.l, S.72f. 

Wir gehen davon aus, daß sowohl die genannten ökonomischen Faktoren, 
die ja höhere Finanzkraft auf Gemeindeebene induzieren, als auch die regio- 
nale Nähe zum Zentrum Berlin und dessen Ausstrahlungskraft auf Verwal- 
tung und Schulwesen ausschlaggebend dafür sind, daß die "Mitte" - zumin- 
dest in diesem frühen Zeitraum - auf höhere durchschnittliche Lehrerdotati- 
onen verweisen kann als der Westen (99 gegenüber 86 Taler/Jahr). Dagegen 
liegen aber die östlichen Regionen (mit 69 Taler/Jahr) klar unter dem We- 
sten. Greift man einzelne östliche Regionen heraus, so werden hier schon in- 
trainterne wie interregionale Differenzen deutlich. So liegt etwa Westpreus- 
sen mit 87 Taler/Jahr um 4 bzw. 1 Taler höher als das Rheinland (83 Taler/ 
Jahr) und der zusammengefaßte Westen (86 Taler/Jahr); und auch Ostpreus- 
sen ist noch über dem Durchschnittseinkommen im Rheinland plaziert. Den 
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niedrigen Gesamtdurchschnitt des Ostens machen also allein die Provinzen 
Posen und Pommern aus, wobei Posen auch nur gut die Hälfte des Levels 
von Westpreußen erreicht (48 im Vergleich zu 87 Taler/Jahr). 

Wir können daher resümieren: Beim allgemeinen Vergleich der Durch- 
schnittseinkommen in West, Mitte und Ost nimmt der Westen gegenüber 
dem Osten in der Konstitutionsphase zwar eine deutlich bessere Position 
ein; jedoch liegen die als "Mitte" aufgefaßten preußischen Stammregionen 
noch kräftig über dem Westen. Demnach wird das West-Ost-Gefälle in die- 
sem frühen Zeitraum durch die verhältnismäßig hohe Dotation der Elemen- 
tarlehrer in den Provinzen der "Mitte" relativiert bzw. zutreffender, es hat 
sich noch nicht in der Weise etabliert, in der nach 1850 ein durchgängiges 
Gefälle erkennbar wird. Vielmehr positioniert sich die "Mitte" über dem 
Westen - nicht zwischen West und Ost. 

(3) Regionale Unterschiede in der materiellen Situation 
der Elementarlehrer 

Im Abschnitt zum materiellen West-Ost-Gefälle war bereits die Rede von 
den regionalen Differenzen der Einkommenssituation, die sich zeigen, so- 
bald einzelne besonders gut oder schlecht dotierte Regionen (auf der Ebene 
von Regierungsbezirken) betrachtet werden. Die das West-Ost-Gefälle rela- 
tivierenden Momente verstärken sich aber noch, betrachtet man die Ein- 
kommensverhältnisse auf - noch näher am einzelnen Lehrer liegenden - 
Ebene der Landkreise. Das Einkommensgefälle von West nach Ost löst sich 
dann auf in eine Vielzahl von regional und örtlich differenzierten "Dotati- 
onseigenheiten" und "-einheiten", die offenbar nur noch von "zufälligen 
Gegebenheiten" der untersten Ebene, besonders der gemeindlichen Ausstat- 
tung der Lehrerstellen selbst, abhängen. Man erhält so für den frühen Zeit- 
raum ein Bild von der materiellen Lage der preußischen Elementarlehrer- 
schaft, das - wie bereits so genannt - einem "Öeckerlteppich" gleichkommt, 
provoziert durch die Beibehaltung gemeindlicher Zuständigkeit für die Ge- 
haltsregulierung®^ und die durchschlagende Wirkung lokaler Verhältnisse. 
Die ausschlaggebenden Faktoren für die materielle Lage liegen noch in den 
stark kontrastierenden materiellen Möglichkeiten und Entscheidungen auf 
der untersten politischen Ebene, den Gemeinden. 

Wir zeigen die Differenz der Einkommensverhältnisse der Elementarleh- 
rer auf Kreisebene im Vergleich von Einkommensstatistiken des bestdotier- 
ten westlichen Reg.bez. Köln für die Jahre 1816 und 1841 mit den bereits 



87 Dies auch seit den frühesten Zeiten der Standesbildung Anlaß zu politischen Wehklagen 
und organisatorischen Zusammenschlüssen der Lehrer und im übrigen von Neugebauer für das 
18. Jahrhundert schon gezeigt (vgl. Neugebauer 1985). 
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diskutierten Ergebnissen zur Dotation der Lehrer im Reg.bez. Frankfurt/ 
Oder (Tab.III.1.15). 



Tab.III.1.15: Regionale Unterschiede der Einkommenssituation im Regbez. 
Köln 1816, 1841 und 1844 im Vergleich mit Frankfiirt/Oder und den gesamt- 
preußischen Verhälmissen (Anteile in %; n = Zahl der Lehrer IGehaltsstufe) 



Kreis/ 

Region 




1816 

bis 100 über 100 


1841 

bis 100 über 100 


1844 

bis 100 über 100 


Bergheim 


n 


25 


10 


2 


44 


1 


43 


% 


71,4 


28,6 


4,4 


95,6 


2,3 


97,7 


Bonn-Land 


n 


25 


10 


6 


49 








% 


71,4 


28,6 


10,9 


89,1 






Euskirchen 


n 


28 


12 


22 


41 








% 


70,0 


30,0 


34,9 


65,1 






Gummersbach 


n 


3 


34 


- 


37 








% 


8,1 


91,9 


0,0 


100,0 






Köln-Land* 


n 


33 


3 


12 


54 








% 


91,7 


8,3 


18,8 


81,2 






Mülheim 


n 


3 


34 


1 


43 


1 


38 




% 


8,1 


91,9 


2,3 


87,7 


2,6 


97,5 


Rheinbach 


n 


34 


7 


9 


48 








% 


82,9 


7,1 


15,8 


84,2 






Sieg-Kreis 


n 


15 


50 


8 


79 






% 


23,1 


76,9 


9,2 


90,8 






Waldbroel 


n 


1 


14 


1 


20 


- 


23 




% 


6,7 


93,3 


4,8 


95,2 


0,0 


100,0 


Wipperfürth 


n 


5 


15 


5 


25 






% 


25,0 


75,0 


16,7 


83,3 






Reg.bez. 


n 


172 


189 










Köln 1816 


% 


47,6 


52,4 










Reg.bez. Frank- 


n 


888 


320 










furt/Oder 1819 


% 


73,5 


26,5 










Preußen 1820 


% 


66,6 


33,4 










Reg.bez. 

Köln 1841 
Reg.bez. Frank- 
furt/Oder 1841/42 


n 

% 

n 

: % 






66 

13,1 

279 

23,4 


440 

86,9 

913 

76,6 







* Im Landkreis Köln-Land erhalten 1816 18 Lehrer kein Schulgeld. 



Quellen: HSA Düsseldorf Best. Reg. Köln Abt.II Nr.2712. 1842 
Tabellenteil, Tab.2, 4 

Zu beiden Erhebungsjahren (1816 und 1841) schneidet der Reg.bez. Köln 
jeweils besser als die Vergleichsregion Frankfurt/Oder ab. Daher ist es be- 
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sonders bemerkenswert, daß dennoch die Dotationsverhältnisse in einzelnen 
Kölner Landkreisen schlechter als in Frankfurt/Oder sind. So heben sich 
1816 insgesamt fünf der zehn, besonders aber zwei Landkreise (Köln-Land 
und Rheinbach) aus dem Durchschnitt des Kölner Regierungsbezirks ab. Sie 
zeichnen sich dadurch aus, daß ihr Anteil an Lehrern, die unter 100 Taler/ 
Jahr zur Verfügung haben, weit über 50% liegt. Damit rangieren sie z.T. in 
einer schlechteren Position als die Lehrer der "Mitte"-Region Frankfurt/ 
Oder. Bis zum Jahr 1841 werden die vorher deutlichen Differenzen inner- 
halb des Reg.bez. Köln zwar geringer, die Unterschiede sind aber nach wie 
vor vorhanden, auch in der Weise, daß noch ein Landkreis - Euskirchen mit 
34,9% unter 100 Taler/Jahr - vorhanden ist, der sich unterhalb der Verhält- 
nisse von Frankfurt/Oder - mit 23,4% unter 100 Taler/Jahr - im gleichen 
Jahr befindet. Zu Vergleichszwecken wurden auch die Daten über die ge- 
samtpreußische Situation von 1820 und die internen Prozentzahlen von drei 
weiteren Landkreisen im Reg.bez. Köln für das Jahr 1844 aufgeführt. 

Das Ergebnis des hier für den Reg.bez. Köln auf der Ebene der Landkrei- 
se angestellten Vergleichs der Lehrereinkommen und dessen Konfrontation 
mit den Verhältnissen einer "Mitte"-Region spiegelt die für Preußen typi- 
schen Besoldungsstrukturen wider.^ Die Auswirkungen regionaler und be- 
sonders lokaler Eigenheiten der Dotationsverhältnisse überlagern dabei die 
für Preußen dargestellten Gesamtstrukturen, insbesondere das Gefälle von 
West nach Ost. 

Die "buntscheckigen Verhältnisse" spiegeln vielmehr die Abhängigkeiten 
des einzelnen Lehrers von gemeindlichen Besonderheiten wider. Es ist zu 
vermuten, daß im Zuge der Zurückdrängung solcher Abhängigkeiten - erst 
durch verstärkte subsidiäre Einkommensanhebung seitens des Staates, dann 
aber auch durch gesamtstaatliche Einkommensregulierungen - auch die star- 
ken Kontraste von Landkreis zu Landkreis und von Stelle zu Stelle kräftig 
abnehmen werden (s. 111.2.2(3); 111.4.2(3)). 

1.3 Differenzen zwischen verschiedenen Berufsgruppen 

Seit Beginn der Strukturentwicklung des Lehrerberufs war es das Anlie- 
gen des Elementarlehrerstandes, über den Vergleich mit der materiellen und 
sozialen Lage anderer Lehrer und Berufsgruppen seine Stellung innerhalb 



88 Der Erhebung vollständiger Lehrereinkommensdaten auf Gemeinde- und Landkreisebe- 
ne stellen sich - gerade im Zeitraum vor 1840 - unüberwindbare statistische Schwierigkeiten ent- 
gegen, sofern man nicht bei Einzeldaten verharren will. Totalerhebungen für Gemeinden, Städte 
oder Landkreise existieren nach unserem Kenntnisstand für die frühe Phase des 19. Jahrhun- 
derts nur für den Reg.bez. Köln. 
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der Hierarchie der Professionen zu definieren und nach oben zu orientieren. 
Wenn wir im folgenden jeweils diese historische - und gleichwohl auch aktu- 
elle - Herangehensweise der Elementarlehrer zur Beschreibung und ge- 
wünschten Höherbewertung ihres gesellschaftlichen Status übernehmen, 
wollen wir nicht das "Lamentieren des Standes" als Ausgangspunkt unserer 
Analyse oder Bewertung übernehmen, sondern mit der Methode des Ver- 
gleichs die "wirklichen Lebensverhältnisse" des Schulmeisters im Zusammen- 
hang mit ähnlichen Berufsgruppen erhellen. Zum einen kommen dafür die 
anderen Teilbereiche der Profession - bei uns die Oberlehrer - in Frage; in 
einem zweiten Schritt soll die materielle Lage der preußischen Elementar- 
lehrer an der Situation ihrer nichtpreußischen deutschen Amtskollegen ge- 
messen werden; als statusmäßiger Bezugspunkt innerhalb der preußischen 
Beamtenschaft dient dann abschließend der - von den Lehrern selbst immer 
(gehalts-) politisch motivierte - Vergleich mit der Einkommenssituation der 
preußischen Subalternbeamten. Bei diesem letzten Vergleichsmaßstab deu- 
tet sich auch schon an dieser Stelle unsere These an, daß sich der Elementar- 
lehrerberuf zum Staatsbeamtentum hin entwickelt. Die drei genannten Be- 
zugspunkte dienen der Verortung des Elementarlehrerstandes innerhalb des 
Gefüges der Lehrprofession und des Beamtenstands. Dies gilt für den ge- 
samten darzustellenden Zeitraum. 

In unserem Verständnis ist also die materielle und soziale Entwicklung 
des preußischen Elementarlehrers hinsichtlich der Beschreibung seiner Posi- 
tion in der Hierarchie der sich akademisierenden Berufe dadurch gekenn- 
zeichnet, daß er 

~ im Bezug auf die Oberlehrer eine "erstaunliche Karriere" erlebt, 

- im Vergleich zu den deutschen Amtskollegen einen deutlichen Ent- 
wicklungsrückstand aufholt, 

“ den Abstand zur favorisierten Bezugsgruppe der Beamtenschaft, den 
Subaltembeamten, nicht nur ausgleicht, sondern eine verhältnismäßig 
höhere Einkommensposition erreicht. 

(1) Elementarlehrer und Oberlehrer 

Für den materiellen Vergleich der Repräsentanten von niederem und hö- 
herem Schulwesen gelten die oben*’ bereits zum Stellenwert von Stadt- und 
Landschulen gemachten Ausführungen. Grundsätzlich hat die "Scheidung 
zwischen höheren Schulen und der Bildung des Volkes" zwei nebeneinander 
existierende Schulsysteme produziert, die die "Kluft zwischen Volksbildung 



89S.O. (III.1.2.) 
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und höherer Bildung, zwischen Eliten- und Massenbildung irreversibel"^ 
macht. Dabei gilt gerade für den frühen Zeitraum, daß weder die Arbeitsbe- 
dingungen (Schülerzahl, Stundenzahl) von Elementar- und Oberlehrern, de- 
ren soziale Stellung und Prestige^^, noch das Einkommen selbst vergleichbar 
erscheinen. Doch trotz solcher "qualitativen Separierung der höheren Leh- 
rer"^^ bestehen vom Standpunkt der Berufsgeschichte her Ähnlichkeiten mit 
den niederen Lehrern, ablesbar insbesondere an der parallelen Entwicklung 
der jeweiligen Prüfungsbestimmungen. Auf der Zeitachse ist dann auch die 
deutliche quantitative Annäherung im Einkommen der beiden Lehrergrup- 
pen nachzuvollziehen. Vom Beginn der Professionsgeschichte an zeigen Ele- 
mentar- und höhere Lehrer jedoch schon ihre Einheitlichkeit in der "als in- 
adäquat beurteilten materiellen und sozialen Bewertung der professionell 
erworbenen Qualifikationen und des ausgeübten Amtes".” 

Tab.III.1.16: Durchschnittseinkommen Oberlehrer 1787-1819 



Jahr 


Einkommen/Jahr 


Bemerkungen 


1787 


377 Taler 


alle preußischen Lateinlehrer 


1805 


272 Taler 


6 Lehrer, Cüstrin 


1806/07 


328 Taler 


153 Lehrer, Ghtm. Berg 


1808 


579 Taler 


7 Lehrer, Königsberg 


1809 


795 francs* 


168 Lehrer, Ghtm. Berg 


1811 


300-500 Taler 


5 Lehrer, Braunsberg (Ermland) 


1810/19 


300-400 Taler 


Lehrer von 29 Gymnasien 



* Ghtm. Berg 1809 unter französischer Herrschaft 

Quellen (in der Reihenfolge der Nennung): 
Paulsen 1921. Bd.II, S.161 
Schwartz 1905, S.64 
Willemsen 1908, S.71-73 
Paulsen a.a.O., S.164 
Willemsen a.a.O., S.74 
Hipler 1884/86, S.259 
Grosse 1910, S.16ff. 



Für den Ausgangspunkt der Entwicklung ist die privilegierte "materielle 
und soziale Lage der preußischen Oberlehrer gegenüber derjenigen der Ele- 



90Tenorth 1987, S.255 

91 "Die soziale Stellung der Lehrer richtet sich nach der ihrer Schüler; je vornehmer die 
Schüler, desto angesehener der Lehrer." (Paulsen 1921. Bd.II; S.159) 

92Tenorth 1987, S.255 
93Tenorth 1987, S.260 
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mentarschullehrer"^'* kennzeichnend. Die Einkommen der Oberlehrer 
erfahren im Zeitraum von ca. 1800 bis 1820 keine Veränderung. Sie liegen 
nach einer Aufstellung aus 29 Gymnasien für die Jahre 1810/1819^^ im 
Durchschnitt zwischen 300 und 400 Taler/Jahr. Dieses Einkommensniveau 
hatten die Oberlehrer annähernd schon vor 1800 (1787) mit durchschnittlich 
377 Taler erreicht.^ Nach einer Angabe von 1808 für Königsberg werden 
dabei 63 bis 79% vom Schulgeld aufgebracht.^^ 

Die Zusammenstellung verstreut vorliegender Einkommensdaten höhe- 
rer Lehrer für den Zeitraum bis etwa 1820 (Tab. III. 1.16) weist als niedrig- 
sten Wert 272 Taler/Jahr für das Gymnasium Cüstrin auf. Sieben Lehrer am 
altstädtischen Gymnasium in Königsberg erhalten - höchster Wert - durch- 
schnittlich 579 Taler/Jahr. 

In der Wahrnehmung der Oberlehrer war dies aber keineswegs eine privi- 
legierte Situation. Bereits um 1800 wird "für ein auf gelehrten Schulen und 
LFniversitäten gebildetes Subjekt aber 300 Taler gefordert", verbunden mit 
der Feststellung, tatsächlich fehle "daran aber bei vielen Stellen noch ein Er- 
hebliches".^® Die genannten Zahlen lassen vermutlich regionale Abweichun- 
gen nach unten nicht in realem Umfang zum Vorschein kommen.^ 

Mit zunehmenden staatlichen Zuschüssen - vom 17. 4. 1820 datiert im 
Zeitraum bis 1840 die einzige Verfügung "betr. Unterstützung dürftiger 
Geistlicher und Schullehrer, welche noch nicht ein Einkommen von 400 Ta- 
lern genießen" - und wohl auch mit vermehrten Schulgeldeinnahmen 
dürfte ab etwa 1820 eine Phase positiver Einkommensentwicklung für die 
Oberlehrer beginnen. Für diesen Zeitraum zeigt das Gymnasium Eisleben, 
dessen Lehrer wie die in Cleve als überdurchschnittlich dotiert gelten müs- 
sen, einen Einkommenszuwachs von ca. 120% (Tab.III.1.17). Der in Tab.III. 
1.17 angeführte Durchschnittswert für preußische (ordentliche) Oberlehrer- 
einkommen^®^ beträgt 1839 immerhin 572 Taler/Jahr.^®^ Der Einkommens- 



94 Müller/Tenorth 1984, S.160 

95 Grosse 1910, S.16ff. 

96 Die Angabe gilt für die preußischen Lateinschullehrer ohne Schlesien; vgl. Paulsen ^1921. 
Bd.II,S.161. 

97 Paulsen ^1921. Bd.II, S.164 

98 Paulsen ^921. Bd.II, S.161 

99 So liegt Rheinland im Durchschnitt mit 423 Taler/Jahr schon 1816 höher als Westfalen 
1826; vgl. Klein 1977, S.277. 

100 Grosse 1910, S.79 

101 Der Durchschnittswert ist errechnet aus den Einkommen von 191 von insgesamt 958 (= 
20%) der ordentlichen Gymnasiallehrer in Preußen. "Die Daten können quantitativ als reprä- 
sentativ gelten". (Klein 1977, S.394, Fn.l9) 
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Zuwachs war auch in der Tendenz durchgängig; Differenzen zwischen den 
Provinzen bleiben aber erhalten.^®^ 

Tab.IILl.17: Oberlehrereinkommen 1820-1840 (Durchschnittseinkommen in 
TalerIJahr) 



Jahr 


Gymnasium Eisleben 
75 Lehrer) 
Einkommen 


Gymnasium Cleve 
J(5 Lehrer) 
Einkommen 


Gesamtpreußen 

Einkommen 


1820 


331,4 






1822 




523,7 




1824 




618,2 




1825 




611,2 




1827 


501,8 


605,3 




1831 


590,2 






1836 


686,5 






1840 


731,5 






1836/1839 




572 


1836/1839 (incl. Hilfslehrer) 




475 



Quellen: Grosse 1910, S.18 

HSA Düsseldorf Konsist. Köln Nr.68. 1822 
HSA Düsseldorf Konsist. Köln Nr.40. 1823-1825 
Klein 1977, S.278 

Der Einkommensvergleich zwischen Elementarlehrern und Oberlehrern 
soll zum einen von den markanten Daten in Höhe von 300 - 400 Taler Jah- 
reseinkommen (für den Zeitraum bis 1820) und zum andern vom niedrige- 
ren Durchschnittswert mit 475 Taler (für den Zeitraum bis 1840) aus erfol- 
gen; er schließt die Hilfelehrer mit ein. Dadurch wird vermieden, allein die 
Spitzenverdiener bei den Oberlehrern als Maßstab zu verwenden. In der fol- 
genden Zusammenstellung ist - ausgehend von den genannten Durch- 
schnittseinkommen der Oberlehrer - jeweils der %-Anteil der Elementarleh- 
rer angeführt, der dieses Einkommensniveau erreicht; zusätzlich ist 
diejenige Gehaltsstufe genannt, in der die meisten Elementarlehrer 
anzutreffen sind - jeweils getrennt nach Stadt und Land (Tab.III.1.18). 



102 Der Wert gilt allein für die ordentlichen Gymnasiallehrer, schließt also Direktoren und 
Hilfslehrer aus. Unter Hinzunahme der Hilfslehrer, die im Schnitt 210 Taler/Jahr verdienen, 
sinkt das Durchschnittseinkommen auf 475 Taler/Jahr; vgl. Klein 1977, S.278. 

103 Vgl. die Aufkommen für die Gymnasien nach Provinzen für die Jahre 1836/39 bei Klein 
1977, S.286. 
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Die Auswertung der Datenzusammenstellung ergibt, daß nur ein ver- 
schwindend geringer Teil der Elementarlehrer - nämlich 0,3% (Landlehrer) 
um 1835 bis maximal 11,2% im Jahr 1820, und dann auch nur in städtischen 
Regionen - überhaupt das Einkommensniveau der Oberlehrer erreicht. Der 
Anteil für die große Zahl der preußischen Landlehrer bleibt sogar bei maxi- 
mal 1,2% stecken.^®^ Noch 1835 erreicht die am stärksten besetzte Gehalts- 
stufe der Elementarlehrer - und dies auch nur bei dem kleinen Teil der 
Stadtlehrer - gerade die untere Grenze der Oberlehrereinkommen des Zeit- 
raums vor 1820. Der Befund bestätigt noch einmal drastisch die statusinter- 
ne Schichtung. 



Tab.III.1.18: Einkommensvergleich Elementar- und Oberlehrer 1798 - 1835 
(jeweils in % aller Lehrer; Gehaltsstufen in Taler Uahr) 



Jahr 


Anteil 300-400 Taler/Jahr 
Region Stadt Land 


Stufe des größten Anteils 
Stadt % Land % 




Kurmark 




QH 


0,0 


bis 50 60,8 




Koblenz 






150-200 32,0 


50-100 48,0 


lü 


Preußen 






200-300 25,3 


50-100 39,7 


Anteil 400-500 Taler/Jahr 


n 


Frkft./0. 






200-300 31,0 


100-150 32,0 


B 


Potsdam 


8,3 




200-300 29,0 


100-150 35,6 



Quellen (in der Reihenfolge der Nennung): 

Krug 1805, S.395f. 

LHA Koblenz Best. 441 Nr.3533. 1819 
(Beckedorffs) Jahrbücher ... 1825. Bd.l, S.74f. 

V. Schmieden 1840, S.42-45 
ders., S.82-85 

So macht dann auch der Einkommensvergleich deutlich, daß die Distanz 
des Elementarlehrers zum Oberlehrer im Ausgangszeitraum eine Qualität 
besitzt, die den strebsamen Schulmann eher mutlos werden lassen durfte: 
Nichts Gleichwertiges an Vorbildung und Wissen kann er ja dafür als Trost 
und Ausgleich in die Waagschale werfen. Bis 1840 jedenfalls stehen Welten 
zwischen den Einkommen von Elementar- und Oberlehrern. 



104 Der Vergleich der (Beckedorffschen) Einkommensdaten für die Stadtlehrer 1820 er- 
scheint darüber hinaus wegen ihrer statistischen Überhöhung problematisch (s. o. III.l.l). 
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(2) Vergleich mit den deutschen Amtskollegen 

Ein Blick über die preußischen Grenzen hinaus ergibt, daß die preußi- 
schen Elementarlehrer in ihrer Einkommenssituation auch hier einen der 
unteren Ränge innerhalb der deutschen Lehrerschaft einnahmen. Dies gilt 
insbesondere für den frühen Zeitraum. Nur einige kleinere deutsche Staaten 
(z.B. Lippe, Braunschweig, aber auch das Königreich Hannover) boten den 
Elementarlehrern eine noch schlechtere Versorgung als die preußischen 
Schulstellen.^®^ 

Im Fürstentum Lippe hatten 1826 56,4% aller Schulstellen unter und 
43,6% über 150 Taler/Jahr; dabei aber nur 16,4% über 200 Taler/Jahr.^®^ Im 
Braunschweigischen lagen noch nach 1850 fast 60% der Elementarlehrer un- 
ter 200 Taler/Jahr.^*^^ Für das Königreich Hannover legte das Schulgesetz 
von 1850 noch ein Maximum von 150 Taler/Jahr für Landschullehrerstellen 
fest^"® (s. 111.2.3(2)). 

Die bedeutendste Differenz zu den Gehaltsverhältnissen der preußischen 
Lehrer ist aber v.a. in der Tatsache zu sehen, daß in den größeren deutschen 
Staaten bereits in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts gesamtstaatliche 
gesetzliche oder gesetzesähnliche Besoldungsregulierungen bestanden. Auf 
preußischer Ebene waren dagegen bis 1840 nur die referierten (s.o. III.l.l) 
regionalen Regelungen getroffen worden.^*^ 

Im Königreich Bayern werden 1811 Gehaltsminima für Stadt- und Land- 
lehrer festgesetzt in Höhe von 400 fl. Gulden (entspricht 228 Taler) bzw. 300 
fl. Gulden (entspricht 171 Taler).^^® Rheinbayern übernimmt 1817 die glei- 
chen Gehaltsminima.^“ Das Königreich Sachsen verabschiedet 1835 ein 
Elementarvolksschulgesetz, das für Lehrer ohne Kirchendienst ein Mindest- 
einkommen von 120 Taler und für Lehrer ohne Kirchendienst in Höhe von 



105 Z.B. gilt für das Fürstentum Lüneburg 1797 vor seiner preußischen Zeit: "Die besten 
Schuldienste auf den Aussendörfem bringen, wenn alles, was mit denselben verbunden ist, ange- 
schlagen wird, 60 bis 70 Rthlr. ein... Die meisten Schuldienste können zu 30 bis 40 Rthlr. und 
viele nur zu 14 bis 18 Rthlr. berechnet werden." (Ballauf 1797, S.45) 

106 Harnisch 1844, S.336 

107 Kirsch 1855.Bd.II, S.216f. 

108 Kirsch 1855.Bd.II, S.212 

109 Für den Vergleich mit den materiellen Verhältnissen der außerpreußischen Lehrer wur- 
den von uns - auch für die nachfolgenden Zeiträume - insbesondere herangezogen: als Überblick 
für die innerdeutschen Verhältnisse: Harnisch 1844; Kirsch 1855. Bd.II; Laacke 1897, 1898; Le- 
xis 1904; Beyhl 1913; Menzel 1914; als Regionalstudien: Eisenlohr 1845 (Württemberg); Knabe 
1910 (I<^r. Sachsen, Württemberg); Nissl 1919 (Bayern); Zieger o.J. (1932) (Kgr. Sachsen); 
Guthmann 1972 (Unterfranken); Adamski 1976 (Württemberg); Friederich 1978 (Württem- 
berg); Offen 1981 (Schleswig-Holstein). Für Bayern vgl. a. Blessing 1974 und 1982 sowie Ul- 
bricht 1962. 

110 Kirsch 1855. Bd.II, S.211 

111 Harnisch 1844, S.331 
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200 Taler/Jahr vorsah. Landlehrer hatten nach dem Gesetz außerdem freie 

i 1 9 

Wohnung und Garten. 

Seit dem gleichen Jahr galt auch in Baden das Schulgesetz vom 28. August 
1835, das bereits folgende Gehaltsminima nach Ortsklassen festlegte: 

1. Klasse (Orte unter 500 Ew.) 140 fl. 

2. Klasse (Orte mit 501-1500 Ew.) 175 ft. 

3. Klasse (Orte mit 1501-3000 Ew.) 250 fl. 

4. Klasse (Orte über 3000 Ew.) 350 fl. 

Dazu erhielt der Lehrer nach dem Gesetz freie Wohnung und Schulgeld; 
bei mehreren Lehrern an einer Schule werden an die 1. Lehrer Zuschläge 
gezahlt.^^^ 1845 werden die Gehaltsminima der ersten beiden Ortsklassen 
um 35 bzw. 25 fl. erhöht.^^'* Zusammengenommen ergeben diese Einkom- 
mensbestandteile in der Besoldungsrealität neben der Garantie eines Mini- 
malgehalts ein höheres Einkommen für die Lehrer als in Preußen. 

1836 hatte auch Württemberg ein Schulgesetz mit sechs Gehaltsklassen 
nach Ortsgröße und abgestuft nach Lehrertypen erlassen.^^^ Die Wirklich- 
keit entsprach jedoch nicht immer den gesetzlichen Vorgaben. So brachte es 
die Einführung von Mindestgehältern für Elementarlehrer in den genannten 
außerpreußischen Staaten nicht zwangsläufig mit sich, daß alle dortigen 
Lehrer ab Geltungsdatum des Gesetzes über diesem Minimum lagen. So 
hatten z.B. 1846 - also 34 Jahre nach der staatlichen Gehaltsregulierung! - 
noch über 82% aller bayerischen Lehrer ein Jahreseinkommen zur Verfü- 
gung, das unter dem Gehaltsminimum von 300 fl. lag (6.033 von insgesamt 
7.336 Lehrern).^^^ Trotzdem wird u.E. durch die frühen gesetzlichen Be- 
stimmungen in den anderen deutschen Staaten im Vergleich zu Preußen 
eine andere Qualität der Lehrerbesoldung erreicht - nämlich über deren ge- 
samtstaatliche Fixierung, noch dazu häuhg in der Form von gesetzlichen 
Minima. Daß zu einem Teil auch bereits quantitative Unterschiede - in der 
Regel Vorsprünge - gegenüber Preußen bestehen, soll im weiteren noch ge- 
zeigt werden. 

In Preußen bestehen im Vergleich zu anderen deutschen Staaten etwa bis 
zur Mitte des 19. Jahrhunderts gesetzliche Regelungen der Lehrergehälter 



112 Zieger o.J. (1932), S.114. Für Zieger stellen die genannten Regelungen bereits ein 
"festes Gehalt" ( ebd.) dar; vgl. auch Harnisch 1844, S.336. 

113 Eisenlohr 1845, S.115 

114 Eisenlohr 1845, S.116 

115 Kirsch 1855, Bd.II, S.213; nach Friederich (1978, S.122) hatte ein württembergischer 
Lehrer (im Alter von 40 Jahren) in der Zeit vor 1836 ein Mindesteinkommen in Höhe von 257 
Mark/Jahr; für 1836 - 1846 gibt er 342 Mark/Jahr an. Dabei ist allerdings nicht ersichtlich, ob 
diese Mindesteinkommen auch tatsächlich bezahlt wurden. 

116 Kirsch 1855, Bd.II, S.211 
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nur in Schlesien (Schulreglement 1801) und in Ost- und Westpreußen 
(Schulordnung 1845). Eine endgültige gesamtstaatliche Gehaltsfixierung er- 
folgt in Preußen sogar erst 1897 mit einem Besoldungsgesetz. 

Für die Vergleichbarkeit preußischer mit außerpreußischen Einkom- 
mensdaten ergeben sich aber einige Schwierigkeiten, nicht nur aufgrund der 
unterschiedlichen Währungen (s. Währungstabelle eingangs). Auch die na- 
hezu ausschließliche Angabe von Mindestgehältern (deren Umsetzung in die 
Realität hier auch nicht überprüft werden kann) in den Quellen für die Ein- 
kommenssituation in den anderen deutschen Staaten bringt es mit sich, daß 
im hier darzustellenden frühen Zeitraum die Gegenüberstellung der tat- 
sächlichen Gehaltsverhältnisse nur beschränkt auf die Jahre bis 1820 und auf 
zwei außerpreußische Regionen erfolgen kann. Tab.III.1.19 versammelt da- 
her Einkommensdaten aus dem Königreich Sachsen und dem Fürstentum 
Ansbach und stellt sie - regional differenziert - der preußischen Situation ge- 
genüber. 



Tab.III.1.19: Die materielle Lage deutscher Lehrer 1 789 - 1820 - Ein 
innerdeutscher Vergleich (Angaben in % aller Lehrer; Gehaltsstufen 
in TalerIJahr) 



Gehalts- 


Kgr. Sach- 


Fürstentum Kurmark 


Kgr. Sach- 


Reg.bez. 


Reg.bez. 


Preußen 


stufe 


sen 1789* 


Ansbach 1797 


1798 


sen 1812 


Köln 1816*FrkfL/0. 1819 


1820 


bis 100 


52,1 


42,9 


88,2 


7,1 


47,7 


62,4 


58,0 


über 100 


47,9 


57,1 


11,8 


92,9 


52,4 


37,6 


42,0 



• nur Landlehrer 



Quellen: HSA Düsseldorf BesL Reg. Köln Abtll Nr. 2711 1842 
Tabellenteil, Tab.l, 1 4 
Zieger O.J. (1932), S.50f. 

Krug 1805, S.395f. 

Der Einkommensvergleich macht deutlich, daß die materielle Lage der 
preußischen Elementarlehrer sich bereits am Ausgangspunkt der Professi- 
onsgeschichte im Verhältnis zu einigen deutschen Amtskollegen in einem 
Entwicklungsrückstand von 20 bis 30 Jahren befindet. So erreicht z.B. der - 
später spitzendotierte - Reg.bez. Köln erst nach 25 Jahren das Niveau des 
Königreichs Sachsen von 1789, der Reg.bez. Frankfurt/Oder - eine "Mitte"- 
Region im Ost- West- Vergleich - erst 30 Jahre später. Während im König- 
reich Sachsen bereits 1812 knapp 93% aller Elementarlehrer mehr als 100 
Taler/Jahr beziehen, sind es 1820 erst 42% aller preußischen Lehrer in Stadt 
und Land, die diese Einkommensposition erreichen. Auch wenn mit einbe- 
zogen wird, daß das Königreich Sachsen als die Region mit den höchsten 
deutschen Lehrerdotationen gilt, erscheint die Einkommensdifferenz zu 
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Preußen immer noch sehr krass. Der Entwicklungsrückstand der preußi- 
schen Lehrereinkommen wird auch im Verlauf des 19. Jahrhunderts nicht 
mehr eingeholt werden. Diese Schlußfolgerung ergibt sich verstärkt, wenn 
man den Fortschritt in den staatlichen Besoldungsregelungen miteinbezieht. 

(3) Elementarlehrer und Subalternbeamte 

Für die Elementarlehrer stellte über den gesamten Untersuchungszeit- 
raum hinweg neben den eigenen Amtsgenossen die Gruppe der Unter- und 
Subalternbeamten die Klasse von Beamten dar, die den meistgesuchten und 
kontinuierlich genutzten Bezugspunkt für die Klage der gesellschaftlichen 
Unterbewertung und den Maßstab für Gehaltsforderungen abgibt.^^^ Krite- 
rium der gehaltspolitischen Vergleiche ist dabei für Elementarlehrer und ih- 
re Fürsprecher die Annahme, daß sie den Unter- und Subalternbeamten "be- 
züglich der Vorbildung und der Schwierigkeit und Bedeutung der Berufsar- 
beit mindestens gleichstehen".^^® Dominant ist also der Bezug nicht über 
professionsinterne Merkmale - dies bedeutete die durchgängige Ausrichtung 
auf die Oberlehrerschaft^^^ -, sondern über formale Ähnlichkeiten der Be- 
rufsvoraussetzungen und einer professionsübergreifenden Gewichtung der 
Berufstätigkeit innerhalb der großen Gruppe der Beamten. 

Die Stellung der Elementarlehrer zur Beamtenkategorie der Unter- und 
Subalternen ist dabei - entsprechend deren Binnengliederung - zweifach: Die 
Gleichstellung mit Unter- und niedersten Gemeindebeamten (Kanzleidie- 
ner, Boten, Nachtwächter, Bahnwärter und dgl.) gilt von Anfang an als ein 
nicht akzeptabler Zustand, der jeder gerechten Würdigung des Berufs Hohn 
spreche.^^ Dagegen findet eine positive Orientierung an den eigentlichen 
Subalternbeamten (Sekretäre, Registratoren, Kanzlisten, Kalkulatoren u. 
dgl.; s.u.) statt. Dabei stellt die finanzielle Annäherung an deren Standard 
für die I^hrer historisches Versäumnis und aktuelle Aufgabe zugleich dar. 



117 Vgl. Z.B. Preußische Volksschulzeitung. 8(1840), S.llO; o.V. (Der Volksschullehrer ein 
Paria) oJ., S.55-57; Fischer 1892. Bd.II, S.431f.; Schnell 1867, S.39f.; Bielfeldt 1904; ders. 1905; 
ders. 1908 

118 Bielfeldt 1905, S.29. Dieser vorausgesetzten Parallellität in den Professionsmerkmalen 
felgten die Elementarlehrer im gesamten 19. Jahrhundert. 

119 Bereits hier ist anzumerken, daß die Annäherung der Elementarlehrer an das Einkom- 
mensniveau der Oberlehrer als unrealistisch gilt (s.u. 111.4.3(2)), genauso wie Abitur und akade- 
mische Vorbildung als zunächst unrealistischer Standard gelten. 

120 Vgl. die "Konfrontation" zweier Stellenausschreibungen, einer Volksschullehrerstelle 
und einer Stelle für einen Gemeinde-, Kuh- und Schweinehirten mit Nachtwachedienst bei 
gleicher Dotation von 800 Mark 1887 in: o.V., o.J. (Der Volksschullehrer ein Paria), S.56f. 

121 "Die Lehrer brauchen den Vergleich mit den Subaltembeamten in keiner Weise zu 
scheuen". Bielfeldt 1905, S.30 
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Weit früher als für die Elementarlehrer findet für die einzelnen Beamten- 
gruppen eine staatlich normierte Koppelung von Ausbildung, Zertifikat und 
Berufslaufbahn statt, über die ein "Anspruchscharakter auf spezifische Kar- 
rierewege im Staatsdienst"^^^ entsteht. Entsprechend entwickelt sich ein Be- 
rechtigungssystem und normierte Laufbahnregelungen für die Beamten- 
schaft?^ Bis zum Ende des Jahrhunderts hatte sich z.B. im Postdienst fol- 
gendes System der Anbindungen von Schulabschluß und Laufbahn ergeben, 
die hier auch zur weiteren Unterscheidung der Beamtenkategorien 
dargestellt werden sollen^^: 



1. Arbeiter 

2. Unterer Dienst 

3. Unterer mittlerer Dienst 



Volksschüler (schwere körperliche Arbeit) 
Volksschüler (Briefträger, Schaffner) 

Gute Volksschüler (Postgehilfe, Assistent, 
Oberassistent, Postmeister) 

Einjährige bis Abiturienten (Posteleve, 
Sekretär, Postmeister, Obersekretär, 
Direktionssekretär, Postbuchhalter, Rendant) 
Abiturienten (Posteleve, Sekretär, 
Postinspektor, Postdirektor) 

Studium (Postrat, Oberpostrat, Postdirektor) 

Kategorie 1 und 2 stellten die Unterbeamten dar, Kategorie 3 und 4 die 
eigentlichen Subalternbeamten. Als Subalternbeamte in den Ministerien 
gelten: Sekretäre, Journalisten, Kalkulatoren, Registratoren, Rendanten, 
Kontrolleure und Kanzleivorsteher; in Landes- und Provinzialbehörden au- 
ßerdem: Kanzleisekretäre, Kanzlisten, Regierungssekretäre und Buchhalter. 
Dem "unteren Dienst" gehörten u.a. an: Boten, Portiers, Ofenheizer.^^ 



4. Mittlerer Dienst 



5. Unterer höherer Dienst 



6. Höherer Dienst 



Einkommen von Elementarlehrern und Beamten 

Ein dezidierter Vergleich mit den Subalternbeamten von Seiten der Leh- 
rerschaft selbst fand wohl im Zeitraum um die Jahrhundertwende noch nicht 
statt^^, wohl aber eine offiziöse Betrachtung bei Krug^^^ - veröffentlicht im 
Jahr 1805. Danach (Tab.III.1.20) ergibt die Zuordnung der Beamtengruppen 



122 Müller 1977, S.65 

123 Müller 1977, S.69-76 

124 Übernommen von Müller 1977, S.80. Vgl. ausführlich zu Entstehung und Geschichte des 
deutschen Berufsbeamtentums Wunder 1981. 

125 Müller 1977, S.614, Fn.58 

126 Den Lehrern selbst fehlten für einen Vergleich sicher die Informationen; sie werden viel- 
mehr von ihren Fürsprechern ins Gespräch gebracht. 

127 Der preußische Statistiker und Ökonom Leopold Krug stellt in seinen Übersichten u.a. 
den Besoldungsetat einer Kriegs- und Domänenkammer sowie die Besoldungsskala der kurmär- 
kischen Landlehrer aus dem Erhebungsjahr 1798 dar. 
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für 1798/1800, daß über 60% der Landlehrer der kurmärkischen Region im 
Bereich der am niedrigsten bezahlten Stellen der Zivilbeamten rangieren. 

Tab.III.1.20: Vergleich der Einkommen von Elementarlehrem und Unter-/ 
Subaltembeamten 1798/1800 (Angaben in Taler/Jahr und % aller Lehrer) 



Besoldungsskala einer Kriegs- ELlehrer Kurmark 1798 

und Domänenkammer ca. 1800 %- Anteil Gehaltsstufe 



Aktenhelfer und Kopist 


50 


60,8 


bis 50 


Bote 


129 






Botenmeister 


274-442 


27,4 


50-100 


(durchschnittlich: 


358) 






Journalist 


130 


10,1 


100 - 150 


Assistent 


200 






Kalkulator 


125-500 


1,5 


150 - 200 


(durchschnittlich: 


227) 






Kanzlist 


140-410 


0,3 


200-300 


(durchschnittlich: 


258) 






Registrator 


493 






Sekretär 


50-511 






(durchschnittlich: 


388) 







Quelle: Krug 1805, S.395t.; S.400ff. 

Weitere ca. 30% der Lehrer aus der Gehaltsstufe bis 100 Taler/Jahr errei- 
chen nicht das Gehaltsniveau der Unterbeamten (über 100 Taler). Der grö- 
ßere Teil der Lehrer (60% in der Stufe bis 50 Taler) sind dotiert wie Akten- 
helfer und Kopisten, wobei es sich bei diesen Stellen allerdings um Antritts- 
stellen für die sich anschließende Kanzleilaufbahn handelt (keine Unterbe- 
amtenstellen). Die Gleichartigkeit der materiellen Situation von Elementar- 
lehrern und diesen geringverdienenden Beamten ergibt sich dann aus dem 
beidemal unzulänglichen Einkommen; in der Konsequenz sind beide auch 
auf Nebenverdienst und situative Unterstützung durch den Arbeitgeber an- 
gewiesen. Diese Annahme wird gestützt durch die Angabe des Haushal- 
tungsbedarfe eines Kopisten (fünfköpfige Familie) für das Jahr 1803 in Höhe 
von 240 Taler jährlich.^^ Gehaltsforderungen für die Elementarlehrer zie- 



128 Kübler 1976, S.97. Dort ist der monatliche Bedarf einer fünfköpfigen Kopistenfamilie 
für 1803 genannt: 

Unterhalt 14,0 Taler 

Miete 2,5 ” 
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len in der Höhe etwa das Niveau der Unterbeamten an.^^^ Bis etwa 1825 hat 
sich dieses Verhältnis der Einkommen nicht verändert. Dies gilt auch bei 
Berücksichtigung der Stadtlehrer auf Seiten der Elementarlehrer 
(Tab.III.1.21). Der Einkommensvergleich versammelt Unterbeamte (Unter- 
bediente), die unterste Klasse von Provinzialbeamten (Assessoren) und ei- 
gentliche Subalternbeamte (alle weiteren Berufsbezeichnungen).^^ 



Tab.III.1.21: Einkommensvergleich Elementarlehrer 1820 und Unter-! 
Subaltembeamte 1816 - 1825 (Angaben in TalerjJahr und % aller Lehrer) 



Unter- und Subalternbeamte EUehrer Preußen 1820 

1816 1825 %-Anteil Gehaltsstufe 


Unterbediente* 150-300 


149 


22,9 


bis 50 


Assessor 380 


350-400 






(Bureauassistent) 


35,2 


50-100 


Journalist 650 








Kanzlist 400-900 


300-609 


19,7 


100-150 


(durchschnittlich; 


485) 






Kalkulator 500-1000 


400-500 


10,0 


150-200 


(durchschnittlich: 


475) 






(Sekretärsassistent) 


7,8 


200-300 


Sekretär 400-1000 


400-1000 






(durchschnittlich: 


705) 


4,5 


über 300 



* Unterbediente hier Bote, Aufwärter, Heizer; zweite Angabe von 1826. 



Quellen: (Beckedorffs) Jahrbücher ... Bd.l. 1825, S.74f. 

Schubert 1925, S.14f. 

Engel 1876, S.491 
Belke 1975, S.208 

Nach der Zusammenstellung liegen noch fast 60% der Elementarstadt- 
und -landlehrer (bis 100 Taler/Jahr) unterhalb des Einkommensniveaus der 
Unterbedienten. Etwa 20% erreichen die Unterbedienten gerade (Gehalts- 
stufe 100-150 Taler/Jahr); erst die restlichen ca. 22% der Lehrer mit mehr 



Kleider, Arzt u.a. 3,5 Taler 

zus. monatl. 20,0 " 

Dies ergibt einen Jahresbedarf in Höhe von 240 Taler; s.u. die Forderungen für die Lehrer in 
Anm.40. 

129 Sack nennt 100 Taler (Sack 1799, S.8) und Krünitz 200-250 Taler im Jahr (Krünitz 1794, 
S.llO). 

130 Müller 1977, S.614, Fn.58 
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als 150 Taler Jahreseinkommen liegen etwa auf einer Ebene mit den besser 
verdienenden Unterbeamten und kommen in die Nähe der Einstiegsgehälter 
der eigentlichen Subalternenlaufbahnen. 

Der quantitative Vergleich der Einkommensdaten ergibt eine deutliche 
Trennung der Elementarlehrer von der niederen Beamtenschaft. 1817 wird 
mit dem preußischen Rangreglement eine Scheidewand zwischen subalter- 
nen und höheren Beamten errichtet, wodurch die Subalternen jetzt eine kla- 
rer definierte und in sich gegliederte Beamtenkategorie darstellen.^^^ Für 
die Elementarlehrer ist daher jetzt eine eindeutigere gehalts- und statuspoli- 
tische Orientierung vornehmbar und, von der sukzessiven Ausstattung der 
Subalternen mit Privilegien des Beamtenstatus^^^, auch ein konkreterer ma- 
terieller Level anstrebbar. Dabei bleibt aber der Vorsprung in den Privilegi- 
en der Subalternbeamten über den gesamten Untersuchungszeitraum erhal- 
ten. Auf der Seite der Dotation und der statusmäßigen Privilegien scheinen 
dies auch die Voraussetzungen zu sein, damit ein sich konsolidierender Leh- 
rerstand Fixpunkte flndet für die vor ihm liegenden gehaltspolitischen An- 
strengungen und berufspolitischen Kämpfe. 

1.4 Nebenerwerb und Neben tätigkeit der Elementarlehrer 

Nach der bisherigen Darstellung war die materielle Situation für die 
preußischen Elementarlehrer um und nach 1800 im Ergebnis also dadurch 
bestimmt, daß das Schulehalten als sekundäres Erwerbsmoment neben einer 
anderweitigen Betätigung in dieser Nachrangigkeit zurückgedrängt wird.^^^ 
Dadurch waren für den Lehrer tendenziell weitere Einnahmequellen ver- 
sperrt. So verbietet das Schlesische Schulreglement von 1801 nachdrücklich 
weitere "Hauptgewerbe, bes. Bier- und Branntweinausschank, Handeln, Mu- 
sikmachen im Wirtshaus und auf Hochzeiten".^^ 

Bis dahin war das historische Schulehalten nämlich noch eingebunden in 
ein Spektrum weiterer Tätigkeiten, die zur Charakterisierung der Ausgangs- 
situation der Lehrberufs näher betrachtet werden sollen: "Bekanntlich war 
der Schulmeister früherer Tage an vielen Orten zugleich Hochzeitsbitter, 



131 Naud6 1905, S.l; Lotz 1909, S.376 

132 Pensionsreglement 1825; Besoldungsneuordnung 1825 mit einheitlicher Normierung der 
Gehaltssätze; vgl. Lotz 1909, S.400; Kühler 1976, S.l 15 und 119f.. 

133 Vgl. Murtfeld 1934, S.39: "Seit 1800 war immer stärker die Ausübung eines jeden 
Hauptgewerbes verboten". 

134 Für Verstöße werden dabei strenge Strafen angedroht: Geldbuße von 1 oder 2 Taler, 
Dienstentlassung; verschweigt ein Pfarrer als Aufsichtsbeamter die Übertretung, muß er doppel- 
te Strafe zahlen. Davon erhält der Denunziant die Hälfte, die andere geht an die Schulkasse; vgl. 
Murtfeld 1934, S.39. 
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Gemeindehirte, Stockmeister, Musiker bei Tanz und Schmaus u.a.m. in 
höchsteigener Person. Diese Ämter waren dann gewöhnlich die 'milchende 
Kuh' für den Vielgeplagten, kein Wunder, wenn sie darum von ihm als das 
Hauptamt angesehen wurden".^^^ So lautet die zeitgenössische Bestandsauf- 
nahme, daß "unwissende, ungesittete, unreinliche Schulmeister, welche die 
Schule als einen nothwendigen Nebenbehelf, die Betreibung ihres Hand- 
werks als die Hauptsache betrachten und dieses leider !! nur zu oft thun 
müssen, wenn sie nicht hungern wollen"; ... dieser "Schulmeister, der elende, 
ärmliche, unwissende Mensch, dem Reinlichkeit, wahre Zucht und Ordnung, 
dem die Gefühle der Menschheit fremd sind, auf dessen Gesichte sich der 
Widerwille und die Langeweile seines Geschäftes mit unverkennbaren Zü- 
gen darstellen, mit der Nadel oder wol gar mit dem Weberstuhle beschäfti- 
get".^^ Denn "die meisten dieser Schulmeister nun haben sehr geringe 
Kenntnisse, betrachten ihre Schulen nur als Nebenquellen des Erwerbs, ver- 
nachlässigen sie oft sehr, und verdienen als Schuster, Schneider, Böttcher, 
Immker u.s.w. oder auch als gemeine Tagelöhner mehr, als die Schulen ih- 
nen beibringen."^^^ 

In der rückblickenden Wahrnehmung wird die bisherige Mehrfachtätig- 
keit in dieser Zeit dann auch von der unlukrativen Teilbetätigung, dem Un- 
terrichten her beurteilt: "Bei den kümmerlichen Nebeneinnahmen waren die 
Schulmeister natürlich auf Nebenverdienst angewiesen"^^, und "im allge- 
meinen lebte der Lehrer wohl von der Landwirtschaft"^^^ Die vielfältigen, 
meist handwerklich-bäuerlichen Aktivitäten werden als notwendige Anhäng- 
sel vermerkt.^“*® Die historische Figur des Lehrers vor 1800 wird dabei ge- 
kennzeichnet über die Besonderheit des Unterrichtens, die ihr aber erst um 
1800 zukam und im Allgemeinen Landrecht kodiflziert war. Der zutreffende 
typologische Ausgangspunkt G. Thieles - ursprünglich Handwerk als Er- 
werbsquelle und Schulehalten als Nebenverdienst - wird dadurch gebrochen. 
Die bisherigen Lehrer im Nebenberuf fallen jetzt auf, weil sie sich aus diver- 
sen Handwerksberufen rekrutieren . So wird etwa wird berichtet, daß bis 
1806 in einem ostpreußischen Lehrerseminar 242 Zöglinge ausgebildet wur- 
den, davon 109 Schneider, 21 Schuster, 5 Tischler, 69 Nichtprofessionalisten: 



135 Das Nebenamt 1889, S.63 

136 V. Türk 1804, S.23f. 

137 Bailauf 1797, S.47 

138 Klein 1925, S.13; diese Sichtweise ist auch bei Neugebauer (1985, S.317ff.) zu finden. 

139 Kosler 1929, S.70 

140 Kosler 1929, S.69f. erwähnt: über den Sommer im Wald Holz schlagen, sodann Spinnen, 
Einbinden und Ausbessem von Gebetbüchern. Eine Verfügung der Regierung Ostpreussen 
muß den Lehrern die geheime und öffentliche Teilnahme ”an dem auf dem Lande überhand 
nehmenden Contrebandieren" (d.i. Schmuggeln) verbieten (Klein 1925, S.13). 
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insgesamt Anwärter aus 25 Berufen. Die bisherige handwerkliche Profes- 
sion wird zustimmend beurteilt und keineswegs grundsätzlich abgewehrt; 
dies gilt besonders hinsichtlich einer positiven Auswirkung auf die Lehrerar- 
beit: Konkretheit des Denkens, Unmittelbarkeit der Arbeit, Verbindung mit 
den arbeitenden Schichten. So wendet sich v. Türk, ein früher Förderer des 
preußischen Schulwesens, in einem Seminarentwurf 1817 gegen eine 
"Schneider- und Schuhmacherprofession für Landlehrer", fordert aber 
gleichzeitig, daß jeder Lehrer sich auf ein anderes Handwerk verstünde. 

Erst ab 1817 wird die Nebenbetätigung für Lehrer wieder im einzelnen 
administrativ reguliert: Die Königliche Regierung zu Trier verbietet in die- 
sem Jahr die Krämerei und das Betreiben einer Gastwirtschaft^"^^, die Regie- 
rung zu Köln zum gleichen Zeitpunkt die Betätigung als Notar oder Lokal- 
beamter.^'*'* Reguliert werden auch "Neben"einkünfte aus der Stellendotati- 
on: ln einer Verfügung der Merseburger Regierung von 1817 vnrd das Neu- 
jahrs- und Gregoriussingen auf den Schulbezirk beschränkt. 

ln den Folgejahren unterliegen die Nebentätigkeiten^'’^ der Lehrer weite- 
ren Beschränkungen: 1820 erklärt es die Königliche Regierung zu Düssel- 
dorf als unstatthaft, "irgend ein Handwerk oder Gewerbe oder ein berufsstö- 
rendes Nebengeschäft"^“*^ zu betreiben, wobei hier als berufsstörend die Tä- 
tigkeit als Gemeindesekretär sowie Privat-Rentmeister benannt werden. 
1831 untersagt die Königliche Regierung zu Düsseldorf, durch den Handel 
mit Schulmaterialien einen Gewinn zu machen^“^ und verbietet schließlich 
1848 wegen vieler zur Anzeige gebrachten Mißbräuche diesen Handel über- 
haupt.^'*^ 1841 wird als ministerielle Verfügung nochmals angesprochen, daß 
Konzessionen für Schankwirtschaft und Krämerei an Lehrer und deren Ehe- 
frauen nicht zu erteilen sind.*^® 1842 stellt die Regierung zu Koblenz klar. 



141 Fischer 1892. Bd.ll, S.27f.; vgl.a. Bungardt 1%5, S.19 

142 Murtfeld 1934, S.39 

143 Niedergesäs 1^7, S.42 

144 HSA Düsseldorf Best. Reg. Köln Abt.II Nr.2706, p.lf. 

145 Niedergesäs 1847, S.304f.; diese Singumgänge ganz aufzuheben, wäre eine Härte gegen 
den Lehrer gewesen, da kein Ersatz für den Ausfall der Einnahmen vorhanden war; vgl. Fischer 
1892. Bd.II, S.221. 

146 Über die hier und im folgenden vorwiegend behandelten Nebentätigkeiten im Bereich 
der Landwirtschaft bzw. des Gartenbaus hinaus sind uns für den frühen 2^itraum bis etwa 1840 
keine Daten und Quellen bekannt, die es etwa zuließen, andere Nebenbeschäftigungen von Leh- 
rern zu qualifizieren oder gar zu quantifizieren. Dies ist erst möglich für den Zeitraum der 2. 
Hälfte des 19. Jahrhunderts; s. hierzu unten III.3.4. 

147 Niedergesäs 1847, S.382 

148 Niedergesäs 1847, S.387 

149 Giebe (Hg.) 1898, S.325 

150 Niedergesäs 1847, S.392f. 
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daß Privatunterricht nur nach Schluß des öffentlichen Unterrichts gegeben 
werden darf.^^^ 

Für diese und die sonstigen den Nebenerwerb einschränkenden Regelun- 
gen gibt es gute Gründe: Der verpflichtende Maßstab, daß die Lehrer sich 
ganz ihrem Berufe zu widmen und die übrige Zeit in erster Linie zur Weiter- 
bildung zu verwenden haben, wird zuerst 1820 von der Regierung zu Düssel- 
dorf ausgesprochen^^^ und in einem Ministerialerlaß von 1841 verallgemei- 
nert. Danach sind "den Geistlichen und Lehrern ... nur solche Nebenbeschäf- 
t’gungen zu verstauen, deren Ausrichtung ihrem Amte und ihrer Würde kei- 
nen Eintrag thut und den Lehrer nicht seinem eigentlichen Berufe entfrem- 
det".^^^ 

Daß Staatsbeamte ein Nebenamt, also eine Nebenbeschäftigung mit fort- 
laufender Remuneration, nicht ohne Genehmigung der Vorgesetzten Behör- 
de übernehmen dürfen, ist durch Allerhöchste Kabinettsordre von 1839 ge- 
nerell festgestellt und wird im Ministerial-Reskript von 1842 auch auf Ele- 
mentarlehrer bezogen.*^'* Diese Bestimmung wird noch einmal in § 19 der 
Gewerbeordnung vom Januar 1845 festgehalten - für niedere Lehrer in ei- 
nem schulsystembezogenen Kodex: § 9 der Schulordnung für die Provinz 
Preußen 

Die administrative Einschränkung von Nebentätigkeiten ab 1817 geht 
aber einher mit Initiativen, die äußere Stellung der Schullehrer durch die 
Definition lehrertypischer und lehrergeeigneter Neben-Arbeiten zu unter- 
stützen.^^^ Dies betrifft das Betreiben von Gartenbau, Obstkultur, Bienen- 
zucht und - v.a. wiederum durch den Regierungs- und Schulrat v. Türk zu 
Potsdam versucht - auch den Seidenbau. V. Türk versuchte, den Seidenbau 
mit dem Nachweis geglückter Versuche und auch über volkswirtschaftliche 
Argumentation als praktische Alternative zu untersagten Nebenbeschäfti- 
gungen zu verankern.^^^ Die Lehrerschaft ist hierzu aber geteilter Meinung: 
Die Befürworter erwarten eine zusätzliche "Veredelung des Lehrers" und 
wollen mitunter gar vom materiellen Impetus absehen. Die Gegenmei- 



151 Niedergesäs 1847, S.358 

152 Niedergesäs 1847, S.382 

153 Giebe (Hg.) U898, S.315 

154 Giebe (Hg.) ^1898, S.314 

155 Kwiatkowski 1880, S.73 ff; Hartmann 1913, S.39 

156 (Beckedorffs) Jahrbücher ... Bd.l, S.207: "Da indessen ... von Dominien und Gemeinden 
ohne Unbilligkeit nicht verlangt werden kann, daß sie das Einkommen der Schullehrer bedeu- 
tend vermehren sollen, so bleibt nur übrig, auf Mittel zu denken, wie ohne Belästigung der Pa- 
trone und Communen den Schullehrern selbst Gelegenheit zu einem Gewerbe gegeben werden 
kann, der sie vor Nahrungssorgen schützt und in ihrem Amte nicht hindert." 

157 V. Türk 1838, S.244f.; er propagiert 60 Taler jährlichen Gewinn. 

158 Preußische Volks-Schul-2^itung 2(1834), S.248 
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nung spricht sich mit Rücksicht auf das Schulamt geren Bienenzucht und 
Seidenbau (sowie das Geben von Privatstunden) aus.^ Das Kultusministe- 
rium stellt sich 1827 - unter dem Vorbehalt, daß der Unterricht nicht leide - 
positiv zu diesem "lohnenden Nebenerwerb" und dem gleichzeitigen "Bei- 
spiel durch Anregung des Triebes zu nützlicher Thätigkeit".^^ 

Durch V. Türks Bericht beeindruckt, empflehlt das Kultusministerium 
1833 den Königlichen Regierungen, interessierte Schullehrer im Aufbau von 
Seidenraupenzucht zu unterstützen.^^^ Den Stand dieser Aktion überprüfen 
die Regierungen zu Beginn der 40er Jahre anhand der verbrauchten Maul- 
beerpflanzen. ^ Ebenso findet 1835 bis 1840 eine Überprüfung der Obst- 
baumzucht unter den Lehrern statt, mit dem Ergebnis, daß die intendierte 
Förderung der Obstbaumzucht durch mangelnde Kenntnisse der Lehrer be- 
hindert wird.^^^ So spricht ein Bericht über den Reg.bez. Gumbinnen von 
"schmerzlichsten Verlusten" bei der Obstbaumzucht. Gute Resultate werden 
hier dagegen für die Bienenzucht angegeben. Für "einige" Lehrer entstand 
ein Gewinn von ca. 100 Taler durch den Verkauf von Wachs, Honig und Bie- 
nenstöcken.^^ Ein als befriedigend beurteiltes Ergebnis wird für die Provinz 
Brandenburg 1835 berichtet: Hier pflegten 340 Lehrer (= 9,7% aller Leh- 
rer) die Bienenzucht mit zusammen 3.322 Bienenstöcken. Den Seidenbau 
betrieben 100 Lehrer (= 2,8%) und gewannen damit 2.028 Taler, 19 Sgr., 6 
Pf.. Bei den Schulen bestanden Baumschulen mit Samenbeeten und 43.052 
unveredelten und 22.291 veredelten Obstbäumchen. 

In Ostpreußen wird 1830 auch der Seidenbau angeregt. Unter wesentli- 
cher Beteiligung von Lehrern findet dies auch Widerhall. Nachdem ein 
durchgängiger finanzieller Erfolg aber ausbleibt^^, schläft der Seidenbau 



159 Harnisch 1844, S.320f. 

160 Niedergesäs 1^7, S.385; vgl. a. Neigebaur 1834, S.143f. 

161 Niedergesäs 1847, S.389f; Neigebaur 1834, S.147 

162 So haben 1843 im Bereich des Oberpräsidiums Koblenz sechs Lehrer insgesamt 2525 
junge Maulbeerbäume erstanden; vgl. LHA Koblenz Best.403 Nr.l0430. 1855. 

163 "Wenn ... die Obstbaumzucht in allen Gegenden des Regierungsbezirks noch nicht die- 
jenigen Fortschritte gemacht hat, wie zu wünschen wäre, so liegt solches hauptsächlich darin, 
daß die Schullehrer zum großen Theile mit der Behandlung und Veredelung der Bäume gar 
nicht vertraut sind und daher nicht dasjenige leisten, was man von ihnen erwartet." (Regierung 
Trier an Oberpräsidium; LHA Koblenz Best.403 Nr.l217. 1840) 

164 Centralblatt 1859, S.96f. 

165 V. Schmieden 1840, S.27 

166 Der Seidenbaupionier Lehrer Tolksdorf verzeichnet für 1838 bis 1842 einen Erlös von 
80 Talern, wohingegen die Ausgaben sich auf 300 Taler beliefen. Um Gewinn zu erzielen, ver- 
sucht er eine Lotterie zu veranstalten. Da vermutet wird, er versuche so sein altes Klavier loszu- 
werden (1. Preis, die anderen Preise sind Maulbeerbäume), wird ihm die Lotterie nicht geneh- 
migt; vgl. Poschmann 1942, S.611. 
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Mitte der 40er Jahre - zumindest von der Seite der Lehrer - wieder ein.^^^ 
Ein über Einzelfälle hinausgehender Hinweis, daß sich die diversen Anbau- 
tätigkeiten der Lehrer überschlagsmäßig und längerfristig gelohnt hätten, 
liegt nicht vor. Umgekehrt entsteht schon in den 40er Jahren selbst die Ein- 
schätzung, daß Seidenbau, Obstbaumzucht u.ä. für den Lehrer recht risiko- 
reich und als Nebenerwerb nicht lukrativ sind. Diese Einschätzung setzen 
die Lehrer direkt um, z.B. in der Bittschrift des Berliner Lehrervereins an 
den 8. Landtag der Provinz Brandenburg 1843 mit der Begründung, daß es 
dem Lehrer für dieses Vorhaben an Betriebskapital fehle. In der berufs- 
biographischen Rückschau der Lehrer wird schließlich eingestanden, daß bei 
diesem Vorhaben in der Regel nur ideeller Gewinn zu verzeichnen war.^^^ 
Auch die häufig angesprochene Rolle des agrarischen Vorreiters, wonach 
der "obstbaukundige Lehrer ... Sachkenner und deshalb der gegebene Bera- 
ter"i7o war, ist zu relativieren.^^^ 

Die historische Situation hatte die Verknüpfung von Handwerks- und 
Lehrtätigkeit induziert. Denn mit den Principia regulativa von 1718 durfte 
auf dem Lande ein Handwerk ausgeübt werden, wenn gleichzeitig die Schul- 
meistertätigkeit übernommen wurde.^^^ Die These, daß die "von Reglements 



167 "So ging es meistens: So lange die Aussicht auf eine Beihilfe bestand, waren die Züchter 
sehr rührig, wurde aber die Unterstützung abgelehnt, dann hörte der Seidenbau sehr bald auf." 
(Poschmann 1942, S.615). Eine Erhebung der landwirtschaftlichen Centralstelle Königsberg er- 
gibt 1847, daß von 14 Lehrern, die den Anbau 1837 und später aufgenommen hatten, 13 Lehrer 
wieder aufgegeben haben; vgl. Papendieck 1849, S.39ff.. 

168 Böhm 1843, S.IO 

169 Sehr illustrativ ist in dieser Hinsicht die Rückschau des Lehrers A. Langer aus dem Jahr 
1900: "Meine Hoffnung wurde aber zu Wasser ich habe während der 22-jährigen selbständigen 
Amtszeit nur eine reiche Obsternte gehabt ... So wurde zwar aus dem Obstgarten keine Goldgru- 
be, aber doch ein kleines Paradies für mich, in welchem der Mond so herrlich schien, wie ehe- 
dem durch Adams Bäume." (Langer 1900, S.332); ähnlich in der Obstbaumzucht: "... einen klin- 
genden Nutzen hat mir die Baumschule nicht gebracht, da es mir nicht gelang, Absatzquellen 
ausfindig zu machen. Der Betrag, den ich aus den verkauften Stämmchen löste, deckte kaum den 
Arbeitslohn ... Ich tröstete mich mit dem Bewußtsein, nicht nur die mir bewilligte Remunerati- 
on, sondern einen erheblichen Zusatz aus meiner Kasse für die gute Sache verwendet zu haben." 
(ebd., S.334) 

170 Murtfeld 1934, S.39 

171 Noch einmal A. Langer (1900) zur Veredelung seiner Obstbäume: "Aber was mir nicht 
gelang, das gelang umso besser einem ganz schlichten Landmanne, dem ich diese edle Beschäfti- 
gung übergab." (Langer 1900, S.333); wobei hinzuzufügen ist, daß Langer wegen erfolgreicher 
Erteilung des Obstbauunterrichts 90 Mark Remuneration bewilligt bekam. Ebenso stellt die 
Landwirtschaftskammer für die Provinz Posen 1917/18 fest, daß die Förderung des Obstbaus 
durch die Anlage von Mustergärten bei Volksschullehrem nicht in geeigneten Händen ist, nach- 
dem bei ihnen, was jahrelange Erfahrung gezeigt habe, die Bäumchen zu Krüppeln herangezo- 
gen oder überständig werden; vgl. GStA Berlin XVI.HA Rep.30 Reg. Bromberg II Nr.2978. 
Bd.XVI. 1918. 

172 Vollmer 1909, S.135ff. 
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unberührte" niedrige Höhe und Unsicherheit der Einkünfte der Lehrerstelle 
die Rekrutierung der Schulmeister aus dem Handwerk zur Folge hatte, also 
aus einem Mangel der Schulpolitik entstand^’^, ist daher nicht plausibel. 
Unsere Position geht dahin, daß über die intendierte Verknüpfung bestimm- 
ter - handwerklicher - Nebentätigkeiten mit dem Lehrberuf gerade die Im- 
plementierung des Lehrers auf dem Lande geleistet werden sollte. 

Nun ist nicht von einer linear fortschreitenden Schul- und Lehrerberufs- 
entwicklung auszugehen.^^“* Insofern gibt es zwar bis 1800 die Tätigkeit des 
Schulehaltens, aber - einem Bruch gleich - werden um 1800/1817 und in den 
folgenden Jahren^^^ Maßnahmen ergriffen, die diese Tätigkeit per Aus- 
schluß anderer Tätigkeiten zum Beruf verdichten, d.h. Schulehalten als Be- 
ruf möglich machen. Dies ist dann auch die formelle Basis^^*^ dafür, daß die 
Konstitution des Berufslehrers qua obligatorische Ausbildung (Seminar) 
greifen kann.1^’ 

Die königlichen Regierungen hatten sukzessive versucht, diverse Neben- 
beschäftigungen des Lehrers - und auch seiner Frau - zu untersagen, analog 
auch die Trennung der Küster- von den Lehrerstellen^^* zumindest erwogen. 
Dies geschah, "um den Lehrerstand zu heben, ... was alles nur zu loben 
ist."^™ Aber das Normalgehalt kann die Verluste nicht kompensieren, die 
durch den Wegfall der Nebeneinkünfte entstehen. Der Lehrer sieht seinen 
Lebensstandard bedroht. Er befürwortet einerseits die administrative For- 
mierung seines Berufe und beklagt gleichzeitig die daraus für ihn entstande- 
nen Folgeprobleme für seine Lebensführung. Für den Lehrer ergeben sich 
dadurch neue Probleme und Bezugspunkte: Sich bescheiden, auf Gehaltspo- 
litik oder auf andere zulässige und genehme Nebenbeschäftigungen setzen? 



173 Neugebauer 1985, S.328 

174 Leschinsky/Roeder 1983, S.78ff. 

175 Den Hintergrund für dieses Datum gibt das Rangreglement von 1817 ab, durch das die 
Struktur der Beamtenschaft überhaupt modifiziert wird; vgl. Naud6 1905, S.lff., Lotz 1909, 
S.376ff.. 

176 Unter dem Vorbehalt, daß diese Formierungen in den preußischen Provinzen nicht zeit- 
konkordant durchgesetzt werden. 

177 Petrat (1987, S.93ff.) behandelt die Ermöglichung von Unterricht von institutionellen 
Voraussetzungen her, hier des "Binnenraums" des Lehrers, des Schulhauses; er sieht dies ab ca. 
1830 für gegeben. 

178 s. hierzu unten IV.3 

179 aus einem Lehrergesuch an die Regierung Köln, enthalten in: HSA Düsseldorf Best. 
Reg. Köln Abt.Il Nr.2712, p.80 
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2. Reaktionäre Wartepause bis 1866: 
Materielle Hebung des Standes 



"Die stürmischen Bewegungen des Jahres 1848 konnten natürlich auch an 
der Lehrerwelt nicht spurlos vorübergehen".^ Der Einschätzung des Semi- 
narlehrers Keller^ ist allerdings nur insoweit zuzustimmen, als die Lehrer- 
schaft die Revolution zum Anlaß nahm, auch ihre Forderungen zu präsen- 
tieren: "Minimum des Gehalts vom platten Lande bis zur Großstadt im Be- 
trage von 200 - 400 Thlr.; - Ascension in höhere Stellen nach Tüchtigkeit, in 
höhere Gehälter nach Amtstreue und Dienstzeit; - Gleichstellung der I.eh- 
rer mit den übrigen Staatsbeamten in Bezug auf Pensionierung und Versor- 
gung der Wittwen und Waisen u.s.w."^ 

Ebenso wie die unmittelbare Verbesserung ihrer eigenen materiellen und 
sozialen Situation hatte die Lehrerschaft auch die "Reorganisation" des ge- 
samten Unterrichtswesens"* im Auge. So war dieses materielle Interesse nur 
ein Punkt innerhalb der umfassenden Strukturvorschläge für das Bildungs- 
wesen. Daher verwundert es auch nicht, daß die Revolution von 1848 im Er- 
gebnis für solche Belange der Elementarlehrer aktuell bedeutungslos geblie- 
ben ist. Die für die materielle Lage selbst folgenlose Formulierung in der re- 
vidierten Verfassung von 1850, daß den Lehrern "die Rechte und Pflichten 
der Staatsdiener" zuerkannt werden, kann deshalb auch nur als symbolische 
Höherbewertung der Lehrer als Stand gewertet werden. Konsequenterweise 
und in der Konsequenz der faktischen Benachteiligung wurde den Elemen- 
tarlehrern - wie den Geistlichen - mit dem 1. 5. 1851 die Steuerfreiheit ent- 
zogen. Die aus der Staatskasse als Ausgleich für diese Maßnahme gewährte 
Entschädigung in Höhe von insgesamt 50.000 Taler wurde über die von den 
Lehrern entrichteten Steuerbeiträge in Höhe von fast 70.000 Taler mehr als 
kompensiert.^ 

Für die Lehrerschaft selbst ist der Zeitraum bis 1866 dadurch charakteri- 
siert, daß sie nach ihrer etwa bis 1840 abgeschlossenen Phase der Konstituie- 



1 Keller 1873, S.287. Vgl. auch Hart 1893, S.18 

2 Keller war in den 70er Jahren des 19. Jahrhunderts auch Herausgeber der "Deutschen 
Schulzeitung". 

3 Keller 1873, S.288. Vgl. La Vopa 1975, S.254, der 260 Taler als die häufigste Forderung der 
Lehrer nennt ("still a rare fortune in the country side"; ebd.). 

4 Vgl. als Überblick Tenorth 1988; S.170f.. Insgesamt seien die Lehrer jedoch bereits "seit 
den frühen Tagen des März 1848 zu einem zwar nicht zentralen, aber doch unübersehbaren Fak- 
tor in der Revolution" geworden. (Tenorth 1987, S.262) 

5 Keller 1873, S.318f.. Wienstein 1915, S.73. Als Desiderat ist an dieser Stelle die Darstellung 
der Steuerverhältnisse der Elementarlehrer im 19. Jahrhundert zu nennen. 
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rung in einem zwar langsamen, aber kontinuierlichen Prozeß der materiellen 
Besserstellung weiter voranschreitet. Bedeutsam für die gesellschaftliche 
Stellung der Schule im Spannungsfeld zwischen Staat, Kirche und Gemein- 
den^ sind zu dieser Zeit insbesondere die "Regulative", die der preußische 
Ministerialbeamte Stiehl 1852 und 1854 erläßt. ' Sie regelten das Verhältnis 
der Kirche zur Schule; ihr eigentliches Ziel war die "innere Bindung der 
Schule an die Kirche"*, die Begrenzung der "Volksbildung auf ein striktes 
Programm staatlich-religiöser Indoktrination"’ und die "Abkehr von Erwar- 
tungen an Verwissenschaftlichung, wie sie in der 1848er Bewegung formu- 
liert worden waren".^® Paulsen faßt die Grundtendenz der "Regulative" zu- 
sammen als "Zurückfuhrung des Volksbildungswesens von seiner Verstie- 
genheit zu der alten Einfachheit."^^ 

Allgemeine schulpolitische Auseinandersetzungen fanden aber weiterhin 
in einem "rechtlichen Vakuum"^^ statt, da das in der revidierten Verfassung 
angekündigte und geforderte Unterrichtsgesetz fehlte. So bestand das bis da- 
hin in Form einzelner Erlasse, Edikte, Ordres usw. herausgebildete Konglo- 
merat von schul- und lehrerrechtlichen Regulierungen unverändert fort. Da- 
bei war für die Lehrer die Beibehaltung des Grundsatzes am folgenreichsten, 
"daß die finanzielle Erhaltung der Elementarschulen und die Bezahlung der 
Lehrer Aufgabe der Gemeinden sei".^^ Aus dieser widerspruchsvollen 
Rechtslage resultiert das Phänomen der von der Ungleichheit lokaler Le- 
bensverhältnisse belasteten "Gemeindeschule in Staatshand"^"*, aus dem sich 
auch die rechtliche Situation und materielle Lage der Lehrerschaft ableitet. 
Im Kultusministerium betrieb man eine "reaktionäre Schulpolitik"^^, auf de- 
ren Basis die Lehrerschaft dazu verdammt war, die Umsetzung ihrer gehalts- 
und sozialpolitischen Forderungen in Form gesamtstaatlicher Regelungen 
einer "Wartepause" zu unterwerfen. Das erste, den gesamten Stand umfas- 



6 Zur Geschichte der Schule vgl. Herrlitz/Hopf/Titze 1981; Lundgreen 1980; Leschinsky/ 
Roeder 1983. 

7 Vgl. als Überblick Tenorth 1988, S.173 

8 Roeder 1977, S.215 

9 Tenorth 1988, S.173 

10 Tenorth 1987, S.265 

11 Paulsen 1928, S.135. Meyer faßt wohl zu Recht die Wirkung der Regulative auf den Leh- 
rerstand zusammen als jetzt "größere Homogenität der Berufsnormen und damit zweifellos auch 
einen professionellen Fortschritt." (Meyer 1976, S.38) 

12 Roeder 1977, S.213 

13 Roeder 1977, S.219 

14 So der Titel des Aufsatzes von Roeder 1977. Bei Leschinsky/Roeder 1983: "Kommunal- 
prinzip" (S.126). 

15 Roeder 1977, S.222; vgl. ebd., S.225. "Zumindest bis in die zweite Hälfte der 1860-er Jahre 
bestimmt der Geist von Reaktion, Konzentration und Kontrolle das Bildungswesen." (Tenorth 
1988, S.173) 
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sende Sozialgesetz betrifft die Versorgung der Hinterbliebenen und datiert 
dann auch erst von 1869, also zu einem Zeitpunkt, der für die Lehrer u.a. 
den Übergang von der "Wartepause" zur sukzessiven Ausstattung mit Beam- 
tenprivilegien markiert (s.u. 111.3.).^^ 

Okonomisch^^ ist der Zeitraum nach 1840 bestimmt durch das verstärkte 
Platzgreifen der "industriellen Revolution" auch in Deutschland und Preus- 
sen; sie wird durch die Errichtung des Deutschen Zollvereins 1834 wesent- 
lich unterstützt. Die Einführung der Eisenbahn seit 1835, die beginnende 
Maschinisierung der Betriebe - Dampffnaschinen, Webstühle -, die sprung- 
hafte Steigerung der Zahl der Industriearbeiter und der gleichzeitige Bedeu- 
tungsverlust des Agrarsektors geben dabei stichwortartig den Stand der öko- 
nomischen Entwicklung wider. Für die Lehrer und ihr Selbstverständnis 
zieht dann dieser Umbruch in der Ökonomie zuallererst die Zuständigkeit 
für die Bildung des in der Entstehung begriffenen Proletariats nach sich. In- 
nerhalb der "Scheidung des Bildungsauftrags der Schule für das Volk und 
der höheren Schule" ist der Elementarlehrer klar auf seine "untergeordnete 
Aufgabe"^® orientiert. 

Auswirkungen auf die Verhältnisse in den Elementarschulen selbst zeiti- 
gen zusätzlich die Veränderungen in den demographischen Strukturen der 
preußischen Gesellschaft.^’ Ein rasantes Bevölkerungswachstum und die 
über die Industrialisierung verstärkte Urbanisierungstendenz haben die 
enorme quantitative Ausdehnung des Bildungswesens insgesamt zur Folge, 
besonders aber der Elementarbildung und der Zahl ihrer Lehrer, die etwa 
zwischen 1820 und 1861 um fast 75% steigt.^ Das Anwachsen der Lehrer- 
zahl verhindert aber nicht steigende Klassenstärken^^ und Probleme bei der 
Durchsetzung der Schulpflichr^, die als äußere Faktoren den Lehreralltag 
mitbestimmen. 



16 In dieser Tatsache besteht für uns auch der wichtigste Grund, die Phase der "reaktionären 
Wartepause" bis 1866 zu begrenzen, und nicht etwa bis zu den Falkschen "Allgemeinen Bestim- 
mungen" von 1872 andauem zu lassen. 

17 Vgl. hierzu Wehler 1987. Bd.II; Langewiesche 1985; Nipperdey 1985; Ambrosius/Hub- 
bard 1987. 

18 Boeder 1977, S.225 

19 Wehler 1987. Bd.II, S.lOff.; Tenfelde 1986. 

20 Berechnet nach: Preußische Statistik 1886. Heft 101. Textteil, S.86. 

21 Klassenstärken zwischen 100 und 150 Kindern waren zu dieser Zeit in Preußen keine Sel- 
tenheit; vgl. Leschinsky/Roeder 1983, S.124f.. Die durchschnittliche Schüler/Lehrer-Relation 
betrug zwischen 1840 und 1867 in Preußen 84 (niedrigster Wert 1864) bis 90 (höchster Wert 
1852); vgl. Sauer 1987, S.287). Sogar bei den vergleichsweise guten Verhältnissen in Berlin lie- 
gen die Schülerzahlen pro Knabenklasse der Volksschulen in den 40er und 50er Jahren des 19. 
Jahrhunderts zwischen 111 (1843) und 82 (1859); Zahlen nach: Müller 1977, S.376 (Tab.26). 

22 Vgl. hierzu Francois 1983 
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So ist der Zeitraum bis 1866, den wir als "reaktionäre Wartepause" cha- 
rakterisiert haben, insgesamt dadurch gekennzeichnet, daß die materielle 
Besserstellung der Elementarlehrer auf der Grundlage des bis 1840 etablier- 
ten Lehrberufs fortschreitet. Rückschläge in der Besoldungshöhe werden 
v.a. durch inflationäre Entwicklungen verursacht, die nur zum Teil durch 
Gehaltsverbesserungen ausgeglichen werden (s. III.2.1). Die Uneinheitlich- 
keit in der Einkommenslandschaft bleibt bestehen (s.III.2.2(3)), die Gegen- 
sätze zwischen Stadt und Land wie zwischen West und Ost vertiefen sich 
weiter (s. III.2.2(1)(2)). Die Abhängigkeit des Elementarlehrers von ge- 
meindlichen Entscheidungen verringert sich nur wenig durch die seit 1852 
kontinuierlich erwartbare Übernahme eines - geringen - Besoldungsanteils 
aus der Staatskasse, der zudem nur für "nothleidende Lehrer" zur Verfügung 
stand und nur auf Antrag gewährt wurde (s. Tab.III.2.3). 

Ein nennenswerter Fortschritt auf dem Weg zur Emanzipation der Leh- 
rerschaft ist allein in der Umwandlung von Naturalbestandteilen des Ein- 
kommens in Geld zu sehen (s.u. III.2.1). Das gilt sowohl für die Landnut- 
zung wie auch für die Lieferung der eigentlichen Naturalien, wie Getreide 
o.ä.; hervorzuheben ist die Abschaffung des Wandeltisches für die Lehrer, 
die in diesen Zeitraum fällt. Die Abschaffung des Wandeltisches gilt insbe- 
sondere für die Rheinprovinz, wo im Verlauf der 40er und 50er Jahre beson- 
deres Augenmerk auf die Abschaffung dieses Einkommensbestandteils ge- 
legt wird. 1853 vermeldet die Abteilung Kirchen- und Schulwesen der Düs- 
seldorfer Bezirksregierung im Entwurf einer Schrift "Lehr- und Erziehungs- 
anstalten im Reg.bez.": "Der Wandeltisch ist allgemein abgeschafft."^ 

In dieser Epoche treffen wir auch auf die ersten Zeichen der Vereinsbil- 
dung der Lehrer. So bestehen bereits vor 1848 kleinere regionale und lokale 
Vereinigungen der Lehrer und im September 1848 wurde mit dem 'Allge- 
meinen Deutschen Lehrerverein’ der erste Verein auf überregionaler Ebene 
gegründet. Auch bereits vor der Revolution werden von Lehrern^ die ersten 
kollektiven Petitionen verfaßt - ihre Hauptforderung sind Gehaltsminima -, 
die aber durchweg keinen staatlichen Widerhall hervorrufen. In der Antwort 
auf die Petition des Berlinischen Lehrer-Vereins von 1862 deutet der zu- 
ständige Referent im Abgeordnetenhaus bereits die Richtung der weiteren 
staatlichen Besoldungspolitik an: "Viel wichtiger aber noch als die (von den 
Lehrern geforderten; d.V.) Minimalsätze erscheinen die Anciennitäts- 
zulagen, daß nämlich das Einkommen der Lehrer durch Beförderung oder 



23 HSA Düsseldorf Best. Reg. Düsseldorf Abt.II (Schulsachen) Nr.2579, p.l4r 

24 Petitionen des Berlinischen Lehrer-Vereins 1842 (Böhm 1843) und 1862; Petition des 
märkischen Lehrervereins 1842 (Denkschrift 1843); Denkschrift des Schlesischen Lehrervereins 
1848 (Denkschrift 1848). 
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durch Zulagen in einem angemessenen Verhältnis zu ihrem Dienstalter 
wachse."^ 



3ch«ubllct 3; tndM d«r 
Lftb«nshaltyno*luMtefi 1835 - 1866 

L*l»n«lialtun9»l»t«nliKjn (ISDO • 100} 




aw*ll*i TUballtnliiM, Ikb-Hl 
(- MVHTnikl 1i4T> 



2.1 Das Einkommen der Elementarlehrer 

Die Darstellung der Einkommensentwicklung nach 1840 muß sich im fol- 
genden verstärkt an der Veränderung der Realeinkommen orientieren, da 
besonders in diesem Zeitraum die Teuerungswellen der 40er, 50er und 60er 
Jahre unübersehbaren Einfluß auf die (Nominal-) Gehälter der Lehrer neh- 
men. Die Spitzen der Preissteigerungen v.a. für die Lebensmittel liegen da- 
bei in den Jahren 1847, 1855, 1862 und 1868 (s. Schaubild 3). Im gesamten 
Zeitraum bis 1866 liegen daher die Lebenshaltungskosten über dem Niveau 
früherer Jahre (mit Ausnahme des Jahres 1850).^ 

Vor diesem Hintergrund sind dann auch die Verbesserungen der (nomi- 
nalen) Elementarlehrereinkommen zu betrachten. Sie werden zu einem 



25 zit. nach Hart 1893, S.27 

26 Für die Entwicklung der Lebenshaltungskosten in den Jahren 1840 - 1866 vgl. Kuczinsky 
1947, S.43f., S.103, S.173. 
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großen Teil durch Preiserhöhungen kompensiert. Tab.III.2.1 zeigt, daß sich 
die durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten der Realeinkommen der 
Landlehrer bei etwa 1% bewegen; die Zuwachsraten bei den Realeinkom- 
men der Stadtlehrer verbleiben dagegen durchweg im negativen Bereich; 
1864 hat ein Stadtlehrer nach den Quellen^^ nur wenig mehr zur Verfügung 
als 1820, während die Landlehrer im Jahr 1864 ihre Ausgaben für die Le- 
benshaltung um etwa 50% im Vergleich zu 1820 erhöhen können. 

Tab.III.2.1: Durchschnittliche Nominal- und Realeinkommen 
und deren Zuwachs bei Stadt- und Landlehrern 1820-1864 
(in Taler IJahr; Zuwachsraten in %) 



Jahr 


Nom.ein- 

kommen 


Zuwachs 
seit 1820 


Realein- 

kommen 


Zuwachs 
seit 1820 


(Index: 1900=100) 


Stadtlehrer: 




1820 


212 


- 


433 


- 


1857 


250 


17,9 


347 


-19,9 


1861 


281 


32,6 


365 


-15,7 


1864 


294 


38,7 


432 


-0,2 






Landlehrer: 




1820 


86 


- 


175 


- 


1857 


169 


96,5 


235 


34,3 


1861 


181 


110,5 


235 


34,3 


1864 


185 


115,1 


272 


55,4 



Quellen: eig. Ber. nach Einkommensdaten aus: (Beckedorffs) Jahrbücher 
... 1825. Bd.l, S.74f. 

Centralblatt 1859, S.61, S.123, S.125, S.251, S.253, S.315, S.317 
Statistische Nachrichten 1867, S.24 und S.46. 

Daten für die Lebenshaltungskosten nach: Kuczinsky 1947, S.43f., 

S.103 und S.173 

Bei Betrachtung der (nominalen) Verschiebungen innerhalb der Einkom- 
mensstufen der preußischen Elementarlehrer (Tab.III.2.2) ergibt sich ein 
Bild, das nur verhältnismäßig geringfügige Veränderungen andeutet - be- 
denkt man gleichzeitig die Erhöhung der Lebenshaltungskosten im 2Leit- 
raum zwischen 1820 und 1864, denn der Lebenshaltungskostenindex liegt 
1864 um 39% höher als im Jahre 1820^. 



27 Hier ist noch einmal einschränkend hinzuzufügen, daß das durchschnittliche Nominalein- 
kommen der städtischen Lehrerstellen für das Jahr 1820 überhöht erscheint (konsequenterweise 
auch das Realeinkommen); vgl. Preußische Statistik 1886. Heft 101. Textteil, S.87, Anm.l. 

28 errechnet nach Kuczinsky 1847, S.43 und 83 
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Die hervorstechendsten Merkmale der dokumentierten Verschiebungen 
bestehen zum einen in der nahezu vollständigen Eliminierung der untersten 
Gehaltsgruppe bei Stadt- und Landlehrern, dann aber auch in der zuneh- 
menden Differenzierung in verschiedene Gehaltsgruppen: in den beiden Ge- 
haltsstufen zwischen 100 und 200 Taler/Jahr liegen jeweils über 30% der 
Landlehrer.^^ 

Tab.III.2.2: Entwicklung der Gehälter bei Stadt- und Landlehrern 1820 im Ver- 
gleich zu 1864 (Gehaltsstufen in TalerlJahr;Lehrerzahlen absolut und in %) 



Gehalts- 

stufen 


Stadtlehrer 
Zahl d. Lehrer in % 

1820 1864* 1820 1864* 


kumu- 

liert 


Zahl d. Lehrer 
1820 1864* 


Landlehrer 
in % 

1820 1864* 


kumu- 

liert 




615 


148 


16,5 


1,4 




12083 


1778 


66,6 


6,9 




100-150 


742 


510 


19,8 


4,9 


6,3 


3570 


7851 


19,7 


30,4 


37,3 


150-200 


694 


1962 


18,5 


18,7 


25,0 


1500 


8328 


8,3 


32,3 


69,6 


200-300 


948 


4241 


25,3 


40,4 


65,4 


753 


5701 


4,2 


22,1 


91,7 


300-400 


419 


2120 


11,2 


20,2 


85,6 


216 


1551 


1,2 


6,0 


97,7 


über 400 


327 


1516 


8,7 


14,4 


100,0 


18 


588 


0,1 


2,3 


100,0 


zus. 


3745 


10497 


100,0 


100,0 




18140 


25797 


100,1 


100,0 





• Angaben incl. Mittelschulen und höhere Mädchenschulen; vgl. Die öffentlichen Volksschulen 
1883, S.50 

Quellen: (Beckedorffs) Jahrbücher ... 1825. Bd.l, S.74f. 

Engel 1869, S.177 

Die Schwankungen bei den Durchschnittseinkommen in den preußischen 
Regierungsbezirken sind auch zum Ende des Zeitraums noch recht deutlich 
ausgeprägt - bei den Landlehrern noch stärker als bei den Lehrern in der 
Stadt (s. Tabellenteil, Tab.8). 1857 haben die Erfurter Stadtlehrer mit 203 
Taler/Jahr das niedrigste, in Danzig und Stralsund mit 297 Taler/Jahr das 
höchste Durchschnittseinkommen. Im gleichen Jahr haben die Landlehrer in 
Köslin 98 gegenüber 241 Taler/Jahr ihrer Kollegen in Merseburg. Bei den 
Stadtlehrern liegen 1861 die Berliner (413 Taler/Jahr) bzw. die Düsseldorfer 
Lehrer (332 Taler/Jahr) an der Spitze in Preußen. Am wenigsten verdienen 
die Lehrer in den Regierungsbezirken Köslin und Oppeln (jeweils 240 Taler/ 
Jahr) bzw. im "neuen" Reg.bez. Sigmaringen (236 Taler/Jahr). Das höchste 
Landlehrereinkommen ist mit 272 Taler/Jahr im Reg.bez. Merseburg, das 
niedrigste mit 114 Taler/Jahr in Köslin zu verzeichnen. 



29 zu den Differenzen im Gefälle von West nach Ost und auf regionaler Ebene s.u. III.2.2 
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Im Jahr 1864 treffen wir das höchste Durchschnittseinkommen für Stadt- 
lehrer mit 341 Taler/Jahr in Danzig an - sieht man von den besonderen Ber- 
liner Verhältnissen ab; dort machen 341 Taler/Jahr das Durchschnittsein- 
kommen aus - gegenüber 231 Taler/Jahr als niedrigstem Wert in Bromberg. 
Das höchste Landlehrereinkommen liegt wiederum im Reg.bez. Merseburg 
(270 Taler/Jahr) im Verhältnis zu 118 Taler/Jahr in Köslin. 

Bereits diese wenigen Daten zu den Durchschnittseinkommen in den Re- 
gierungsbezirken zeichnen ein immer noch buntscheckiges Bild der Einkom- 
menssituation der preußischen Elementarlehrer, das von kräftigen Gegen- 
sätzen geprägt ist.^ Nach wie vor herrscht eine "außerordentliche Unein- 
heitlichkeit in den Lehrerbesoldungen, Schwankungen von Bezirk zu Bezirk, 
ja sogar von Stelle zu Stelle"^^ waren die Regel. Zu einem Zeitpunkt also 
(1864), zu dem der preußische Zentralstaat bereits verbindliche Richtlinien 
zur Ausbildung der Elementarlehrer in vielen neugegründeten Seminaren^^ 
und zum Lehrplan an Elementarschulen (Stiehlsche Regulative 1852 und 
1854)^^ erlassen hatte, existierten im Bereich der materiellen Versorgung 
der Lehrer^ nur Bestimmungen auf der unteren administrativen Ebene^. 

Eine bedeutende Ausnahme in diesem Zusammenhang stellt die "Schul- 
ordnung für die Elementarschulen der Provinz Preußen" von 1845 dar. Dort 
sind Z.T. minutiöse Besoldungsbestimmungen aufgeführt, deren Sätze "als 
die geringsten, welche zulässig sind, zu betrachten"^ sind. So sollen erste 
Lehrer auf dem Lande "an Gehalt und Amtsnutzungen erhalten: 

1) freie Wohnung; 

2) den nöthigen Brennbedarf zur Heizung der Schulstuben und Wohnung, 
sowie zu den Wirtschaftsbedürfnissen; 

3) ein Ackerstück, möglichst in der Nähe der Wohnung, von einem Mor- 
gen kulmisch oder 2 Morgen 47 Quadratruthen Preußisch. Die Bestel- 
lungs- und Düngungsarbeiten auf diesem Ackerstücke hat die Ge- 
meinde zu verrichten; 



30 Dieses Bild wird unten (III.2.2) ncx:h nuancenreicher ausgemalt werden. 

31 Huerkamp 1976, S.73 

32 Die Zahl der staatlichen Lehrer- und Lehrerinnenseminare erhöht sich von 45 im Jahr 
1837 auf 66 im Jahr 1868; vgl. Sauer 1987, S.289; vgl. Tenorth 1988, S.140 und 150. 

33 s.o. III.2.; vgl. Berg 1972; Boeder 1977; Tenorth 1988, S.173 

34 Als einziger Fortschritt ist hier der erste Normaletat von 1863 für die Lehrer an höheren 
Schulen zu nennen; vgl. Müller/Tenorth 1984, S.160 

35 Die überwiegende Zuständigkeit der Gemeindeebene für die Lehrerbesoldung wird unten 
(in diesem Abschnitt) noch einer eingehenderen Betrachtung unterzogen. 

36 Schulordnung für die Elementarschulen der Provinz Preußen von 1845, §17. Zit. nach: 
Kwiatkowski 1880, S.76 
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4) einen Küchengarten hinter dem Hause von 1/2 Morgen bis 1 Morgen 
Preußisch und einen Platz zur Obstbaumzucht. Die Gemeinde erhält, 
soweit es nothwendig ist, den Garten im Gehege; 

5) die nöthigen Wirtschaftslokale; 

6) freie Sommerweide für wenigstens 2 Stück Rindvieh; 

7) zwölf Scheffel Roggen, zwei Fuder Heu, jedes zu 16 Centner, und zwei 
Fuder Stroh, oder 120 Bund zu 20 Pfunden; 

8) Fünfzig Thaler baar Geld."^^ 

"Der zweite, dritte u.s.w. Lehrer an einer Landschule soll erhalten: 

1) freie Wohnung; 

2) das nöthige Brennmaterial zur Heizung derselben; 

3) sechzig Thaler baar Geld. Die Hälfte dieses baaren Einkommens kann 
mit Genehmigung der Regierung in Naturalien angewiesen werden... 

Die Schullehrer in den Städten sollen erhalten: 

1) freie Wohnung und freien Brennbedarf, oder statt derselben eine den 
Ortsbedürfnissen angemessene, mit Genehmigung der Regierung fest- 
zusetzende Geldentschädigung; 

2) der erste Lehrer mindestens 150 Rthlr. und die übrigen Lehrer minde- 
stens 100 Rthlr. baar Geld. Die Hälfte dieses baaren Einkommens 
kann in Naturalien angewiesen werden."^ 

Mit der - immer geltenden - Einschränkung der im einzelnen heute nicht 
mehr überprüfbaren praktischen Durchsetzung darf die zitierte Schulord- 
nung für die Provinz Preußen als diejenige Regelung gelten, die im Zeitraum 
bis 1866 in Fragen der Lehrerbesoldung qualitativ und quantitativ die mei- 
sten Zugeständnisse macht. Einen ähnlichen Stellenwert auf zentralstaatli- 
cher Ebene nehmen die preußischen Unterrichtsgesetzentwürfe ein, die aber 
allesamt nicht verabschiedet wurden, ln den Entwürfen von 1850, 1862 und 
1869 sind dabei mehr oder weniger präzise Gehaltsminima für die Elemen- 
tarlehrer angesetzt, die aus Gründen der Vergleichung mit der realen histo- 
rischen Situation kurz gegenübergestellt werden sollen (s.n.Seite)^^. 

Die Zusammenstellung zeigt, daß faktische (durchschnittliche) Einkom- 
menshöhen und angezielte garantierte Gehaltsminima doch nicht sehr weit 
auseinanderlagen. In der Realität hätte die Umsetzung solcher Gehaltsmini- 
ma sogar dazu führen können, daß einzelne gutdotierte Lehrer geringer ein- 
gestuft worden wären. Gleichzeitig dürfte aber ein erklecklicher Teil der ge- 



37 Kwiatkowski 1880, S.75 

38 Kwiatkowski 1880, S.75f. 

39 Zusammenstellung nach: Clausnitzer 1876, Tab.II. Vgl. auch Keller 1873, S.346-348 und 
S.374-390; Hart 1893, S.21-27. Durchschnittseinkommen nach Tab.III.2.1. 
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ringer besoldeten Landlehrer einen Vorteil aus der gesetzlichen Regelung 
gezogen haben, wenn es zur Verwirklichung der Entwürfe gekommen wäre. 



U nterrichtsgesetzentwürfe 





1850 


1862 


1869 


Durchschnittseinkommen 


Landlehrer 


100Tlr./Jahr 
Wohnung und 
Land für 5 
Personen 


150Tlr./Jahr 
Wohnung und 
Feuerung 
frei 


Höhe des Einkommens bestimmt 
der Provinzial-Landtag; Wohnung, 
Brennmaterial und ein Feld, 
Naturalien etc. soviel als zum 
standesgemäßen Unterhalt nötig 


1857: 86 Taler/Jahr 
1861: 181 Taler/Jahr 
1864; 185 Taler/Jahr 


Stadtlehrer 


150Tlr./Jahr 

und 

Wohnung 


250Tlr7Jahr 
Wohnung und 
Feuerung frei 


unter 10.000 Ew.: 200-250 Taler, 
freie Wohnung; 
über 10.000 Ew.; der Satz kann 
verdoppelt werden 


1857: 250 Taler/Jahr 
1861: 281 Taler/Jahr 
1864: 294 Taler/Jahr 




Kirchliche werden 

Einkünfte werden mitge* 

nicht mitgerechnet rechnet 


werden mitgerechnet 




Lehre- 

rinnen 


100-150 120-150 Tlr./Jahr; 

Tlr./Jahr Wohnung und 

Feuerung frei; 
Dienstalters-Zuiage nach 
5 und 25 Dienstjahren 


Dienstalterszulagen 

möglich 





Auch wenn die - im Zeitraum gehäuft auftretenden - Unterrichtsge- 
setzentwürfe zum Scheitern verurteilt waren - woran wohl die vorgesehenen 
Gehaltsbestimmungen einen nicht unerheblichen Anteil gehabt haben so 
zeigen sie dennoch neben dem Bestreben des Staates zur zunehmenden Ver- 
einheitlichung im Bildungswesen auch dessen verstärkte Sorge um die Ver- 
besserung der Lehrergehälter; diese Sorge fand jedoch nicht ihren Nieder- 
schlag in der Realität einer gesetzlichen Bestimmung, sondern verblieb 
vielmehr im rhetorischen Bereich. Allerdings - und dies unterscheidet den 
hier darzustellenden Zeitraum von der Phase vor 1840 - sind jetzt auch 
Verfügungen von der zentralstaatlichen Ebene auszumachen, die erstmals 
explizit Probleme der Lehrerbesoldung behandeln. Zum Ende des Zeit- 
raums beginnen erstmals ausgedehnte besoldungsstatistische Erhebungen 
des preußischen Kultusministeriums, die für die Jahre 1857'*®, 1861'** und 



40 Die erste gesamtstaatliche Erhebung seit 1820 ist abgedruckt im ersten Jahrgang des neu- 
gegründeten "Centralblatts für die gesammte Unterrichts-Verwaltung in Preußen" (Berlin 1859). 

41 Statistische Nachrichten 1864 
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1864'*^ erstellt wurden. Damit wird auch das Bildungswesen in die systemati- 
sche statistische Erfassung von gesellschaftlichen Sachverhalten einbezogen. 

Die erste ministerielle Verfügung, die sich - sieht man von den vieldeutig 
interpretierbaren Reskripten über das Schulgeld (s.o. IIl.l.l) ab - mit der 
Lehrerbesoldung selbst beschäftigt, datiert gerade von 1840 und zielt gegen 
die Praxis, "daß das Einkommen der Schulstellen an Gymnasien, höheren 
Bürgerschulen, Stadt- und Landschulen (umgreift demnach das gesamte Bil- 
dungswesen; d.V.) bei Erledigungen wirklich herabgesetzt und die gemachte 
Ersparniß zu andern Zwecken, resp. Verbesserung anderer Lehrerstellen 
verwendet worden ist."'*^ 2^hn Jahre später wird die gemeindliche Trägerlast 
für die Elementarschulen und die Subsidiarität des Zentralstaats bei den 
Schulfinanzen in der Verfassungsurkunde vom 31. 1. 1850 erneut festge- 
schrieben'*^ und die - eher rhetorisch denn als Ziel für die Realität der Leh- 
rergehälter zu verstehende - Formel angefügt: "Der Staat gewährleistet den 
Volksschullehrern ein festes, den Lokalverhältnissen angemessenes Ein- 
kommen.""*^ 

Daß es in dieser Periode trotz solcher Absichtserklärungen an keinem 
Punkt darum ging, über einige Staatszuschüsse für die Lehrer auf den unter- 
sten Rängen der Gehaltsskala hinaus eine echte Gehaltsverbesserung zu be- 
wirken, macht Kultusminister v. Raumer selbst deutlich. In einer Rede vor 
dem Preußischen Abgeordnetenhaus am 7. 5. 1851 sagte er u.a., "daß es nicht 
möglich sein werde, den Schullehrern allgemein eine Einkommensverbesse- 
rung zu verschaffen und weiter nichts geschehen könne, als in solchen Fäl- 
len, wo klar vorliege, daß ihr Gehalt nicht ausreiche, sie vor Sorgen zu schüt- 
zen. In Fällen dagegen, wo das Einkommen hinreiche, den Lehrer, wenn 
auch mit manchen Einschränkungen, zu ernähren, werde es der Natur der 
Sache und der Beschränktheit der Mittel nach unmöglich sein, ihm ein Meh- 
reres zu geben.""*^ 

Ein neuer - jedoch immer noch im Rahmen staatlicher Besänftigungs- 
Rhetorik verbleibender - gehaltspolitischer Impetus ist allerdings in der 



42 Statistische Nachrichten 1867 

43 Circular-Verfügung an sämmtliche Königl. Regierungen und Abschrift an sämmtliche Kö- 
nigl. Provinzial-Schulcollegien, die Beibehaltung des Einkommens gut dotirter Schulstellen be- 
treffend. Berlin, den 18. Mai 1840. Zit. nach: Niedergesäs 1847, S.521 

44 Verfassungsurkunde vom 31. 1. 1850. Art.25: "Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung 
und Erweiterung der öffentlichen Volksschulen werden von den Gemeinden und, im Falle des 
nachgewiesenen Unvermögens, ergänzungsweise vom Staat aufgebracht. Die auf besonderen 
Rechtstiteln beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben bestehen." Zit. nach: Giebe (Hg.) 

i898 S 1 

45Giebe(Hg.) ^1898, S.l 

46 Zit. nach: Zur Vorlage... 1868, S.42. Vgl. Hart 1893, S.22 
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Aufforderung des Kultusministeriums von 1852 zu erkennen, mit der die 
Regierungen angewiesen werden, "eine neue Regulirung der Gehaltsver- 
hältnisse bei allen denjenigen Elementarschulstellen vorzunehmen, welche 
nach der pflichtmäßigen, aus sorgfältiger Erwägung der Lokalverhältnisse 
gewonnenen Überzeugung den betreffenden Lehrern ein zu ihrem Unterhalt 
erforderliches Einkommen nicht gewähren."“^^ Ausdrücklich wird noch ein- 
mal'** den Regierungen das Recht zugewiesen, "zu bestimmen, was und wie- 
viel zur Unterhaltung einer Schule und ihres Lehrers erforderlich ist."'*^ Im 
Staatshaushalts-Etat wurden infolgedessen erstmals insgesamt 13.147 Tlr., 
15 Sgr. "zur Verbesserung der Lehrerbesoldungen" in zehn Regierungsbezir- 
ken bereitgestellt.^** 

Insgesamt verdeutlichen die bisher genannten Erlasse die Zuständigkeit 
der unteren Verwaltungsebene (von den Regierungsbezirken abwärts) für 
die materielle Versorgung der Lehrer und die Verwaltung der Schulen ins- 
gesamt. Die Nachrangigkeit des Zentralstaats in Besoldungsfragen wird 
dann von Verwaltungshistoriographen auch floskelhaft begründet: Die Er- 
lasse der 50er und 60er Jahre schließen sich "in ihren Grundsätzen insofern 
aneinander an, als sie alle davon ausgehen, dass das Einkommen nicht für 
grössere Bezirke oder gar die Monarchie einheitlich geregelt werden könne, 
sondern nach Preisen, Lebensverhältnissen, Gewohnheiten etc. des einzel- 
nen Ortes festgestellt werden müßten."^* Im emphatischen Bild des Franzo- 
sen Cousin von der Gegensätzlichkeit des preußischen Bildungswesens 
("Der Elementarunterricht hat in Preußen einen doppelten Charakter; er ist 
Angelegenheit der Gemeinden und zugleich der Regierung, und erfordert 
sowohl die Dazwischenkunft der Ortsbehörden, als einer höheren Hand, 
welches Alles belebt und begeistert."^^) überwiegt deutlich die Zuständigkeit 



47 Ministerial-Erlaß (ME) vom 6. 3. 1852. Zit. nach: Kautz 1900, S.12. Die Bedeutung dieses 
Erlasses erwächst aus der Formulierung des Kultusministeriums im Centralblatt 1859, S.47: "Die 
seit Jahrzehnten in die öffentliche Besprechung getretene Frage über theilweise unzureichende 
Besoldung der Elementarlehrer ist seitens der Staatsregierung durch die Verordnung vom 6. 
März 1852 (...) thatsächlich bejaht worden." 

48 s.o. III.l.l 

49 ME vom 6. 3. 1852. Zit. nach: Kirsch 1855. Bd.II, S.209f.; der ME fährt fort im Sinne einer 
Fortschreibung der regionalen Differenzen: "Sie (die Bezirksregierung; d.V.) hat sich dabei auf 
das unerläßlich Nothwendige zu beschränken und sich, unter Femhaltung jeder theoretisirenden 
und nivellirenden Auffassung, hauptsächlich an eine Abwägung des nach Gesetz und Observanz 
bereits vorhandenen Einkommens und des vorliegenden Lokalbedürfnisses zu halten." (ebd., 
S.210) 

50 Die öffentlichen Volksschulen 1883, S.49. "In den Motiven wurde angegeben, daß das Ein- 
kommen vieler Lehrerstellen unzulänglich sei..." (ebd.) 

51 Schwarz/Strutz 1900. Bd.II, S.347 

52 Cousin 1832. Bd.I 
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der "zunächst Verpflichteten"^^, also der "betroffenen Gemeinden"^“*. Im 
Zusammenhang mit der Cirkular-Verfügung vom 23. 10. 1856, betr. die Ver- 
besserung der Besoldung für Lehrer an städtischen Schulen, geht das Kul- 
tusministerium sogar so weit, die Regierungen anzuweisen, u.U. in die Er- 
stellung der städtischen Haushalte einzugreifen.^^ Zusätzlich wird in der 
gleichen Verfügung noch angeregt: "Indem wir - die sich von selbst verste- 
hende Voraussetzung besonders hervorheben, daß da, wo die Ortsgemein- 
den für die Unterhaltung der Schulen zu sorgen verpflichtet sind, mit in die 
vorderste Reihe der von der Gemeinde zu deckenden Ausgaben die für ihr 
Elementarschulwesen erforderlichen Kosten zu rechnen sind, und daß daher 
diesen, namentlich der Befriedigung materieller Interessen gegenüber, ein in 
der Natur der Sache begründetes Vorzugsrecht vor vielen anderen Ausgaben 
gebührt, veranlassen wir die k. Regierung, bei Prüfung des Bedürfnisses von 
Staatszuschüssen für Elementarschulen ihr Augenmerk auch besonders dar- 
auf zu richten, ob nicht die Gemeinde-Budgets zum Nachtheil des Schulwe- 



53 ME vom 6. 3. 1852. Zit. nach Kirsch. Bd.II. 1855, S.210: "Bevor nicht durch Anwendung 
der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen alle Mittel erschöpft sind, um die Unterhaltung 
der Schulen seitens der zunächst Verpflichteten sicher zu stellen, verbietet es sowohl die 
Gerechtigkeit, wie die Rücksicht auf die Lage des Staatshaushalts, aus allgemeinem Staatsfonds 
zur Erhöhung der Lehrerbesoldungen diejenigen Summen zu gewähren, welche bloß in 
Abmessung der jetzt bestehenden faktischen Verhältnisse und ohne vollständige 
Berücksichtigung der oben aufgestellten Grundsätze beantragt sind." Und weiter: "Dem 
Bestreben vieler Betheiligten, die ganze Last der Verbesserung des Schullehrer-Einkommens 
auf die Staatskasse zu legen, ist von der königl. Regierung kein Einfluß irgendeiner Art auf die 
Behandlung der Sache zu gestatten, da dieß weder gesetzlich begründet, noch finanziell 
ausführbar wäre." (ebd., S.248) 

54 Hierzu hatte der preußische König bereits früher in einer Rede beim "Abschiede der Pro- 
vinzialstände des Rheinlandes am Schluss des Jahres 1843" ausgeführt; zit. nach: Harnisch 1844, 
S.307: "Wir theilen die Ansicht unserer getreuen Stände, dass wie der Unterhalt der Elementar- 
lehrer überhaupt, so auch die Aufbringung der mit der nothwendigen Verbesserung derselben 
verbundenen Kosten, zunächst den betroffenen Gemeinden obliegt, können jedoch für diejeni- 
gen Fälle, wo die Kräfte einzelner Gemeinden nicht ausreichen, eine subsidiäre Verpflichtung 
der Staatskasse nicht eintreten lassen, besonders in Erwägung des Umstandes, dass durch die 
Uebemahme solcher Gehaltszuschüsse auf die Staatskassen auch diejenigen Provinzen und 
größeren Landestheile mit belastet werden würden, in welchen bereits für die Bedürfnisse des 
Elementarschulwesens ausreichend gesorgt ist." 

55 "Wenn gegen die nach genauer Erwägung der Verhältnisse für nöthig befundene und an- 
zuordnende Erhöhung der städtischen Lehrer-Besoldungen der Einwand erhoben werden sollte, 
daß das städtische Budget schon anderweit zu belastet oder die Steuerkraft der Einwohner 
durch Kommunal-Abgaben zu sehr angespannt sei, so hat die k. Regierung, unter angemessener 
Betheiligung ihrer Abtheilungen des Innern und der Finanzen, diesen Einwand zu prüfen und 
nöthigenfalls unter Festhaltung des Grundsatzes, daß die Unterhaltung des Schulwesens, na- 
mentlich der Befriedigung materieller Interessen gegenüber, nicht in zweiter Linie der städti- 
schen Verpflichtungen stehen darf, auf eine Rektifizierung des städtischen Budgets hinzuwir- 
ken." (Cirkular-Verfügung vom 23. 10. 1856. Zit. nach: Frantz 1861, S.19; dort fälschlicherweise 
unter dem Datum 19. 5. 1856 angegeben) 
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sens mit anderen minder wichtigen und dringenden Ausgaben zu Unrecht 
belastet sind, und vermöge der Ihrerseits über den Gemeinde-Haushalt zu 
übenden Aufsicht, geeignetenfalls unter Einwirkung auf dessen Rektifizie- 
rung, das Nöthige zu veranlassen, daß nicht die Staatsfonds mit Ausgaben 
für das Schulwesen belastet werden, welche bei richtiger Veranlagung der 
Kommunal-Budgets von den Gemeinden selbst sehr wohl aufgebracht wer- 
den können. 



Tab.III.2.3: Die Herkunft der Einkommensverbesserungen 1852 - 1866 



Jahr/ 

Zeitraum 


Anteil aus 
Gemeindemitteln* 


Anteil aus 
Staatsmitteln 


Verbesserung geg. 
VorjahrZ-zeitraum 


1852 


99,3% 


0,7% 


33.634 Taler 


1853 


98,9% 


1,1% 


49.018 Taler 


1854 


80,7% 


19,3% 


87.225 Taler 


1855 


82,4% 


17,6% 


54.964 Taler 


1856 


91,0% 


9,0% 


72.179 Taler 


1857 


90,8% 


9,2% 


129.842 Taler 


1852-57 


89,3% 


10,7% 


426.862 Taler 


1852-66 


92,1% 


7,9% 


989.473 Taler 



* Das Schulgeld dürfte unter dieser Rubrik subsumiert sein; es wird in beiden Quellen nicht se- 
parat angegeben. 

Quellen: eig. Ber. nach Centralblatt 1859, S.48f. 

Die öffentlichen Volksschulen 1883, S.50 

Die Anweisung unterstreicht den Topos der "Gemeindeschule in Staats- 
hand", indem sie zum einen den Primat der gemeindlichen Finanzierung von 
Bildungsausgaben nicht verletzt, zum andern aber massiv Bildungsfinanzie- 
rungspolitik zugunsten des Volksschulwesens betreibt, bei der anderen ge- 
meindlichen Ausgaben ein niedrigerer Rang zugesprochen wird. Eine zu- 
sätzliche Belastung der Staatskasse für die Finanzierung der Volksschule 
kommt erst dann in Frage, wenn alle Möglichkeiten der Kommunaletats 
ausgeschöpft sind. 

Der durch und durch subsidiäre Charakter der Staatszuschüsse zu den 
Lehrerbesoldungen wird auch deutlich, betrachtet man die Quellen der 
Lehramtsrevenuen. Tab.III.2.3 zeigt die Herkunft der Einkommensverbesse- 
rungen für den 2Leitraum zwischen 1852 und 1866. Der Anteil für die Ver- 
besserungen aus Staatsmitteln liegt für den gesamten erfaßten Zeitraum bei 



56 Cirkular-Verfügung vom 23. 10. 1856. Zit. nach: Frantz 1861, S.20 
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ca. 8%. Für die Jahre 1854 und 1855 sind Spitzen von fast 20% Anteil zu 
verzeichnen, während der Staatsanteil dann aber wieder sinkt. Auffällig ist 
auch, daß der Zuwachs der absoluten Ausgaben aus Staatsmitteln gerade im 
Übergang dieser beiden Jahre geringer ist (ca. 55.000 Tlr. im Vergleich zu 
87.000 Tlr. zusätzlich im Vergleich zum Vorjahr).^^ 

Noch deutlicher ist die Nachrangigkeit des Zentralstaats für die materiel- 
le Situation der Lehrerschaft an den Anteilen von Schulgeld, Gemeindelei- 
stungen und Leistungen aus Staatsfonds für die Gesamtbesoldung der Ele- 
mentarlehrer abzulesen (Tab.lII.2.4). 



Tab.III.2.4: Die "Quellen" der Lehramtsrevenuen in Preußen 1861 und 1864 





1861 




1864 


"Quelle" 


Stadt 


Land 


Stadt 


Land 


Anteil aus Schulgeld 
Anteil aus Gemeinde- 


35,2% 


28,6% 


35,6% 


28,4% 


und sonstigen Leistungen 


60,1% 


67,2% 


61,3% 


67,7% 


Anteil aus Staatsfonds 


4,7% 


4,2% 


3,2%** 


4,0%* 



* absoluter Rückgang von 193.388 auf 192.433 Taler (= -0,5%) 

** absoluter Rückgang der staatlichen Aufwendungen für Lehrerbesoldung von 134.910 auf 
103.171 Taler (= -23,5%) 

Quellen: eig. Ber. nach Statistische Nachrichten 1864, S.20, S.42 
Statistische Nachrichten 1867, S.20, S.46 

Der Anteil der Lehrereinkommen aus dem Schulgeld liegt für 1861 und 
1864 in städtischen Regionen etwa bei 35%, der Anteil der Gemeindelei- 
stungen bei ca. 60%, während der Anteil aus Staatsfonds "nur" bei 4,7 bzw. 
3,2% liegt. Auf dem Lande hat der Staatsanteil mit ca. 4% eine ähnliche 
Höhe, nur bei Schulgeld und Gemeindeanteilen sind die Verhältnisse leicht 
verschoben. 

Betrachtet man die entsprechenden Daten auf der Ebene zweier Regie- 
rungsbezirke der Rheinprovinz, so ergeben sich nahezu identische Relatio- 
nen bei den Quellen des Lehrereinkommens (Tab.III.2.5). 

Im Reg.bez. Düsseldorf liegt die "Staatsquote" in den Jahren 1855/56 mit 
etwa 1% deutlich unter dem preußischen Durchschnitt für 1861 (4,7 bzw. 



57 Nach Roeder hatten die Gemeinden je Taler Staatsbeihilfe zur Lehrerbesoldung 20 Taler 
aufzubringen. "1866 trug der Staat etwa den 13. Teil der Kosten für die Besoldung der Elemen- 
tarschullehrer" (314.449 im Vergleich zu 25.587 Taler); vgl. Roeder 1977, S.220f.. Die Darstel- 
lung in Tab.III.2.3 ist dagegen differenzierter. 
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4,2%; s. Tab.III.2.4). Der überdurchschnittlich hohe Staatsanteil in Koblenz 
resultiert wohl aus der besonderen Sorge der Regierungshauptstadt für die 
Lehrer in ihrem Umfeld und aus dem Nachholbedarf^®, der Region; er ent- 
spricht im übrigen der in Tab.III.2.3 genannten Durchschnittsquote für den 
gesamten Zeitraum. Auffällig ist der weit höhere Anteil der Lehrereinkom- 
men aus dem Schulgeld im Reg.bez. Düsseldorf; er beträgt nahezu 50% (ge- 
genüber ca. 23% in Koblenz (1867) und 35 bzw. 28% im gesamtpreußischen 
Durchschnitt 1861; s. Tab.III.2.4). Die Finanzierungsstruktur ist dort zu ei- 
ner Zeit noch stark vom Schulgeld bestimmt, in der gerade diese Einkom- 
mensquelle auf gesamtpreußischer Ebene tendenziell abnimmt.^^ 

Tab.III.2.5: Die "Quellen" der Lehrereinkommen in Regierungsbezirken 1855156 
und 1867 



Region/ 


Reg.bez. Düs- 


Reg.bez. Düs- 


Reg.bez. 


Jahr 


seldorf 1855 


seldorf 1856 


Koblenz 1867 


Anteil aus 








dem Schulgeld 


48,3% 


47,6% 


23,3% 


Anteil aus Gemeinde- 


und 






sonstigen Leistungen 


50,5% 


51,3% 


69,0% 


Anteil aus Staatsfonds 


1,2% 


1,1% 


7,7% 


Staatsanteil Stadt 


0,0%» 




4,2% 


Staatsanteil Land 


1,7%* 




8,8% 



• Die Angaben beziehen sich nur auf die beiden Kreise Düsseldorf und Elberfeld, die in der 
Quelle als einzige nach Stadt und Land zu trennen sind. 

Quellen: eig. Ber. nach: 

LHA Koblenz Best. 441 Nr.3535. 1868 

HSA Düsseldorf Best. Reg. Düsseldorf Abt.II (Schulsachen) Nr.2579, p.ll0v-114r; 
p.l82v-186r 

2.2 Einkommensunterschiede innerhalb des Lehrerberufs 
(1) Der Gegensatz von Stadt- und Landlehrern 

Auch im Zeitraum nach 1840 besteht ein deutlicher Unterschied in der 
Einkommenssituation von Lehrern in städtischen und ländlichen Regionen. 
Allerdings gelingt es den Landlehrern am deutlichsten, an den materiellen 
Besserstellungen des Standes zu partizipieren. Diese Entwicklung (zwischen 



58S.O. III.1.2 
59 S.U. 1II.3.1 
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1820 und 1864) läßt sich am besten veranschaulichen durch die Gegenüber- 
stellung der i^teile von Stadt- und Landlehrern in den vereinfachten Ge- 
haltsstufen (Tab.III.2.6).^ 

1820 waren in der Gehaltsstufe unter 100 Taler noch vier mal so viele 
Land- wie Stadtlehrer vertreten; 1864 sind es etwa fünf mal so viele Landleh- 
rer. Dies ergibt sich aus der nahezu vollständigen Eliminierung der Stadtleh- 
rer aus dieser Gehaltsstufe bis zum Jahr 1864. Weit deutlichere Verschie- 
bungen fanden jedoch in den beiden anderen Gehaltsgruppen statt: 1820 lag 
das Verhältnis zwischen Stadt- und Landlehrern in der Gehaltsstufe zwi- 
schen 100 und 200 Taler im Jahr noch bei 1 : 0,7 (also weniger Land- als 
Stadtlehrer), während es bis 1864 auf 1 : 2,7 steigt, das Verhältnis sich also 
umgekehrt hat. Ähnlich ist die Veränderung bei den höheren und höchsten 
Einkommen: Während 1820 noch etwa zehn mal so wie Stadt- wie Landleh- 
rer über 200 Taler haben (Verhältnis 1 : 0,1), sind es 1864 nur noch 2,5 mal 
so viele (Verhältnis 1 : 0,4); das ist eine Vervierfachung des Landlehreran- 
teils gegenüber den Stadtlehrern in dieser obersten Gehaltsgruppe. 



Tab.IH.2.6: Der Gegensatz von Stadt- und 
Landlehrern 1820 und 1864 in Preußen 
(Relationierung 1 : x; Gehaltsstufen in Taler Uahr) 



Gehaltsstufe 


1820 


1864 


unter 100 


1:4,0 


1:4,9 


100 - 200 


1:0,7 


1:2,7 


über 200 


1:0,1 


1:0,4 



Quelle: eig. Ber. nach Tabellenteil, Tab.9 



Betrachtet man den Annäherungsprozeß von Stadt- und Landlehrern auf 
der Ebene von Regierungsbezirken (hier wiederum: Potsdam, Koblenz und 
Frankfurt/Oder), so ergibt sich generell eine zur gesamtpreußischen paralle- 
le Entwicklung. Regionale Unterschiede sollen dabei nicht zur Debatte ste- 
hen; hier interessiert allein die relative Entwicklung des Gegensatzes von 
Stadt- und Landlehrern. Zusammengefaßt erzielt die Gruppe der 
Landlehrer deutlichere Einkommenszuwächse als ihre Kollegen in der Stadt 



60 Dabei ist wiederum (s.o. 111.1.2(1)) der Anteil der Stadtlehrer gleich 1 gesetzt und im Ver- 
gleich dazu das Verhältnis der Landlehrer berechnet. Das heißt, je näher die zweite Zahl der 1 
kommt, desto ausgeglichener ist das Verhältnis von Stadt- und Landlehrern in dieser Gehalts- 
stufe. Andererseits zeigt die Größe der zweiten Zahl über 1 an, daß der Anteil der Stadtlehrer in 
der Gehaltsstufe größer als der der Landlehrer ist. 
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(Tab.III.2.7). Deutlich wird die Verringerung des Gegensatzes zwischen 
Stadt und Land gerade in der Stufe der höchsten Einkommen (über 200 
Taler/Jahr). Im Reg.bez. Potsdam hatten 1827 etwa zehn mal so viele Stadt- 
wie Landlehrer die 200-Taler-Grenze übersprungen (Verhältnis 1 : 0,1); acht 
Jahre später reduziert sich das Verhältnis auf 1 : 0,2, und 1864 haben nur 
noch doppelt so viele Stadt- wie Landlehrer mehr als 200 Taler (Verhältnis 1 
:0,5). 

Tab.III.l 7: Der Stadt-Land-Gegensatz in den Reg.bez. Potsdam, Koblenz und 
FrankfiirtlOder 1819 - 1864 (Relationierung l:x; Gehaltsstufen in TalerIJahr) 



Gehalts- 

stufen 




Regierungsbezirk Potsdam 
mi 1835 


1864 


unter 100 




1 : 18,7 1 : 18,8 


1: 0,9 


100 - 200 




1 : 1,9 1 : 1,6 


1: 2,7 


über 200 




1 : 0,1 1 : 0,2 


1: 0,5 






Regierungsbezirk Koblenz 






1819 


1841 


1864 


unter 100 


1: 3,6 


1 : 6,7 




100 - 200 


1: 0,3 


1: 1,8 


■KM 


über 200 


1 : 0,1 


1 : 0,2 








Regierungsbezirk Frankfurt/Oder 






1819 


1827 1835 1841/42 


1864 


unter 100 


1; 3,9 




na 


100 - 200 


1: 0,6 






über 200 


1: 0,0 




Ul 



Quellen: eig. Ber. nach Tabellenteil, Tab.3, 4, 5, 11, 12 

Im Reg.bez. Koblenz verringert sich zwischen 1819 und 1864 in der glei- 
chen Gehaltsstufe das Verhältnis von 1 : 0,1 auf 1 : 0,3. Die gleiche Verände- 
rung finden wir im Reg.bez. Frankfurt/Oder; dort erhöht sich das Verhältnis 
zwischen Stadt- und Landlehrern in der höchsten Gehaltsstufe zwischen 
1819 und 1864 von 1 : 0,0 (keine Landlehrer in dieser Stufe!) bis auf 1 : 0,7; 
das bedeutet, 1864 haben bereits nahezu gleich große Anteile der Stadt- und 
Landlehrer ein Einkommen über 200 Taler/Jahr. 
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Bemerkenswert ist auch die jeweils deutliche Erhöhung des Verhältnisses 
zugunsten der Landlehrer in der Einkommensstufe unter 100 Taler/Jahr bis 
zum Jahr 1841. Dies geht einher mit der Eliminierung der Stadtlehrer aus 
dieser Gruppe. Dann sinkt aber der Landlehreranteil in allen Regionen wie- 
der so stark, daß er bis 1864 nahezu ausgeglichen ist (Potsdam 1 : 0,9; Kob- 
lenz 1 : 1,6; Frankfurt/Oder 1 : 0,9). Insgesamt geht der Befund dahin, daß 
sich die materielle Lage von Stadt- und Landlehrern im Zeitraum eindeutig 
und beschleunigt annähert. 

Auch die Zuwächse der nominalen und realen Durchschnittseinkommen 
der Landlehrer fallen im Zeitraum zwischen 1820 und 1864 deutlicher als 
die der Stadtlehrer aus. In Tab.III.2.1 war bereits gezeigt worden, daß die 
Landlehrer bis 1864 nominal um 115%, die Stadtlehrer "nur" um etwa 39% 
zulegen. Beim Realeinkommen verbleibt der Zuwachs der Stadtlehrer im ge- 
samten Zeitraum bis 1864 im negativen Bereich; das Realeinkommen der 
Landlehrer steigert sich dagegen um über 55%.^^ 

Tab.III.2.8: Entwicklung der Durchschnittseinkommen der Landlehrer im 
Reg.bez. Koblenz 1816 - 1867* (Nominal-IRealeinkommen in TalerIJahr; z.T. 
gerundet; Zuwachsraten in %) 



Jahr 


Ein- 

kommen 

(T./J.) 


Zuwachs- 
rate seit 
1820 (%) 


durchschn. 
jährl. Zu- 
wachsrate (%) 


Realein- 

kommen 

(T./J.) 


reale Zu- 
wachsrate 
seit 1820 (%) 


durchschn. 
realer jährl. 
Zuwachs (%) 


1816 


77 


. 


_ 




_ 


_ 


1820 


77 


- 


- 


157 


- 


- 


1842 


146 


89,6 


4,1 


266 


68,9 


3,1 


1857 


162 


110,4 


0,7 


225 


43,2 


-1,0 


1861 


169 


119,5 


1,1 


220 


39,7 


-0,6 


1864 


172 


123,4 


0,6 


253 


61,0 


5,1 


1867 


192 


149,4 


3,9 


218 


38,8 


-4,6 



(Index: 1900 = 100) 

♦ Die Angaben in den Spalten 3 und 6 (durchschnittliche jährliche Zuwachsrate) haben als Basis 
den jeweils vorher angegebenen Zeitpunkt; die durchschnittliche reale jährliche Zuwachsrate 
von -1,0% für 1857 gilt also für den Zeitraum seit 1842. 

Quellen: eig. Ber. nach: 

LHA Koblenz Best. 441 Nr.9195. 1842 
LHA Koblenz Best. 441 Nr.3535. 1868 
(Beckedorffs) Jahrbücher ... 1825. Bd.l, S.73 
Kuczinsky 1947, S. 43f., 103 



61 Einschränkend muß hier erneut auf die statistisch überhöhte Ausgangsposition der preu- 
ßischen Stadtlehrer im Jahr 1820 hingewiesen werden; s. III.l.l. 
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Die Betrachtung der nominalen und realen Einkommensentwicklung der 
Landlehrer auf der Ebene des Reg.bez. Koblenz im preußischen Westen 
zeigt noch einmal die z.T. kräftigen Steigerungen der Jahresgehälter (Tab. 
III.2.8). In einem Zeitraum von knapp 50 Jahren steigt das Nominaleinkom- 
men der Koblenzer Landlehrer um fast 150% (von 77 auf 192 Taler/Jahr). 
Die durchschnittliche jährliche Zuwachsrate schwankt je nach Zeitraum zwi- 
schen 0,6 und 4,1%, was - läßt man inflationäre Entwicklungen außer acht - 
immerhin eine beachtliche Steigerung darstellt. Auch die Realeinkommen 
wachsen zwischen 1820 und 1867 um nahezu 40% - eine Zunahme, die pro 
Jahr (über den gesamten Zeitraum) fast 1% ausmacht. Auch diese reale Ein- 
kommenserhöhung fällt im Vergleich zu den Stadtlehrern überproportional 
aus; sie liegt mit jährlich 5,1% zwischen 1861 und 1864 am höchsten und 
liegt damit über der jährlichen Zuwachsrate des Zeitraums 1820 bis 1842 
(3,1%/Jahr). 

Um zu zeigen, daß der Stadt-Land-Gegensatz 1864 für alle preußischen 
Regierungsbezirke gilt, werden im folgenden die Stadt-Land-Daten auf die- 
ser Ebene gegenübergestellt. Als statistisch adäquate Marke dient dabei als 
Trennlinie zwischen Stadt- und Landlehrern zum einen die 200-Taler-Gren- 
ze - zu diesem Zeitpunkt ein gutes Durchschnittseinkommen für einen preu- 
ßischen Landlehrer - und zum andern die 300-Taler-Grenze - ein gutes Ein- 
kommen für die Stadtlehrer (s. Tabellenteil, Tab.8) -. Die Zusammenstel- 
lung (Tab.III.2.9) macht deutlich, daß der Stadt-Land-Gegensatz regional 
unterschiedlich stark ausgeprägt ist. Die Tabelle zeigt wieder das Verhältnis 
zwischen Stadt- und Landlehrern in den drei angegebenen Gehaltsstufen. 

Auffällig ist die unterschiedlich starke Ausprägung des Stadt-Land-Ge- 
gensatzes in den einzelnen Regierungsbezirken, die unsere These von der 
buntgescheckten preußischen Einkommenslandschaft eindrucksvoll bestä- 
tigt. Gerade in den Regionen, wo die Gehaltsverhältnisse von vornherein be- 
reits als verhältnismäßig dürftig einzuschätzen sind - insbesondere im preu- 
ßischen Osten - ist auch der Stadt-Land-Gegensatz am deutlichsten ausge- 
prägt. Dies gilt für die Regierungsbezirke Königsberg, Gumbinnen, Marien- 
werder, Posen und Bromberg. Die Spanne reicht dabei von Bromberg und 
Posen, wo das Verhältnis zwischen Stadt- und Landlehrern in den beiden 
hö-heren Einkommensstufen jeweils bei 1 : 0,1 und 1 : 0,0 (keine Landlehrer 
über 300 Taler/Jahr!) liegt, bis hin zum Reg.bez. Düsseldorf, wo die Relation 
Stadt- zu Landlehrer in der Gehaltsstufe 200 bis 300 Taler/Jahr von den 
Landlehrern dominiert wird (Verhältnis 1 : 1,4). Gleichzeitig finden wir aber 
im Westen auch Regierungsbezirke (Aachen, Cöln, Coblenz, Trier, Mün- 
ster), deren Stadt-Land-Relation in der höchsten Gehaltsstufe genauso 
schlecht ausfällt wie generell im Osten (1 : 0,0 bzw. 1 : 0,1). 
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Tab.III.2.9: Einkommensgegensätze bei Stadt- und Landlehrern in den 
preußischen Reg.bez. 1864 (Relationierung 1 :x; Gehaltsstufen in Taler/Jahr) 



Regierungsbezirk 


bis200T./J. 


200 - 300T./J. 


über 300 T./J. 


Königsberg 


1 


2,6 


1 


0,3 


1 


0,1 


Gumbinnen 


1 


4,3 


1 


0,1 


1 


0,1 


Danzig 


1 


5,8 


1 


0,8 


1 


0,1 


Marienwerder 


1 


3,1 


1 


0,3 


1 


0,1 


Posen 


1 


2,6 


1 


0,1 


1 


0,0 


Bromberg 


1 


2,2 


1 


0,1 


1 


0,0 


Potsdam 


1 


2,6 


1 


0,8 


1 


0,2 


Frankfurt/Oder 


1 


1,6 


1 


0,8 


1 


0,5 


Stettin 


1 


3,2 


1 


0,6 


1 


0,1 


Cöslin 


1 


2,6 


1 


0,1 


1 


0,0 


Stralsund 


1 


3,8 


1 


0,9 


1 


0,2 


Breslau 


1 


5,7 


1 


0,4 


1 


0,1 


Oppeln 


1 


3,1 


1 


0,3 


1 


0,1 


Liegnitz 


1 


2,8 


1 


0,7 


1 


0,5 


Magdeburg 


1 


3,3 


1 


0,6 


1 


0,6 


Merseburg 


1 


1,5 


1 


0,9 


1 


0,9 


Erfurt 


1 


1,9 


1 


0,8 


1 


0,2 


Münster 


1 


2,1 


1 


0,3 


1 


0,0 


Minden 


1 


2,3 


1 


1,1 


1 


0,3 


Arnsberg 


1 


3,1 


1 


1,0 


1 


0,2 


Cöln 


1 


3,1 


1 


1,0 


1 


0,1 


Düsseldorf 


1 


1,2 


1 


1,4 


1 


0,6 


Coblenz 


1 


2,9 


1 


0,3 


1 


0,1 


Trier 


1 


3,4 


1 


0,6 


1 


0,1 


Aachen 


1 


2,1 


1 


1,0 


1 


0,0 


Hohenzollern 


1 


2,6 


1 


1,1 


1 


0,1 


Preußen gesamt 


1: 


:2,8 


1: 


:0,6 


1: 


;0,2 



Quelle: eig. Ber. nach Tabellenteil, Tab.ll, 12 

Zusätzlich werden alle westlichen Regionen - und das bestätigt deutlich 
unseren Befund bei der Darstellung des West-Ost-Gefälles (s. 111.1.2(2)) - in 
puncto Ausgleichung des Stadt-Land-Gegensatzes vom Reg.bez. Merseburg 
geschlagen. Dort besteht 1864 mit den Werten 1 : 1,5, 1 ; 0,9 und 1 : 0,9 in al- 
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len drei Gehaltsstufen ein hohes Maß der Balance in der materiellen Situa- 
tion von Stadt- und Landlehrern. Ein annäherndes Gleichgewicht herrscht 
auch im Reg.bez. Frankfurt/Oder (1 : 1,6; 1 : 0,8; 1 : 0,5). 

Zusammengefaßt zeigt Tab.III.2.9 die preußenweite Differenz der Ein- 
kommenshöhen zwischen Stadt und Land. Die Einreihung dieses generellen 
Strukturmerkmals in das Einkommensgefälle von West nach Ost wurde be- 
reits angedeutet, soll aber im folgenden noch vertieft werden. 

(2) Das West-Ost-Gefälle 

Bei der Darstellung des regionalen Einkommensgefälles vor 1840 war be- 
reits darauf hingewiesen worden, daß sich dieses Gefälle im Lauf der Zeit als 
Strukturmerkmal der preußischen Gesellschaft verfestigt. Das gilt nicht nur 
für Input-Faktoren des Bildungsprozesses wie die Lehrergehälter, sondern 
auch für die Effekte des Bildungssystems. E. Francois weist dies z.B. nach an- 
hand von Daten über den Besuch der Elementarschulen in Preußen im Jahr 
1838 und zum zweiten über das preußische Regionalgefälle im Alphabetisie- 
rungsgrad 1871.^^ Die höchsten Anteile an Analphabeten nehmen dabei die 
Regierungsbezirke der Provinzen Preußen und Posen ein (42,9% im 
Reg.bez. Bromberg bis 26,3% im Reg.bez. Königsberg). Der gesamtpreußi- 
sche Durchschnitt im Alphabetisierungsgrad liegt bei 13,7%; und die nied- 
rigsten Werte weisen Regierungsbezirke auf wie Berlin (2,6%, Sigmaringen 
und Wiesbaden (jeweils 2,8%), Merseburg (4,6%), Magdeburg und Schles- 
wig-Holstein (jeweils 4,9%), Osnabrück und Koblenz (jeweils 5,2%), Arns- 
berg (5,6%) und Hannover (5,7%).^^ Dieser Befund geht konform mit unse- 
ren Ergebnissen eines Gefälles der Lehrereinkommen von West nach Ost. 
Als demographische und ökonomische Faktoren des West-Ost-Gefälles 
nennt Francois Bevölkerungsdichte und Urbanisierungsgrad einerseits und 
die regional unterschiedliche Struktur der Grundeigentumsverhältnisse an- 
dererseits.^ "Die wichtigsten Faktoren aber scheinen die der Sprache und 
der Nationalität zu sein."^^ Dieser Zusammenhang wird nachgewiesen über 
die regionale Parallelität der Höhe des Anteils der slawisch-sprachigen 
Nicht-Deutschen und des Anteils an Analphabeten.^ 

Die genannten Daten leuchten zu einem Teil den Hintergrund unserer 
Ergebnisse bei den Lehrereinkommen aus. Sie wurden vorgestellt, weil sie 



62 Francois 1983 

63 Francois 1983, S.758 

64 "Die am wenigsten alphabetisierten Provinzen sind die mit der geringsten Bevölkerungs- 
dichte sie sind zugleich die Provinzen, wo der Großgrundbesitz vorherrscht". (Francois 1983, 
S.760) 

65 Francois 1983, S.762 

66 Francois 1983, S.762 
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originär den Bildungsbereich betreffen und sich nicht auf die Erhebung öko- 
nomischer Indikatoren beschränken (s.III.1.2(2)).^^ 



Tab.III.2.10: West-Ost-Einkommensgefälle der preußischen Landlehrer 1864 
(ausgewählte Reg.bez.; Gehaltsstufen in Taler Uahr;Anteile in %) 



Regierungsbezirk 


unter 200 


über 200 


unter 150 


über 150 


Düsseldorf 


29,4 


70,6 


16,5 


83,5 


Köln 


51,5 


48,5 


17,4 


82,7 


Arnsberg 


53,7 


46,3 


23,1 


77,0 


Frankfurt/Oder 


54,6 


45,5 


21,9 


78,2 


Potsdam 


60,1 


40,0 


28,1 


72,0 


Erfurt 


66,7 


33,3 


34,2 


65,8 


Preußen 


69,6 


30,4 


37,3 


62,7 


Breslau 


77,1 


22,9 


26,7 


73,3 


Gumbinnen 


90,1 


9,9 


69,7 


30,4 


Köslin 


94,0 


6,0 


84,0 


16,0 


Posen 


95,5 


4,5 


24,2 


75,9 



Quelle: Tabellenteil, Tab.l2 



So hat sich nach unseren Ergebnissen das Gefälle der preußischen Leh- 
rereinkommen von West nach Ost bis 1864 deutlicher als im vorgängigen 
Zeitraum ausgeprägt (s. Tabellenteil, Tab.8 und die hier folgenden Tabel- 
len). Im Verhältnis zur Zeit vor 1840 liegen nun auch die preußischen 
Stammregionen (die "Mitte") in der Einkommenshöhe zwischen westlichen 
und östlichen Regionen (s. Tab. 111.1.13, 111.1.14). Dieser Befund gilt - wie 
oben (111.2.2(1)) erläutert - nicht, wenn Stadt-Land-Gegensatz und West- 
Ost-Gefälle zusammen betrachtet werden; dann liegen nämlich eigentliche 
"Mitte"-Regionen nach wie vor über dem Westen (s. im einzelnen Tab.III. 
2.9). Die krassen Gehaltsdifferenzen zwischen West und Ost sollen im fol- 
genden aber unter Absehung vom Stadt-Land-Gegensatz untersucht werden. 
Die Tabellen unterscheiden daher nicht mehr nach Stadt und Land. Tab.III. 
2.10 zeigt den aktuellen Stand des Einkommensgefälles für 1864. Als 
Schnittgrenze wurde wiederum die 200-Taler-Marke gewählt; zusätzlich 
können die Ergebnisse an der Marke von 150 Taler/Jahr überprüft werden. 



67 Hohorst 1977 
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Da das nominale Durchschnittseinkommen für einen preußischen Landleh- 
rer 1864 185 Taler/Jahr beträgt (Tab.III.2.1), werden durch die Hinzunahme 
dieser unteren Schnittgrenze die Ungenauigkeiten reduziert, die aus der 
Streubreite innerhalb von Gehaltsstufen resultieren. 

Der Anteil der Lehrer, die mit ihrem Einkommen unter der 200-Taler- 
Marke liegen, schwankt zwischen ca. 30% im Reg.bez. Düsseldorf und ca. 
95% im Reg.bez. Posen. Setzt man den Schnitt bei 150 Taler/Jahr an, dann 
liegt die Bandbreite zwischen 16,5% der Landlehrer in Düsseldorf und 84% 
in Köslin, die diesen Wert nicht erreichen. Als genereller Vergleichsmaßstab 
sind die gesamtpreußischen Verhältnisse angegeben, die hier - wie im fol- 
genden - als "Durchschnitt" gelten. Werte über diesem Durchschnitt tendie- 
ren zum Westen, Werte darunter zum Osten. Auf die Spezifik der "Mitte" 
wird erst unten eingegangen. Nicht ganz so prägnant, aber auch deutlich zu 
erkennen, verläuft das Ost- West-Gefälle auf Provinzebene (Tab.III.2.11). 



Tab.III.2.1 1: West-Ost-Einkommensgefälle der Landlehrer 1864 
(ausgewählte Provinzen; Gehaltsstufen in TalerIJahr; Anteile in %) 



Provinz 


unter 200 


über 200 


Rheinprovinz 


59,0 




Westfalen 


62,0 




Sachsen 


50,7 


49,4 


Preußen 


69,6 


30,4 


Schlesien 


70,2 


29,9 


Pommern 


82,0 


18,0 


Preußen (Prov.) 


85,8 


14,2 


Posen 


95,4 


4,6 



Quelle; wie bei Tab.IIl.2.10 



Westfalen und die Rheinprovinz liegen beim Vergleich auf Provinzebene 
mit 62 bzw. 59% der Lehrer unter 200 Taler/Jahr an der Spitze des Gefälles 
von West nach Ost; die "Mitte" bildet Schlesien mit nahezu identischen Wer- 
ten wie der gesamtpreußische Durchschnitt. Als Schlußlichter folgen Pom- 
mern sowie die Provinzen Preussen und Posen mit jeweils über 80% Anteil 
an Lehrern unter 200 Taler/Jahr. 

Das Einkommensgefälle der Elementarlehrer von West nach Ost ist auch 
auf der Basis von Durchschnittseinkommen nachweisbar. Über dem Durch- 
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Schnittseinkommen eines preußischen Landlehrer in Höhe von 185 Taler/ 
Jahr liegen 1864 fünf von acht westlichen Regierungsbezirken (außer Kob- 
lenz mit 172, Trier mit 184 und Münster mit 160 Taler/Jahr). Acht von neun 
östlichen Regierungsbezirken liegen dagegen unter diesem gesamtpreußi- 
schen Durchschnitt; die Ausnahme bildet nur Danzig mit 192 Taler/Jahr (s. 
Tabellenteil, Tab.8). Die Spezifik der "Mitte"-Regionen Schlesien, Sachsen 
und Brandenburg erschließt sich wiederum bei Betrachtung der dortigen 
durchschnittlichen Landlehrereinkommen. Denn über dem Durchschnitt 
verdienen auch die Landlehrer in Merseburg (270 Taler/Jahr), in Magdeburg 
(228 Taler/Jahr), Liegnitz (227 Taler/Jahr), Frankfurt/Oder (214 Taler/Jahr) 
und Potsdam (199 Taler/Jahr; Daten jeweils nach Tabellenteil, Tab.8). Da- 
mit liegt die Mitte z.T. über den Durchschnittseinkommen im Westen. 

Die Einkommensrelationen zwischen West, Mitte und Ost werden für 
1857 in Tab.III.2.12 noch einmal zusammengefaßt. Angegeben sind Daten 
der Durchschnittsgehälter auf Provinzebene; sie schließen jetzt Stadtlehrer 
mit ein, um die statistischen Verzerrungen durch die Variable der Stadt/ 
Land-Strukturen zu verringern. 

Auch hier ergibt sich wiederum ein hoher Wert für die "Mitte" - die Pro- 
vinzen Schlesien, Brandenburg und Sachsen. Er wird aber in der vorstehen- 
den Tabelle zu einem Teil durch die im Verhältnis überhöhten Berliner 
(Stadt-) Lehrereinkommen verursacht. 



Tab.III.2.12: Einkommensgefälle von West nach Ost 1857 (Durchschnitts- 
einkommen von Stadt- und Landlehrern in Taler Uahr; gerundet) 



Westfalen 


190 




Posen 


156 








Pommern 


163 


Rheinland 


196 




Preußen (Prov.) 


172 


West zus. 


194 


Mitte zus. 209 


Ost zus. 


166 



Quelle: eig. Ber. nach Centralblatt 1859, S.58f. 



Im Resultat präsentiert sich uns bis etwa zum Ende der 1860er Jahre ein 
Einkommensgefälle von West nach Ost. das jetzt auch wirklich ein durch- 
gängiges Strukturmerkmal in der Einkommenslandschaft der Elementarleh- 
rer darstellt. Denn gegenüber dem Zeitraum vor 1840 ordnen sich die Ein- 
kommensdaten der "Mitte" (in Gehaltsstufen) nun quantitativ in die Gefäll- 
struktur ein (Tab.III.2.10; III.2.11). Dies gilt noch nicht für Daten auf der 
Basis von Durchschnittseinkommen (s.III.3.2(2)). 
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(3) Regionale Differenzen 

Bei aller Einheitlichkeit der zum Stadt-Land-Gegensatz und zum West- 
Ost-Gefälle komponierten empirischen Daten ergeben sich bei der Erfas- 
sung von Einkommensdaten auf der untersten Ebene (Landkreise, einzelne 
Lehrer) auch nach 1840 weiterhin Phänomene der Relativierung der für die 
gesamtpreußischen Verhältnisse ermittelten Momente der Binnendifferen- 
zierung. So soll die Darstellung der regionalen Differenziertheiten in der 
preußischen Einkommenslandschaft zum einen die nach wie vor bestehende 
Uneinheitlichkeit der Lehrereinkommen und ihre Abhängigkeit von den 
Entscheidungen der alleruntersten Ebene der Administration aufeeigen. 
Zum andern erhellen die Daten auch in Ansätzen die Widersprüchlichkeit 
der preußischen "Gemeindeschule in Staatshand"^. Für die Schulfinanzie- 
rung waren immer noch die Gemeinden als Träger zuständig - in der Konse- 
quenz dann auch für die Höhe der Lehrereinkommen. Zwar mögen sich die 
Einkommensverhältnisse der preußischen Lehrerschaft seit Beginn des Jahr- 
hunderts in einem Prozeß der Vereinheitlichung und Angleichung befinden, 
doch das Bild vom "Fleckerlteppich" erscheint als Beschreibung der Realität 
anscheinend immer noch und zumindest so lange angemessen, wie keine ge- 
samtstaatlichen Einkommensregulierungen mit Wirkung bis auf die unterste 
Ebene bestehen. Die wenigen zentralen Erlasse der 40er, 50er und 60er Jah- 
re bleiben jedoch in dieser Hinsicht ohne Bedeutung. 

So können die regionalen Differenzen in den Gehaltsverhältnissen der 
preußischen Elementarlehrer immer noch als Überlagerungen der Gegen- 
sätze zwischen Stadt und Land und zwischen Ost und West gelten. Dabei re- 
lativieren die regionalen Differenzen solche grundsätzliche Strukturen der 
preußischen Einkommenslandschaft. 

Tab.III.2.13 zeigt die Einkommenssituation auf Kreisebene in den Regie- 
rungsbezirken Aachen und Düsseldorf auf der Basis von (gegenüber den 
Quellen) vereinfachten Gehaltsstufen für die zweite Hälfte der 50er Jahre. 
Dieser Momentaufnahme werden die Verhältnisse in mehreren östlichen 
Regierungsbezirken und in Gesamtpreußen gegenübergestellt. Nimmt man 
einmal die am schlechtesten dotierten östlichen Bezirke als Vergleichs- 
punkt, so rangieren immerhin sieben von neun Kreisen im Aachener Bezirk 
unter den Verhältnissen im Osten (Kreise Erkelenz, Eupen, Geilenkirchen, 
Heinsberg, Malmedy, Montjoie und Schleiden). Einschränkend ist hier aller- 
dings hinzuzufügen, daß die Differenz der Erhebungszeitpunkte acht Jahre 
beträgt und Aachen zu diesem Zeitpunkt noch den schlechtestdotierten Re- 
gierungsbezirk der Rheinprovinz darstellt. Aber auch noch für das - im Er- 



68 Vgl. Roeder 1977; s.o. 111.2 
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hebungszeitpunkt identische - Jahr 1864 gilt, daß die Kreise Erkelenz (Reg. 
bez. Aachen) und St. Wendel (Reg.bez. Trier) materiell ähnlich schlecht ge- 
stellt sind wie die meisten östlichen Regionen. Dies trifft 1856 mit Ein- 
schränkung sogar auch für den Kreis Cleve im Reg.bez. Düsseldorf zu. 

Tab.III.2.13: Lehrereinkommen in den Reg. bez. Aachen 1856164 und Düsseldorf 1855156 (Kreis- 
ebene). Vergleich mit östlichen Regbez. und Gesamtpreußen (Stadt- und Landlehrer; Gehaltsstufen 
in Taler IJahr; Zahl der Lehrer = n; Anteile in % der Lehrer; Rb = Regbez ) 



Ge- 


1856 










Regierungsbezirk Aachen 












halts- 


Düren 


Erkelenz 


Eupen Geilenkirchen Heinsberg 


Jülich 


Malmedy 


Montjoie 


Schleiden 


stufe 


n % 


n % 


n 


% 


n 


% 


n % 


n % 


n % 


n 


% 


n 


% 


bis 200 


75 80,7 


59 88,0 


18 


81,9 


42 


87,6 


55 87,3 


56 69,1 


72 98,6 


32 


82,1 


76 


91,5 


über 200 18 19,4 


8 11,9 


4 


18,2 


6 


12,5 


8 12,7 


25 30,8 


1 1.4 


7 


18,0 


7 


8,4 


Ge- 


1864 


























halts- 


Erkelenz 


Rb. Trier 


Sl Wendel Rb.Merseburg Rb.Potsdam Rb.Koblenz 










stufe 


n % 


n % 




n 


% 


n 


% n 


% 


n % 










bis 200 


51 79,2 


780 67,1 




88 


84,6 


511 


28,9 1159 


46,8 890 69,6 










über 200 16 20,8 


382 32,9 




16 


15,4 


1259 


71,1 1319 


53,2 389 30,4 










1*55/56/57 












Regierungsbezirk Düsseldorf 










Ge- 


Duisburg 


Duisburg 


Cleve 


Cleve 


Kempen 


Neuss Rb.MerseburgRb.KoblenzRb.Potsdam 


halts- 


1855 


1856 


1855 


1856 


1856 


1856 


1857 




1857 




1857 


stufe 


n % 


n % 


n 


% 


n 


% 


n % 


n % 


n % 


n 


% 


n 


% 


bis 200 


68 35,4 


68 35,1 


27 


36,5 


96 


66,2 


40 44,9 


32 44,5 


690 40,5 


949 


80,4 


1174 


53,1 


über 200 124 64,6 


126 65,0 


47 


63,6 


49 


33,8 


49 55,0 


40 55,6 


1015 59,5 


232 


19,6 


1038 


46,9 


Ge- 


1864 










Östliche Regierungsbezirke 












halts- 


Königsberg Gumbinnen 


Danzig Marienwerder Posen 


Bromberg 


Stettin 


Cöslin 


Stralsund 


stufe 


n % 


n % 


n 


% 


n 


% 


n % 


n % 


n % 


n 


% 


n 


% 


bis 200 


1675 76,8 1244 81,8 433 


52,2 


1033 


73,4 


1289 76,4 


783 80,6 


977 58,4 


1101 


81,8 


287 


50,7 


über 200 505 23,2 


276 18,2 397 


47,8 


374 


26,6 


399 23,6 


188 19,4 


696 41,6 


245 


18,2 


279 


49,3 










Ge- 


1864 Preußen 




















halts- 




(Gesamt) 




















stufe 




n 


% 




















bis 200 




20.577 


59,7 




















über 200 


15.717 


40,3 













Quellen: eig. Ber. nach: 

HSA Düsseldorf Best Reg. Aachen AbLlI (Schulwesen) Nr.2109. 1856 

HSA Düsseldorf Best- Reg. Aachen AbLlI (Schulwesen) Nr.2131, p.365-374 

HSA Düsseldorf Best Reg. Düsseldorf AbLlI (Schulsachen) Nr.2579, p.l82v-186r 

Schnell 1867, S.46 (dort nach: Statistische Darstellung des Kreises Sl Wendel. St Wendel 1864, S.263) 

Statistische Nachrichten 1867, S.76-83 

Engel 1869, S.177 
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Auf der Basis des Vergleichsmaßstabs Gesamtpreußen 1864 ergibt sich, 
daß sowohl östliche Regionen (Reg.bez. Stralsund und Danzig) über, als 
auch westliche Regionen (Reg.bez. Koblenz und Trier) unter diesem 
"Durchschnitt" liegen. 

Auch auf der Ebene von Durchschnittseinkommen ergibt sich zu dieser 
Zeit noch eine breite Streuung innerhalb eines Regierungsbezirks. Die Auf- 
stellung zeigt, daß die Durchschnittseinkommen auch in der Provinz und in 
den einzelnen Kreisen z.T. um über 100% auseinandergehen (Tab.III.2.14). 



Tab.III.2.14: Durchschnittseinkommen im Reg.bez. Arnsberg 
1858159 (in TalerIJahr; gerundet; Stadt- und Landlehrer) 



Kreis 


Zahl d. Lehrer 


Durchschn.einkommen 


Altena 


78 


242 


Arnsberg 


51 


208 


Bochum 


76 


242 


Brilon 


64 


175 


Dortmund 


94 


256 


Hagen 


112 


243 


Hamm 


664 


227 


Iserlohn 


64 


269 


Lippstadt 


49 


181 


Enschede 


51 


117 


Olpe 


66 


135 


Siegen 


117 


171 


Soest 


69 


199 


Wittgenstein 


39 


122 


Summe 


994 


199 



Quelle: Centralblatt 1859, S.773f. 



Der niedrigste Wert des Durchschnittseinkommens beträgt 117 
Taler/Jahr im Kreis Enschede - gegenüber 269 Taler/Jahr im Kreis Iserlohn. 
Auch bei Berücksichtigung der überwiegend städtischen Struktur Iserlohns 
bleiben die Unterschiede recht gravierend. Sie zeigen, wie ausgeprägt 
regionale Unterschiede die "basalen" preußischen Einkommenstrukturen 
Stadt/Land und West/ Ost überlagern und z.T. konterkarieren. 
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2.3 Die Elementarlehrer im Vergleich mit anderen Lehrer- und Be- 
rufsgruppen 

Die vergleichende Bezugnahme auf die Einkommenssituation der preußi- 
schen Oberlehrer, nichtpreußischer Volksschullehrer und preußischer Sub- 
alternbeamter wird auch im weiteren beibehalten. Die Relationierung der 
materiellen Verhältnisse dieser Lehrer- resp. Berufsgruppen mit der Situa- 
tion der preußischen Elementarlehrer erscheint zwar nur beschränkt mög- 
lich, weil in Bezug auf 

- die Oberlehrer eine klare "Scheidung zwischen höheren Schulen und 
der Bildung des Volkes"^^ besteht; 

- nichtpreußische Elementarlehrer an sich Amtsinhaber unterschiedli- 
cher Volksschulsysteme verglichen werden; 

- die Subalternbeamten Vertreter des Beamtenstands und Nichtbeamte 
gegenüberstehen. 

Die Vergleichspaare rechtfertigen sich jedoch gleichzeitig, weil über die 
Betrachtung der Einkommensverhältnisse der 

- preußischen Oberlehrer ein zweiter Vertreter des sich vereinheitli- 
chenden preußischen Bildungssystems zum Gegenstand der Darstel- 
lung wird; 

- nichtpreußischen Volksschullehrer sowohl eine Hierarchie der Ele- 
mentarlehrereinkommen in Deutschland erstellbar ist als auch die Ein- 
ordnung der preußischen Lehrergehälter in diese Hierarchie vorge- 
nommen werden kann. Dabei ist der oft behauptete Vorsprung 
Preußens im internationalen Kontext^® auch auf der Ebene der Lehrer- 
gehälter zu überprüfen; 

- Subalternbeamten die materielle Lage dieser bevorzugten gehaltspoli- 
tischen Bezugsgruppe der preußischen Elementarlehrer im Längs- 
schnitt dargestellt und deren Relation zu den Volksschullehrern als 
durchgängige Variable gehalten wird. 

(1) Elementarlehrer und Oberlehrer 

Für die preußischen Oberlehrer ist in Bezug auf Berechenbarkeit und 
Einkommensquellen mit der Einführung des ersten Normaletats 1863 ein 
Einschnitt in der Entwicklung der materiellen Situation zu konstatieren.^^ 
Der 63er Normaletat sieht erstmals - zumindest gesetzlich - eine bestimmte 



69 Tenorth 1987, S.255 

70 Vgl. hierzu Tenorth 1987, S.251 

71 Nach V. Rönne 1885. Bd.II, S.109 ist das Fehlen von Bestimmungen über die Gehälter von 
höheren Lehrern das Charakteristikum der Bildungspolitik bis 1863. 
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Stellenzahl für Gymnasiallehrer sowie drei Gehaltsklassen vor, ohne ihnen 
aber ein einklagbares Recht darauf einzuräumen. Der Normaletat von 1863, 
der im übrigen nur für Gymnasien galt, sah die Stellenbesoldung an Gymna- 
sien nach folgenden drei Servis-(=Orts-)Klassen vor: 

Gymnasial-Direktoren ordentliche Gymnasiallehrer 



1. Klasse bis 1800 Taler 600 - 1300 Taler 

2. Klasse bis 1600 Taler 550 - 1 150 Taler 

3. Klasse bis 1200 Taler 500 - 1000 Taler 

Diese Differenzierung schloß die wissenschaftlichen Hilfslehrer und die 
technischen Lehrer an Gymnasien aus und führte in der Konsequenz auch 
zu einer strengen Scheidung zwischen höherem und Realschulwesen.^^ 

Zur ersten Gehaltsklasse gehörten neun Städte: Königsberg, Stettin, 
Breslau, Posen, Magdeburg, Münster, Köln, Elberfeld und Aachen; für Ber- 
lin galt als Sonderregelung eine noch höhere Einkommensstufe. In die zwei- 
te Gehaltsklasse waren 34, in die dritte 58 - kleinere - Städte eingeordnet.^^ 
Der Besoldungsdurchschnitt betrug in den drei Gehaltsklassen 950, 850 bzw. 
750 Taler/Jahr. Die zusätzlich zu zahlenden Mietentschädigungen machten 
10% des Normal-Diensteinkommens aus. An einem Gymnasium evtl, bereits 
vorhandene höhere Besoldu^en mußten bei einer Neubesetzung der Stelle 
rückgängig gemacht werden.^ Im Ergebnis hat der Normaletat so eine für 
ganz Preußen einheitliche und den materiellen Privilegien von Staatsbeam- 
ten adäquate Besoldungsstruktur eingeführt. 

Damit war mit dem Jahr 1863 zwischen Elementar- und Oberlehrern auch 
Hl den rechtlichen Voraussetzungen eine Scheidewand errichtet, die die Ele- 
mentarlehrer erst mit dem Besoldungsgesetz von 1897 durchstoßen konnten. 
Dem Fehlen gesamtstaatlicher Einkommensregulierungen auf seiten der 
niederen Lehrer stand seit diesem Zeitpunkt und bis auf weiteres die Nor- 
maletatbestimmung für die Lehrer an Gymnasien in krassem Gegensatz ge- 
genüber. 

Im weiteren soll die materielle Lage von Elementar- und Oberlehrern sta- 
tistisch ausgefächerter gegenübergestellt werden. Als Quellen dienen dabei 
vorwiegend zeitgenössische Darstellungen aus der Zeit vor 1914. In den 40er 
Jahren des 19. Jahrhunderts liegt der Hauptanteil der Oberlehrereinkom- 
men um die 400 Taler/Jahr. Die gestaffelte Darstellung der Lehrergehälter 
an Bürgerschulen (incl. der Direktoren) im Reg.bez. Frankfurt/Oder für das 



72 Grosse 1910, S.48 

73 Wiese 1864, S.581 

74 Wiese 1864, S.583 
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Jahr 1841/42 zeigt als am stärksten besetzte Gehaltsstufe die Stufe zwischen 
400 und 600 Taler Jahreseinkommen (Tab.III.2.15). Mehr als die Hälfte der 
Oberlehrer haben demnach im Reg.bez. Frankfurt/Oder ein Einkommen 
über 400 Taler/Jahr und immerhin über 1/5 von ihnen bezieht noch ein Ge- 
halt, das 600 Taler übersteigt. Der Durchschnitt der angegebenen Einkom- 
men liegt im übrigen bei 517 Taler/Jahr - ein Gehalt, das im Vergleich zum 
Durchschnittseinkommen eines Stadtlehrers im Reg.bez. Frankfurt/Oder 
noch 1857 um fast 100% höher liegt (262 Taler/Jahr; s. Tabellenteil, Tab.8). 



Tab.III.2.15: Oberlehrereinkommen an höheren Bür- 
gerschulen im Regbez. Frankfurt jOder 1841 142 
(Gehaltsstufen in Taler IJahr) 



Gehalts- 

stufe 


Zahl der 
Lehrer 


%- 

Anteil 


unter 150 


_ 


0,0 


150-300 


3 


13,1 


300-400 


2 


8,7 


400-600 


12 


52,2 


600-850 


5 


21,8 


850-1000 


- 


0,0 


über 1000 


1 


4,3 


zus. 


23 


100,1 



Quelle: Amts-Kalender 1843, S.112 



Ein von der Größenordnung her übereinstimmendes Ergebnis liefern Be- 
rechnungen aus Steuertabellen^^, nach denen zu Beginn der 50er Jahre 
(1851) allerdings keine gravierenden Einkommensbewegungen zu verzeich- 
nen sind. Danach verteilten sich bei insgesamt 1.420 preußischen Gymnasial- 
lehrern (das sind alle ordentlichen Lehrer und Hilfslehrer) die Jahresein- 
kommen wie folgt: 
bis 400 Taler: 173 Lehrer = 12,2%; 
bis 533 Taler: 429 Lehrer = 30,2%; 
bis 600 Taler: 818 Lehrer = 57,6%. 

Der resultierende Durchschnittswert in Höhe von 464 Taler/Jahr liegt ge- 
ringfügig unter dem aus dem 2Leitraum zwischen 1820 und 1840; (damals 475 



75 Vgl. hierzu Klein 1977, S.278; für den Zeitraum nach 1851 dort keine weiteren Daten. 
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Taler/Jahr; s. III. 1.3). Hier dürfte sich auch die Aufhebung der Klassensteu- 
erbefreiung für Gymnasiallehrer von 1850 ausgewirkt haben.^^ Bis in die 
60er Jahre hinein hat sich das Einkommensniveau der Oberlehrer aus den 
Jahren 1820 bis 1840, das v.a. auch durch das Anwachsen des Schulgeldes zu- 
stande kam, nur allmählich durch außerordentliche Beihilfen^^ bzw. Auf- 
Wendungen der städtischen Gemeinden erhöht. Diese Tendenz läßt sich an 
der Entwicklung der Durchschnittseinkommen der etatmäßigen Lehrkräfte 
an öffentlichen Gymnasien veranschaulichen (Tab.III.2.16). Danach steigt 
das Durchschnittseinkommen der Lehrer an preußischen Gymnasien zwi- 
schen 1841 und 1864 von 501 bis auf 578 Taler/Jahr. Die hier berechneten 
Durchschnittseinkommen lassen eine relativ hohe Streuung der Einkommen 
an den preußischen Gymnasien vermuten, die aber von der Quellenlage her 
statistisch nicht weiter aufgeschlüsselt werden kann. Die Angaben beziehen 
sowohl Direktoren als auch "Hülfslehrer" mit ein, zu denen u.a. auch an den 
Gymnasien unterrichtende Elementarlehrer gehören. 



Tab.III.2.16: Durchschnittseinkommen der Lehrer an allen preußischen 
Gymnasien 1841 - 1864 (Angaben in Taler /Jahr; z.T. gerundet) 



Jahr 


Gesamtbetrag der 
Besoldungen 


Zahl der 
Lehrerstellen 


Durchschnitts- 

einkommen 


1841* 


729.498 


1.457 


501 


1851* 


868.597 


1.588 


547 


1856* 


997.681 


1.786 


559 


1858 


1065.585 


1.875 


568 


1864 


1305.033 


2.259 


578 



* Angaben für Stellenzahlen 1841 als Mitte der 2^hlen von 1840 und 1843, die von 1851 als Mit- 
te der Zahlen von 1849 und 1852, jene von 1856 als Mitte der Zahlen von 1855 und 1858.) 

Quellen: Wiese 1864, S.587 (Gesamtbetrag der Besoldungen) 

Engel 1869, S.103 (Stellenzahlen) 

Als Vergleichsmaßstab seien die Einkommensdaten eines einzelnen - gut 
dotierten - Gymnasiums wiedergegeben (Tab.III.2.17). Sie beziehen auch die 
Einkommen von Hilfslehrern mit ein. Düsseldorf gehörte seit 1863 der 2. 



76 Vgl. hierzu Klein 1977, S.23; 278; 394f., Anm.20 

77 Grosse 1910, S.44f. beurteilt die außerordentlichen Beihilfen der Jahre 1850 bis 1862 als 
geringfügig. 

78 Zur Heranziehung der städtischen Gemeinden vgl. die Zirkularverfügung des Kultusmini- 
steriums von 1852, umfangreich zit. bei Grosse 1910, S.45f.. 



138 







Servisklasse an (550 - 1150 Taler/Jahr). Dagegen bezieht ein städtischer Ele- 
mentarlehrer im Jahr 1864 zwischen 231 Taler im Reg.bez. Bromberg und 
341 Taler im Reg.bez. Danzig als Jahreseinkommen/^ 

Wenn nach 1840 in Kreisen der Oberlehrer oder ihrer Fürsprecher Kla- 
gen über ein Mißverhältnis in der Dotation zu vernehmen sind, dann bestehe 
dies im Vergleich zu anderen Beamtengruppen. Allerdings wird die Bezah- 
lung nach der Höhe subalterner Beamteneinkommen nicht als standesgemäß 
erachtet.®® Vielmehr wird die Diskrepanz in Bezug auf die höheren Beamten 
- hier v.a. auf die Justizbeamten - wahrgenommen.®^ 

Tab.III.2.17: Einkommen der Lehrer am Gymnasium Düsseldorf 1855 - 1866 
(Angaben in Taler/Jahr) 



Jahr/e 


Professor 


Oberlehrer 


Lehrer 


1850-53 


900 4-1000 


750 + 150 


570 


1855 


1000 


917 


570 


1858 


1000 


929 


555 


1861 


- 


925 


580 


1863-66 


- 


925 


620 



Quelle: HSA Düsseldorf Reg.Düsseldorf Abt.II (Schulsachen) Nr.29224. 1866 



Beim regionalen Vergleich der tatsächlichen Einkommen von Elementar- 
stadtlehrern (incl. Rektoren®^) mit Lehrern an höheren Bürgerschulen im 
Reg.bez. Frankfurt/Oder für 1841/42 ergibt sich, daß die unteren Gehaltsstu- 



79 Ausgenommen ist hier Berlin mit immerhin - aber wegen der besonderen besoldungspoli- 
tischen Situation nicht vergleichbaren - 502 Taler/Jahr. Zu den Daten für die Durchschnittsein- 
kommen s. Tabellenteil, Tab.8. 

80 So äußert sich General-Vikariat-Sekretär Piepmeyer zu Münster 1840 über den Gymnasi- 
allehrer ”... seiner Bildung nach ... mit den hoeheren Staatsbeamten in gleichem Range: allein 
seine Einnahme ist hoechst subaltern". Zit. nach Klein 1977, S.395. Anm.24. 

81 Mützell zieht 1850 (Zeitschrift für das Gymnasialwesen. 4Jg (1850). l.Bd., S.93) unter 
anderem als Vergleich und statuspolitischen Bezugspunkt heran: 

2. Gerichtsdirector 1200 Taler, 

1 . Assessor 1000 Taler, 

Appellationsgerichtssalariencassenrendant 1300 Taler, 

Steuerinspector 1200 Taler, 

Landrath 1200 Taler. 

Im übrigen wurden Diesterweg 1830 anläßlich seiner Übersiedlung nach Berlin 1200 Taler/Jahr 
an Gehalt angeboten - ein Salär, das ihm jedoch für Berliner Verhältnisse nicht ausreichend er- 
scheint - und er fragt nach, welche persönlichen Zulagen er erwarten darf (Bloth 1966, S.191). 

82 Die standesinteme Differenzierung zwischen Rektoren und Hauptlehrem hatte sich über 
die Einrichtung mehrklassiger Stadtschulen ergeben. 
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fen der Elementarlehrer (50 bis 100, 100 bis 150 Taler/Jahr) bei den Lehrern 
der höheren Schulen gar nicht besetzt sind (Tab.III.2.18). 



Tab.III.2.18: Die prozentuale Besetzung von Gehaltsstufen bei Elementarstadt- 
lehrem und Lehrern an höheren Bürgerschulen im Regbez. FrankfiirtjOder 
1841142 (Gehaltsstufen in Taler/Jahr; Angaben in % gerundet) 



Gehaltsstufe 


50-100 


100-150 


150-300 


über 300 


Elementar- 

stadtlehrer 


1% 


20% 


50% 


29% 


Lehrer an höheren 
Bürgerschulen 


- 


- 


13% 


87% 



Quelle: eig. Ber. nach Amts-Kalender 1843, S.112, S.113f. 



Tab.III.2.19: Durchschnittsgehälter von Gymnasiallehrern und Elementar- 
lehrem in den preußischen Provinzen 1864 (Angaben in Taler Uahr) 



Provinz 


Gymnasial- 

lehrer 


Elem.lehrer 
(Stadt -l- Land) 


Elem.lehrer 

(Stadt) 


Elem.lehrer 

(Land) 


Preussen 


631 


187 


288 


161 


Posen 


583 


176 


236 


149 


Brandenburg 


669 


259 


332 


206 


Pommern 


605 


185 


277 


148* 


Schlesien 


553 


212 


297 


185 


Sachsen 


594 


263 


298 


242 


Rheinprovinz 


564 


233 


306 


201 


Westfalen 


556 


226 


296 


197 



(Bei den Gymnasiallehrern ist das etatmäßige Lehrpersonal erfaßt und in Durchschnittswerten 
umgerechnet: Directoren (6,5%), Oberlehrer (26,7%), geistliche Religionslehrer (6,6%), Or- 
dentliche Lehrer (35,7%), wissenschaftliche Hilfslehrer (7,4%), Technische Lehrer (11,9%), 
Elementarlehrer (5,3%).) 

♦ fehlerhafte Angabe in der Quelle (188 Taler/Jahr) 

Quellen: eig. Ber. nach: 

Wiese 1864, S.566, S.587 

Statistische Nachrichten 1867, S.4, 8, 12, 16, 20, 30, 34, 38, 42, 46, 56, 60 

Während etwa die Hälfte aller Elementarstadtlehrer in Frankfurt/Oder 
ein Jahreseinkommen zwischen 150 und 300 Taler beziehen, liegen nur ca. 
13% der Oberlehrer in dieser untersten gymnasialen Einkommensgruppe. 
Den Bereich über 300 Taler/Jahr erreichen gerade 29% der Elementarlehrer 



140 








gegenüber immerhin 87% der Gymnasiallehrer. Über diese Grenze vorzu- 
stoßen, ist deshalb verständlicherweise die zeitgenössische Hauptforderung 
der Elementarlehrerschaft.*^ 

Ein Vergleich von Durchschnittsgehältern belegt auch für das Jahr 1864, 
daß die Einkommen der Gymnasiallehrer ein Mehrfaches der Elementarleh- 
rerbezüge ausmachen (Tab.III.2.19). 

Die durchschnittlichen Bezüge der Gymnasiallehrer bewegen sich zwi- 
schen 556 Taler/Jahr in Westfalen und 631 Taler/Jahr in der Provinz Preus- 
sen.. Die Elementarstadtlehrer erreichen jeweils nur etwa die Hälfte dieses 
Einkommens. Dies soll weiter verdeutlicht werden anhand des prozentualen 
Anteils der Elementarlehrergehälter an den Gehältern der Gymnasiallehrer 
(Tab.III.2.20). 

Der geringste Anteil der Landlehrergehälter am Einkommen der höheren 
Lehrer ist mit unter 25% in Pommern zu verzeichnen; der höchste Anteil 
mit über 40% in Sachsen. Stadtlehrer sind im Vergleich zu den Gymnasial- 
lehrern am besten besoldet in der Rheinprovinz (54,3%), am schlechtesten 
in der Provinz Posen mit gut 40%. 

Tab.III.2.20: Elementarlehrerbezüge als Prozentanteil der 
Gymnasiallehrerbezüge 1864 



Provinz 


Stadtlehrer 


Landlehrer 


Preussen (Prov.) 


45,6 


25,5 


Posen 


40,5 


25,6 


Brandenburg 


50,0 


30,8 


Pommern 


45,8 


24,5 


Schlesien 


53,7 


33,4 


Sachsen 


50,0 


40,7 


Rheinprovinz 


54,3 


35,6 


Westfalen 


53,3 


35,4 



Quelle: eig. Ber. nach Tab.III.2.19 



Die Übersicht macht darüberhinaus deutlich, daß auch die Elementar- 
stadtlehrer mit ihren Kollegen an den höheren Schulen keineswegs materiell 
konkurrieren können. Die Annäherung ihrer Gehaltsniveaus fand erst all- 
mählich statt. Einen deutlichen Einkommensschub im Vergleich zu den 
Oberlehrern können die Elementarlehrer erst über das Besoldungsgesetz 



83 Hämisch 1844 gibt als Minimum 200 bis 300 Taler an (S.347). 
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von 1897 erreichen. Gleichzeitig erfolgen im weiteren Verlauf aber auch 
deutliche Erhöhungen in den • staatlicherseits fixierten - Normaletats. 

(2) Vergleich mit den deutschen Amtskollegen 

Für den Zeitraum nach 1840 läßt die Datenlage zur Einkommenssitua- 
tion der außerpreußischen Lehrerschaft keinen Länsschnittvergleich für 
Nominal- oder Realeinkommen zu. Der folgende Vergleich hebt deshalb 
vorwiegend ab auf die charakteristischen Momente der Gehaltsnormierung. 

Bei der Darstellung der Einkommensverhältnisse im Großherzogtum 
Hessen für das Jahr 1842 (Tab.III.2.21) fällt auf, daß die Gehälter in dem 
vergleichsweise niedrigen Bereich zwischen ca. 90 Talern und 175 Talern 
keine große Streubreite aufweisen - also im Vergleich zu preußischen Ver- 
hältnissen niedriger angesiedelt sind und eine kompaktere Verteilung zei- 
gen. Der Vergleich von Koblenz und Hessen wurde gewählt wegen der regi- 
onalen Nähe der beiden links- und rechtsrheinischen Gebiete. Unter Be- 
rücksichtigung der sich überschneidenden Gehaltsstufen ergibt sich, daß die 
preußischen Elementarlehrer materiell etwas besser gestellt waren als ihre 
hessischen Kollegen: In Preußen beziehen etwa 59% der Lehrer bis zu 150 
Taler/Jahr, in Hessen immerhin knapp 80% weniger als 144 Taler. 



Tab.III.2.21: Lehrereinkommen im Reg.bez. Koblenz und im Großherzogtum 
Hessen 1842 (Gehaltsstufen in TalerIJahr; im Reg.bez. Koblenz nur Landlehrer; 
bei Ghtm. Hessen Umrechnung Gulden in Taler) 



Gehalts- 


Reg.bez. Koblenz 


Ghtm. Hessen 


Gehalts- 


stufe 


Lehrerzahl 


% 


Lehrerzahl 


% 


stufen 


bis 100 


190 


26,7 


255 


27,3 


bis 88,9 


100-150 


229 


32,2 


226 


24,2 


88,9-116,7 


150-200 


165 


23,2 


261 


28,0 


116,7-144,0 


200-300 


106 


14,9 


191 


20,5 


144,0-175,0 


über 300 


21 


3,0 


- 


0,0 


über 175,0 


zus. 


711 


100,0 


933 


100,0 





Quellen: LHA Koblenz Best. 441 Nr.9195. 21. Mai 1842 
Kirsch 1855. Bd.II, S.215 
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Ein weiterer Vergleich der preußischen Einkommensverhältnisse mit dem 
- bildungspolitisch progressiven*^ - Großherzogtum Baden für den Beginn 
der 40er Jahre (Tab.III.2.22) hat ein Gebiet zum Gegenstand, das später re- 
gional zwischen Preußen und dem 1849 Preußen zugeschlagenen Hohenzol- 
lern liegt. Die Gegenüberstellung zeigt, daß dort die - für Preußen - niedrig- 
ste Gehaltsstufe nicht besetzt ist. 



Tab.III.2.22: Lehrereinkommen im Reg.bez. Koblenz 1841 und im Großherzog- 
tum Baden 1844 (Gehaltsstufen in Taler/Jahr; Angaben in %) 



Gehalts- 

stufen 


Regierungsbezirk Koblenz 
Landlehrer Stadtlehrer 

n % n % 


Ghtm. Baden* 
n % 


bis 100 


187 


26,8 


5 


4,0 


_ 




100-150 


240 


34,3 


12 


9,5 


791 


40,9 


150-200 


170 


24,3 


29 


23,0 


819 


42,4 


200-300 


93 


13,3 


61 


48,4 


229 


11,9 


über 300 


- 


0,0 


- 


0,0 


- 




zus. 


699 


100,0 


126 


100,0 


1931 


100,0 



* Im Ghtm. Baden wurden die fixen Bezahlungen von vier Klassen von Hauptlehrem (in der 
Quelle nach evangelisch und katholisch unterschieden) gemittelt und der jeweiligen Gehalts- 
stufe zugeordnet; auch durch die Währungsumrechnung entstehen dabei ca. -Werte. 



Quellen: LHA Koblenz Best. 441 Nr.3534. 26. März 1841 
Harnisch 1844, S.333 

Im Reg.bez. Koblenz haben immerhin mehr als 1/4 der Landlehrer weni- 
ger als 100 Taler/Jahr. Vergleicht man die Bezüge der Lehrer in den beiden 
Regionen etwa bis zur 200-Taler-Grenze, so ergibt sich, daß über 85% der 
Landlehrer und gut 36% der Stadtlehrer in Koblenz unter diesem Limit lie- 
gen; im Großherzogtum Baden sind es etwas mehr als 83%. Dies zeugt von 
nur geringen Unterschieden in den Einkommensverhältnissen. Allerdings ist 
im Reg.bez. Koblenz die Spanne zwischen 100 und 150 Talern die am stärk- 
sten besetzte Gehaltsstufe, während im Großherzogtum Baden die meisten 
Lehrer zwischen 150 und 200 beziehen. Die Stadtlehrer im Reg.bez. Ko- 
blenz liegen höher in den Stufen 200 bis 300 Taler und über 300 Taler. Be- 
deutsam im Vergleich zu Preußen ist die Existenz von staatlichen Gehaltsfi- 



84 Vgl. hierzu Stratmann 1985 
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oc 

xierungen in einigen außerpreußischen Regionen - meist in Form von Mi- 
nimalgehältern. So wird 1850 im Königreich Hannover eine Normierung der 
Lehrergehälter eingerichtet mit einem Minimum von 30 Talern/Jahr plus 
Reihetisch bzw. 80 Taler/Jahr ohne Reihetisch. Zusätzlich wurde freie Woh- 
nung oder entsprechende Mietentschädigung gewährt. Gleichzeitig wurde 
aber auch ein Maximum festgesetzt in Höhe von 150 Taler/Jahr für das Land 
und 300 Taler/Jahr für Städte.®*^ 

Im Königreich Bayern haben vor 1850 etwa 53,6% der Lehrer ein Ein- 
kommen bis 200 fl/Jahr (entspricht ca. 116 2/3 Taler).®^ Diese untere Marge 
wird 1852 auf 250 fl (entspricht ca. 144 Taler) und nochmals 1859 auf 300 fl 
(entspricht ca. 175 Taler) erhöht. Eine weitere staatliche Gestaltung der 
Einkommensverhältnisse erfolgt durch das Schulbedarfsgesetz von 1861, 
durch das nach Ortsgrößen gestaffelt 350 bis 500 fl festgesetzt wurden.®® 

Im Herzogtum Braunschweig®^ sind in den 50er Jahren unter den Lehrern 
keine Gehaltsempfänger unter 100 Taler/Jahr anzutreffen. Dagegen ist diese 
Gehaltsstufe sowohl im Reg.bez. Merseburg, als auch im Reg.bez. Koblenz 
im Jahr 1857 sehr wohl noch besetzt (Tab.III.2.23). 

Im Herzogtum Braunschweig ist die Gehaltsstufe bis 200 Taler mit 37,2% 
am stärksten besetzt, im Reg.bez. Merseburg (Stadt- und Landlehrer) die bis 
300 Taler, bei den Landlehrern im Reg.bez. Koblenz mit 43,8% die Stufe bis 
150 Taler und bei den dortigen Stadtlehrern die Stufe bis 300 Taler/Jahr. Im 
Überblick sind die Braunschweiger Lehrer etwas besser gestellt als die Ko- 
blenzer Landlehrer, gleichzeitig aber auch etwas schlechter als die Gesamt- 
heit der Lehrer im Reg.bez. Merseburg. Sie liegen also ’in der Mitte’, unter- 
halb der privilegierten preußischen Gebiete und deutlich oberhalb der übri- 
gen Regionen. 

1857 liegen die Minimalgehälter der Lehrer im Königreich Württemberg 
über den Durchschnittsgehältern der Landlehrer im Reg.bez. Trier; das gilt 
gleichermaßen für die Jahre 1861 und 1864 (Tab.III.2.24). 



85 Wie bereits oben (III3.1)) ausgeführt, existieren bis dahin in Preußen keinerlei zentral- 
staatliche Gehaltsfixierungen. 

86 Kirsch 1855. Bd.II, S.212 

87 Vgl. hierzu Kirsch 1855. Bd.II, S.211; danach haben: 

53,6% bis 200 fl (ca. 116 2/3 Taler) 

28,5% 200-300 fl (ca. 116 2/3 - 175 Taler) 

17,8% über 300 fl. 

88 Städte mit mehr als 10.000 Einwohner hatten bereits selbständige Ortsstatute, deren An- 
fangsgehalt über dem gesetzlichen Mindestgehalt lag; vgl. Nissl 1919, S.263. 

89 Vgl. hierzu Schönemanns Studie zu den braunschweigischen Gymnasien (Schönemann 
1983), um die dort schon seit dem 18. Jahrhundert dauernden Anstrengungen in der Bildungs- 
politik zu sehen. 
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Tab.IIL123: Einkommen in den Regierungsbezirken Koblenz und Merseburg 
und im Herzogtum Braunschweig (Bs) 1850155 (Gehaltsstufen in Taler! Jahr; 
n: Zahl der Lehrer; Median aus gruppiertem Material errechnet) 



Ge- 

halts- 

stufe 


R^.bez. Koblenz 1857 Reg.bez. Mersebg. 1857 Htm. Bs 
Sadt Land Stadt und Land 1850/55 

n% n% n% n% 


bis 100 


- 


0,0 


90 9,1 


57 


3,3 


_ 


0,0 


100-150 


24 


12,8 


435 43,8 


276 


16,2 


86 


21,3 


150-200 


57 


30,5 


343 34,5 


357 


20,9 


150 


37,2 


200-300 


88 


47,1 


121 12,2 


557 


32,7 


132 


32,7 


300-400 


14 


7,5 


5 0,5 


321 


18,8 


29 


7,1 


über 400 


4 


2,1 


- 0,0 


137 


8,0 


6 


1,5 


zus. 


187 


100,0 


994 100,1 


1705 


99,9 


403 


99,8 


Median 


223 


152 


242 


206 



Quellen: LHA Koblenz Best. 441 Nr.3534. 17. Juli 1858 
Centralblatt 1859, S.51 
Kirech 1855. Bd.II, S.217 



Tab.III.2.24: Durchschnittsgehälter in den Reg.bez. Trier und 
Merseburg/Mindestgehälter im Kgr. Württemberg 1842 - 1864 
(Angaben in TalerIJahr; S = Stadtlehrer; L = Landlehrer) 



Region 


1842 


1857 


1861 


1864 


Reg.bez. (S) 




222 


241 


257 


Trier (L) 


127 

(S+L) 


168 


179 


184 


Reg.bez. (S) 




275 


288 


330 


Merseb. (L) 




241 


272 


270 


Württemberg* 


114 


200 




228 



* Die Angaben gelten für folgende Zeitabschnitte: 1836-46, 1851-58, 1858-65. 

Quellen: Tabellenteil, Tab.8 

Friederich 1978, S.122 



Dagegen liegen sowohl Stadt- als auch Landlehrer im Reg.bez. Merseburg 
zu allen Zeitpunkten über den württembergischen Gehaltsminima. Für den 
Vergleich der Lehrergehälter in beiden Regionen dürfte aber die Existenz 
solcher Minima selbst am schwersten wiegen. Solche Garantien bestanden 



145 








für preußische Lehrer nicht als Basis ihrer Lebensplanung. Auf der anderen 
Seite ist mit der gesetzlichen Fixierung von Mindestgehältern noch keine 
Aussage über deren Durchsetzung in der Realität gemacht. 

Als Tendenz des Zeitabschnitts läßt sich hier für den interregionalen Ver- 
gleich festhalten, daß in den außerpreußischen Ländern vielfach staatliche 
Gehaltsnormierungen stattgefunden haben. Die Gehaltspolitik - auch der 
Lehrer^ - scheint dabei auf die Eliminierung der untersten Gehaltsgruppe 
(weniger als 100 Taler/Jahr) bzw. auf die Anhebung der Mindesteinkommen 
gerichtet zu sein: Im Königreich Sachsen 1844^^ und 1851^, im Königreich 
Württemberg 1852*^, im Königreich Bayern 1852, 1859 und 1861 und im 
Königreich Hannover 1850. Bezüglich des faktischen Einkommens dürften 
die Lehrer in den kleineren deutschen Fürstentümern zwischen den Bezügen 
der preußischen Stadt- und Landlehrer anzusiedeln sein. Die angestrebten 
Mindesteinkommen der Königreiche stehen aber, verglichen mit den fakti- 
schen Einkommen der preußischen Lehrer, eher unter diesen. Ein wichtiger 
Unterschied zu den preußischen Gehaltsverhältnissen darf aber nicht unter- 
schlagen werden: Dort werden vom Staat auch bereits Alterszulagen einge- 
führt: In Württemberg ab 1852^“*, im Königreich Sachsen im Jahr 1851^ - 
gegenüber preußischen Verhältnissen eine frühzeitige und attraktive Auf- 
besserung der Lehrergehälter. Sie verdeutlichen noch einmal die zentrale 
Differenz zur preußischen Situation: Hier bestehen bis 1866 keinerlei ge- 
samtstaatliche Gehaltsfixierungen. 



(3) Vergleich mit Unter- und Subalternbeamten 

Bis zum Anfang der 50er Jahre blieben die Gehaltssätze für die Unter- 
und Subalternbeamten im wesentlichen erhalten, die noch aus der Besol- 
dungsnormieru^ des Jahres 1825 stammten. In den 50er Jahren setzt es sich 
dann sukzessive^ durch, vom System der Teuerungszulagen, Gratifikationen 



90 Zu den Vorschlägen des Bayerischen Lehrervereins vgl. Nissl 1919, S.263; die 48er Forde- 
rungen der unterfränkischen Lehrer referiert Guthmann 1972, S.60f.. 

91 Mindesteinkommen im Kgr. Sachsen 1844: 

Kirchschullehrer 200 Taler/Jahr 

Schullehrer 120 Taler/Jahr 

Gehülfen 40 Taler/Jahr (Harnisch 1844, S.336) 

92Kirech 1855. Bd.II, S.212 

93 Mindesteinkommen in Württemberg 1852: 275 fl/Jahr (ca. 157,2 Taler). Vgl. Kirsch 1855. 
Bd.II, S.213 

94 Friederich 1978, S.122 

95 Kirsch 1855. Bd.II, S.212 

96 Die Gehaltserhöhungen fanden für die einzelnen Beamtengruppen zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten statt - beginnend bei den Unterbeamten als für Teuerungssprünge empfindlichste 
Gruppe und zeitverschoben dann für die mittleren und höheren Beamten. Nach Kübler 1976, 
S.123f. gehen sie konkordant mit den Konjunkturverläufen bzw. der Höhe der Staatseinnahmen. 
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und Beihilfen abzugehen und regelmäßig wiederkehrende Gehaltssteigerun- 
gen einzuführen.^^ Im Zeitraum bis 1866 unterliegt der Beamtenstand einer 
formellen (Disziplinargesetz 1852) und auch materiellen Straffung^® - im 
Sinne der Errichtung einer durchstrukturierten Gehaltsskala für die preußi- 
schen Unter- und Subalternbeamten. Dabei sind deutliche nominale Erhö- 
hungen bei den Einkommen festzustellen (Tab.III.2.25). Die Tabelle doku- 
mentiert deutliche Steigerungsraten - insbesondere im Anfangsgehalt - für 
die verschiedenen Einkommensspannen. Auch in der absoluten Einkom- 
menshöhe liegen "Welten" zwischen Elementarlehrern und den meisten Sub- 
altern-Beamtengruppen. Die Verortung der Elementarlehrer in den Besol- 
dungsstufen der Unter- und Subalternbeamten ergibt folgendes Bild:^ 

- 25% der Stadtlehrereinkommen und 69,6% der Landlehrereinkommen 
für 1864 liegen unter dem Anfangsgehalt von 200 Talern pro 1860 für 
untere Polizeibeamte (Boten und Gefängnisaufseher); 

- 85,6% der Stadtlehrereinkommen und 97,7% der Landlehrereinkom- 
men für 1864 liegen unter dem Anfangsgehalt von 400 Taler eines 
Postexpedienten im Jahr 1860. 

Auf der anderen Seite haben 

- 1,9% der Stadtlehrer und 0,2% der Landlehrer 1864 ein Einkommen 
zwischen 600 und 800 Taler/Jahr - das ist die Besoldungsstufe eines 
Postmeisters im Jahr 1860; 

- 2,4% der Stadtlehrer und 0,2% der Landlehrer 1864 ein Gehalt von 
600 bis 1.000 Taler/Jahr - das ist das Einkommen von Sekretären und 
Buchhaltern der Regierungen ab 1860. 



97 "Mit Gratifikationen, Beihülfen, Unterstützungen oder einer andern der vielen verschie- 
denen Formen, in denen das Gefühl der Nothhülfe sich ausdrückt, ist es nicht mehr abgethan. 
Die Theuerungs-Zulagen sind fast dauernd geworden, und da die Ursachen dazu fortdauem und 
sich mehren werden, so bekehrt man sich allmählig zu der Anschauung, dass die Beamten mit ih- 
ren vorzeitigen knappen Gehalten den Preisen und Ansprüchen der Gegenwart nicht mehr ge- 
wachsen sind. Man gewöhnt sich ferner allmählig (trotz des Staats-Einnahme-Mangels und Steu- 
erdrucks) an den Gedanken, dass die Beamten sorgenfrei gestellt werden müssen, wenn man von 
ihnen Diensttreue und die genügende Erledigung der jetzigen Arbeitslast verlangt.” (v. Reden 
1856, S.384) Ähnlich die positive Wertung für den Bereich der Post: "Im ganzen zeigt das Perso- 
nalwesen in der Zeit von 1850 bis 1868 ein freundlicheres Bild als in den Jahrzehnten zuvor." 
(Stephan 1928, S.667) 

98 Nach der Darstellung v. Redens (1856, S.387) hat man dabei "den richtigen Grundsatz 
verfolgt ..., das Personal möglichst zu verringern, aber dessen Diensteinnahme möglichst zu er- 
höhen". Nach den Daten v. Redens (ebd., S.385-387) weist nur der Etat des Justizministeriums 
im 2^itraum 1849 bis 1855 einen Zuwachs an Personal und Kosten auf. Gegen den genannten 
Grundsatz sprechen allerdings die anwachsenden Zahlen des Personalkörpers der preußischen 
Post von 1850 bis 1866; vgl. Stephan 1928, S.660. 

99 s. als Datengrundlage des Vergleichs: Tabellenteil, Tab.l3; dort sind die Angaben für 
1864 bereits in Mark umgerechnet; Verhältnis Taler : Mark = 1:3. 
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Tab.III.125: Einkommen von Unter-ISubalternbeamten 1850 - 1865; 
Steigerungsraten des Anfangs- und Endgehalts zwischen 1850 und 1865160 
(Angaben in Taler/Jahr bzw. %) 



Beamtengruppe/Jahr 


1850 


1855 


1860 


1865 


Steigerung im 
Anfangsgeh. Endgeh. 


Polizeiverwaltung: 
a) Polizeibote, 
Polizeigefängnisaufseher 


120-200 


100-200 


200-150 




66,7% 


25,0% 


b) Schutzmänner 


200-300 


200-300 


150-300 


25,0% 


0,0% 




c) Gendarm (Land) 


240-260 


240-260 


270-290 


115% 


11,5% 




Unterbeamte der Regierungen 


180-300 


200-300 


150-300 


250-300 


38,9% 


0,0% 


Unterbeamte der Ministerien 


240-450 


250-450 


150-450 


250-450 


4,2% 


0,0% 


Subalterne der Regierungen: 

a) Kanzlisten 

b) Sekretäre und 


350-600 


350-600 


450-650 


450-650 


28,6% 


8,3% 


Buchhalter 


500-1000 


550-1000 


600-1000 


600-1000 


20,0% 


0,0% 


Subalterne der Ministerien: 
a) Kanzleisekretäre 


400-800 


400-800 


500-900 


500-900 


15,0% 


115% 


b) Expedienten, Kalkulatoren, Registratoren, 












Rendanten, Kanzleidirektoren 


500-1500 


600-1500 


600-1500 


700-1600 


40,0% 


6,7% 


Beamte der Staatsbahnen*: 














1. Kategorie: Bahnwärter u.a. 


585 


732 




15,1% 






1 Kategorie: Güterexpedienten 


u.a. 1095 


1386 


26,6% 








Postwesen* *: 
a) Postexpedienten 


240-400 


400-450 


66,7% 


115% 






b) Postsekretäre 


400-800 


400-700 


0.0% 


-14,3% 






c) Postmeister 


500-700 


600-800 


20,0% 


14,3% 







* Angaben für die Staatsbahnen sind Durchschnittseinkommen; für sie kann auch nur deren Steigerung angegeben werden; 
zweite Spalte gilt für das Jahr 1859 

•• Erste Spalte der Angaben für das Postwesen gilt für 1851/52 



Quellen: Statistisches Jahrbuch für den Preußischen Staat 10(1912). Berlin 1913, S.678f., 682f. 

Kühler 1976, S.XIff. 

Engel 1874, S.113 
Loa 1909, S.424 
Stephan 1928, S.661 

Unter Berücksichtigung der bei den Elementarlehrern am stärksten be- 
setzten Gehaltsstufen ergibt sich: 

- In der Stufe zwischen 200 und 300 Taler befinden sich 40,4% der preus- 
sischen Stadtlehrer - das entspricht den Gehaltsverhältnissen der Un- 
terbeamten der Regierungen für das Jahr 1855; 
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- In der Stufe zwischen 150 und 200 Taler sind 32,3% der Landlehrer an- 
gesiedelt - sie überschneiden in ihrer Spitze geringfügig das Anfangs-, 
aber bei weitem nicht mehr das Endgehalt der Regierungsunterbeam- 
ten von 1850 in Höhe von 280 bis 300 Taler/Jahr. 

Die zusammenfassende Gegenüberstellung von Elementarlehrern und 
niederer Beamtenschaft ergibt, daß nur ein verschwindend geringer Teil der 
preußischen Landlehrer - 8,3% - die Unterbeamten der Regierung und den 
größten Teil der unteren Polizeibeamtenschaft überholen kann. Gut 30% 
der preußischen Stadtlehrer übersteigen das Höchstgehalt der Unterbeam- 
ten bei den Regierungen (300 Taler). Von ihnen nehmen schließlich nur gut 
10% den Level der eigentlichen Subalternengehälter ein - mehr als 400 Ta- 
ler/Jahr. Nach diesen Gegenüberstellungen hat sich der materielle Abstand 
zwischen Beamtenschaft und Elementarlehrern im Vergleich zum Zeitraum 
vor 1840 eher noch vergrößert (s. 111.1.3(3)) - ein realer Grund für weitere 
Klagen der Lehrer. 

2.4 Geld- und Naturalanteil im Lehrereinkommen 

Von der traditionellen Einkommensstruktur der Lehrerstelle her sind die 
sog. Naturalprästationen und Realberechtigungen ein normaler und wesent- 
licher Bestandteil des Einkommens. Kodifiziert sind diese Ansprüche bzw. 
Verpflichtungen bereits in den §§ 29 und 30 des Allgemeinen Landrechts 
von 1794, wonach die Hausväter der Schulgemeinde den Unterhalt des Leh- 
rers in Geld oder Naturalien sowie Wohnung und Feuerung gewährleisten 
sollen. Indem der Subsistenzbeitrag den Verpflichteten, d.h. den Gemein- 
demitgliedern aber eine Last bedeutet, gerät der Lehrer hinsichtlich Qualität 
und Quantität sowie Pünktlichkeit der Lieferung von Naturalien vielfach in 
prekäre Situationen. "Alle ... Naturalabgaben sind von der Art, daß die Er- 
hebung derselben für den Empfänger mit vielen Unzuträglichkeiten verbun- 
den ist. Wie genau auch die Vorschriften über die Qualität derselben sein 
mögen, so wird doch der Vortheil niemals auf seiten des Lehrers sein, und er 
wird in den Fall kommen, entweder fortwährend Beschwerden zu führen, 
oder stillschweigend den Schaden zu leiden. Selbst die Aufsicht durch die 
Qrtsgerichte und die Einnahme durch dazu besonders bestellte Personen 
helfen dem Uebel nicht ganz ab: denn es ist anzunehmen, daß jene Leute mit 
den Contribuenten meist weit mehr befreundet sind, als mit dem Lehrer, 

und letzterer wird auf seine Klage sehr oft die Antwort hören müssen: 'die 

100 

Leute können’s nicht besser geben, als sie’s haben’”. 



100 Kirsch 1855. Bd.II, S.261 
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Auch der Umstand, daß nach dem Entscheid des Oberlandesgerichts 
Cöslin von 1823 auf Anrufen der Lehrer die Abgaben von den Gerichten 
eingezogen wurden*®\ half den Lehrern dort praktisch nicht viel weiter. 
Qualität und Pünktlichkeit der Abgabe verbesserten sich keineswegs. 
Ebenso ist die Empfängersituation in der Selbstdeutung der Lehrer hinder- 
lich für die Achtung des Lehrers in der Gemeinde. "Je mehr Naturalien und 
je weniger Geld, desto abhängiger von dem einzelnen Gemeindegliede, 
desto weniger geachtet". Diese Situation der Abhängigkeit verleitet den 
Lehrer mitunter auch zur Vernachlässigung seiner Pflicht, etwa indem er 
Schulversäumnisse nicht meldet, weil er sonst minderwertige Nahrungsmit- 
tel von den Hausvätern zu erwarten hätte.^®^ Das Interesse des Lehrers ist 
deshalb darauf gerichtet, den Naturalanteil zugunsten eines zunehmend 
pekuniären Einkommens abzubauen und sich so von unliebsamen 
Schmälerungen und dem zusätzlichen zeitlichen und persönlichen Aufwand 
(etwa des Eintreibens der ihm zustehenden Naturalien) zu emanzipieren. 
Die Alimentierungsform erzeugt also zusätzlich typische Konflikte, die in 
der Regel die Intervention und den Entscheid der Regierungsbehörde nötig 
machen. Konfliktverläufe in den spezifischen Sphären der Kost, des 
Wohnens und des Befeuerns können daher auf der Basis amtlicher Quellen 
besonders gut exemplarisch dargestellt werden. 

Fleischkollekte und Reihetisch 

Lehrer Luthe zu Datteln (Kreis Recklinghausen) bezieht aus seiner vom 
Großvater 1806 übernommenen Stelle u.a. eine Fleischkollekte im Werte 
von ca. 20 Talern jährlich.*®'* Die herzoglich-arembergische Regierung 
schafft die Kollekte 1807 als Naturalie ab und ersetzt sie durch "Gemein- 
geld". Die Bauernschaften wehren sich gegen dessen "Beiforderung" und 
werden 1808 davon befreit, bis bewiesen ist, daß dem Lehrer die Kollekte als 
Chorsänger, nicht als Schullehrer von allen Haushaltungen der Pfarrei ge- 
bührt. 1807 hatten sie die Leistung noch "aus Gutmütigkeit" erbracht. Die 
1811 neu besetzte bergische Regierung reguliert 1812 die Lehrerstellen in 
der Weise, daß "keine Geschenke und Gaben als verbindliche Entrichtung 



101 Niedergesäs 1847, S.487 

102 Berliner Jahrbücher 1846, S.240 

103 Petrat 1979, S.346 

104 Vgl. zum folgenden die ausführliche Dokumentation dieser Auseinandersetzung zwi- 
schen Lehrer und Behörde: ZStA Merseburg Rep.76 VII Sect.20aa Nr.7 Bd.1. 1812-1820. 

Die von H.E. Tenorth im Zusammenhang des DFG-Forschungsprojekts "Lehrerverbände 
und Professionalisierung" ausgewerteten Merseburger Aktenbestände wurden uns freundlicher- 
weise in Auszügen zur Verfügung gestellt. 



150 





mehr gefordert werden könnten"^®^, also die der Kollekte entsprechende 
Abgabe für Chorsingen in bar aufzubringen ist. Bis zur Vertreibung der fran- 
zösischen Besatzung blieb dies jedoch unvollzogen. In den Jahren 1814 und 
1815 blieb die Sache weiter liegen. Von 1815 bis 1818 wurden den Bauern- 
schaften dann die Abgaben von der Regierung gestundet. 1819 können die 
Bauern die Rückstände nicht auf einmal zahlen und bitten um Zahlungsauf- 
schub. Dazu schlägt die Regierung vor, daß der Lehrer nur den Rückstand 
der letzten zwei Jahre erhalte. In Anbetracht dessen, daß er 100 Taler jähr- 
lich an den Antecesseur (Amtsvorgänger) zahlen muß, beharrt Lehrer Luthe 
auf Erhalt des vollständigen Rückstands von 542 Taler: "... zerrüttend aber 
würde es für meine Verhältnisse sein, wenn mir das Einziehen einer so be- 
deutenden Abgabe ohne Ersatz verweigert würde, die von meinen Collegen 
ohne erlittenen Verlust ohnweigerlich erhoben wird".^®^ Dem Lehrer wird 
1820 von der Bezirksregierung zwar zum Teil selbst Schuld gegeben. Die Re- 
gierung Münster erhält aber die Anweisung, daß die rückständige Summe 
vollständig zu zahlen ist. 

Die Einrichtung des sog. Wandeltisches (auch: mensa ambulatorie, Rei- 
hetisch, fliegende Kost, Kostumgang, Umäzen), wonach der Lehrer reihum 
in der Gemeinde an der Hausverköstigung teilnahm, wurde bereits vor und 
im Verlauf der 20er Jahre hinsichtlich ihrer sozialen und beruflichen Konse- 
quenzen problematisiert. Lehrer und Regierungen streben dessen Abschaf- 
fung an.^”^ Die Regierung Arnsberg hatte bereits 1817 in einem Publican- 
dum geäußert, daß der Reihetisch "eine ebenso unanständige, als unbeque- 
me Versorgungsart"^”® darstelle. Ihre Wiedereinführung sei dort, wo sie be- 
reits abgestellt war, ausdrücklich untersagt.^®^ Im Kreis Altenkirchen 
(Reg.bez. Koblenz) besteht im Jahre 1833 für 75 der insgesamt 110 Lehrer 



105 ZStA Merseburg Rep.76 VII Sect.20aa Nr.7 Bd.1. 1812 

106 ZStA Merseburg Rep.76 VII Sect.20aa Nr.7 Bd.1. 1819 

107 Vgl. das Gesuch des Lehrers in Kirchen 1830 "um Festsetzung eines anständigen Ein- 
kommens; namentlich um Abschaffung des Wandeltisches", denn "es liegt in der menschlichen 
Natur, daß keiner mit Erfolg fortdauernd wirken kann, wenn die Lust des Wirkens selbst nicht 
der Hebel seiner ganzen Thätigkeit ist... 1. steht der Lehrer in der Beziehung nicht nur unter den 
Kuhhirten, sondern auch unter dem Ochsenhirten; denn jeder von diesen hat nebst seinem son- 
stigen größeren Einkommen als der Lehrer, ein eigenes Kosthaus. Nur mit dem Schweinehirten 
steht der Lehrer in Hinsicht des Wandeltisches und seinen übrigen Emolumenten etwa gleich... 
2. Verhindert es eben der Wandeltisch, daß man sich nicht gehörig auf die Unterrichtsstunden 
vorbereiten kann" (LHA Koblenz Best. 441 Nr.9211. 1830). Bezeichnend ist auch die Klage des 
Lehrers zu Ingelbach (Reg.bez. Koblenz, 1849), daß er "mit Schweine- und Kuhhirten und Dre- 
schern aus einer Schüssel essen und alle Komplimente der Bauern über die Zurechtweisungen 
ihrer Kinder in der Schule auf eine recht bittere Art in ihren Häusern und über Tisch hören 
müsse" (LHA Koblenz Best. 441 Nr.9202. 1849). 

108 Kirsch 1855. Bd.II, S.262 

109 Kirsch 1855. Bd.II, S.262 
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des Landkreises noch der Wandeltisch.^^® In mehreren Verfügungen der Re- 
gierung (Oktober 1837, Juli und Oktober 1842) wird er definitiv untersagt. 
Er besteht jedoch weiterhin bzw. wird in sechs Gemeinden wieder einge- 
führt, wie sich aus der Erörterung 2 wischen Bezirksregierung, Landrat und 
Superintendent in den Jahren 1849/50 ergibt. So verfügt die Regierung 1850 
erneut und endgültig, daß spätestens mit dem neuen Schuljahr der Wandel- 
tisch einzus teilen sei. ^ ^ ^ 

Erst Ende der 60er Jahre ist der Wandeltisch in Preußen rechtlich wie 
praktisch dann auch weitgehend abgeschafft. Damit wurde ein Umstand be- 
seitigt, der auch als Hindernis für die Etablierung eines gut ausgebildeten 
Lehrerstandes beurteilt wurde, denn in den 40er Jahren hatten sich semina- 
risch gebildete Schulamtskandidaten geweigert, Stellen mit solchen Zumu- 
tungen anzunehmen.^^^ 

Lehrerwohnung 

Die Gemeindeväter von Ermen und Lüdinghausen (Reg.bez. Münster) 
stellen 1844 ein Gesuch^^^, um von einer Lehrergehaltszulage in Höhe von 
25 Taler (die sie nach Wohlhabenheit gestaffelt aufbringen) entbunden zu 
werden. Mit der Neubesetzung der Lehrerstelle 1825 war die "mensa ambu- 
latorie" und die Komkollekte durch diesen Geldwert ersetzt worden. Die 
Regierung war zu der Ansicht gekommen, daß sie mit der Würde des Lehr- 
amts nicht zu vereinbaren seien. Die Antragsteller tragen vor, daß 1842 die 
beiden Bauernschaften zusammengelegt wurden, ein neues Schulhaus für 
2.000 Taler gebaut wurde und durch die Zusammenlegung die Einnahme des 
Lehrers sich beträchtlich erhöht hätte. Überdies habe er die neue Wohnung 
im Schullokal nicht bezogen. Die Regierung läßt sich 1845 nur darauf ein, 
daß der Lehrer die neue Wohnung nicht beziehen müsse, weil sein Einkom- 
men zur Führung eines eigenen Haushalts nicht ausreiche. Mit der Erhö- 
hung der Kinderzahl und damit des Schulgelds werde sich dies wohl ändern. 

Brennholzdeputat 

Auch die Deputierung mit Brennholz geht nicht reibungslos vonstatten. 
Dabei tauchen regionalspezifisch Anpassungsprobleme aufgrund politischer 
Veränderungen auf. In einem Fall^^'* geht es um die Fortdauer der Berechti- 
gung der Lehrer aus den ehemals königlich-sächsischen Landesteilen, Holz 



110 Vgl. hierau LHA Koblenz Best. 441 Nr.9202. 1849 - 1854; s.a. oben III.l.l und 1II.2.1. 

111 LHA Koblenz Best. 441 Nr.9202. 1850 

112 LHA Koblenz Best. 441 Nr.9202. 1849 

113 Vgl. zum folgenden Fall ZStA Merseburg Rep.76 VII Sect.20aa Nr.7 Bd.II/III. Zur Pro- 
blematik der Direktentlohnung durch das Klientel über Schulgeld s.o. III.l.l und III.2.1. 

114 GStA Berlin Pr. Br. Rep.2B/II Reg. Potsdam Nr.3993. 1816 - 1841 (unpag.) 
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zu schlagen. Ein ähnliches Problem war es, den Lehrern der früheren Pro- 
vinz "Südpreußen" das aktuelle Bezugsrecht für Brennmaterial zu verschaf- 
fen.^^^ Typisch sind jedoch Fälle, in denen Reibungspunkte durch die abwei- 
sende Stellung der Gemeinden wegen ihrer Pflicht der Brennstoffbelieferung 
entstehen. Die Gemeindebürger von Niederwinkel (Krs. Daun, Reg.bez. 
Trier) wehren sich 1830 gegen die Abgabe eines "Holzlooses" an den Lehrer 
von Immerath, mit dessen Schule sie vereinigt sind.^^*^ Ihre Gemeinde sei 
weitaus kleiner und ärmlicher als die der Immerather, die davon befreit wer- 
den wollten. Die Regierung verpflichtet beide Gemeinden zur Abgabe. Die 
Dorfbewohner von Laatzig (Kreis Cammin, Pommern) verweigern 1850 
schlicht die Feuerung der Schulstube.^^^ Die Winterschule findet daraufhin 
nur selten statt. Gegen diesen von ihm nicht verschuldeten Umstand muß 
sich Lehrer Wilde im letzten Jahr seiner Amtstätigkeit gegen den Schulrevi- 
sor Pastor Schenk verteidigen. Im Reg.bez. Bromberg finden sich in den 50er 
Jahren mehrere Fälle, in denen die Gemeinden bereit sind, Brennholz zu 

1 IQ 

schlagen und bereitzustellen, aber nicht, es unentgeltlich anzufahren. 

Daß die Anfuhr sowie das Zerkleinern des Holzes die Pflicht der Hausvä- 
ter ist, wird durch Ministerielle Verfügung vom Oktober 1862 erneut be- 
schieden.^^^ Eine Benachteiligung schon beim Schlagen des Holzes wird 
1831 im Kreise Wetzlar aktenkundig, und zwar "wegen der großen Belästi- 
gungen, die ihnen (dem Pfarrer und dem Lehrer; d.V.) Zuwachsen, wenn sie 
mittelst Taglöhner an vielen Tagen das Loosholz mitmachen lassen muß- 
ten".^^ Gemeint ist, daß beide zu dem Zeitpunkt und für die Dauer Taglöh- 
ner dingen mußten, wann die Gemeinde Holz schlägt, sowie daß ihren Hel- 
fern minderwertigeres Holz zugewiesen wurde. Die Regierung entscheidet, 
daß die beiden getrennt von den anderen das Holz schlagen lassen sollten.^^^ 

Unabhängig von der detaillierten Betrachtung einzelner Fälle läßt sich 
aus den Inhalten der Erlasse und Verfügungen der 60er bis 90er Jahre - bis 
zum Besoldungsgesetz 1897 - als Trend schließen, daß die Abklärung des 
Problems "Brennholz für den Lehrer" schrittweise vorwärts ging. Von den 
Regierungen wurde jeweils punktuell geklärt, inwieweit der Lehrer über- 
schüssige Quanta für die eigene Tasche versilbern darf, daß die Gemeinde 
nicht nur schlagen, anfahren und zerkleinern, sondern auch aufstocken muß; 



115 GStA Berlin XVI.HA Rep.30 Reg. Bromberg II Nr.2494. 1818 - 1901 (unpag.) 

116 Vgl. zum folgenden LHA Koblenz Best. 403 Nr.4658. 1830 

117 Vgl. hierzu Flemming-Benz 1970, S.300 

118 Rehfeld 1968, S.177 

119 Klaunig 1882 S.90 

120 LHA Koblenz Best. 441 Nr.l5529. 1831 

121 LHA Koblenz Best. 441 Nr.l5529. 1831 
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außerdem wird der Zeitpunkt der Anlieferung, die Quantität im Verhältnis 
zum Raumvolumen von Dienstwohnung und Schulstube, die Qualität d.h. 
der Brennwert des Holzes u.ä. geregelt. Entsprechend reduzieren sich die 
in den Archivalien dokumentierten Konfliktfälle. 

Die Betrachtung solcher exemplarischer Konflikte vor einem systemati- 
schen Hintergrund macht deutlich, wie die Lehrer über mehrere Generatio- 
nen hinweg in den Strukturwandel ihres Berufs verstrickt sind bzw. wie die- 
ser sich darüber herstellt. Die Motive der beteiligten Subjekte liegen offen 
zutage: Im Konflikt zwischen dem Materialismus der Gemeinden und dem 
Bestreben des Lehrers, beschränkende und unangenehme Begleitumstände 
seiner beruflichen Existenz abzustreifen, wägt die entscheidende Instanz der 
Behörde ab. Sie löst den Lehrer sukzessive aus hinderlichen traditionalen 
Strukturen und macht ihn dadurch freier für seine hoheitliche Aufgabe. 

Naturalien als Anteil am Gesamteinkommen 

Der Naturalanteil am Gesamteinkommen der Lehrerstellen wird von der 
Regierung bereits sehr früh statistisch erhoben.^^ Nach einer solchen Stati- 
stik ergibt sich z.B. für alle Lehrerstellen im Reg.bez. Koblenz 1816 folgen- 
des Bild für die Naturalanteile an den Lehrereinkommen (Tab.III.2.26). Die 
katholischen Lehrerstellen liegen mit 16,63% bis 53,10% unter den evange- 
lischen Stellen mit Anteilen von 29,08% bis 60,55%. Nachdem der durch- 
schnittliche Verdienst der katholischen Lehrer höher liegt, verläuft der Na- 
turalanteil umgekehrt proportional zum Einkommen. Die interkonfessio- 
nelle Differenz in den Naturalanteilen ist zwar über die offiziellen Erhebun- 
gen ersichtlich. Sie wird jedoch in der Lehreröffentlichkeit nicht problemati- 
siert. Innerhalb dieses Feldes gleichgearteter Stellenfinanzierungen ergibt 
sich bezüglich der Naturalanteile ein Bild wie in Tab.III.2.27 dargestellt. 

Nach der Datenzusammenstellung weisen die Küsterstellen für sich ge- 
nommen einen höheren Naturalanteil auf als die Lehrerstellen des Reg.bez. 
Koblenz 1816 (s.o. Tab.III.2.26). Die Landlehrer weisen einen durchgängi- 
gen Anteil um 50% auf. Bei den Stadtlehrern werden 33,7% nicht über- 
schritten. Ihr Naturalanteil liegt durchgängig unter dem ihrer Kollegen auf 
dem Lande. Unter diesem Aspekt der Einkommensstruktur kann das Leh- 
rereinkommen auch mit Einkommen eines anderen Sektors, mit landwirt- 
schaftlichen Löhnen verglichen werden. Diese weisen für 1849 folgende Pro- 
portion auf (Tab.III.2.28). 



122 Beetz ‘l91 4, S.178f. 

123 Dabei sind Auseinandersetzungen um Ablösung von den Naturalbestandteilen des Leh- 
rereinkommens v.a. für die westlichen Provinzen zu verzeichnen. 
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Tab.III.126: Naturalanteile der Lehrereinkommen im Reg.bez. 
Koblenz 1816 (in %) 





Naturalanteil 


Kreis 


evangelische 


katholische Stellen 


Altenkirchen 


60,55 


53,10 


Zell 


48,51 


28,15 


Wetzlar 


57,22 




Coblenz 


29,08 


16,63 


St. Goar 


51,69 


33,39 


Creuznach 


52,99 


47,14 


Simmern 


52,12 


49,95 


Adenau 




28,39 


Neuwied 




20,46 


Meyen 




23,05 



Quelle; Ber. nach Tabellenteil, Tab.47 



Tab.111.2.27: Bandbreite der Naturalanteile an den Lehrereinkommen in 
den Reg.bez. Koblenz und Bromberg 1834 - 1857 (in%) 



Küsterstellen 1834 
Reg.bez.Koblenz 


Landlehrer 1839 
Reg.bez.Koblenz 


Stadtlehrer 1857 
Reg.bez.Bromberg 


16,6% -77,6% 


46,6% - 51,0% 


0,0% - 33,7%* 



♦ Dabei zählt die in der Quelle nicht aufgeführte Stadt Bromberg selbst als Region mit 
0,0% Naturalanteil. 



Quellen: Tabellenteil, Tab.48, 49, 50 



Tab.III.128: Geld- und Naturalanteil an Löhnen in der 
Landwirtschaft 1849 in ausgewählten Provinzen (in %) 



Provinz 


Geldanteil 


Naturalanteil 


Ostpreussen 


10,8 


89,2 


Brandenburg 


23,8 


76,2 


Sachsen 


64,4 


35,6 



Quelle: Reifes 1976, S.508 



Der Naturalanteil landwirtschaftlicher Löhne in der Provinz Sachsen liegt 
demnach etwa auf dem Niveau von Stadtlehrern in der Region (s.o. Tab.III. 
2.27). Ansonsten - in den Provinzen Ostpreussen und Brandenburg - liegen 
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die Naturalanteile der Landarbeiter wesentlich höher als bei den oben 
betrachteten Lehrerstellen. Dies bedeutet, daß der Unmut des Lehrers über 
die Naturalkomponente seines Einkommens sich nur indirekt aus dem Be- 
zug auf sein soziales Umfeld speist. Vielmehr setzt er sich über die Beson- 
derheit seines Berufs von diesem eindeutig ab. 



Tab.III.2.29: Lehrereinkommen und Naturalanteil in der 
Bürgermeisterei Hamm (Reg.bez. Koblenz) bis 1843 
(in Taler /Jahr (gerundet) bzw. %) 



Schulgemeinde 


Gesamt- 

einkommen 


Naturalanteil 
bis 1843 


Forst 


70 


39,7 


Birkenbeul 


80 


32,3 


Fürthen 


64 


42,6 


Roth 


64 


20,8 


Bitzen 


60 


39,8 



Quelle: Berechnung nach Tabellenteil, Tab.51 



Relativ früh vollzog sich die Ablösung von Naturalanteilen am Leh- 
rereinkommen in der Bürgermeisterei Hamm (1843). Dabei wurden fol- 
gende bis dahin bestehende Naturalanteile in Geldbestandteile der Lehrer- 
gehälter umgewandelt (Tab.III.2.29). So sehr jedoch von den Lehrern die 
Ablösungen begrüßt wurden, es äussern sich jetzt auch Gegenstimmen, die 
auf ein damit verbundenes neues Problem verweisen. Mit der geldmäßigen 
Ablösung gerät der Lehrer in die Kalamität des Wertverfalls durch Inflation 
und unter die Beschränkung auf die örtlichen Marktverhältnisse.^^ Gerade 
in der Phase, in der Naturalablösungen allmählich möglich werden^^^, wird 
entsprechende Klage geführt. So sei ein Holzkauf zu erschwinglichen Prei- 
sen kaum noch möglich, namentlich dort - zeitgenössische Vorurteile kom- 
men zum Tragen -, wo die Wälder im Besitz von Juden seien.^^ Daraus wird 
gefolgert, es sei vorteilhafter, das Holzdeputat weiterhin in natura^^^ zu be- 



124 Die ab 1850 datierte "2^itenwende" (Siemann 1982), die mit der einsetzenden Industria- 
lisierung auch lokale Marktbeschränkungen aufsprengt, wird nicht schlagartig wirksam. 

125 Etwa über das Gesetz betr. die Ablösung der Reallasten ... vom 2. März 1850; vgl. a. Mi- 
nisterialerlaß vom 25. November 1851; Kirsch 1855. Bd.II, S.266. 

126 So berichtet aus den 50er Jahren im Reg.bez. Bromberg; vgl. Rehfeld 1968, S.177. 

127 "Wo dasselbe bisher dem Lehrer geliefert worden ist, können wir für eine Verwandlung 
desselben in Geld keineswegs stimmen; denn der Preis des Holzes ist fortwährend im Steigen 
begriffen" (Kirsch 1855. Bd.II, S.268). 
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ziehen. Ähnlich heißt es, daß der Lehrer sich mitunter beim Kornkauf an 
Wucherer wenden müsse, weil die Bauern nicht an ihn verkauften. Das be- 
deute einen um 20% höheren Kaufpreis und zusätzlich noch Fuhrlohn.^^ 
Angesichts der Wirkung zyklischer Agrarkrisen wird die Naturalform der 
Einkommen rückblickend sogar idealisiert.^^^ 

Für die historische Konsumtionsforschung kann die Einführung des exo- 
genen Mediums "Geld" in seiner Bedeutung für die tägliche Lebensgestal- 
tung kaum überschätzt werden.^^ Dabei weisen die angeführten Klagen der 
Lehrer darauf hin, daß die Geldform für sie zunächst ambivalente Wirkung 
gezeitigt hat. Die nachteiligen Wirkungen der Umwandlung von Naturalbe- 
standteilen der Gehälter in Geldform entschärfen sich jedoch mit der Steige- 
rung der Lehrereinkommen. Die Schulträger, also überwiegend die Gemein- 
den, wehren sich gegen die Auflage, bisherige Naturaldeputate in barer 
Münze aufzubringen. Bei aller Rücksichtnahme auf die Leistungsfähigkeit 
der Gemeinden halten die Behörden jedoch auch in dieser Frage ihren 
Standpunkt aufrecht, wonach der Unterhalt der Schulen durch die Gemein- 
den "namentlich der Befriedigung materieller Interessen gegenüber, ein in 
der Natur der Sache begründetes Vorzugsrecht vor vielen anderen Aufgaben 
gebührt". Die Regierungen hätten dementsprechend zu prüfen, ob die 
Gemeindebudgets zum Nachteil des Schulwesens mit minder wichtigen und 
dringenden Aufgaben zu Unrecht belastet sind. 

1872 wird noch einmal per Gesetz die Möglichkeit eröffiiet, naturale Ein- 
kommensbestandteile in Geld umzuwandeln.^^^ Für die folgenden Jahr- 
zehnte gibt es bereits Hinweise für die völlige Abschaffung des antiquierten 
Wandeltisches^^^, wie für die sukzessive Umwandlung bisher noch konven- 
tioneller Naturalkomponenten auch in den östlichen Provinzen.^^ Von sei- 



128 Preußische Volks-Schul-Zeitung 5(1837), S.301 

129 "Namenthlich in theuren Zeiten würde manche Familie sich (durch die Alimentation in 
Geld; d.V.) den äußersten Entbehrungen ausgesetzt sehen. Mittels der Naturalleistungen wur- 
den die ländlichen Haushaltungen der ... Dorfschulmeister in theuren wie in wohlfeilen Zeiten ... 
im Gleichgewicht erhalten, und auch bei den ärmlich dotierten Stellen die Familien vor Brot- 
mangel im eigentlichsten Sinne des Wortes auch bei der größten Theuerung geschützt" (Die 
Fackel. No.6 1851, S.84). 

130 Vgl. hierzu Teuteberg 1977, S.91 

131 Erlaß der Ministerien für Kultus, Inneres und Finanzen vom 23.10.1856. In: LHA Ko- 
blenz Best. 441 Nr.3631. 1856 

132 Nach Gesetz vom 27. April 1872 können Realberechtigungen auf Antrag des Berechtig- 
ten oder der Verpflichteten in eine Roggengeldrente verwandelt werden; vgl. Nadler 1891, S.75. 

133 Vgl. die mahnende Stimme der Provinzialbehörde (Provinz Hannover, Oktober 1875): 
"Auf dem Lande ist auf Abstellung der Reihetische gegen ein angemessenes Äquivalent thun- 
lichst Bedacht zu nehmen" (zit. nach Seevers 1889, S.61). 

134 Beispielhaft zu nennen ist hier die kombinierte Schulstelle in Rauschken, Krs. Osterrode 
(Ostpreußen, 1874) mit einem Naturalanteil für Landnutzung, Roggen, Gerste und Flachs, wo- 
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ten der organisierten Lehrerschaft Anden sich Stellungnahmen, die diesen 
Prozeß beschleunigen und abschließen wollen.^^^ Eine Erhebung der Stellen 
mit Naturalbezügen für 1899 zeigt vom quantitativen Hintergrund her, mit 
welchen Gründen dieser Frage noch Gewicht zugemessen werden konnte 
(Tab.IlI.2.30). 



Tab.III.Z30: Elementarlehrerstellen mit Naturalbezügen in 
Preußen 1899 (Anteile an allen Lehrerstellen in %) 



Provinz 


Anteil naturaldotierter Stellen 
Stadt Land 


Ostpreußen 


0,9 


60,0 


Westpreußen 


0,3 


36,6 


Brandenburg 


0,8 


5,3 


Pommern 


0,5 


13,7 


Posen 


0,4 


1,3 


Schlesien 


1,0 


44,6 


Sachsen 


1.0 


21,7 


Schleswig-Holstein 


0,3 


33,2 


Hannover 


2,0 


28,3 


Westfalen 


0,1 


0,6 


Hessen-Nassau 


1,3 


8,2 


Rheinland 


0,1 


1,9 


Preußen gesamt 


0,6 


23,4 



Quelle: Tabellenteil, Tab.52 



Die Zusammenstellung macht deutlich, daß die Politik der Ablösung von 
Naturalbestandteilen des Lehrereinkommens weitgehend gegriffen hat. Für 
die Stadtlehrer ist die Naturalfrage in allen Provinzen vom Umfang her un- 
bedeutend geworden. Mit Ausnahme von Hannover und Hessen-Nassau 
sind hier nirgends mehr als 1% der Stellen mit Naturalien ausgestattet. Bei 
den Landlehrern zeigt sich hingegen mit einer Spanne von 0,6% (Provinz 



bei letztere drei abgelöst wurden, von 82,8% des Stelleneinkommens (vgl. Die Volksschule 1875, 
S.ll); sowie die Ablösung von Roggen, Hafer, Roggengarben und Eiern (sie machen 12,5% des 
Stelleneinkommens aus) bei der Schulstelle zu Laatzig (Pommern) 1883 (vgl. Flemming-Benz 
1970, S.302). 

135 Vgl. die Stellungnahme des Preußischen Lehrertags 1902: "Die Naturalnutzungen sind 
vielfach schon abgelöst und es empfiehlt sich ihre völlige Beseitigung, weil die Lieferung oft 
schlecht ausfällt und nur zu Streitigkeiten führt” (Denkschrift 1902; S.79). 
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Westfalen) bis 60% (Provinz Ostpreußen) Naturalanteil eine große 
regionale Differenz. Der Schluß liegt nahe, daß darin die 
wirtschaftsstrukturellen Verhältnisse der Provinzen als begünstigender bzw. 
hemmender Faktor bei der Umwandlung von Naturalien in Geld zum 
Ausdruck kommen. Wenn wir das Pro-Kopf-Einkommen der Provinzen und 
den jeweiligen Anteil an naturaldotierten Stellen gruppieren und 
kombinieren, dann entsteht für 1899/1900 ein Feldertableau (Tab.III.2.31). 
Danach zerfallen die Provinzen in vier Gruppen: Brandenburg (7^ 
Mark/Kopf=M/K), Rheinland (610 M/K) und Westfalen (556 M/K) sind 
industriell expansive Regionen, in denen auch das Hinterland auf die 
Zentren bezogen ist und relativ einheitliche Lebensverhältnisse wirken; in 
Hessen-Nassau (686 M/K), Hannover (527 M/K) und Sachsen (552 M/K) 
liegt offenbar ein adäquates Verhältnis von Naturalanteil und 
Wirtschaftskraft vor, beide Momente nehmen im Vergleich eine 
Mittelposition ein; in den "Hungerleider"-provinzen Ostpreußen (401 M/K), 
Westpreußen (377 M/K), Pommern (434 M/K) und Posen (377 M/K) beste- 
hen unabhängig von der Höhe des umzuwandelnden Naturalanteils 
schlechte Voraussetzungen dafür, den Schulträgern bestehende Belastungen 
in Geldform abzuverlangen; die Provinzen Schleswig-Holstein und Schlesien 
zeichnen sich durch gewichtige Zentren und ein armes Umland aus, in dem 
eine Umwandlung in Geld ebenso beschwerlich ist wie im Osten. 



Tab.IlI.Z31: Pro-Kopf-Einkommen (Gesellschaft) und Naturalanteil 
(Lehrereinkommen) in Preußen 1899/1900 



Pro-Kopf- 

Einkommen 


hoch 


Naturalanteil 

mittel 


gering 


hoch 


Schleswig-H. 


Hessen-Nassau 


Rheinland 


mittel 


Schlesien 


Hannover 


Brandenburg 

Westfalen 


gering 


Ostpreußen 

Westpreußen 


Sachsen 

Pommern 


Posen 



Quellen: Tab.lII.2.30 

Hentschel 1978, S.97 



Auf der Ebene der Haushaltsführung erhobene Daten, die für die Zeit 
nach 1900 vorliegen, weisen in Haushaltsrechnungen für 13 Landlehrerstel- 
len aus vier Provinzen noch einen durchschnittlichen Naturalanteil von 
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6,2% aus.^^ "Ausreißer", d.h. zwei Lehrerstellen aus Schlesien und Hanno- 
ver mit 18,2% und 34,3% Naturalanteil, können als nicht mehr typisch für 
den Umfang der Naturaldotierung gelten. Ebenso ist die Form der Natural- 
dotierung anders zu akzentuieren. Jetzt ist von den Erträgen von Acker, 
Garten und Kleinvieh die Rede. Die klassische Naturalie als Abgabe durch 
die Gemeinde oder Lieferung von Eßwaren ist nur noch in einem Fall 
(Fleisch und Wurst) aufgeführt. 

Wenn auch der Unterschied nur noch gering ist, so ist die traditionelle 
Dotierungsstruktur des Lehrers im Vergleich zu anderen Beamtengruppen 
aber immer noch erkennbar; dies gilt zumindest in der Gegenüberstellung zu 
den mittleren Beamten. 1907 weist das Gesamtfamilieneinkommen der in 
unserem Zusammenhang wichtigsten Beamtengruppen folgende Naturalan- 
teile auf^^^: 

Lehrer 2% 

Mittlere Beamte 1% 

Unterbeamte 1,9% 

In diesem Rahmen nur noch geringer Differenz bleibt dem Landlehrer al- 
so eine Naturalkomponente erhalten.^^ Als grundsätzlich mögliches Akzi- 
denz wird sie von den §§ 29 und 30 des Diensteinkommensgesetzes von 1909 
festgehalten. 

Im historischen Weg gilt für den Lehrer Naturaldotation zunächst als ab- 
zuschaffendes Übel, das ihn in Abhängigkeit hält. Die Erfahrung des labilen 
Werts von Geldbezügen, die er nach Umstellungen macht, wird gemildert 
durch den Anstieg seines Gehalts. Im Resultat der Ablösungsprozesse ver- 
bleibt ein Naturalanteil, der jetzt tendenziell eine andere Bedeutung gewon- 
nen hat. Die Schulunterhaltungspflichtigen haben z.T. des Lehrers Dienst- 
land zu bewirtschaften und soweit noch die Form von direkten Abgaben 
besteht, kann er diese entgegennehmen wie weiland der kleine Landherr. 



136 eig. Ber. nach Erhebung 1909, S.123ff.; im Unterschied zur Quelle, die vom Gesamtein- 
kommen der Lehrerfamilie ausgeht, ist unser Bezugspunkt an dieser Stelle das eigentliche Stel- 
leneinkommen des Lehrers. Im übrigen ist diese Untersuchung nicht lehrerspezifisch, sie erhebt 
Lehrer als Teil der Gesamtstichprobe "minderbemittelter Einkommen". 

137 Nach Erhebung 1909, S.45; diese Quelle weist für niedere Lehrer einen nichtrepräsenta- 
tiven Überhang von Lehrern aus großen Städten auf. Insofern ist der Naturalbezug der Lehrer 
gegenüber den verglichenen Beamtengruppen höher anzusetzen. 

138 s.a. die in Tabellenteil, Tab.53 zusammengestellten Naturaleinnahmen einiger preußi- 
scher Lehrerstellen für 1907 

139 Beetz ^1914, S.181f. 
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3. Die Einkommenssituation der Elementarlehrer bis 1890: 
Sukzessive Ausstattung mit Beamtenprivilegien 

Mit dem Sieg von Königgrätz hatte Preußen gegen Österreich die politi- 
sche Vorherrschaft in Deutschland errungen. In der Folge wird der Deutsche 
Bund aufgelöst, der Norddeutsche Bund gegründet und eine Reihe von deut- 
schen Territorien von Preußen annektiert. So gehören jetzt aufblühende 
Städte wie Frankfurt am Main und Wiesbaden zu Preußen. Im Zuge dieser 
Ausweitung des preußischen Staatsgebiets seit 1866 erfährt auch das Bil- 
dungswesen einen Vereinheitlichungsdruck durch die Einverleibung neuer 
Provinzen (Hessen-Nassau, Hannover, Schleswig-Holstein^). Gerade Hes- 
sen-Nassau und Schleswig-Holstein hatten bis 1866 bereits einen hohen 
Entwicklungsstand ihres Schulwesens erreicht und insbesondere die Höhe 
der dort gezahlten Elementarlehrergehälter lag über dem preußischen 
Durchschnitt. Bereits auf der allgemeinen ökonomischen Ebene gilt, daß die 
annektierten Gebiete "hinsichtlich ihrer relativen Einkommensposition ei- 
nen hohen Rang unter den deutschen Regionen innehatten."^ 

Der ökonomisch motivierte Zusammenschluß im Norddeutschen Bund 
schaffte die politischen Voraussetzungen für die - v.a. nach 1870 - Beschleu- 
nigung des Industrialisierungsprozesses in Preußen, mit dem auch allge- 
meine Verbesserungen der ökonomischen Lage des Staats und der Men- 
schen einhergingen - insbesondere über die Erhöhung des Reallohnniveaus. 
Das politisch unterstützte Ziel wirtschaftlicher Vereinheitlichung und Frei- 
zügigkeit ist dabei Motor dieser Entwicklung. Jedoch kann mindestens bis 
zum Ende des Jahrhunderts nicht von einer "strukturellen Einheit"^ der 
preußischen Volkswirtschaft die Rede sein. Dies belegen Daten zum Ost- 
West- Vergleich in Deutschland aus dem Jahr 1882 (Tab.III.3.1). 

Solche gravierenden Gegensätze innerhalb des preußischen Staatsgebiets 
müssen sich - vermittelt über Steueraufkommen und gemeindliche Finanz- 
kraft - auch auf die Ausgaben für Bildungswesen und Lehrerbesoldung aus- 
wirken. 

Aus der allgemeinen Aufschwungtendenz der preußischen Volkswirt- 
schaft resultieren aber in jedem Fall zusätzliche Finanzspielräume für die 
Etablierung sozialer Sicherungssysteme, die Ausweitung des Staatsapparats 
im allgemeinen und des preußischen Bildungswesens im besonderen. So un- 



1 Vgl. zur Entwicklungsgeschichte des schleswig-holsteinischen Schulwesens Kopitzsch (Hg.) 
1981; im gleichen Band auch Offen 1981 

2 Borchardt 1976, S.232 

3 Borchardt 1976, S.230 



161 





terliegen etwa die staatlichen Bildungsausgaben im Rahmen des staatlichen 
Etats den bisher größten Steigerungsraten (Tab.III.3.2). 

Tab.III.3.1: Index der Fortschrittlichkeit der Produktionsstruktur in den 
preußischen Rennen 1882 (Deutsches Reich = 100) 



Region 


Index 


Brandenburg-Berlin 
Preußischer Nordwesten 
Region des heutigen Nordrhein- 


142 


117 


Westfalen und Reg.bez. Hildesheim 
Reg.bezirke zwischen Hessen, Koblenz im Westen 


112 


und Magdeburg, Merseburg, Anhalt im Osten 


100 


Schleswig-Holstein 


100 


Reg.bez. Trier 
Hohenzollern 


98 


87 


Schlesien und Reg.bez. Posen 


82 


Ostpreußen, Westpreußen, Pommern 


59 



Quelle: Borchardt 1976, S.232, Tab.3 



Zwischen 1864 und 1878 steigt der Anteil des Elementarschulbereichs am 
Gesamtetat des Bildungswesens von 21 auf fast 50% und wird damit zum 
zentralen Ausgabenfaktor der Kultuspolitik; auch der Anteil am Gesamtetat 
unterliegt einer immensen Steigerung von 0,39% für Bildungsausgaben 1864 
auf fast 3% im Jahr 1878. Die Daten belegen den Wandel hin zu einer ex- 
pansiven Phase der Volksschulpolitik in dieser Zeit. 

, Gleichzeitig mit dieser kräftigen Budgetverschiebung zugunsten des Bil- 
dungswesens, die keineswegs allein mit der Ausweitung des Staatsgebiets er- 
klärbar ist, erhöhen sich auch in Preußen die Schülerzahlen (1864: 2,8 Mio., 
1878: 4,2 Mio., 1891: 4,9 Mio.)'*, die Schuldichte, der relative Schulbesuch^, 
die Zahl der Lehrerseminare (1868: 66, 1880: 111; 1892: 120)^ und die Zahl 
der Seminaristen (1864: 3.610, 1870: 5.008, 1881: 9.892, 1892: 10.553)’. Ent- 
sprechend verringert sich der Anteil der Analphabeten an der preußischen 
Bevölkerung. Nach den Daten der Volkszählung von 1871® konnten nur 
noch 10,8% der männlichen und 16,4% der weiblichen Bevölkerung ab dem 
10. Lebensjahr weder schreiben noch lesen (insgesamt 13,7%). Gleichwohl 



4 Sauer 1987, S.287 

5 Leschinsky/Roeder 1983, S.484f., Tab.3-5 

6 Sauer 1987, S.289 

7 Sauer 1987, S.291 

8 Daten nach Francois 1983, S.756, S.758, Tab.2. Zum Vergleich Frankreich 1872: 27 bzw. 
34% der Bevölkerung über 6 Jahre (ebd.). 
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bleiben in Preußen die deutlichen regionalen Unterschiede in den Alphabe- 
tisierungsraten erhalten. Den höchsten Wert nimmt 1871 der Reg.bez. 
Bromberg mit 42,9% ein, den niedrigsten mit 2,6% die Stadt Berlin.^ 



Tab.III.3.2: Staatliche Bildungsausgaben in Preußen 1858 - 1891 
(Angaben in 1000 Mark bzw. %) 





1858 


1864 


1878 


1888 


1891 


Gesamtetat 


360.603 


411.584 


640.560 


1362.124 


1670.979 


Bildungsausgaben 


6.041 


7.582 


38.441 


62.230 


88.538 


% des Gesamtetats 
davon 


1,67 


1,84 


6,00 


4,57 


5,30 


Elementarschulen 


1.336 


1.625 


18.8% 


36.215 


59 438 


% der Bildungsausgaben 


22,12 


21,43 


49,15 


58,20 


67,13 


% des Gesamtetats 


0,37 


0,39 


2,95 


2,66 


3,56 



Quelle: Leschinsky/Roeder 1983, S.479, Tab.l 



Die massive quantitative Erweiterung des Bildungswesens spiegelt sich 
auch wieder im Ausbau des höheren und Hochschulwesens. Zwischen 1854 
und 1870 steigt die Zahl der preußischen C^mnasien von 121 auf 201 und 
die Zahl der Schüler von 33.036 auf 59.391.'® Die Zahl der Studierenden an 
Universitäten und Technischen Hochschulen beträgt 1860/61 noch 14.631, 
1880/81 sind es bereits 25.826." 

Daß die beschriebene "Bildungsexpansion" im Elementarschulbereich sich 
auch auf die Konjunkturen des zur Verfügung stehenden Lehrpersonals 
auswirkt, liegt nahe. Auf dem Hintergrund der Industrialisierung der preußi- 
schen Volkswirtschaft und der damit einhergehenden verstärkten Urbanisie- 
rungstendenz ergibt sich dabei ein Mangel an Lehrern, insbesondere in den 
ländlichen Regionen.'^ Die Jahre des Lehrermangels'^ liegen besonders in 
der Zeit zwischen 1869 und 1882. Der Anteil an unbesetzten Volksschulleh- 



9 Daten nach Francois 1983, S.758, Tab.2. Zu den Ursachen vgl. ebd., S.760-763 

10 Müller/Zymek 1987, S.52-54 

11 Titze 1987, S.27f., Tab.l 

12 "Hier im Industriebezirke läßt es sich sehr gut leben, nicht teurer, sondern sogar noch bil- 
liger als in Pommern." schreibt ein landflüchtiger Lehrer noch 1901 in der Pädagogischen Zei- 
tung, der die "Freuden des Landlehrerlebens in Pommern" kennengelemt hat. Sogar die 
"Mietsentschädigungen, die im Industriebezirk gezahlt werden, reichen in der Regel für das Mie- 
ten einer standesgemäßen Wohnung aus." (Die Verhältnisse ... 1902, S.139f.) Dieser Lehrer si- 
gnalisiert damit idealtypisch die Ursachen des Lehrermangels auf dem Lande, der zu Beginn des 
20. Jahrhunderts noch einmal über die Landflucht der Lehrer verschärft wird (s. III.4.1). 

13 Frohse u.a. 1985, S.90 
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rerstellen betrug 1873 6,9%, 1875 8,3% und 1879 6,0%; bis 1886 sinkt der 
Wert auf 0,7%”, "als mancher arbeitslose Philologe im Volksschuldienst 
unterkam". So verwundert es nicht, daß dann auch die elementarschulin- 
terne Problematik des Lehrermangels ihre Auswirkungen in der Weise 
zeigte, daß staatlicherseits versucht wurde, die Attraktivität des Lehrberufs 
zu erhöhen - vorwiegend mittels "Subsistenzverbesserung". Zusätzlich 
mußten zur Abhilfe des Lehrermangels auf dem Lande auch die Einkom- 
mensdifferenzen zwischen Stadt und Land reduziert werden. 

Für die materielle Lage der Elementarlehrerschaft resultiert aus dem dar- 
gestellten Bündel ökonomisch-sozialer Entwicklungen im Preußen der 
Nachreaktionszeit ab 1866 ein Prozeß der sukzessiven Ausstattung mit Pri- 
vilegien des Beamtentums, der seinen Ausgang nimmt mit der Aufstellung 
von Mindestgehältern 1867 (s. II1.3.1), sich fortsetzt einerseits mit dem Re- 
liktengesetz von 1869 und dem Pensionsgesetz von 1885 (s. III.3.5), anderer- 
seits mit der Einführung von Dienstalterszulagen 1873/74 und 1888 durch 
das Schulunterhaltungsgesetz mit seinen umfassenden Gehaltsregelungen 
einen gewissen Abschluß findet (s. 111.3.1). Dotationsgesetze werden erst im 
- dafür auch charakteristischen Zeitraum - nach 1890 erlassen (s. II1.4.1). 

3.1 Das Einkommen der Elementarlehrer 

Die Steigerung der Lehrereinkommen in der 2. Hälfte des 19. Jahrhun- 
derts läßt sich insgesamt als kräftige Verbesserung der materiellen Lage 
kennzeichnen. Am Prozeß der materiellen Besserstellung des Lehrerstandes 
hatten - erneut - die Landlehrer den stärksten Anteil (Tab.111.3.3; s. a. Tabel- 
lenteil, Tab.l3). 

Im Jahr \8(A lagen noch gut 70% der Landlehrer unter 600 Mark/Jahr; 
1886 waren es nur noch knapp 2%.^^ Zu diesem Zeitpunkt war es durch die 
Z.T. kräftigen Steigerungen der Lehrereinkommen - zusätzlich über Min- 
destgehälter, Alters- und Teuerungszulagen - gelungen, die alleruntersten 
Gehaltsstufen innerhalb der Landlehrerschaft zu eliminieren. 

In den oberen Gehaltsstufen ist ein analoger Prozeß zu verzeichnen (s. 
Tabellenteil, Tab.l3): Über der Marge von 1.200 Mark/Jahr lagen 1864 nur 
gut 2% der Landlehrer, während 1886 diese Gehaltsstufe auf fast 32%, also 
ein knappes Drittel aller Landlehrer in Preußen, angewachsen ist. Auch 



14 Sauer 1987, S.288 

15 Bölling 1987, S.236. Auch im Bereich des höheren Schulwesens waren die 80er Jahre des 
19. Jahrhunderts von einem Lehrermangel geprägt; vgl. ebd., S.230-232 und ders. 1986, S.199f. 

16 Frohse u.a. 1985, S.91 

17 In der zeitlich gleichen Periode von 22 Jahren zwischen 1798 und 1820 hatten wir nur 
marginale Einkommensverbesserungen feststellen können. 
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noch ohne die - gerade in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts verstärkt statt- 
findende - Einkommensfixierung in Form von Erlassen und Gesetzen er- 
reichten v.a. die Landlehrer eine kräftige Anhebung ihres materiellen Status. 



Tab.III.33: Einkommensentwicklung der preußischen Elementarlehrer 
1864 - 1886 (Gehaltsstufen in MarkIJahr; Angaben in %) 



Gehalts- 

stufe 


1864 


1871 


Stadt 

1874 


1886 


1864 


Land 

1871 1874 


1886 


unter 600 


25,0 


10,0 


6,2 


0,1 


70,6 


45,4 


18,2 


1,8 


600-1500 


68,9 


77,0 


74,9 


55,3 


29,7 


52,8 


79,8 


88,2 


über 1500 


6,0 


13,1 


19,0 


44,6 


0,7 


1,8 


1,9 


10,0 


zus. 


99,9 


100,1 


100,1 


100,0 


100,0 


100,0 


99,9 


100,0 



Quelle: Tabellenteil, Tab.l3 



Dieser Prozeß ist betrachtenswert vor dem Hintergrund der damaligen 
ökonomischen urtd insbesondere der Entwicklung des Geldwerts. So fanden 
im Zeitraum zwischen 1864 und 1886 (Erhebungszeitraum der oben angege- 
benen Tabelle) z.T. kräftige Steigerungen im gesellschaftlichen Preisniveau 
statt, deren Spitzen in den Jahren 1873/74, 1877 und 1881 tagen (s. die 
Schaubilder 3 und 4). Insgesamt hatten sich im genannten Zeitraum die Le- 
benshaltungskosten um ca. 30% erhöht.^® Relativ zu den Landlehrern fielen 
die Einkommenserhöhungen der Stadtlehrer im betrachteten Zeitraum be- 
scheidener aus (s.o. Tab.III.3.3). Sie hatten allerdings ein höheres Einkom- 
mensniveau als Ausgangspunkt der Gehaltsentwicklung. Auch bei den Stadt- 
lehrern ist jetzt - 1886 - die unterste Gehaltsstufe nicht mehr besetzt. Bereits 
früher als bei den Landlehrern hatte sich ihr Anteil in dieser Gehaltsstufe 
aufgelöst. Wenn wir im Bild des stufenweisen Emanzipationsprozesses von 
materiellen Abhängigkeiten bleiben, den die Lehrerschaft im Verlauf des 19. 
Jahrhunderts durchläuft, so läßt sich feststellen, daß die Stadtlehrer im Ver- 
gleich zu ihren Kollegen auf dem Lande dessen Stufen jeweils früher einge- 
nommen hatten.^^ 

Im betrachteten Zeitraum nehmen staatliche Aktivitäten zur Absicherung 
der Lage der Lehrer zu. Sie zielen nicht nur auf materielle Besserstellung, 



18 eig. Berechnung nach Kuczinsky 1947, S.103 und 173. Zu den Indices der Lebenshaltungs- 
kosten s. v.a. Tabellenteil, Tab.18 und Schaubilder 3, 4 und 7. 

19 Zur ausführlicheren Darstellung der - vergleichsweise privilegierten - Einkommenssitua- 
tion der Stadtlehrer s.u. 111.3.2(1) 
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sondern insgesamt und gleichförmig auf die sukzessive Ausstattung der Leh- 
rerschaft mit den Privilegien des Beamtentums.^ So folgte die zweite der 
"drei großen Regulirungsperioden"^^ Ende der 60er Jahre - nach den detail- 
lierten statistischen Erhebungen der materiellen Lage der Lehrer in den Jah- 
ren 1861 und 1864^^. Gemeint sind hier die Ministerialerlasse vom 7. 2. 1867 
und vom 5. 5. 1869 - bereits unter Bismarck als Ministerpräsident. 



SchujblM 4i Indax dar 
Labanahajlungahoatan 1071 - 1013 




1iid*x 



Qutiifti TUsif*niaiip TU.f< 

(- IM», Takte i.tir) 



Das zeitgenössische Urteil bemerkt über den Zeitpunkt dieses neuen ge- 
haltspolitischen Vorstosses des preußischen Staats: "Die allgemeine politi- 
sche Erhebung des preußischen Staates im Jahre 1866 hatte das Selbstbe- 
wußtsein des Volksschullehrers nicht wenig miterhoben."^ Bereits in den 
50er Jahren hatte man damit begonnen, "alljährlich im Staatshaushaltsetat 



20 s. besonders III.3.5 Pensionsionsverhältnisse 

21 Kautz 1900, S.12 

22 Die Erhebungen sind veröffentlicht als Statistische Nachrichten 1864 und 1867. 

23 (F.L.:) Die Gesetzentwürfe 1868, S.219 
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ordentliche Mittel einzustellen, um die Gemeinden bei der Erhöhuim der als 
unzureichend erkannten Volksschullehrergehälter zu unterstützen."^ 

Neu ist an dem Erlaß vom 7. 2. 1867, daß er die erste gesamtstaatliche 
"Hierarchie von Lehrerrevenuen" aufstellt, die die Bezahlung von Mindest- 
gehältern in - nach mehreren Kriterien klassifizierten - Kategorien Vor- 
sicht.^ Hierin liegt auch die besondere Bedeutung dieses Erlasses. Dabei 
wurde unterschieden nach: 

- Stadt/Land, 

- ein-/mehrklassige Schulen, 

- Groß-/mittlere/Kleinstadt, 

- regional differierende Erwerbs- und Nahrungsverhältnisse, 

- Wohlhabenheit und Teuerung der einzelnen Städte. 

"Die einzelnen Gehaltssätze waren wie folgt festgesetzt: 

a) für erste und alleinstehende Lehrer auf dem Lande neben Wohnung 
und Heizung ein Gehalt von 50 - 150 Taler^ (außerdem Naturalien zur 
Ernährung von 5 Personen und 2 Stück Rindvieh), 

b) für zweite und folgende Lehrer 120 - 200 Taler neben Wohnung und 
Heizung, 

c) in kleineren und mittleren Städten für die untersten Stellen 150 bis 200 
Taler neben Wohnung und Heizung, 

d) in größeren Städten ein höheres Einkommen, wofür das 400 Taler be- 
tragende Minimaleinkommen in Berlin einen Anhalt bieten sollte, 

e) für Lehrerinnen (s. die Zusammenfassung in 1II.5; d.V.) neben freier 
Wohnung und ev. freier Heizung ein Bargehalt von 150 - 200 Talern."^^ 

Auch die zwischen 1872 und 1875 getroffenen "allgemeinen Anordnungen 
für eine zutreffendere bessere Regulirung der Schullehrerbesoldungen"^ 
verfolgten konsequent die Prinzipien der bis dahin verfügten Erlasse. 
Gleichzeitig blieb jedoch auch noch zu diesem Zeitpunkt die Nachrangigkeit 
des Staates in der Lehrerbesoldung erhalten, da die Minimalgehälter nur 
"ausreichend sein sollten, wenigstens in den unter den einfachsten und dürf- 
tigsten Verhältnissen lebenden Gemeinden die Existenz einer Lehrerfamilie 
sicherzustellen."^^ 



24 Schwarz/Strutz 1900. Bd.II, S.347 

25 Kautz 1900, S.12; vgl. auch Müller 1910, S.194f. 

26 Zur Umrechnung in Mark sind die Angaben mal drei zu nehmen; s.o. Münzen, Maße und 
Gewichte. 

27 Müller ^1910, S.195 

28 Schwarz/Strutz 1900. Bd.II, S.347 

29 Kautz 1900, S.12. Er bemerkt weiter: "Diese Minimalsätze sollten ... nur die Bedeutung ei- 
ner unerläßlichen Grundlage für die Verhandlung mit den einzelnen Schulverbänden und eines 
aus den bestehenden Verhältnissen entlehnten Maßstabes haben, mit Hülfe dessen gleiche Ver- 
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Die Nachrangigkeit des Zentralstaats in der Lehrerbesoldungsfrage wird 
zuerst durchbrochen mit der Einführung von Gehaltszulagen für ältere Leh- 
rer aus Staatsmitteln in den Jahren 1873/74. Sie sahen vor, für Lehrer nach 
12 und 22 Dienstjahren 30 bzw. 60 Taler/Jahr zusätzlich zum Normaleehalt 
zu zahlen; für Lehrerinnen betrugen die Sätze 30 bzw. 40 Taler/Jahr.^ Un- 
terrichtsminister Falk hatte sich 1872 nicht damit durchsetzen können, 
"Dienstalterszulagen für Volksschullehrer nach einem festen System im 
Wege der Gesetzgebung einzuführen. 

Ein Bild von den in dieser Zeit immer noch auf der Tagesordnung ste- 
henden Kompetenzstreitigkeiten zwischen Gemeinden, Regierung und Ge- 
samtstaat liefert das Protokoll über die Höhe der Lehrergehälter in der 
Rheinprovinz, verhandelt in einer Konferenz der zuständigen Provinzialbe- 
hörde am 27. 3. 1874. Dort heißt es u.a.; "Es gab Einverständnis, daß eine ir- 
gend bestimmte Feststellung darüber, bis zu welcher Höhe die für diese Re- 
gulirung (Einkommensverbesserungen; d.V.) erforderlichen Mittel von den 
Gemeinden aufgebracht werden können, zur Zeit nicht möglich sei, sondern 
für die spätere Ausführung Vorbehalten werden müsse."^^ 

Eine vollständig neue Grundlage erhält das Lehrerbesoldungssystem mit 
dem Schulunterhaltungsgesetz von 1888^^ das von den Lehrern selbst nicht 



hältnisse gleichmäßig, besondere und zufällig aber richtig gewürdigt und ein planloses, wider- 
spruchsvolles Verfahren verhütet werden könne.” (ebd.) Vgl. auch Roeder 1977, S.219. 

30 Kautz 1900, S.15. Huerkamp sieht in dieser Einführung von Dienstalterszulagen einen 
"verspäteten Erfolg" der beiden Jütting-Petitionen von 1870 und 1872; vgl. Huerkamp 1976, 
S.76. 

. 31 Kautz 1900, S.15 

32 HSA Düsseldorf Best. Reg. Aachen Präs. Nr.l240, p.335v. Die dortige Regelung sah dann 
im einzelnen vor, "daß behufs ausreichender Dotirung der Elementarlehrerstellen ... in den 
Regierungsbezirken Aachen, Trier und Coblenz in Ortschaften mit einfachen Lebensverhältnis- 
sen an einklassigen Schulen das Minimalgehalt für Lehrer auf 275 Rthlr. nebst Wohnung, für 
Lehrerinnen auf 225 Rthlr. nebst Wohnung, in Ortschaften mit theureren Lebensverhältnissen 
aber um einen Betrag von 50 bis 100 Rthlr. höher zu normiren sei", (ebd.) 

Für die Regierungsb^rke Köln und Düsseldorf sollten aufgrund der höheren Preisverhältnisse 
andere Gehaltssätze gelten: 

Lehrer Lehrerin 



Köln einfache Verhältnisse 300 250 + Wohnung 

theure Verhältnisse um 50 bis 100 Rthlr. höher 

Düsseldorf einfache Verh. 350 300 + Wohnung 

theure Verhältnisse 400-500 350-400 + Wohnung 

(vgl. ebd.; Angaben in Taler/Jahr) 

"Hierbei ist vorausgesetzt, daß für den persönlichen Brennbedarf des Lehrers keine besondere 
Entschädigung gewährt, und daß das in natura gewährte Brennmaterial auf den vorgeschlage- 
nen Gehaltsbetrag angerechnet wird; ferner, daß die Nutzung eines zur Dienstwohnung gehö- 
renden Gartens als zu dieser gehörend angesehen und nicht besonders berechnet wird." (ebd.) 

33 Zur Kritik des Entwurfs für das 88er Gesetz vgl. Jütting 1888. 
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gerade mit Wohlwollen aufgenommen wurde. Bis dahin hatten sich "die 
schulpolitischen Auseinandersetzungen in einem rechtlichen Vakuum"^ 
vollzogen, das nun im Hinblick auf die materielle Lage der preußischen Ele- 
mentarlehrer gehaltspolitisch gefüllt wurde: 

“ Die gemeindliche Zuständigkeit für die Lehrerbesoldung wird weiter 
zurückgedrängt.^^ 

- Ein festes System der Dienstaltersstufen wird etabliert. 

- Das Schulgeld als direkte oder indirekte Einnahmequelle des Lehrers 
wird endgültig abgeschafft. 

- Nach wie vor* bleiben aber die rechtlichen Ansprüche des Lehrers auf 
die neuen staatlichen Gehaltsteile eingeschränkt.^^ 

Mit diesen und den bereits referierten Bestimmungen hatte die preußi- 
sche Elementarlehrerschaft bereits einen Großteil ihres Ziels erreicht, näm- 
lich von den jeweiligen Bedingungen gemeindlicher Finanzierung ihrer Ge- 
hälter unabhängig zu werden, sich von diesen Bedingungen zu emanzipieren, 
i.e. die Ausstattung mit Privilegien, die bisher dem Beamtentum Vorbehalten 
waren. Hierzu gehört auch so eine bedeutsame Annäherung der preußischen 
Elementarlehrer an die herausgehobene Lage der Beamten wie sie durch das 
Lehrerpensionsgesetz von 1885 belegt wird (s. III.3.5), das noch vor den Be- 
soldungsgesetzen von 1897 und 1909 deutlich den Übergang des Lehrers 
vom Gemeindebediensteten zum Staatsbeamten markiert.* 

Das "Gesetz, betreffend die Erleichterung der Volksschullasten" vom 14. 
6. 1888 kodifizierte noch einmal den staatlich garantierten Anspruch der 



34 Roeder 1977, S.213, der allerdings das "rechtliche Vakuum" bereits mit den Falkschen Be- 
stimmungen von 1872 beendet sehen will; unter gehaltspolitischem Aspekt dauert es aber noch 
16 Jahre länger an. 

35 Diese Entwicklung der finanziellen Entlastung der Gemeinden bei der Lehrerbesoldung 
war bereits ein Jahr vorher im "Schulleistungsgesetz" vom 26. Mai 1887 ansatzweise kodifiziert 
worden (vgl. Huerkamp 1976, S.205. Anm.36 und Kautz 1900, S.20f.), nachdem sich überhaupt 
in den 80er Jahren angedeutet hatte, daß von seiten des Zentralstaats eine Politik der 
Entlastung der "Leistungsverpflichteten" - i.e. Gemeinden - verfolgt wurde (vgl. Huerkamp 1976, 
S.80). 

36 Vgl. Z.B. das Reskript des Kultusministeriums, betr. Festsetzung von persönlichen Zula- 
gen von Elementarlehrem, Berlin den 8. December 1858, wo es heißt, "daß eine gesetzliche Un- 
terlage nicht vorhanden ist, auf deren Grund die zur Unterhaltung einer Schule Verpflichteten 
zur Hergabe einer persönlichen Zulage an den Lehrer auf Zeit zwangsweise genöthigt werden 
könnten." (Centralblatt 1859, S.51) 

37 "Ein Rechtsanspruch der Lehrer auf ein Aufrücken in höhere Gehaltsstufen ist ausge- 
schlossen." (Ministerialerlaß vom 14. 2. 1882, zit. nach: Nadler 1891, S.73) Die gleiche Lage hin- 
sichtlich des Rechtsanspruchs der Lehrer ergibt sich auch nach der Verbesserung die Systems 
der Dienstaltersstufen durch den Ministerialerlaß vom 28. 6. 1890 (s. hierzu unten III.4.1): "Ein 
rechtlicher Anspruch auf Gewährung staatlicher Dienstalterszulagen steht weder den Gemein- 
den noch den Lehrern und Lehrerinnen zu." (zit. nach: ebd., S.72) 

38 Zur eingehenden Darstellung der Pensionsverhältnisse der Lehrer s.u. 111.3.5. 
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preußischen Elementarlehrer auf kontinuierlichen Ruß - eines Teils - ihres 
Einkommens, in der Form identisch mit beamtenrechtlichen Regelungen. 
Das Gesetz bestimmte im § 5 ("Unentgeltlichkeit des Unterrichts")® formell 
die Abschaffung des Schulgeldes und - neue Qualität in Gesetzesform - "die 
Gewährung eines jährlich festen Beitrags zu den Lehrer- und Lehrerinnnen- 
besoldungen"^®. Hierfür war im einzelnen vorgesehen“*^ (erhöht durch Ge- 
setz vom 31. 3. 1889): 

Änderung durch Gesetz 
1888 vom 31. 3. 1889 

für alleinstehende und 1. Lehrer 400 Mark 500 Mark 

für andere ordentliche Lehrer 200 Mark 300 Mark 

für Lehrerinnen 100 Mark 150 Mark 

für Hilfslehrer und -lehrerinnen 100 Mark 100 Mark 

Die ebenfalls geregelten Dienstalterszulagen wurden nach dem 88er Ge- 
setz in drei Stufen gewährt - jeweils nach vollendetem 10., 20. und 30. 
Dienstjahr. Lehrer erhielten je 100 Mark/Jahr, Lehrerinnen 70 Mark/Jahr.“*^ 
Eine erneute Änderung des Zulagensystems erfolgte bereits wieder 1890.“*^ 

Einen gewissen - vorläufigen - Abschluß findet dieser erste preußische 
Vereinheitlichungsprozeß des Lehrerbesoldungssystems durch die Veran- 
staltung von Provinzialkonferenzen in den Jahren 1890 und 1891, "in denen 
für die einzelnen Provinzen einheitliche Besoldungsgrundsätze aufgestellt 
wurden."“*“* Anlaß für die Provinzialkonferenzen waren die Ergebnisse stati- 
stischer Untersuchungen^^ gewesen, die gezeigt hatten, "daß seit 1875 eine 
durch die örtlichen Verhältnisse nicht gerechtfertigte Verschiebung in den 
Besoldungsverhältnissen benachbarter Bezirke und in den Teuerungsver- 
hältnissen gleichartiger Provinzen eingetreten war."“*^ Dies galt gleicherma- 
ßen für ländliche und städtische Regionen. Jedoch scheiterte die "allgemeine 

39 Zu den Ausnahmen vgl. Nadler 1891, S.71. 

40 Schwatz/Strutz 1900. Bd.II, S.348 

41 Zu den Angaben vgl. Schwarz/Strulz 1900. Bd.ll, S.348f.; vgl. auch Nadler 1891, S.71. 
Schwarz und Strutz weisen darauf hin, daß "die Staatsbeiträge für alle Lehrer" gezahlt wurden, 
"gleichviel, ob die unterhaltungspflichtigen Verbände leistungsfähig waren oder nicht. Insofern 
lag eine Abweichung von dem im Art. 25 der Verf.-Urk. Abs.l ausgesprochenen Prinzipe vor." 
(ebd., S.349) S. aber Anm.34 und 35 zu diesem Abschnitt! 

42 Kautz 1900, S.15 

43 Ministerialerlaß vom 28. 6. 1890. S. hierzu unten 111.4.1 

44 Schwarz/Strutz 1900. Bd.II, S.351. Einen Überblick der Ergebnisse der Provinzialkonfe- 
renzen gibt Kautz 1900, S.18f. 

45 Damit ist insbesondere die erstmals für das Erhebungsjahr 1886 veröffentlichte "Preußi- 
sche Statistik" gemeint, die eine Fülle von Daten aus dem Bereich des gesamten Bildungswesens 
versammelte. 

46 Kautz 1900, S.16 



170 




Durchführung der (in den Provinzialkonferenzen; d.V.) aufgestellten Nor- 
malsätze im Verwaltungswege ... theils am Mangel an Mitteln, theils an den 
Vorschriften des Gesetzes vom 26. Mai 1887 (...)'*^ betreffend die Feststel- 
lung von Anforderungen an die Volksschulen, welches die endgültige Ent- 
scheidung über Erhöhung der Leistungen von Schulverbänden (abgesehen 
von Schulbaukosten und Lehrerpensionen) in die Hände der Selbstverwal- 
tungskörper (Kreisausschuss und Provinzialrath) gelegt hatte, um gegen das 
zu scharfe Vorgehen der Schulaufsichtsbehörden bei der Durchführung all- 
gemeiner Schulgrundsätze im Interesse der stark bedrückten Unterhalts- 
pflichtigen einen Riegel vorzuschieben."'** 

Eine weitere Verringerung der Uneinheitlichkeit der preußischen Leh- 
rerbesoldung - und damit auch ein Ende des Bildes von der Einkommens- 
landschaft als "Flickerlteppich" - sollte erst das Besoldungsgesetz von 1897 
erbringen, das unten (III.4.1) einer eingehenden Betrachtung unterzogen 
wird. Auch die gehaltspolitischen Teile der zahlreichen Unterrichts- und 
Schulgesetzentwürfe des 19. Jahrhunderts bedürften einer gesonderten Dar- 
stellung.'*’ Sie sind jedoch für die Situation der Lehrer unerheblich und blei- 
ben deshalb hier ausgespart.^’ 

3.2 Innerberufliche Einkommensdifferenzen 
(1) Stadt-Land-Gegensatz 

Im gesamten Zeitraum bleibt zwar der materielle Gegensatz zwischen 
Stadt und Land in der Lehrerschaft erhalten; er wird jedoch - in erster Linie 
durch die staatlicherseits forcierte Politik der Mindesteinkommen - bereits 
deutlich abgebaut (s. Tabellenteil, Tab.l9). Nach den Gehaltsstatistiken der 
Jahre 1864 bis 1874 beziehen z.B. die Landlehrer im Ausgangsjahr noch zu 
über 90% ein Einkommen, das unter 900 Mark/Jahr liegt; 10 Jahre später 
sind es nur noch etwa 2/3 der Lehrer, die sich unter diesem Level befinden. 
Im gleichen Zeitraum entwickeln sich demgegenüber die Einkommensdaten 
der Stadtlehrer von etwa 65% unter 900 Mark/Jahr 1864 auf knapp 1/3 im 



47 s.o. Anm.33. In den Bestimmungen dieses Gesetzes dürfte auch ein Hauptgrund für die 
bis dato eingetretenen starken regionalen Besoldungsdifferenzen liegen. 

48 Schwarz/Strutz 1900. Bd.II, S.351 

49 Insbesondere sei hier als Desiderat der Forschung formuliert, ob das politische Scheitern 
der Entwürfe auch in materieller - also fmanz- bzw. gehaltspolitischer - Hinsicht zu begründen 
ist. Vgl. dazu vorläufig und aus interessierter Sicht der Lehrer: (F.L.:) Die Gesetzentwürfe 1868; 
Clausnitzer 1876; Clausnitzer/Rosin 1912. Insgesamt dürfte sich das "rechtliche Vakuum" (Boe- 
der 1977, S.213) im Bereich der materiellen Versorgung der preußischen Lehrerschaft in den 
Gesetzentwürfen fortgesetzt haben. 

50 Hingewiesen sei hier nur auf die knappe Zusammenstellung der Bestimmungen der Un- 
terrichtsgesetzentwürfe bis 1869 in III.2.1. 
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Jahr 1874. 1886 haben noch gut 8% der Stadt- und gut 20% der Landlehrer 
weniger als 900 Mark/Jahr zur Verfügung, und fünf Jahre später, 1891, be- 
laufen sich die Anteile auf knapp 7% bei den Stadt- und gut 17% bei den 
Landlehrern (s. hierzu Tabellenteil, Tab.20). Die im Zeitraum bis 1891 er- 
folgte Annäherung in der materiellen Lage von Stadt- und Landlehrern ist in 
Tab.III.3.4 zusammengefaßt. 



Tab.III.3.4: Annäherung der Einkommen von Stadt- und 
Landlehrern in Preußen 1864 - 1891 (%-Anteile in den 
beiden vereinfachten Gehaltsstufen in Mark/Jahr) 



Gehaltsstufen 

Jahr 


unter 900 Mark über 900 Mark 
Stadt Land Stadt Land 


1864 


65,4 


91,7 


34,6 


8,3 


1871 


48,1 


84,8 


51,9 


15,2 


1874 


32,1 


68,0 


67,9 


32,0 


1886 


8,3 


21,2 


91,8 


78,9 


1891 


6,7 


17,4 


93,3 


82,6 



Quelle: Tabellenteil, Tab. 19 und 20 



Hier ist noch einmal zu sehen, daß sich die Differenzen zwischen Stadt 
und Land auch im Bereich der höheren Einkommen - über 900 Mark/Jahr - 
kräftig reduzieren: zwischen 1864 und 1891 steigt der Anteil bei den Stadt- 
lehrern in der höchsten Gehaltsgruppe von 34,6% auf 93,3%, während er 
sich gleichzeitig bei den Landlehrern von 8,3% auf 82,6% erhöht! 

Einen deutlichen Eindruck über die relativen Veränderungen im Ein- 
kommensgefüge zwischen Stadt- und Landlehrern liefert die Relationierung 
zwischen Stadt- und Landlehrern in den einzelnen Gehaltsgruppen 
(Tab.III.3.5). Sie drückt aus, wie groß das Verhältnis der Stadt- zu den 
Landlehrern in einer Gehaltsstufe ist und sich über die Zeit verändert. Die 
Zahl der Stadtlehrer wird dabei gleich 1 gesetzt. 

Während 1864 das Verhältnis von Stadt- zu Landlehrern in der Gehalts- 
gruppe von über 600 Mark/Jahr noch 1 : 0,4 beträgt, verändert sich die Rela- 
tion in den Jahren danach jeweils zugunsten der Landlehrer. 1871 liegt es bei 
1 : 0,6, 1874 bei 1 : 0,9 und 1886 ist das Verhältnis mit 1 : 1 sogar vollständig 
ausgeglichen; der Anteil von Stadt- und Landlehrern in der Gehaltsstufe 
über 600 Mark/Jahr ist also 1886 gleich groß. Im gleichen Jahr ist auch be- 
reits die Gehaltsstufe unter 300 Mark/Jahr für beide Lehrergruppen voll- 
ständig unbesetzt. Damit hat sich der Rückstand der Landlehrer bereits in- 
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nerhalb eines Zeitraums von etwa 10 Jahren (1864 bis 1874) fast egalisiert. 
Entsprechend ist die Entwicklung auch in der unteren Gehaltsstufe (unter 
300 Mark/Jahr) verlaufen: 1864 liegen noch etwa fünf mal so viele Land- wie 
Stadtlehrer unter dieser Marke; 1874 sind es nur noch 2,7 mal so viele. 

Tab.III.3.5: Der Gegensatz von Stadt- und Landlehrern in Preußen 1820 
- 1886 (Relationierung 1 :x; Gehaltsstufen in MarkIJahr) 



Jahr 


bis 300 Mark 


300-600 Mark 


über 600 Mark 




1 :4,0 


1:0,7 


1 :0,1 


1864 


1:4,9 


1 :2,7 


1:0,4 


1871 


1 :4,9 


1:2,7 


1 :0,6 


1874 


1:2,7 


1:4,6 


1:0,9 


1886 


— 


1 :18,0 


1 : 1,0 



Quellen: Tab.lll.2.6 

eig. Ber. nach: Tabellenteil, Tab.l3 

Spätestens seit den 70er Jahren des 19. Jahrhunderts kann nach Lage der 
Daten nicht mehr vom 'darbenden Landlehrer’ die Rede sein. Gerade in der 
Entwicklung der materiellen Verhältnisse des Landlehrers ist eine Steige- 
rung zu verzeichnen, die bei anderen Beamtengruppen ihresgleichen sucht. 
Das gilt auch für die Unter- und Subalternbeamten (s. 111.3.3.(3)). 

Der beschriebene Entwicklungsverlauf läßt sich in gleicher Weise für die 
höheren und höchsten Einkommensstufen nachzeichnen. Es kann gezeigt 
werden, daß der materielle Aufwärtstrend der Landlehrerschaft im 
Vergleich zu ihren Kollegen in der Stadt in den 70er und 80er Jahren auch 
in diesen Gehaltsgruppen vorherrscht (Tab.IIl.3.6). 

Tab.IlL3.6: Die materielle Annäherung von Stadt- und 
Landlehrern in Preußen innerhalb der höheren Ge- 
haltsstufen 1864 - 1886 (Relationierung 1 :x) 



Jahr 


über 900 Mark/J. 


über 1200 Mark/J. 


1864 


1 :0,2 


1 :0,2 


1871 


1:0,3 


1:0,2 


1874 


1:0,5 


1:0,2 


1886 


1:0,9 


1:0,5 



Quelle: Tabellenteil, Tab.l3 
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Zwischen 1864 und 1886 steigt die Relation von Stadt- zu Landlehrern in 
der Gehaltsstufe über 900 Mark/Jahr von 1 : 0,2 auf 1 : 0,9; i.e. der Anteil der 
beiden Lehrergruppen ist in diesem Jahr nahezu gleich stark. Zeitverzögert 
verschiebt sich auch in der Gehaltsgruppe über 1.200 Mark/Jahr das Ver- 
hältnis zugunsten der Landlehrer, so daß 1886 gegenüber den Jahren 1864 
bis 1874 nur noch doppelt so viele Stadt- wie Landlehrer in dieser Einkom- 
mensstufe vertreten sind (Relation 1 : 0,5). 

Abschließend soll der für den Gesamtstaat beschriebene Annäherungs- 
prozeß zwischen Stadt und Land auf der Ebene eines Regierungsbezirks dar- 
gestellt werden. Die folgende Aufstellung zeigt die Veränderungen der Ge- 
haltsverhältnisse von Stadt- und Landlehrern zwischen 1840 und 1876 im 
Reg.bez. Trier, dessen Lehrer eine durchschnittliche Besoldungsposition in 
der Rheinprovinz innehatten. Diese regionale Betrachtung illustriert noch 
einmal die innere Dynamik des Stadt-Land-Gegensatzes in Preußen. 

Tab.III.3. 7: Einkommen der Stadt- und Landlehrer im Reg.bez. Trier 1840 - 
1876 (Gehaltsstufen in TalerIJahr; Angaben in % der Lehrer) 



Geh.stufen bis 150 150 - 200 200 - 300 über 300 Gesamt 

Jahr Stadt Land Stadt Land Stadt Land Stadt Land Stadt Land 



1840 


36,0 


72,1 


32,0 19,5 


32,0 


7,7 


0,0 


0,7 


100,0 


100,0 


1868 


2,6 


12,7 


18,3 48,4 


41,7 


34,6 


37,4 


4,3 


100,0 


100,0 


1871 


11,5 


5,4 


17,0 36,2 


44,0 


49,4 


27,5 


9,0 


100,0 


100,0 


1874 


4,0 


3,0 


7,5 13,8 


35,8 


51,8 


52,7 


31,4 


100,0 


100,0 


1876 


0,5 


0,4 


0,0 1,2 


25,6 


29,3 


74,0 


69,1 


100,1 


100,0 



Quelle: eig. Ber. nach Tabellenteil, Tab.21 



Bis 1876 hat sich die Gehaltsstufe unter 150 Taler/Jahr sowohl in der 
Stadt wie in der ländlichen Region nahezu völlig aufgelöst. Dies gilt glei- 
chermaßen für die Gehaltsstufe bis 200 Taler/Jahr. In den beiden höheren 
Gehaltsstufen sind Stadt- und Landlehrer jeweils fast gleich verteilt; die Dif- 
ferenzen werden im Verlauf der Jahre immer geringer: 1868 standen noch 
37% der Stadtlehrer einem Anteil von 4% der Landlehrer in der Stufe über 
300 Taler/Jahr gegenüber; 1878, nur acht Jahre später, hat sich das Verhält- 
nis der beiden Lehrergruppen auf 74% zu 69% entwickelt. Die Daten geben 
eindrucksvoll den Aufholprozeß der Landlehrer gegenüber den Stadtlehrern 
wieder. Für den Reg.bez. Trier gilt, daß sich der Stadt-Land-Gegensatz bis 
zum Jahr 1876 nahezu nivelliert hat. Typisch ist dieser Prozeß in jedem Fall 
für die Verhältnisse in der Rheinprovinz. Dort bewirkt das Aufblühen der 
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Industriezentren an Rhein und Ruhr aber auch gleichzeitig einen Verstädte- 
rungsprozeß, so daß sich die Zahl der Landlehrer im Vergleich zu den Stadt- 
lehrern verringert bzw. der Landlehrer sich zum Stadtlehrer 'mausert*. Darü- 
ber hinaus haben aber die Untersuchungen zur Entwicklung der Verhältnis- 
se von Stadt- und Landlehrern in Preußen gezeigt, daß die für Trier 
nachgewiesene Tendenz der Annäherung für die gesamte Monarchie gilt. 

(2) Entwicklung des West-Ost-Gefälles bis 1890 

Der Vergleich der Gehaltsverhältnisse in westlichen und östlichen Regio- 
nen erschließt die nach wie vor große Bedeutung gebietsmäßiger 
Differenzen im Einkommensgefüge der Lehrerschaft. In der Nachfolge des 
regional unterschiedlich stark ausgeprägten Industrialisierungsprozesses in 
Preußen (s.o. Tab.III.3.1) und entsprechend differierender ßnanzieller 
Leistungsfähigkeit der Städte, Gemeinden und Landkreise, bleibt auch das 
Einkommensgefälle der Lehrer von West nach Ost erhalten. Hier sei nur auf 
die "Veränderung des Raummusters der deutschen Wirtschaft"^^ im Zuge 
der Herausbildung schwerindustrieller Zentren hingewiesen, besonders im 
Ruhrgebiet und in der oberschlesischen Region. Zwar haben sich die inter- 
regionalen Gehaltsverhältnisse der Stadtlehrer eher angeglichen; auf dem 
Lande zeigen sich immer noch deutliche regionale Abstufungen der materi- 
ellen Situation zwischen West und Ost. Tab.III.3.8 zeigt die Veränderungen 
zwischen 1864 und 1874 auf der Basis ausgewählter Provinzen. 

1864 haben in der Rheinprovinz und in Westfalen ca. 60% der Landlehrer 
weniger als 200 Taler/Jahr (= 600 Mark/Jahr) zur Verfügung, während in 
den östlichen Provinzen durchgängig über 80% unter diesem Level liegen - 
in der Provinz Posen sogar über 95%. 10 Jahre später ist der Unterschied 
noch ähnlich krass ausgeprägt: So liegt 1874 der Anteil der Landlehrer in 
den westlichen Provinzen mit weniger als 200 Taler/Jahr bei etwa 10% oder 
darunter; in den östlichen Provinzen ist überall ein Anteil festzustellen, der 
über 30% liegt. Die Anteile in der Gehaltsstufe über 200 Taler/Jahr zeigen 
1874 analoge Resultate: In den Provinzen des Westens sind hier etwa 90% 
oder mehr der Lehrer angesiedelt, während in Pommern, Posen und in der 
Provinz Preussen durchweg nur etwa 2/3 der Lehrer diese Marke erreichen. 
Der Vergleich mit dem gesamtpreußischen Durchschnitt zeigt auch, daß 
westliche Provinzen besser, östliche schlechter abschneiden. 

Bei der Betrachtung ausgewählter Durchschnittseinkommen für 1874 er- 
gibt sich dasselbe Resultat (s. Tabellenteil, Tab.l4): Die niedrigsten Durch- 



51 Borchardt 1976, S.231; s. im übrigen die Darstellung des allgemeinen West-Ost-Gefälles 
bei III.3. 
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Schnittseinkommen der Landlehrer finden sich durchgängig in den östlichen 
Regierungsbezirken: Königsberg 684 Mark/Jahr, Marienwerder 663 Mark/ 
Jahr, Köslin 660 Mark/Jahr, Posen 648 Mark/Jahr, Bromberg 696 Mark/Jahr; 
dagegen errechnen sich die höchsten Durchschnittseinkommen im Westen: 
Düsseldorf 1.179 Mark/Jahr und Arnsberg 1.071 Mark/Jahr. 



Tab.III.3.8: West-Ost-Gefälle bei den Landlehrereinkommen 1864 - 1874 
(Provinzen; Gehaltsstufen in Taler/Jahr; Angaben in %) 



Gehaltsstufe/ 


1864 


1871 


1874 


Provinzen 


bis 200 üb. 200 


bis 200 üb. 200 


bis 200 üb. 200 


Rheinprovinz 


59,0 


41,0 


30,1 


69,9 


10,7 


89,3 


Westfalen 


62,0 


38,0 


31,5 


68,5 


6,0 


94,0 


Hessen-Nassau 


- 


- 


28,0 


72,0 


9,2 


90,8 


Preußen 


69,6 


30,4 


45,4 


54,6 


18,2 


81,8 


Pommern 






73,9 


26,1 


32,9 


67,1 


Posen 


95,4 


4,6 


77,9 


22,1 


31,4 


68,6 


Preussen (Prov.) 


85,8 


14,2 


71,2* 


28,8* 


35,4 


64,6 



* ohne Reg.bez. Danzig 



Quellen: Statistische Nachrichten 1867, S.76-83 

Statistisches Jahrbuch 1876, S.26-35, S.47-51 
Engel 1869, S.177 

Die öffentlichen Volksschulen 1883, S.50 
Petersilie 1877, S.205 

Deutlich wird das West-Ost-Gefälle auch noch im Vergleich der Durch- 
schnittseinkommen in den Jahren 1886 und 1891 - also zum Ende des hier 
dargestellten Zeitraums (s. Tabellenteil, Tab.15). Die höchsten Landlehrer- 
einkommen in 1886 verzeichnen die Regierungsbezirke Düsseldorf (1.570 
Mark/Jahr) und Arnsberg (1.361 Mark/Jahr). Dagegen melden die Regie- 
rungsbezirke Marienwerder (975 Mark/Jahr), Königsberg (993 Mark/Jahr), 
Bromberg (993 Mark/Jahr) und Danzig (996 Mark/Jahr) die niedrigsten 
Durchschnittseinkommen fiir Landlehrer - abgesehen vom hier zu vernach- 
lässigenden - neuen - Reg.bez. Sigmaringen, der sich nicht in das bestehende 
preußische West-Ost-Gefälle einordnen läßt. 

Fünf Jahre später - 1891 - ßnden wir wieder die niedrigsten Einkommen 
in den Regierungsbezirken Danzig (1.062 Mark/Jahr), Marienwerder (1.082 
Mark/Jahr), Königsberg (1.088 Mark/Jahr) und Gumbinnen (1.094 Mark/ 
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Jahr). Die Spitze der Durchschnittseinkommen für Landlehrer nehmen er- 
neut die Regierungsbezirke Düsseldorf (1.688 Mark/Jahr) und Arnsberg 
(1.554 Mark/Jahr) ein. Durchschnittlich liegt das Einkommen eines Land- 
lehrers östlicher Regionen etwa um 1.100 Mark/Jahr (von 1.062 im Reg.bez. 
Danzig bis - höchster Wert - 1.210 im Reg.bez. Stettin); gleichzeitig haben 
die Landlehrer westlicher Regionen im Schnitt immer mehr als 1.200 Mark/ 
Jahr zur Verfügung - mit den bereits genannten Spitzen. 

Als Resümee kann daher gezogen werden, daß die Annäherungsprozesse 
auf der Ebene des West-Ost-Gefälles weit geringer ausfallen als die im Ge- 
gensatz von Stadt und Land. Die interregionalen Differenzen in der Ent- 
wicklung der preußischen Gesellschaft prägen mindestens noch bis zur Ver- 
abschiedung des Lehrerbesoldungsgesetzes von 1897 auch den Einkom- 
mensverhältnissen der Elementarlehrer ihren Stempel auf. 

(3) Regionale Differenzen der Einkommenssituation und Relativierung 
des West-Ost-Gefälles 

Die Aufwärtsentwicklung der Einkommen der preußischen Elementar- 
lehrer setzt sich aber trotz aller bis 1890 erfolgten Vereinheitlichungen und 
Nivellierungen nicht bis auf die unterste Ebene des Bildungswesens durch. 
Diese Wirkung konnte dann erst das Lehrerbesoldungsgesetz von 1897 er- 
zielen. So besteht zum einen der Widerspruch zwischen den für den Gesamt- 
staat geltenden Erlassen zur Regelung der Besoldung und der empirisch 
vorfindbaren Einkommenslandschaft mit ihren Höhen und Tiefen weiter 
fort. Zum andern zeigt die Erhebung der materiellen Lage der Elementar- 
lehrer bereits auf der Ebene der Landkreise und noch mehr der Bürgermei- 
stereien ein buntscheckiges Bild der Einkommenssituation, das die Struktur 
- nach Stadt und Land bzw. nach West und Ost betrachtet - teilweise relati- 
viert und sogar konterkariert. Dies gilt sowohl für die Differenzen innerhalb 
einer Region als auch für den interregionalen Vergleich. 

Die folgende Aufstellung veranschaulicht die Einkommensentwicklung 
der Landkreise eines Regierungsbezirks über zehn Jahre hinweg. Der Trend 
weist zwar deutlich in Richtung auf eine Vereinheitlichung der Einkommen; 
bestehende Einkommensunterschiede zwischen den Landkreisen werden 
aber gleichzeitig nur wenig reduziert (Tab.lll.3.9). 

So variiert - der städtisch strukturierte Landkreis Saarbrücken und die 
Stadt Trier ausgenommen - im Jahr 1867 die Bandbreite der Einkommens- 
bezieher unter 200 Taler/Jahr im Landkreisvergleich zwischen ca. 42% im 
Landkreis Ottweiler bis zu 97% im Landkreis Prüm. Ähnlich deutliche Un- 
terschiede sind auch noch in den folgenden Jahren vorhanden: 
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1868: 41,4% in Ottweiler bis 84,8% in Prüm unter 200 Taler/Jahr; 

1871: 11,3% in Ottweiler bis 66,7% in Daun unter 200 Taler/Jahr; 

1874: 4,8% in Ottweiler bis 42,1% in Prüm unter 200 Taler/Jahr; 

1876: weniger als 2% in allen Landkreisen bis auf Merzig mit 13,6% unter 
dieser Marke. 

Tab.III.3.9: Regionale Differenzen der Lehrereinkommen im Reg.bez. Trier 
1840-1876^ 



Land-/Gehalts- 


1840^ 


1867 


1 


1868 


1871 


1874 


1876 




kreis/stufe 


b.200 


Ü.200 


b.200 


ü.200 


Ds.^ 


b.200 


ü.200 


b.200 


ü.200 


b.200 


ü.200 


b.200 ü.200 


Ds. 


Bemkastel 


86,1 


13,9 


79,9 


20,1 


199 


46,5 


53,5 


40,0 


60,0 


18,9 


81,8 


1,9 


98,1 


316 


Bitburg 






94,2 


5,8 


180 


84,6 


15,4 


61,1 


38,9 


17,6 


82,4 


1,8 


98,2 


295 


Daun 






94,2 


5,8 


182 


81,2 


18,8 


66,7 


32,3 


11,1 


88,9 


1,3 


98,7 


305 


Merzig 


9a2 


1,8 


87,3 


12,7 


187 


68,4 


31,6 


52,4 


47,6 


32,5 


67,5 


1,2 


98,8 


316 


Ottweiler 


HS 


15,5 


41,9 


58,1 


221 


41,4 


58,6 


11,3 


88,7 


4,8 


95,2 


0,0 


100,0 


365 


Prüm 






97,4 


2,6 


182 


84,8 


15,2 


57,5 


42,5 


42,1 


57,9 


0,0 


100,0 


466 


Saarbrücken 






20,5 


79,5 


264 


12,2 


87,8 


9,4 


90,6 


1,9 


98,1 


0,0 


100,0 


436 


Saarburg 


96,2 


3,8 


86,8 


13,2 


182 


61,8 


38,2 


50,7 


49,3 


14,3 


85,7 


0,0 


100,0 


301 


Saarlouis 


88,4 


11,6 


72,2 


27,8 


210 


45,1 


54,9 


33,9^ 


66,1 


19,5 


80,5 


0,0 


100,0 


368 


Stadt Trier 






4,4 


95,6 


262 


0,0 


100,0 


30,6 


69,6 


0,0 


100,0 


0,0 


100,0 


436 


Landkreis Trier 




86,9 


13,1 


195 


58,4 


41,6 


41,2 


58,8 


15,3 


84,7 


0,6 


99,4 


296 


Sl Wendel 






88,6 


11,4 


192 


73,4 


26,6 


44,7 


55,3 


17,1 


82,9 


1,7 


98,3 


321 


Wittlich 






88,5 


11,5 


186 


78,6 


21,4 


54,8 


45,2 


25,0 


75,0 


13,6 


86,4 


292 


Gesamt (Reg.bez. Trier) 


75,5 


24,5 




57,3 


42,7 


39,9 


60,1 


16,0 


84,0 


1,5 


98,5 





Quellen: LHA Koblenz Best 442 Nr.2118. 1840 



LHA Koblenz Best 442 Nr.834. 1867 

LHA Koblenz Best 442 Nr.836, p.214-217 

LHA Koblenz Best 442 Nr.837, p.529, 531, 909, 913 

LHA Koblenz Best 442 Nr. 1016, p.949, 953 

LHA Koblenz Best 442 Nr.832. 1868 

LHA Koblenz Best 442 Nr.2101 1886 

(s.a. Tabellenteil, Tab.21) 

Anmerkungen: 

1 Gehaltsstufen in Taler/Jahr (b. 200 = bis 200; ü. 200 = über 200); Angaben in %; Ds. = Durchschnittseinkommen in 
Taler/Jahr 

2 Für 1840 waren die Einkommensdaten einiger Landkreise nicht erhebbar. 

3 Durchschnittseinkommen 1868 excl. Wohnung und Feuerung; Stadt und Land zusammen. 

4 Hier liegen elf der Stadtlehrer unter 100 Taler/Jahr; es dürfte sich um Berufsanfänger handeln. 

Die Spanne der in der Tabelle genannten Durchschnittseinkommen^^ be- 
wegt sich für das Jahr 1868 zwischen 180 Taler/Jahr in Bitburg und 221 Ta- 
ler/Jahr in Ottweiler. Bis 1876 hat sich das Durchschnittseinkommen des 
Landkreises Prüm von einem der niedrigsten im Jahr 1868 zum höchsten 
Einkommen mit 466 Taler/Jahr entwickelt; die untere Marke liegt hier mit 
292 Taler/Jahr im Landkreis Wittlich. 



52 eig. Ber, der Durchschnittseinkommen nach Archivalienauswertungen von Angaben über 
die de-facto-Gehälter der einzelnen Lehrer; Quellen: s. Tab.III.3.9. 
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Der interregionale Vergleich, etwa mit einer östlichen Region, relativiert 
dann das sonst konstatierte Einkommensgefälle von West nach Ost zu ei- 
nem guten Teil. Dabei liegen einzelne Landkreise der westlichen Region 
(hier: Reg.bez. Trier) noch deutlich schlechter in der Einkommenssituation 
als Landkreise einer östliche Region (hier: Reg.bez. Danzig) (Tab.III.3.10). 



Tab.III.3.10: Regionale Differenzen: Lehrereinkommen im Reg.bez. Trier und 
im Reg.bez. Danzig 1874 (Gehaltsstufen in TalerIJahr; Stadt und Land jeweils 
zusammengefaßt) 



1874 Ge- 

Land-/halts- 

kreis/stufe 


R^.bez. Trier 
bis 200 üb. 2Ö0 


1874 Ge- 

Land-/halts- 

kreis/stufe 


Reg.bez. Danzig 
bis 200 üb. 200 


Bernkastel 


18,9 


81,1 


Berent 


71,1 


28,9 


Bitburg 


17,6 


82,4 








Daun 


11,1 


88,9 


Carthaus 


65,9 


34,1 


Merzig 


32,5 


67,5 








Ottweiler 


4,8 


95,2 


Danzig 


22,1 


77,9 


Prüm 


42,1 


57,9 








Saarbrücken 


1,9 


8,1 


Elbing 


18,8 


81,2 


Saarburg 


14,3 


85,7 








Saarlouis 


19,5 


80,5 


Marienburg 


25,4 


74,6 


Stadt Trier 


0,0 


100,0 








Landkreis Trier 


15,3 


84,7 


Neustadt 


36,7 


63,3 


St. Wendel 


17,1 


82,9 








Wittlich 


25,0 


75,0 


Stargant 


42,7 


57,3 


Gesamt (Rb Tr.) 16,0 


84,0 


(Rb Danzig) 


37,8 


62,2 



Quellen: LHA Koblenz Best. 442 Nr.837, p.909, 913 

GStA Berlin XIV. HA Rep.A 180 Reg. Danzig Nr.l4766 Bd.1. 1874 (unpag.) 



Im Verhältnis zu den östlichen Landkreisen Danzig, Elbing und Marien- 
burg liegen die Landkreise Merzig, Prüm und auch noch Wittlich in ihrer 
Einkommenssituation besser. Der Landkreis Prüm rangiert auf der Stufe un- 
ter 200 Taler/Jahr sogar mit seinen 42% noch unter dem Prozentsatz der 
Lehrer im ganzen Reg.bez. Danzig (37,8%). Doch zusammengefaßt nimmt 
der Reg.bez. Trier gegenüber der östlichen Region wieder seine überlegene 
Position in Sachen Lehrereinkommen ein. 

Eine noch etwas größere Trennschärfe für die westliche Region ergibt 
sich, wenn man die Grenze der Einkommensstufen bei 300 Taler/Jahr an- 
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setzt (s. Tabellenteil, Tab.22). Hier sind noch deutlichere Unterschiede zwi- 
schen den einzelnen Landkreisen zu beobachten, etwa zwischen 4% der Leh- 
rer in der Eifel-Region Daun bis hin zu 50% in Ottweiler im Umland von 
Saarbrücken, die mehr als 300 Taler/Jahr haben. Auch bei dieser Setzung der 
Einkommensgrenze liegen die schlechtestdotierten Landkreise des Reg.bez. 
Trier (Daun: 96% und Prüm: 94% der Lehrer unter 300 Taler/Jahr) noch 
unter den drei bestdotierten östlichen Landkreisen (Danzig, Elbing und Ma- 
rienburg mit 92,9%, 92,5% und 91,3%). 

Tab.III.3.11: Relativierung des West-Ost-Gefälles: Differenzen der 
Lehrereinkommen in ausgewählten Regionen 1871164 
(Gehaltsstufen in TalerIJahr; Angaben in % der Landlehrer) 



1871 






1871 


1871 


1871 


Land-ZGeh.- 


Reg.bez. Trier 


Provinz Preußen* 


Provinz Pommern 


Provinz Posen 


kreis/stufe 


bis 200 üb. 200 


bis 200 üb. 200 


bis 200 üb. 200 


bis 200 üb. 200 


Bemkastel 

Bitburg 

Daun 

Merzig 

Ottweiler 

Prüm 


41,5 

64,1 

66,7 

52.3 

12.4 

62.5 


58.5 
35,9 
33,3 
47,7 

87.6 
37,5 


71,2 28,8 


73,9 26,1 


77,9 22,1 


1864 






Saarbrücken 


11,1 


88,9 


Gehalts- Rb Posen 


Rb Gumbinnen 


Rb Köslin 


Saarburg 


50,8 


49,2 


stufe bis 200 üb. 200 bis 200 üb. 200 


bis 200 üb. 200 


Saarlouis 
Stadt Trier 


32,1 


67,9 


95,5 4,5 


90,1 9,9 


84,6 15,4 












Landkr. Trier 41,2 


58,8 








St. Wendel 


49,5 


50,5 








Wittlich 


57,9 


42,1 








Ges.(Rb Tr.) 


41,7 


58,3 









* ohne Reg.bez. Danzig 



Quellen: LHA Koblenz Best. 442 Nr.837, p.529, 531 
Statistisches Jahrbuch 1876, S.26-35 
Tabellenteil, Tab.lO 

Vergleicht man nun die Differenzen allein anhand der Gruppe der Land- 
lehrer, so tritt das Gefälle von West nach Ost wieder etwas deutlicher zum 
Vorschein (Tab.III.3.11). Daun, mit 66,7% der Landlehrer unter 200 Taler/ 
Jahr der schlechtestdotierte Landkreis des Reg.bez. Trier, liegt zwar immer 
noch besser als alle aufgeführten östlichen Regionen, kommt aber z.B. nahe 
an die Einkommensverhältnisse der Provinzen Preußen (mit 71,2% unter 
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200 Taler/Jahr) und Pommern (mit 73,9% unter 200 Taler/Jahr) heran. Dies 
gilt dann auch für die westlichen Landkreise Bitburg und Prüm.^^ 

In dieser Weise formen die gezeigten Gegenüberstellungen zwischen 
West und Ost und auf der Verwaltungsebene der Landkreise das von uns ge- 
brauchte Bild einer "buntscheckigen Einkommenslandschaft" der preußi- 
schen Elementarlehrer weiterhin deutlich aus. Sie bleibt bis zum Ende der 
80er Jahre erhalten und wird erst durch das Besoldungsgesetz von 1897 voll- 
ständig neu gezeichnet. 

3.3 Elementarlehrer im Gefüge des Standes und im Vergleich zu 
anderen Berufsgruppen 

(1) Elementarlehrer und Oberlehrer: 

Ihre materiellen Relationen bis 1890 

1872 wird für die Lehrer an höheren Schulen eine Erhöhung des Normal- 
etats durchgeführt, und 1873 erfolgt zusätzlich die Gewährung von Wohn- 
geldzuschüssen. Beide Maßnahmen zur Verbesserung der Oberlehrergehäl- 
ter kommen im Verlauf von zwei Jahrzehnten erst allmählich zur prakti- 
schen Wirksamkeit.^^ Gegen Ende der 80er Jahre richtet sich dann das Au- 
genmerk - von seiten der Lehrer selbst wie der Politik - auf die Verschieden- 
heit der Gehaltssätze der Lehrer qua Stellendotation; favorisiert wird ein 
Gehaltssystem nach Maßgabe des Dienstalters. Nach Meinung eines zeitge- 
nössischen Fürsprechers der Lehrer an höheren Schulen fehle es "an derjeni- 
gen Gleichmäßigkeit der Lage ..., welche die Grundlage eines Standes bilden 
und namentlich zum Charakter einer Beamtenklasse zu gehören pflegt"; es 
bestehe ein "Mißverhältnis zwischen Dienstalter und Gehalt".^^ 

Distanz und Nähe der materiellen Lage von Lehrern an höheren und nie- 
deren Schulen zeigt für den Zeitraum bis 1890 zunächst eine Gegenüber- 
stellung der jeweiligen Durchschnittseinkommen auf Provinzebene (Tab.III. 
3.12). Zum einen veranschaulichen die Daten die - im Vergleich zu den Ele- 
mentarlehrern - geringere Schwankungsbreite der Oberlehrereinkommen. 
Dies ist im wesentlichen bereits das - nivellierend wirkende - Ergebnis der 
Normaletats. Zum andern offenbaren die Daten über die %-Anteile der Ele- 
mentarlehrereinkommen bezogen auf die Oberlehrergehälter einen materi- 



53 s.a. Tabellenteil, Tab.23. Zur Veranschaulichung weiterer regionaler Differenzen der Ein- 
kommenssituation in den 60er und 70er Jahren s. Tabellenteil, Tab.22, 23, 24, 25, 26, 27. Tab.24 
zeigt die Einkommensentwicklung eines Landkreises anhand seiner 8 (bzw. 9) Bürgermeisterei- 
en über sieben Jahre hinweg. 

54 Vgl. zur beklagten schleppenden praktischen Geltung des Normaletats 1872 und der Ge- 
währung von Wohngeldzuschüssen, v.a. bei städtischen Anstalten Wiese 1874. Bd.III, S.23ff. 

55 (o.V.:) Die Ascension o.J. (1890), S.279, 283 
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eilen Level der Elementarlehrer, der für städtische Verhältnisse etwa zwi- 
schen 40% und 50% liegt (34,9% bis 53,1%). Der niedrigste Wert ist dabei 
■in der Provinz Posen zu finden, der höchste in der Rheinprovinz. Überhaupt 
liegen alle östlichen Provinzen - mit der Ausnahme Pommerns (49,1%) - un- 
ter einer Marke von 40%. Die 50%-Grenze überschreiten nur die Provinzen 
Sachsen, Hessen-Nassau und das Rheinland. 

Tab.III.3.12: Die Einkommen von Lehrern im höheren und niederen Schul- 
wesen 1873174 und 1878 ( Angaben in MarkjJahr bzw. in % der Lehrer) 





Durchschnitts- 


Durchschnittseink. 


%-Anteil El.lehrereink. 




einkommen Ober- 
lehrer 1873/74' 


El.lehrer 1878 


am Gehalt der Oberlehrer 


Provinz 


Stadt 


Land 


Stadt 


Land 


Ostpreußen 


3042^ 


1164 


845 


38,3 


27,8 


Westpreußen 


3042^ 


1150 


830 


37,8 


27,3 


Brandenburg 


3389 


1339 


979 


39,5^ 


28,9^ 


Pommern 


2901 


1423 


885 


49,1 


30,5 


Posen 


3210 


1121 


863 


34,9 


26,9 


Schlesien 


2729 


1356 


901 


49,7 


33,0 


Sachsen 


2623 


1345 


1033 


51,3 


39,4 


Westfalen 


3058 


1351 


1079 


44,2 


35,3 


Rheinland 


2717 


1443 


1064 


53,1 


39,2 


Schleswig-Holstein 


3481 


1329 


1066 


38,2 


30,6 


Hannover 


3159 


1414 


905 


44,8 


28,7 


Hessen-Nassau 


3110 


1608 


936 


51,7 


30,1 



Quellen: Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Textteil, S.87 eig. Ber. nach: Wiese 1874. Bd.III, 
S.416, 439 

Anmerkungen: 

1 Durchschnittseinkommen der Oberlehrer errechnet als Quotient aus Gesamtbetrag der Besol- 
dungen und Zahl der Lehrer (incl. Direktoren; excl. Progymnasien) 

2 nur ein Wert für "Preußen" (Provinz) möglich 

3 Die besonderen Verhältnisse Berlins bleiben hier unberücksichtigt. 

Die Landlehrer siedeln sich im Bereich von etwa 30% bis 40% (26,9% bis 
39,4%) der Einkommen der Lehrer an höheren Schulen an. Die Bandbreite 
reicht von den östlichen Provinzen - wieder mit der Ausnahme Pommern 
(30,5%) - und Hannover (28,7%), die unter einem Anteil von 30% liegen, 
bis zu den nahe an die 40%-Marke reichenden Provinzen Sachsen und 
Rheinland. Die realistischere Vergleichsbasis stellen jedoch die Stadtlehrer 
dar, da höhere Schulen vorwiegend in Städten bestanden. 

Die Betrachtung zu dem späteren Zeitpunkt 1880/1886 ergibt bereits An- 
näherungstendenzen in der materiellen Situation zwischen Elementar- und 
Oberlehrern (Tab.III.3.13). Die Anteile der Elementarlehrereinkommen an 
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den Oberlehrergehältern liegen nun etwa im Bereich zwischen 50% und 
70% für städtische Verhältnisse (41,4% bis 77,5%) und damit um 10% bis 
20% besser für die Elementarstadtlehrer als noch in den 70er Jahren. Die 
niedrigsten Anteile liegen mit den Regierungsbezirken Merseburg, Danzig 
und Gumbinnen zwischen 40% und 50%; dabei paßt der - niedrigste - Wert 
von Merseburg (41,4%) nicht mehr in das gängige Ost- West-Schema. Dieser 
Befund bestätigt sich durch die höher angesiedelte Rangstellung der meisten 
östlichen Regierungsbezirke, die z.T. über den westlichen Einkommensver- 
hältnissen rangieren. Dies gilt sowohl für die Bezirke Königsberg und Stettin 
(zwischen 50% und 60%), als auch besonders für Marienwerder, Cöslin und 
Posen, die einen Wert über 60% erreichen. Die höchsten Anteile halten je- 
doch die westlichen Regierungsbezirke Arnsberg (64,4%), Düsseldorf 
(65,9%), Köln (73,3%) und Aachen (76,2%). 

Tab.III.3.13: Die Einkommen von Lehrern im höheren und niederen 
Schulwesen 1880 und 1886 (Angaben in Mark! Jahr bzw. in % der Lehrer) 



Gymnasium 


Durchschnitts- 
einkommen Oj^r- 
lehrer 1880 


Durchschnittseinkommen %-Anteil der ELlehrer- 
Elementarlehrer 1886 gehälter am Oberlehrergehalt 

Stadt Land Stadt Land Reg.bez. 


Königsberg 


2356 


1369 


993 


58,1 


42,2 


Königsberg 


Gumbinnen 


2989 


1336 


1011 


44,7 


33,8 


Gumbinnen 


Danzig 


3030 


1420 


996 


46,9 


32,9 


Danzig 


Löbau 


1969 


1238 


975 


62,9 


49,5 


Marienwerder 


Demmin 


2845 


1523 


1082 


53,5 


38,0 


Stettin 


Lauenburg 


2360 


1449 


1013 


61,4 


42,9 


Cöslin 


Schwerin 


2175 


1309 


1101 


60,2 


50,6 


Posen 


Halle 


3311 


1369 


1195 


41,4 


36,1 


Merseburg 


Hannover 


2818 


1491 


1070 


52,9 


38,0 


Hannover 


Burgsteinfurt 


2769 


1388 


1092 


50,1 


39,4 


Münster 


Bielefeld 


3579 


1521 


1196 


42,5 


33,4 


Minden 


Arnsberg 


2673 


1721 


1361 


64,4 


50,9 


Arnsberg 


Sobemheim 


1995 


1547 


1140 


77,5 


57,1 


Coblenz 


Crefeld 


2808 


1849 


1570 


65,9 


55,9 


Düsseldorf 


Siegburg 


2520 


1848 


1253 


73,3 


49,7 


Köln 


Eschweiler 


2240 


1706 


1203 


76,2 


53,7 


Aachen 



Quellen; Statistisches Jahrbuch der höheren Schulen 1880, S.lff. 



Preußische Statistik 1891 (Heft 120). Textteil, S.196f. 

Anmerkungen: 

1 Oberlehrergehälter z.T. ohne Wohngeld und excl. Direktoren. 

2 Angegeben sind die Durchschnittsgehälter der entsprechenden Regierungsbezirke. 

Auch die Anteile der Landlehrereinkommen an den Oberlehrergehältern 
haben sich im Vergleich zur Statistik der 70er Jahre um etwa 10% nach oben 
verschoben und liegen jetzt insgesamt etwa bei 40% bis 50% (32,9% bis 
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57,1%). Auch im Bereich der Landlehrer ßnden sich die niedrigsten Werte 
nicht nur in den östlichen Regierungsbezirken. So haben etwa Regierungs- 
bezirke wie Merseburg, Hannover, Münster und Minden neben den Regio- 
nen Gumbinnen, Danzig und Stettin einen Anteil, der unter 40% liegt. 
Gleichzeitig nehmen Königsberg, Marienwerder, Cöslin und v.a. Posen 
(50,6%; dies ist ein besserer Wert als etwa Köln mit 49,7%) einen deutlich 
höheren Rang ein. Spitzenreiter bleiben aber auch hier die westlichen Re- 
gierungsbezirke Aachen (53,7%), Düsseldorf (55,9%) und Koblenz (57,1%). 
Finschränkend muß jedoch hinzugefügt werden, daß - im Vergleich zur vor- 
hergehenden Tabelle - bei den hier genannten Einkommensdaten für die 
Oberlehrer die gewährten Wohngeldzuschüsse und die höheren Direktoren- 
einkommen nicht immer berücksichtigt werden konnten, so daß die Anga- 
ben für die Anteile der Elementarlehrereinkommen an den Oberlehrerge- 
hältern leicht nach unten korrigiert werden müssen. Trotz dieser quellenab- 
hängigen Ungenauigkeit haben sich im Vergleich der Einkommenssituation 
der 70er und 80er Jahre leichte anteilsmäßige Verbesserungen für die Ele- 
mentarlehrer ergeben. Insgesamt und bezogen auf die Situation Mitte der 
60er Jahre (s. 111.2.3) hat sich daher die Einkommensdistanz von Lehrern an 
höheren und niederen Schulen nur wenig verringert.^^ Auch im Vergleich 
mit der konkurrierenden Lehrergruppe bringt erst das Besoldungsgesetz von 
1897 einen materiellen Durchbruch für die Elementarlehrer mit sich. 

(2) Vergleich mit den außerpreußischen Amtskollegen 

Zu Beginn der 70er Jahre kommt es in den deutschen Bundesstaaten - mit 
Ausnahme Preußens - zu gesetzlichen Neuregelungen der Elementarlehrer- 
einkommen (s. Tab.IIl.3.14). Sie zeichnen sich durch zwei Momente aus; 
Durch eine gestaffelte Erhöhung der jeweiligen Mindesteinkommen und 
eine Erhöhung der Alterszulagen. Die Ergebnisse dieser staatlichen Maß- 



56 Sogar die Spitzenempfänger unter den Elementarlehrem können die akademisch gebilde- 
ten kaum einholen. So beträgt 1888 das Durchschnittsgehalt der ordentlichen und Oberlehrer 
an Gymnasien in Schleswig-Holstein 3.419 Mark/Jahr (eig. Ber. nach: Anciennitätsliste 1888, 
S.7-39). Im Jahr 1886 haben Bezüge von über 3.000 Mark/Jahr nur 3,1% (Stadt) bzw. 0,1% 
(Land) der Elementarlehrer (Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Tabellenteil, S.65) 

Zur Differenz in allen Sachpunkten des Verhältnisses akademisch vs. seminaristisch gebilde- 
ter Lehrer vgl. die bei Langermann 1889 ausgetragene Kontroverse der Barmener Lehrer. Bei 
dem Vortrag im dortigen Lehrerverein ging es um die "Beleuchtung" der Eingabe aller Lehrer 
an Barmener Gymnasien an die Stadtverordneten-Versammlung, die den "zwischen den wissen- 
schaftlichen und seminaristisch gebildeten Lehrern hinsichtlich der Vorbildung, der Aufgaben 
und der amtlichen und persönlichen Stellung bestehende Unterschied in jeglichem Falle ohne 
Ausnahme" (ebd., S.6) festgehalten haben wollte. Der historische Anlaß der Kontroverse ist da- 
bei nicht ersichtlich und reduziert sich auf die Feststellung, "daß man bei Beratung von Schulan- 
gelegenheiten den zwischen seminaristisch gebildeten und wissenschaftlichen Lehrern bestehen- 
den Unterschied völlig außer Acht läßt", (ebd., S.3) 
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nahmen zur Festsetzung der Elementarlehrereinkommen der 70er und 80er 
Jahre des 19. Jahrhunderts faßt Tab.III.3.14 zusammen. 



Tab. III. 3. 14: Mindesteinkommen und Alterszulagen der Lehrer an niederen 
Schulen in den größeren deutschen Bundesstaaten 186811872 (Angaben in 
MarkIJahr nach Währungsumrechnung; Lj. = Lebensjahr; Dj. =Dienstjahr) 



Region/ 

Jahr 


Minimalgehälter 
nach Ortsgrößen 


Alterszulagen 


Kgr. Württem- 


823 


nach dem 40. Lj.: 86 


berg 1872 


857 


nach dem 45. Lj.: 120 






nach dem 50. Lj.: 171 


Kgr. Bayern 


686 


fünf Zulagen ä 86 be- 


1872 


857 (1874) 


ginnend nach 15 Dj. 


Kgr. Sachsen 


750 




1872 


840 




Ghtm. Baden 


560 


nach je fünf Dienst- 


1868 


643 


jahren 34 




686 






771 




Ghtm. Hessen 


686/857 




1872 


1114/1286/1371 






1114/1371/1714/2057 



Quellen: Laacke 1897, S.65-68 
Nissl 1919, S.264 



Das Gesetz vom 18. April 1872 setzte - in Änderung der Bestimmungen 
des Gesetzes über die Volksschulen von 1865 - im Königreich Württemberg 
das Mindestgehalt für eine Schulmeisterstelle in Gemeinden bis zu 2.000 
Einwohner (Ew.) auf 480 Gulden (= 823 Mark/Jahr) fest, in größeren 
Schulgemeinden auf 500 Gulden (= 857 Mark/Jahr). Zusätzlich erhalten die 
Lehrer jährliche Alterszulagen. Nach dem 40. Lebensjahr betragen sie 50 
Gulden (=86 Mark/Jahr), nach dem 45. Lebensjahr 70 Gulden (= 120 
Mark/Jahr) und nach dem 50. Lebensjahr 100 Gulden (= 171 Mark/Jahr).^^ 
So bezieht etwa ein württembergischer Schulmeister im Alter von 40 Jahren 
im Minimum gegenüber dem Durchschnitt der preußischen Stadt- und 



57 Laacke 1897, S.65f.. Die Umrechnung des süddeutschen Guldens (Geltung in Bayern, 
Württemberg, Baden und Hessen) erfolgte im Verhältnis: 7 fl = 12 Mark; 1 fl = 1 Mark 71 und 
3/7 Pfennig; 1 fl = 1,7142857 Mark. 
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Landlehrer Gehälter wie in Tab.III.3.15 vorgestellt. Zumindest der Durch- 
schnitt der preußischen Landlehrer - mit Ausnahme übrigens jener in 
Schleswig-Holstein 1871 mit 1085 Mark/Jahr - liegt jeweils unter dem würt- 
tembergischen Mindestgehalt, auch ohne die noch sukzessive zu veranschla- 
gende Alterszulage. 

Nach dem Allerhöchsten Erlaß vom 15. Mai 1872 werden für das König- 
reich Bayern die im Schulbedarfsgesetz von 1861 festgesetzten Minimalge- 
hälter nach oben korrigiert. Sie liegen jetzt bei 400 Gulden (= 686 
Mark/Jahr). Zugestanden werden außerdem fünf Dienstalterszulagen in Hö- 
he von je 50 Gulden (=86 Mark/Jahr) beginnend nach 15 Dienstjahren. Be- 
reits 1874 erfolgt dann eine Erhöhung des Minimums auf 500 Gulden (= 
857 Mark/Jahr) und die Ausdehnung auf sechs in Abständen von fünf Jahren 
zu zahlende Alterszulagen. 1876 sind schließlich die sechs Dienstalterszula- 
gen durch die Ministerialentschließung vom 23. August über die gesamte 
Dienstzeit verteilt, so daß ein Lehrer nach 45 Dienstjahren bereits etwa 540 
Mark/Jahr an Dienstalterszulage bezog.^® 



Tab.III.3.15: Vergleich der Lehrereinkommen im Kgr. Württemberg und in 
Preußen 1865 - 1882 (Durchschnittseinkommen in Mark! Jahr) 



Zeitraum 


Königreich 

Württemberg 


Preußen 
Stadt Land 


Jahr 


1865-72 


855 


1042 


678 


1871 


1872-74 


906 


1197 


837 


1874 


1874-82 


1213 


1414 


954 


1878 



Quellen: Friederich 1978, S.122^^ 

Preußische Statistik 1886 (Heft 120). Textteil, S.87 
Jahrbuch 1876, S.46 



Seit dem Gesetz vom 9. April 1872 darf im Königreich Sachsen das ge- 
ringste Schullehrergehalt in Gemeinden unter 1.000 Ew. nicht unter 250 
Thaler (= 750 Mark/Jahr) liegen, in Gemeinden über 1.000 Ew. nicht unter 
280 Thaler (= 840 Mark/Jahr).^ 

Im Großherzogtum Baden staffelt das Gesetz vom 8. März 1868 das 
Diensteinkommen der Lehrer nach vier Ortsgrößen; 



58 Laacke 1897, S.65; Nissl 1919, S.264ff. 

59 Bei Friederich 1978 bestehen geringe Abweichung zu unseren eigenen Umrechnungen, da 
er verwendet: 1 fl = 1,71 Mark. 

60 Laacke 1897, S.66. 1 sächsischer Taler entspricht 3 Mark; s. Münzen, Maße und Gewichte. 
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bis 500 Ew.: 350 Gulden (= 560 Mark/Jahr) 

bis 1500 Ew.: 375 Gulden (= 643 Mark/Jahr) 

bis 3000 Ew.: 400 Gulden (= 686 Mark/Jahr) 

über 3000 Ew.: 450 Gulden (= 771 Mark/Jahr). 

Zusätzlich erhalten die badischen Lehrer nach je fünf Dienstjahren eine 
Personalzulage in Höhe von 20 Gulden (=34 MarVJahr).^^ 

Seit dem Gesetz vom 26. November 1872 sind im Großherzogtum Hessen 
die Ortstarife der niedrigsten Gehälter noch weiter unterteilt. Gezahlt wer- 
den in Gemeinden 

bis 2000 Ew.: 400 - 500 Gulden (= 686 - 857 Mark/Jahr) 

bis 6000 Ew.: 650 bzw. 750 bzw. 800 Gulden (= 1114 bzw. 1285 bzw. 

1371 Mark/Jahr) 

über 6000 Ew.: 650 bzw. 800 bzw. 1000 bzw. 1200 Gulden (= 1114 bzw. 

1371 bzw. 1714 bzw. 2057 Mark/Jahr).^^ 

Bei der Erstellung eines direkten Vergleiches preußischer mit auswärti- 
gen deutschen Lehrereinkommen wird zumindest für den Anfang der 70er 
Jahre deutlich, daß noch erhebliche Anteile der preußischen Amtsbezüge 
unterhalb der außerpreußischen Mindesteinkommen liegen; dies zeigt die 
folgende Aufstellung (Tab.111.3.16). 

Tab.III.3. 16: Anteil der preußischen Lehrereinkommen unter den Mindest- 
einkommen in den größeren deutschen Staaten 1871172* 



niedrigstes Mindest- 
gehalt im Staate 


unterhalb in Preußen 1871 
Stadt Land 


Württemberg: 


823 Mark/Jahr 


35,5% 


77,6% 


Bayern 


686 Mark/Jahr 


18,5% 


58,2% 


Sachsen 


750 Mark/Jahr 


27,4% 


71,8% 


Baden 


560 Mark/Jahr 


6,1% 


29,2% 


Hessen 


686 Mark/Jahr 


18,5% 


58,2% 



* als Berechnungsbasis für die Besetzung der preußischen Einkommensklassen dienen z.T. die 
gewichteten Anteile der in der Statistik genannten Gehaltsstufen. Für den Vergleich mit 
Württemberg wurde z.B. 825 Mark als Mitte der mit 7.018 Lehrern besetzten Gehaltsstufe 
750 - 900 Mark/Jahr herangezogen (von insgesamt 20 Gehaltsstufen); davon ausgehend läßt 
sich der preußische Anteil unter 825 Mark/Jahr errechnen. 

Quellen: wie bei Tab.III.3.14 

eig. Ber. nach Jahrbuch 1876, S.26-33 



61 Laacke 1897, S.67 

62 Laacke 1897, S.68 
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So variiert der Anteil der preußischen Durchschnittseinkommen, der un- 
terhalb der außerpreußischen Mindesteinkommen liegt, je nach Bezugsge- 
biet zwischen 29,2% und 77,6% für die ländlichen Regionen und zwischen 
6,1% und 35,5% der städtischen Regionen Preußens. Im Vergleich zu ihren 
außerpreußischen Amtskollegen waren daher die preußischen Elementar- 
lehrer weiterhin eher am unteren Ende der Einkommensskala angesiedelt. 

Für den Zeitraum bis 1890 fällt aber im Vergleich zu den außerpreußi- 
schen Lehrern ebenfalls die Unreguliertheit der preußischen Lehrergehälter 
über staatliche Maßnahmen auf. Dies gilt besonders für die in vielen deut- 
schen Regionen bereits vereinbarten Modi der Steigerung der Lehrergehäl- 
ter nach Dienstalter. Gegenüber der Gesetzeslage der 50er und 60er Jahre 
waren in Preußen auch keine materialen Bestimmungen neu eingeführt wor- 
den.^^ Verbesserungen über zusätzliche Leistungen der Verpflichteten (Ge- 
meinden) und aus Staatsfonds haben aber auch in Preußen stattgefunden.^"* 

(3) Vergleich mit den preußischen Unter- und Subalternbeamten 

Alle unmittelbaren preußischen Staatsbeamten erfahren zu Beginn der 
70er Jahre zwei deutliche Einkommensverbesserungen. 1872 trat - außer für 
Minister und Oberpräsidenten - eine Besoldungserhöhung in Kraft^^, und 
1873 fand durch die Einführung von Wohngeldzuschüssen noch einmal eine 
kräftige Steigerung der Gehälter statt^. Die Erhöhung der Einkommen von 
1872 betraf sowohl Anfangs- wie Endgehalt der Staatsbeamten. Sie wird in 
Tab.III.3.17 zusammengefaßt; zusätzlich ist die prozentuale Steigerung im 
Anfangs- und Endgehalt angegeben. Der Historiker und Verwaltungswissen- 
schaftler Otto Hintze^^ schätzt den Einkommenszuwachs der preußischen 



63 Diese Gesetzeslage erzeugt nach wie vor die typischen Kompetenzkonflikte über die Fest- 
setzung der Stellendotation. Vgl. hierzu KJaunig 1882, S.46ff.. Auch Fischer 1892. Bd.II, S.431 
greift diesen Zusammenhang auf und verweist auf die grundlegende Verfügung vom 23. Oktober 
1817, bestätigt durch den Ministerialerlaß vom 31. Dezember 1874. Fischer bedauert, daß die 
Staatsbehörde von ihrem in dieser Verfügung zugestandenen Recht keinen ausreichenden Ge- 
brauch mache, die Höhe bzw. die Aufbesserung der Gehälter gegebenenfalls zu erzwingen. 

64 So z.B. auch durch die Gewährung von - zwei vergleichsweise geringen - Dienstalterszula- 
gen seit 1874. S. hierzu ausführlicher oben bei II1.3.1. Fischer 1892. Bd.II kommentiert die Auf- 
besserungen für die preußischen Elementarlehrer - v.a. Teuerungszulagen: "Die Not an Lehrern 
half der Not der Lehrer." (S.430) 

65 Die Erhöhung wird sowohl im Sog des wirtschaftlichen Aufschwungs zu Beginn der 70er 
Jahre gesehen (vgl. Lotz 1909, S.598) als auch ermöglicht durch die günstige Finanzlage des 
Staates nach dem siegreichen Ausgang des Krieges von 1870/71 (vgl. Kübler 1976, S.120). 

66 Die Kommunalbeamten erhielten keinen Wohngeldzuschuß. Zum Verhältnis Kommunal- 
und Staatsbeamte meint Lotz 1909, daß "doch selbstverständlich eine allgemeine staatliche Be- 
soldungserhöhung teils unmittelbar, teils mittelbar auf die Besoldungsbemessung der inner- 
staatlichen Verbände zurück(wirke)" (S.610). Vgl. hierzu auch Kübler 1976, S.133ff.. 

67 Hintze 1911, S.56. Leider bleibt unklar, auf welche(n) Gehaltsbestandteil(e) sich die An- 
gabe bezieht. 
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Staatsbeamten, den sie 1872 gegenüber den bis dahin bestehenden Einkom- 
mensregelungen erfahren, auf ca. 15%. Er bestimmt für etwa zwei Jahr- 
zehnte das Gehaltsniveau der meisten angegebenen Beamtengruppen. Be- 
reits dieser Überblick über die Gehaltsspannen der Beamtenschaft zeigt, daß 
Elementarlehrer den meisten Beamtengruppen mit Endgehältern von z.T. 
über 5.000 Mark/Jahr materiell völlig unterlegen sind. Ein direkter Ein- 
kommensvergleich zwischen Elementarlehrern und vergleichbaren Klassen 
der Staatsbeamten soll dies für 1886 noch einmal verdeutlichen. Er zeigt auf, 
wie viele Elementarlehrer (in % ihrer Gesamtheit) im Bereich der 
jeweiligen Einkommensspanne einer Beamtenkategorie vertreten sind; 
zusätzlich ist angegeben, wie viele Lehrer (in %) sich unterhalb des 
jeweiligen Anfangsgehalts und überhalb des jeweiligen Endgehalts 
einordnen (Tab.III.3.18). 

Tab.III.3.17: Anfangs- und Endgehälter der preußischen Unter- und Subaltembeamten 1870- 1890. 
Steigerung im Anfangs- und Endgehalt 1872 (Angaben in Mark/Jahr bzw. %) 



Beamten- 




Steigerung 1872 






Wohngeldzuschuß 


gruppe/Jahr 


1870 


Anfangs-ZEndgehalt 


1875 


1890 


ab 1873 


Polizei: 

Schutzmann 

Polizeibote, 


900-1050 






960-1275 


960-1275 


108-240 


-gefängnisaufseher 


750-900 


8,0 


20,0, 


810-1080 


810-1200 


108-240 


Landgendarm 


900-1410 


16,7 


-17,5 


1050-1200 


1050-1350 


72-180 


Post- «nd Teletraphcnwescn: 

Landbriefträger 




2 


2 




810-1500 




Assistent 




66,7 


66,7 


900-1800 


1500-3000 




Oberassistent 








1500-2400 


1700-3000 




Ministerien: 

Unterbeamte 


900-1500 


33,3 


10,0 


1200-1650 


1200-1650 


240 


Kanzleisekretäre 


1500-2700 


20,0 


22,2 


1800-3300 


1800-3300 


540 


Ejq>edienten u.a. 


2400-4800 


25,0 


12,5 


3000-5400 


3000-5400 


900 


Refiemnfen: 

Unterbeamte 


900-1050 


6,7 


14,3 


960-1200 


960-1200 


108-180 


Kanzlisten 


1350-1959 


22,2 


15,4 


1650-2250 


1650-2250 


300-432 


Sekretäre, Buchhalter 


1800-3000 


16,7 


20,0 


2100-3600 


2100-3600 


300-432 



Quellen: Booss 1896, S.28 

Kubier 1976, S.Xl-XVl 
Wiedenbach 1920, S.2 
Zeiler 1918, Anl.XIV 
eig. Ber. 

Anmerkungen: 

1 Die Landgendarmen beziehen 1872 ein geringeres Endgehalt als 1870; daher die negative Steigerung. 1890 findet aber wieder ei- 
ne Steigerung im Endgehalt statt • allerdings nicht bis zur "alten* Höhe. 

2 Postassistenten erhalten zwischen 1872 und 1891 mehrere Gehaltserhöhungen. Die Berechnung der prozentualen Steigerung 
bezieht sich auf die Veränderung zwischen 1872 und 1891. 
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Aus der Tabelle lassen sich folgende Ergebnisse zusammenfassen: 

Die Bandbreite bei der Überschneidung der Gehaltsspannen der Elemen- 
tarlehrer mit denen der diversen Unterbeamten variiert zwischen 12,2% und 
55,7% (Stadtlehrer) bzw. zwischen 12,5% und 68,3% (Landlehrer). 55,7% 
der Stadtlehrer und 68,3% der Landlehrer liegen innerhalb der Einkom- 
mensspanne eines Landbriefträgers - dabei aber weitere 31% der Stadtlehrer 
darüber und 27,2% der Landlehrer darunter. Ähnlich stellt sich das Verhält- 
nis zu den Unterbeamten der Regierungen dar. Auf gleichem Niveau wie sie 
befinden sich 24,3% der Stadtlehrer und 38,1% der Landlehrer. Weitere 
53,3% der Stadtlehrer liegen aber über diesen Unterbeamten und 47% der 
Landlehrer unter ihnen. 

Tab.III.3.18: Anteil der Elementarlehrer relativ zum Anfang- und Endgehalt 
von Unter- und Subaltembeamten 18861 



Unter- und Subaltembeamte Elementarlehrer 

Beamten- Stadt Land 

kategorie Anfangs-ZEndgehalt darunter darauf darüber darunter darauf darüber 



Polizeibote 


810-1080^ 


13,3 


21,1 


65,5 


27,2 


44,1 


28,6 


Landbriefträger 
Unterbeamte der 


810-1500-^ 

A 


13,3 


55,7 


31,0 


27,2 


68,3 


4,5 


Regierungen 


960-1200^ 


28,1 


24,3 


53,3 


47,0 


38,1 


14,9 


Landgendarmen 
Unterbeamte der 


1050-1200 


34,5 


12,2 


53,3 


71,4 


13,7 


14,9 


Ministerien 


1200-1650 


46,1 


29,4 


23,8 


85,1 


12,5 


2,5 


Postassistenten 


1350-2700 


58,2 


40,3 


1,4 


91,7 


8,2 


0,1 


Kanzlist 


1650-2250 


76,2 


18,2 


5,7 


97,5 


2,3 


0,2 



Quellen: wie bei Tab.III.3.17 

eig. Ber. nach Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Tabellenteil, S.65 



Anmerkungen: 

1 Angaben in Mark/Jahr bzw. %; Lehrereinkommen excl. Wert der freien Wohnung und Feue- 
rung, aber incl. der persönlichen und Dienstalterszulagen aus Staatsfonds; ohne Lehrerinnen; 
Beamteneinkommen excl. Wohngeldzuschuß. 

2 Berechnungsbasis für die Anteile der Lehrer sind die Gehaltsstufen 810 bzw. 811 bis 1.050 
Mark/Jahr. 

3 Angabe des Beamtengehalts gilt für 1891. 

4 Berechnungsbasis für die Anteile der Lehrer ist die Gehaltsstufe 901 bis 1.200 Mark/Jahr. 

Entsprechend, aber noch drastischer, ist das Verhältnis zum Landgen- 
darm. Auf seinem Level liegen 12,2% der Stadt- und 13,7% der Landlehrer. 
Darüber liegen 53,3% der Stadtlehrer, immerhin 71,4% der Landlehrer ste- 
hen materiell schlechter da als diese Polizeibeamten auf dem Lande. 
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Im Vergleich zu Polizeiboten (und Polizei-Gefängnisaufeehern) liegt bei 
Stadt- wie Landlehrern ein größerer Anteil über deren Einkommensspanne 
als darunter. Umgekehrt ist dieses Verhältnis im Vergleich zu den Unterbe- 
amten der Ministerien. Hier liegt bei Stadt- und Landlehrern ein größerer 
Anteil unter als über dieser Beamtenkategorie. Das gleiche gilt für die 
Landlehrer im Verhältnis zu den Unterbeamten der Regierungen. Nur die 
Stadtlehrer sind in der Lage, in die Einkommensregionen der mittleren Be- 
amtenschaft (Postassistent, Kanzlist) nennenswert einzudringen. Sie errei- 
chen hier einen Anteil von 40,3% bzw. 18,2%, der innerhalb der Gehalts- 
bandbreite dieser Beamtenkategorie liegt. Demgegenüber erreichen nur 
8,2% bzw. 2,3% der Landlehrer den Einkommensbereich dieser Beamten. 

Die Ergebnisse rechtfertigen die Zustimmung zum zeitgenössischen Ur- 
teil^, daß die Elementarlehrer dem Unterbeamten unter materiellem 
Aspekt näherstehen als dem Subalternen.^^ Gleichzeitig ist es aber den 
Elementarlehrern bereits bis 1890 gelungen, in die zumindest untere Band- 
breite der Einkommensspannen in der Staatsbeamtenschaft vorzustoßen. Ihr 
eigentliches gehalts- und statuspolitisches Ziel - materielle Gleichstellung 
mit den Subalternbeamten - hatten sie damit jedoch noch nicht erreicht. Die 
Bezugnahme der Elementarlehrer auf die Subalternbeamten unter dem 
Aspekt des materiellen Vergleichs hält daher bis in das 20. Jahrhundert hin- 
ein an. Bereits 1871 resümiert Lehrervertreter Jütting - auf der Suche nach 
Vergleichsgruppen der Elementarlehrer in der Beamtenschaft: "... irgend ei- 
nem Stande muß doch der heutige Lehrer wohl verglichen werden können: 
wenn nicht den studirten Lehrern und höheren Beamten, und wenn nicht 
den Tagelöhnern und Bedienten, aus denen sich gewöhnlich die Unterbeam- 
ten rekrutieren - die übrigens wie ich ... gezeigt habe den Lehrern im Gehalt 
gleich stehen - so doch gewiß mit einigem Grund den Subalternbeamten: 
Bildung, nothwendige Lebensweise und Beruf dürften eine gewiße Ebenbür- 
tigkeit haben".^° 

3.4 Nebenerwerb und Nebentätigkeit der Elementarlehrer 

Etwa seit 1840 ist der Lehrerberuf auf das Schulehalten als Hauptberuf 
gesetzt und der frühere Konnex zu anderen Berufen aufgebrochen.^^ Gleich- 



68 etwa Jütting 1871, S.45ff.. 

69 Dafür spricht auch die Einordnung der Elementarlehrer in die Klassifikation der preußi- 
schen Staatsbeamten, die zum Zweck der Abrechnung von Reise- und Tagegeldern erstellt wor- 
den war. Danach lagen sie innerhalb der achtstufigen Skala an siebter Stelle, also zwischen Sub- 
altern- und Unterbeamten; vgl. Herrfurth ^1896, S.643. Vgl. auch Meyer 1976, S.93f.. 

70 Jütting 1871, S.46 

71 s.o. III.l.l 
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zeitig haben sich die diversen landwirtschaftlichen Nebentätigkeiten der 
Lehrer, die in den materialen Bestandteilen v.a. der ländlichen Stellendota- 
tionen ihren Ausgangspunkt hatten, als Fehlschlag erwiesen/^ 

Die Situation für den Lehrer stellt sich nun folgendermaßen dar: Er darf 
wohl eine Nebentätigkeit wahrnehmen, sie muß aber wie bei allen Beamten 
jeweils genehmigt werden. Der Nebenverdienst als potentiell möglicher 
Verdienst wird jedoch zur gleichen Zeit - und nicht zum Vorteil des Lehrers 

- als quasi faktischer Verdienst beurteilt.^^ Zwar wird nach einem Ministeri- 
alerlaß von 1863 der Nebenverdienst aus Privatunterricht keineswegs auf das 
Einkommen angerechnet’^, aber gehaltspolitisch ist noch in den 90er Jahren 
nicht allein das standesgemäße Auskommen ein Kriterium für die Höhe des 
Stelleneinkommens, sondern die Chancen zum Nebenerwerb werden dafür 
ebenfalls in Anschlag gebracht.^^ Im Rückschluß ist aus der Genehmigungs- 
und Verbotspraxis der Behörden auch ersichtlich, welchen Feldern der Ne- 
benbetätigung sich die Lehrer jetzt zugewandt haben bzw. welche sie beibe- 
halten: Der Lehrer behält zunächst Nebenarbeiten bei, die als amtsnah gel- 
ten: Die Regierung zu Düsseldorf erteilt 1876 in Analogie zum Privatunter- 
richt die Genehmigung zum Unterrichten in Fortbildungsschulen.^^ Durch 
den Ministerialerlaß von 1875 wird auch mitgeteilt, daß dieser (Neben-) Un- 
terricht im Sinne einer Förderung der gewerblichen Fortbildungsschulen un- 
terstützt wird, mit dem Hinweis, daß die seminaristische Ausbildung durch 
ihre Lehrkurse in Zeichnen, Physik und Chemie die erforderliche Vorberei- 
tung gewährleiste.^^ Die private Ausbildung von Präparanden wird staatli- 
cherseits erst ab 1901 nicht mehr unterstützt. Denn es stehe in Zweifel, daß 
Volksschullehrer die dafür mittlerweile nötige Qualifikation aufwiesen. 

Der Lehrer dringt auch in Felder anderer Professionen ein, die noch nicht 

- etwa qua Laufbahnstruktur - reguliert sind. Dies gilt z.B., wenn er sich als 



72 s.o. III.1.4. Die Schulaufsichtsbehörden wünschten weiterhin, daß der Lehrer die Bauern 
für "zweckmäßige Neuerungen" gewinne; vgl. die Verfügung der Königlichen. Regierung zu 
Potsdam 1875 in: Centralblatt 1875, S.411; zur Obstbaumzucht nach 1900 vgl. GStA Berlin 
XVI.HA Rep.30 Reg. Bromberg II Nr.2978. Bde.XII-XVI (für den Reg.bez. Bromberg 1905 - 
1920); der Lehrer wird gewürdigt als Pionier der Obstbaumzucht in: Wilms 1908; für die Bie- 
nenzucht im Regierungsbezirk Trier 1899 vgl. LHA Koblenz Best. 442 Nr. 4010. 1865-1913. 

73 Dies gilt immer während Auseinandersetzungen um Gehaltserhöhungen für die Lehrer 
und insbesondere in den bereits in den späten 70er Jahren beginnenden Debatten um ein 
Lehrerbesoldungsgpetz. 

74 Giebe (Hg.)^1898, S.328 

75 Vgl. die Ausführungen des Geh. Regierungsrats Klotzsch (aus dem Kultusministerium), 
daß gegen die Behauptung einer im Vergleich unzureichenden Besoldung die häufige Gelegen- 
heit der Lehrer zum Nebenverdienst spräche; in: Bielfeldt 1905, S.45f.; vgl. a. Meyer 1976, S.103. 

76 Giebe (Hg.) ^1898, S.329f. 

77 Weither 1888, S.40f. 

78 Körnig 1903, S.44f. 
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’Medizinalpfuscher’ betätigt, was ihm 1872 durch die Regierung Trier, 1878 
durch die Regierung Düsseldorf, 1880 durch das Consistorium Hannover, 
1882 durch die Regierung Frankfurt/Oder und 1886 durch die Regierung 
Potsdam untersagt wird. In der Verbotsbegründung ist enthalten, daß "die 
vorliegenden Erfahrungen leider nur zu deutlich gezeigt haben, daß der Leh- 
rer durch solche Abweichungen von der eigentlichen Aufgabe gar bald seine 
Stellung untergräbt, und daß der Beifall und Zulauf, welche er sich etwa bei 
Unverständigen erwirbt, durch die Unzufriedenheit und den Tadel der Ver- 
ständigen reichlich überwogen wird". Das Verbot wird erteilt "im Interesse 
der Schulen und der notwendigen Achtung, welche wir dem einzelnen, wie 
dem ganzen Stande zu erhalten wünschen" (Regierung Trier), umso eher als 
den Lehrern die für die medizinische Praxis unerläßlich notwendige wissen- 
schaftlich-technische Vorbildung fehlt (Regierung Düsseldorf).^^ Hier müs- 
sen die Regierungen also den Lehrer in Bezug auf seinen Status vor sich sel- 
ber schützen. Die Möglichkeit und Versuchung, daß Lehrer im Nebenerwerb 
als Arzt praktizierten, sah man darin, daß sie in der Ausbildung gewisse me- 
dizinische und hygienische Kenntnisse erlernt hatten.®*^ Auch agitatorische 
Aktivitäten der Lehrer auf dem Gebiet der Heilkunde werden mißbilligt. 
Das wird deutlich in der Stellungnahme der westfälischen Bezirksregierung 
1896 zum Vortrag eines Lehrers im Naturheilverein Bielefeld über Magen- 
leiden und ihre Verhütung und Heilung auf naturgemäße Weise.*^ 

Eingeschränkt werden ebenfalls Tätigkeiten, die neu entstehenden oder 
expandierenden Wirtschaftszweigen angehören. So wird die Übernahme von 
Versicherungsagenturen für Privatgesellschaften durch Lehrer mit dem Mi- 
nisterialerlaß von 1857 auf Ausnahmen beschränkt sowie 1899 die Über- 
nahme von Agenturen ausländischer Versicherungsgesellschaften unter- 
sagt.*^ Eine Beteiligung an Auswanderungsgeschäften wird ebenfalls durch 
Ministerialerlaß von 1872 verboten.** Nach Ministerialerlaß von 1900 ist 
auch das Geschäft als Auktionator unzulässig.*'* Das Amt eines Kassenren- 
danten wird dagegen 1882 für zulässig betrachtet, aber durch Ministerialer- 
laß von 1886 nur ausnahmsweise erlaubt.** 

Andere (Neben-) Tätigkeiten liegen in Feldern, für die Lehrer von ihrer 
sozialen Stellung und fachlichen Kompetenz her "prädisponiert" sind. So 

79 Zit. nach Giebe (Hg.) ^898, S.324tund Körnig 1903, S.61 

80 Körnig 1903, S.62; dort auch der Hinweis, daß Lehrenintaten als Medizinal- und Kurpfu- 
scher in offiziellen Berichten über das preussische Sanitätswesen vermerkt wurden. 

81 so verhandelt in: StA Detmold M 1 IIB Nr.812. 1896 

82 Giebe (Hg.) H898, S.318; Körnig 1903, S.59 

83 Körnig 1903, S.59 

84 Körnig 1903, S.61 

85 Körnig 1903, S.50f.; Giebe (Hg.) ^1898, S.317 
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werden die Königlichen Regierungen durch Ministerialerlaß von 1874 er- 
mächtigt, Lehrern für die Ausübung des Amts eines Standesbeamten Ge- 
nehmigung zu erteilen.®^ Die Möglichkeit der Wahrnehmung solcher Ämter 
durch Lehrer ist auch von daher zu sehen, daß 1874 ein Gesetz betr. die Be- 
urkundung des Personenstandes und der Form der Eheschließung in Kraft 
getreten war, nach dem geeignete Standesbeamte bestellt werden mußten. 
Die Elementarlehrer schließen diese administrative Lücke vorübergehend.®^ 
Über die Beschäftigung als Fleischbeschauer haben die Königlichen Re- 
gierungen nach Ministerialerlaß von 1876 im Einzelfall zu befinden.®® Im 
Zusammenhang mit dieser Frage war beim Kultusministerium der Antrag 
eingegangen, Übungen zu mikroskopischen Fleischuntersuchungen auf Tri- 
chinen als regelmäßige Bestandteile in den Seminarlehrplan aufzunehmen. 
Dieser Antrag wird abgelehnt. Zwar werden diese speziellen Übungen nicht 
ausgeschlossen, man hält sie vielmehr für wünschenswert. Die Provinzial- 
schulkollegien haben sogar darauf zu achten, daß die Seminaristen in der mi- 
kroskopischen Fleischbeschau geschult werden. Aber die Übung soll im 
Rahmen und der Begrenzung des naturgeschichtlichen Unterrichts stattfin- 
den.®^ Das Interesse der Lehrer für diese Nebentätigkeit war bereits so weit 
gegangen, daß sie die dazu nötige Qualifikation über die hauptberufliche 
Ausbildung gewährleistet haben wollten. Das Kultusministerium läßt aber 
solch ein instrumentelles Verhältnis zur Lehrerausbildung nicht zu. Durch 
den Erlaß neuer Prüfungsvorschriften für die Fleischbeschau 1900/1902 ist 
dann die Wahrnehmung dieser Tätigkeit durch Lehrer nicht mehr möglich. 

Seit den 80er Jahren können Lehrer das Amt eines Postagenten oder 
Posthilfsstellen-Verwalters in Ausnahmefällen wahrnehmen, wenn diese 
Einrichtung anders nicht zu gewährleisten ist. Die pädagogische Historio- 
graphie spricht davon, daß die "Wohltat einer Posteinrichtung" vielen ländli- 
chen Orten erst über die Lehrer zu verschaffen war.^ 

Das Amt des Gemeindeschreibers/Amtssekretärs lag v.a. in den östlichen 
Provinzen vielfach in den Händen von Lehrern. Ein Ministerialerlaß von 



86 Körnig 1903, S.51f.; Giebe (Hg.) ’l898, S.316 

87 1874/75 setzt das Consistorium beim Oberpräsidium Bromberg durch, daß Lehrer vom 
Amt des Standesbeamten zu entkleiden sind, soweit sie gleichzeitig Kirchenbeamte sind. Die 
Kreisschulinspektoren hatten vorher eine Vereinbarkeit der Amtsverbindung festgestellt; vgl. 
GStA Berlin XVI.HA Rep.30 Reg. Bromberg II Nr.2960. 1875. 

88 Körnig 1903, S.60f.; Giebe (Hg.) 1898, S.317. Im Reg.bez. Bromberg übten 1887 acht 
Lehrer das Fleischbeschaueramt aus. Nach Landratsbestätigung werde das Lehramt davon nicht 
berührt; so hatte die Regierung die Erlaubnis erteilt; vgl. GStA Berlin XVI.HA Rep.30 Reg. 
Bromberg II Nr.2960. 1887. 

89 Weither 1888, S.28 

90 Fischer 1892. Bd.II, S.434; vgl. Körnig 1903, S.32f. 
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1874 hatte eine allgemeine Verfügung über Zulässigkeit oder Untersagung 
dieser Tätigkeit abgelehnt.^^ Entsprechend unterschiedlich war der admini- 
strative Umgang damit. Die Regierungen zu Oppeln und Breslau bemühen 
sich 1867 und 1882, diese Nebenarbeit abzubauen. 1892^^ ermächtigt die 
Regierung zu Posen die Kreisschulinspektoren, hier Erlaubnis zu erteilen. 
Die Skepsis einiger Regierungen dieser Tätigkeit gegenüber resultierte in 
ihrer Sicht aus der Gefahr, daß der Lehrer seine Unparteilichkeit in Ge- 
meindeangelegenheiten verlöre, oder daß sie ihn in Abhängigkeit gegenüber 
der Gemeinde und ihrer Verwaltung und dem Schulpublikum brächte, 
denen "gegenüber er doch Selbständigkeit dringend nötig hat".^^ 

Vor allem bei den letztgenannten Tätigkeiten wird administrativ zuneh- 
mend ein Kriterium angelegt, das sich 1902 in Verfügungen der Königlichen 
Regierungen zu einem Rechtsgrundsatz verfestigt: Genehmigung kann dann 
erfolgen, wenn ein öffentliches Interesse dafür nachgewiesen ist.^'* Tendenzi- 
ell werden also Nebenbeschäftigungen an den Charakter des Hauptberufs 
des Lehrers als eines öffentlichen Amts gebunden. 

Nach den referierten Beschränkungen der Nebentätigkeiten für die preus- 
sischen Elementarlehrer ergibt sich für den Beginn des 20. Jahrhunderts fol- 
gendes Bild von möglichen, genehmigungspflichtigen und unzulässigen Ne- 
benbeschäftigungen (Tab.IIl.3.19). Besonders die Spalte der unzulässigen 
Nebentätigkeiten macht noch einmal deutlich, daß die von seiten der Admi- 
nistration als "amtsschädlich" eingestuften Betätigungen wie ärztliche Tätig- 
keit, Einrichtung von Agenturen, Fleischbeschau oder Auktionator in jedem 
Fall von der Verbindung mit dem Lehramt fern gehalten werden mußten. 

Vom finanziellen Ertrag her sind die Nebentätigkeiten durchaus unter- 
schiedlich ergiebig. Die 36 Lehrer, die 1902 im Reg.bez. Bromberg in 
Diensten der Post stehen (sie sind zu diesem Zeitpunkt ca. 6 Jahre in diesem 
Nebendienst), beziehen dafür jährlich im Durchschnitt 393,64 Mark. Be- 
trachtet man alle Nebentätigkeiten der Lehrer im Regierungsbezirk Brom- 
berg im Jahr 1906, so fällt der Ertrag geringer aus. Die Gesamteinkünfte für 
1.080 Lehrer (= 57% der fest angestellten Lehrer)^^ belaufen sich auf 
201.968,79 Mark, also durchschnittlich 187,01 Mark/Jahr. In der Größenord- 
nung verteilen sich die Bezüge dabei wie in Tab.III.3.20. 



91 Richter 1886, S.28 

92 Körnig 1903, S.53 

93 Richter 1886, S.27 

94 Körnig 1903, S.22 

95 Nachdem die Schulaufsichtsbehörden daran festhalten, die Genehmigung zur Übernahme 
von Nebenämtern an einstweilig angestellte Lehrer nur in besonders dringenden Fällen zu ertei- 
len, sind hier nur endgültig angestellte Lehrer aufgeführt; Gesamtzahl der Lehrer im Regie- 
rungsbezirk Bromberg 1906 nach: Preußische Statistik 1906 (Heft 209). Tabellenteil, S.39. 
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Tab.III.3.19: Nebenämter und -beschäftigungen der preußischen 
Elementarlehrerum 1900* 





Genehmigung ist erforderlich 




genehmigungsfrei 


geduldet 


bedenklich 


unzulässig 


Kreistagsabgeordneter 


Waisenrat 


Kassenrendant 


Agenturen 


Landtags- oder Reichstagsabgeordneter 


Vormund u.ä. 


Standesbeamter 


Fleischbeschau (s. 1903) 


Kirchenältester, -Vorsteher 


Fürsorger 


Postagent 


Auktionator 


Rendant in kath. Kircbengemeinden 


Schiedsmann 


Gemeindeschreiber 


Vermittl. v. Geschäften 


Bewirtschaftung der Dienstgrundstücke 


Vizewirt 


Amtssekretär 


ärztliche Tätigkeit 


Obstbaum- und Bienenzucht 


Schriftführer 






schriftstellerische Tätigkeit 


Unterricht im Nebenamt 






Organistenamt 








Leitung von Gesangvereinen 






Leitung von Turnvereinen 





• In der Darstellung ist das Gruppierungsprinzip der Quelle übernommen; so bedeutet "unzulässig" keineswegs "rechtlich nicht 
zulässig", sondern der Königlichen Kreisschulinspektor bringt hier seine Wertung zum Ausdruck; die Sparten "genehmigungs- 
frei" und "Genehmigung erforderlich" stellen dagegen rechtliche Unterscheidungen dar. 

Quelle: Körnig 1903, S.6f. 

Tab.lII.3.20: Einkommen der Lehrer aus 
Nebentätigkeit im Reg.bez. Bromberg 1906 
(in Mark! Jahr) 



Gehalts- 

stufe 


Zahl 

der Lehrer 


in% 


bis 100 


444 


41,1 


100-200 


284 


26,3 


200-300 


168 


15,6 


300-400 


88 


8,2 


400-500 


45 


4,2 


über 500 


51 


4,7 


zus. 


1080 


100,1 



Quelle: eig. Ber. nach: GStA Berlin XVI.HA Rep.30 
Reg. Bromberg II Nr.2960, 1907 



Bei einem durchschnittlichen Gesamteinkommen in Bromberg von 2.663 
(Stadtlehrer) bzw. 2.079 Mark/Jahr (Landlehrer) 1911^ erscheinen die in 
der Zusammenstellung aufgeführten Einkommen über Nebentätigkeiten re- 
lativ gering. Fast 70% der Lehrer beziehen weniger als 200 Mark/Jahr als 



96 s. Tabellenteil, Tab.27; regional differenzierte Einkommenshöhen sind nur für dieses Da- 
tum und - vorher - für das Jahr 1896 erhebbar 
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Nebeneinkommen; das sind weniger als 10% des Gesamteinkommens als 
Lehrer. Dafür bessern sich nur ca. 17% aller brombergischen Lehrer ihr Ge- 
halt um mehr als 300 Mark/Jahr auf. Schlüsselt man die Nebentätigkeiten 
auf verschiedene Felder auf, so ergibt sich die Verteilung in Tab.III.3.21. 



Tab.III.3.21: Nebentätigkeiten der Elementarlehrer im Reg.bez. Bromberg 1906 
(Anteile in % aller Lehrer mit Nebenamt) 



Bereich 


Anteil 


Tätigkeiten 


Unterr. an Fortbildungsschulen 22,1% 




Privatunterricht (incl. Musik- 
und Gesangsunterricht) 


16,9% 




Provinzial-, Kreis- 




Amts- und Gemeinde- 


und Gemeindedienst 


16,0% 


Schreiber, Standesbe- 


Kirchendienst 


10,8% 


amter, Fleischbeschauer 
"höherer Kirchendienst" 


Staatsdienst* 


10,0% 




Reichsdienst 


9,1% 


Kranken-, Unfall-, Alters- 


Tätigkeit bei Wirtschaft- 




und Invaliditäts- 
versicherung, Postagent 
bei Konsumvereinen und 


liehen Genossenschaften 


3,2% 


Darlehenskassen, bei land- 


Agentur für private Ver- 
sicherungsgesellschaften 


2,3% 


wirtschaftlichen Betrieben: 
Rechnungsführer 


Literarische Tätigkeit 


1,2% 




Sonstige Nebenämter 


8,5% 




zusammen 


100,1% 





* keine näheren Angaben der Tätigkeiten in der Quelle 

Quelle: GStA Berlin XVI.HA Rep.30 Reg. Bromberg II Nr.2960. 1907 



Am häufigsten nehmen die Lehrer die amtsnahen Nebentätigkeiten 
(Fortbildungs- und Privatunterricht) wahr (zusammen 39%). An zweiter 
Stelle steht für sie jedoch auch der nebenamtliche Kommunal-, Kreis- und 
Provinzialdienst (16%). 

Im Interesse, sich zusätzliche Einkommensquellen zu erschließen, mußte 
der Lehrer mehrfach Umorientierungen vornehmen. In den 40er Jahren 
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spürt er die Einbußen durch die sukzessive erlassenen Verbote. Über die 
Effekte seiner pädagogischen Arbeit mußte der Lehrer manchmal auch die 
Erfahrung machen, daß er sich von Nebeneinkünften abschneidet. So wird 
1834 von Lehrern die Klage geführt, daß sie bisher als Schullehrer die Hoch- 
zeits-, Gevatter- und Trauerbriefe geschrieben hatten. Nun waren einige des 
Schreibens fähige Gemeindemitglieder dazu übergegangen, sich solche 
Briefe selber zu schreiben bzw. für andere zu schreiben.^^ Die Lehrer eröff- 
nen sich jetzt andere Betätigungsfelder und beklagen sich gleichzeitig, daß 
man sich daran "gewöhnt hatte, in dem Schullehrer einen vielseitigen Mann 
zu sehen, dem kein Nebenamt zu beschwerlich, keine Nebenbeschäftigung 
zu gering erschien".^® Die zeitgenössische Feststellung besteht aber auch 
darin, daß nach und nach "die entehrenden Nebeneinkünfte"^ weggefallen 
waren. Allerdings Nebenbeschäftigungen überhaupt - "sie lassen sich leider 
noch nicht entbehren".^®® Angesichts des Ausuferns der Nebenbeschäftigun- 
gen bei den Lehrern müssen die Bezirksregierungen korrigierend eingreifen 
und den ’Wildwuchs’ beschneiden. Das ist auch deshalb erforderlich, weil die 
Lehrer damit auch andere Verdienstinteressen tangieren.^®^ 

Ab den 90er Jahren entspannt sich das Problem. Als Erfolg vermerken 
Lehrerhistoriographen, daß nach Durchführung des Lehrerbesoldungsgeset- 
zes 1897 manche Lehrer die Nebentätigkeit ganz oder teilweise aufgegeben 
hätten.^*^^ Die Bereiche, in denen der Lehrer noch tätig ist, sind von der Vor- 
gesetzten Behörde weitgehend als amtsverträglich anerkannt (s.o. Tab.III. 
3.20). In der standesideologischen Reflexion wird jedoch das althergebrachte 
Motto der Unverträglichkeit mit dem Hauptberuf durchaus noch aufrecht 
erhalten.^®^ Empörte Polemiken in dieser Zeitphase - "Was man den Leh- 
rern alles zu bieten wagt"^^ - verweisen darauf, daß für die Lehrer schon in 



97 ZStA Merseburg Rep.76 VII Sect 16aa Nr.l3. Bd.V, p.40 

98 Körnig 1903, S.IO 

99 Ursprung 1938, S.54 im Rückblick; die Abschaffung von Sing- und Bittumgängen durch 
Ministerialerlaß von 1875 wurde seitens der Lehrer stark begrüßt. 

100 Fischer 1892. Bd.II, S.434 

101 Der Regierung Bromberg lag 1903 die Beschwerde des Inhabers eines Kaufmännischen 
Unterrichtsinstituts über einen Lehrer vor, der Buchführungsunterricht erteilte und praktische 
Buchführungsarbeiten durchführte; 1908 liegt die Beschwerde eines Gärtners vor, dem durch 
Schößlings- und Samenverkauf von Lehrern der Verdienst geschmälert werde. Die Regierung 
entschied in diesem Fall, daß keine Konkurrenz gegeben sei, nachdem der Verkauf nur an Amts- 
kollegen stattfand; vgl. GStA Berlin XVI.HA Rep.30 Reg. Bromberg II Nr.2960. 1903/1908 

102 Vgl. etwa Körnig 1903, S.69 

103 Harnisch 1844, S.320, der keine Nebenbeschäftigung aus Not akzeptiert. "Der Lehrer- 
Beruf jeder Branche schließt alle Nebenbeschäftigungen aus!" (Die Feinde 1884, S.89) 

104 so der Titel eines von Lehrern verfaßten Artikels in der Kölnischen Volkszeitung vom 
S.April 1884 (enthalten in: StA Detmold M 1 IIB Nr.812. 1884). Dort heißt es u.a.: "Noch Jetzt 
glaubt der Bauer vielfach, der Lehrer sei dazu da, ihm Schreiberdienste zu verrichten, Aerzte, 
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den 80er Jahren die Möglichkeit zur Distanz besteht, d.h. die Angelegenheit 
des Nebenerwerbs nicht mehr über die materielle Notwendigkeit, sondern 
allein vom Statusverständnis aus gesehen wird. 

3.5 Sozialpolitik für die preußischen Elementarlehrer; 

Die Pensionsverhältnisse 

Am Beispiel der sozialen Absicherung nach seiner Pensionierung soll im 
folgenden beschrieben werden, wie der preußische Elementarlehrer im Ver- 
lauf des 19. Jahrhunderts dieses Kernstück seiner Beamtenprivilegien anzielt 
und 1885 dann auch endgültig erreicht. Seit Beginn seiner Professionsge- 
schichte waren die Lebensverhältnisse nach der Pensionierung des Lehrers 
Gegenstand von standespolitischen Forderungen und schulpolitischen Aus- 
einandersetzungen. Der Weg der Pensionsregulierung führt dabei von der 
Bestimmung im Allgemeinen Landrecht von 1794, daß 1/3 des Stellenein- 
kommens dem Emeritus verbleibt, über die regional unterschiedlichen Ver- 
suche der Bürokratie, das "Gnadengehalt" des pensionierten Lehrers aufzu- 
bessern, bis hin zum Lehrerpensionsgesetz von 1885, durch das der preußi- 
sche Elementarlehrer den von ihm neidisch beäugten Beamtengruppen 
gleichgestellt wird. Da die folgenden Ausführungen den Charakter einer 
Fallstudie besitzen, wird das Thema gebündelt und auf eine periodisierende 
Unterteilung verzichtet. 

(1) Der progressive Vorgriff 

Bereits um 1800 umfaßt der Forderungskatalogs der Protagonisten und 
Fürsprecher des niederen Schulwesens - und darin eingeschlossen des Leh- 
rers an niederen Schulen - Bildung (Berufswissen), soziale Sicherung für den 
Lehrer und Sachliches (Verbesserung der materiellen Lage der Lehrer und 
Schulausstattung). Dies spricht für die Geschlossenheit ihres Entwurfs. Man 
verlangt obligatorisch die Verwirklichung adäquater Verhältnisse der mate- 
riellen Absicherung als immanenten Bestandteil des allgemeinen "Verdien- 
stes" des Lehrerstands: 

"Zugleich hat der Staat die Pflicht, bejahrte und zur Verwaltung ihres 
Amtes unfähig gewordene Schullehrer zu pensionieren, und durch eine an- 
gemessene Unterstützung für die Wittwen und Hinterlassenen der Verstor- 



Apotheker und Geschäftsleute schicken ihm auf dem Lande wie früher die Rechnungen zu, da- 
mit er sie zur Ersparung des Porto’s unter die Leute bringe, und manche Bauers- und Bürgers- 
Frau glaubt, für eine gute Tasse Kaffee müsse Lehrer oder Lehrerin zu jeder gewünschten Ge- 
fälligkeit bereit sein"; die Phillipika richtet sich weiter gegen die "beleidigenden Offerten" von 
"beutegierigen Geschäftsleuten", "Lotteriejuden", "Schleppern", die den Lehrern anbieten, Ver- 
triebs- oder Vermittlungsagenturen zu übernehmen. 
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benen zu sorgen. Wer vierzig Jahre im Schulamte gedient hat, verdient ge- 
wiß, wenn ein Anderer an dessen Stelle tritt, die Beibehaltung seines völli- 
gen Gehalts, oder eine demselben angemessene Pension; wer wenigstens 
zehn Jahre gedient hat, sollte auf die Hälfte seines Gehalts als Pension An- 
spruch haben."^®^ 

Dies ist zwar damals noch ein über die Köpfe der betroffenen Subjekte 
hinweg formulierter Programmpunkt, aber sein Kern - der verbindliche An- 
spruch auf Versorgung nach dem Ende der beruflichen Tätigkeit bzw. des 
Berufsinhabers selbst - wird gleichzeitig bis in die 80er Jahre des 19. Jahr- 
hunderts hinein ein quasi naturwüchsiger Inhalt der Klage, der Bestandsauf- 
nahme der sozialen Lage und der Standespolitik der Lehrer.^®^ 

(2) Die Lage de juris^®^ 

<Paternalistische Gnade > 

Vor Inkrafttreten des Allgemeinen Landrechts von 1794 hatte der damali- 
ge Teilzeit-Lehrer aus seiner Arbeit überhaupt keine Ansprüche auf Alters- 
bezüge. War es ihm gelungen, sich in der Gemeinde seines Amtssitzes be- 
liebt zu machen, dann schlugen ihm seine Verdienste um die Jugend allen- 
falls als ein geringes "Gnadengehalt" zu Buche. Dieser kommunale oder do- 
mänale Paternalismus schützte ihn vor der schlimmsten Not - "ad dies vitae 6 
Malter Korn".^^ Ansonsten war des Lehrers Lebensabend "bei leerer Wand 
und schmaler Kost” zu verbringen. 

< Dienen und Teilen > 

Das Allgemeine Landrecht regelte in Titel 11, Theil II, §§ 516 - 519, 528 
und 529 die Pensionierung von Pfarrern. § 28 in Titel 12 verweist darauf, daß 
diese Bestimmungen auch auf Lehrer anzuwenden sind. § 529 beinhaltet da- 
bei - eine anderweitige freiwillige Übereinkunft nicht ausschließend -, daß 
die Pensionierung aus den Revenuen der aufgegebenen Stelle erfolgt: 1/3 



105 Poelitz 1806. Bd.II, S.32f. 

106 "Der Gedanke einer festen Pension hatte sich gleichzeitig mit der Erhöhung der Besol- 
dung durchgesetzt". (Murtfeld 1934, S.48) 

107 Die Erhebung des Verlaufs der Pensionsnormierung wird von Murtfeld als noch zu erle- 
digende Forschungsaufgabe verzeichnet: "Erst Einzeluntersuchungen, aus dem Material der Ar- 
chive gewonnen, können ein zuverlässiges Bild der Einzelanordnungen geben, vor allem feststel- 
len, zu welchem Zeitpunkt sie eingesetzt haben." (Murtfeld 1934, S.48) Wir versuchen, die hier 
beschriebene Lücke ein Stück weit auszufüllen. 

So problematisch auch die politischen Schlußfolgerungen im Sinne des Nationalsozialismus 
sind, die Murtfeld v.a. im Schlußteil seiner Arbeit zieht, so bietet die Untersuchung doch um- 
fangreiche Datenrecherchen und stellt daher reiches Material zur Verfügung. 

108 Jörg 1960, S.215f. 

109 Brinkmann 1951, S.72 
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verbleibt dem Emeritus, 2/3 übernimmt der Sukzessor als Salär.^^*^ Diese 
Regelung des Allgemeinen Landrechts geht dann als Aufgabenbestimmung 
der Bezirksregierungen in den § 18 der Regierungsinstruktion von 1817 
ein.^^^ Eine Nachfrage der Regierung Gumbinnen im Jahr 1819 wird in ei- 
nem Reskript des Kultusministeriums in der Weise beantwortet, daß keine 
Verpflichtung der Kommune zur Pensionierung der Lehrer nach § 159 der 
Städteordnung bestehe, aber eben ein Zwang, die Schulbeamten nach dem 
Allgemeinen Landrecht zu emeritieren.^^^ 

Eine von den bisherigen Bestimmungen abweichende Erläuterung gibt 
dagegen der Ministerialerlaß vom 17. August 1827. Es bestehe kein Zweifel, 
daß der amtsunfähige Lehrer von der Gemeinde unterhalten werden müsse, 
jedoch könne der Nachfolger dabei nicht gezwungen werden, von der Reve- 
nue der Stelle etwas abzutreten. Gleichzeitig habe die Regierung das Recht, 
die Pension festzusetzen - zu verfahren sei wie bei der Unterstützung der 
Ortsarmen (!).^^^ Diese Auslegung der staatlich-öffentlichen Pflichten wird 
jedoch durch Ministerial-Rescript vom 17. August 1839 wieder zurückge- 
nommen. Dabei bezieht man sich auf die Bestimmungslage von 1819, nach 
der die Pension durch die Stelle aufzubringen ist. Dies wird durch Ministeri- 
al-Rescript vom 10. April 1840 nochmals bekräftigt, aber immerhin mit dem 
Zusatz, daß, wenn der verbleibende Rest für den Stellennachfolger nicht 
ausreiche, die Gemeinde das Fehlende aufzubringen habe.^^"* Letzteres wür- 
de evtl, zusätzliche Leistungen der Gemeinde erfordern. Um hier einzu- 
springen, hat die Regierung bis dahin (Circularverfügung der Regierung zu 
Frankfurt a.d.O. von 1844) zur Unterstützung der Emeriten überhaupt keine 
Mittel. Es bestehe zwar in Lausitz ein Fonds - aber nur mit geringer Ausstat- 
tung. In Schlesien war seit 1. September 1834 eine Pensionskasse für ausge- 
diente Elementarlehrer begründet worden.^^^ 

(3) Die Klage de vociis 

Bis 1845 herrscht in der Historiographie der Lehrer die Einschätzung vor, 
daß "trotz dieser klaren und verbindlichen Regelung (Allgemeines Land- 
recht; d.V.) ... mancher Schullehrer noch bis in die Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts um sein Recht bei den Gemeinden ... hat ... kämpfen müssen."^^^ 



110 Kirsch 1855. Bd.ll, S.287f.; Neigebaur 1826, S.76ff. 

111 Kautz 1900, S.81f. 

112 Kirech 1855. Bd.II, S.287f. 

113 Müller 1913,8.4121. 

114 Müller 1913, 8.4121. 

115 Kirsch 1855. Bd.II, 8.290 

116 Bungardt 1960, S.24 
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117 

Die "großen Mißstände" dieser doch nicht so verbindlichen Regelung er- 
zeugen beim Lehrer dann auch beklagenswerte Konsequenzen: 

“ Der Lehrer hat Anlaß, so lange wie möglich im Dienst zu bleiben, be- 
standen doch "... lauter Uebelstände, welche den alternden Lehrer mit 
banger Besorgnis erfüllen und ihn dazu drängen mußten, seine Pensio- 
nierung bis zur vollsten Erschöpfung seiner Kräfte hinauszuschie- 
ben."^^® So ergeben sich anekdotenhaft anmutende Schilderungen, et- 
wa - für 1804 - die Geschichte vom alten Lehrer, der von den Schülern 
im Karren zur Schule gezogen wird.^^^ 

- Emeritus und Nachfolger mußten ihren Unterhalt aus einem Stellen- 
einkommen fristen. Demnach ist "... leicht abzusehen, daß der Emeritus 
darben und der Stellvertreter sich ebenfalls in einer kümmerlichen La- 
ge befinden wird."^^ - "Soll er von der Hoffnung auf den Tod des Alten 
satt werden? ... hinweg mit dieser Art der Pensionierung! 

- Der Zeitpunkt der Pensionierung ist nicht nur von den erschöpften 
Kräften des Lehrers, sondern auch von der Zustimmung der Schulväter 
(Unterhaltspflichtige via Schulgeld) abhängig. Das kann die Pensionie- 
rung um Jahre hinauszögern - wie im Falle des Lehrers in Dortmund- 
Barop. Er hatte nach 32jähriger Dienstzeit im Jahr 1816 seine Pensio- 
nierung beantragt und um Pension nachgesucht. Die Sache zieht sich 
hin bis 1828, bevor sie dann endlich vom Landrat nach den Bestim- 
mungen des Allgemeinen Landrechts und nach dem Rescript des Kul- 
tusministeriums für den Lehrer entschieden wird.^^^ 

- Die familieninterne Generationenfolge im Lehramt wird beliebt. Nach- 
dem ja der Sukzessor die Pension von seinem Stelleneinkommen ab- 
zwacken muß, ergibt sich der "Vorteil", damit gleichzeitig den greisen 
Vater unterstützen zu können.^^ 

Die beschriebenen sozialen Verhältnisse des Elementarlehrers nach sei- 
ner Pensionierung förderten die Herausbildung von "Schulgreisen", die nicht 
selten ein Dienstalter von über 50 Jahren erreichten (s.o.). So fühlte sich der 
wackere Schulmann nach einem langen Lehrerleben von der Gemeinde und 
seiner Obrigkeit im Stich gelassen - Grund genug für ständige Klagen - "de 
vociis" - aus Lehrermunde. 



117 Giebe (Hg.) 1885, S.13 

118 Giebe (Hg.) 1885,8.13 

119 Brinkmann 1951, S.72; auch erzählt bei Bungardt 1960, S.23 

120 V. Türk 1838, S.246 

121 Kirsch 1855. Bd.II, S.287 

122 Brinkmann 1951,S.72ff. 

123 Brinkmann 1951, S.77 
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(4) Das uneinheitliche Bild der Pensionsregulierung 

Nach der Beilage B zum Bericht der XIII. Kommission des Abgeordne- 
tenhauses vom 5. 3. die als Situationserhebung dem Beschluß des 

1885er Pensionsgesetzes vorherging, ergibt sich für die bis dahin gültige Pen- 
sionsregelung für die Elementarlehrer ein regional aufgefächertes Muster 
unterschiedlicher Lösungen^^: 

a) In Ost- und Westpreußen tritt 1845 die Schulordnung in Kraft. Dort 
wird durch § 26 den ohne Verschulden dienstunfähig gewordenen Lehrern 
1/3 des bisherigen Einkommens als Pension zugesichert; wenn 20 Dienst- 
jahre absolviert sind, mindestens 50 Taler/Jahr. Die Pension ist den Einkünf- 
ten der bisherigen Stelle zu entnehmen, wobei dem Stellennachfolger das 
durch die Schulordnung garantierte Mindesteinkommen erhalten bleiben 
muß. Fällt der Nachfolger unter das Mindesteinkommen, so ist der Fehlbe- 
trag von der Gemeinde aufzubringen. 

Im Reg.bez. Gumbinnen bezogen die Elementarlehrer, soweit sie nicht 
Kirchschullehrer waren, das Mindesteinkommen. Deshalb war die Pension 
der Emeriti von den Unterhaltspflichtigen gesondert aufzubringen. Die 
Städte im Reg.bez. Gumbinnen gewährten aus städtischen Mitteln meist ei- 
ne höhere Pension als die gesetzlich vorgeschriebene. Auch im Reg.bez. Ma- 
rienwerder zahlten manche Städte eine höhere Pension. Die Städte Gum- 
binnen, Insterburg, Tilsit, Danzig, Elbing und Thorn orientierten sich bezüg- 
lich der Pensionshöhe an den Bestimmungen der Beamtenpensionsgesetze 

von 1872/82.126 

b) In den Provinzen Brandenburg, Pommern, Posen, Schlesien, Sachsen, 
Westfalen und in der Rheinprovinz "... fehlten gesetzliche Bestimmun- 
gen"i22^ d.h. es wurden die Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts und 
deren wiederholte Bestätigungen (Regierungsinstruktion 1817, Kompetenz- 
gerichtsentscheid 1861, Ministerialerlaß 1863) angewandt. Eine Vielzahl von 
Städten der oben genannten "alten Provinzen" behandeln die auf Lebenszeit 



124 Drucksachen des Abgeordnetenhauses, Nr.lll 

125 vgl. zum folgenden Kautz 1900, S.81ff.; Giebe (Hg.) 1885, S.3ff. 

126 Dies war gewissermaßen ein statuspolitischer Vorgriff auf die Ausstattung der Elemen- 
tarlehrer mit dem Beamtenprivileg einer gesetzlichen Pensionsregulierung; s. hierzu unten bei 7. 
Das Pensionsgesetz. 

127 Kautz 1900, S.82; vgl. Giebe (Hg.) 1885, S.4. Der Vorwurf mangelnder rechtlicher Rege- 
lung der Pensionsverhältnisse wird nur verständlich, wenn man annimmt, daß die Lehrer und ih- 
re Fürsprecher die bereits bestehenden pensionsrechtlichen Bestimmungen bei anderen Beam- 
tengruppen vor Augen hatten. "Wenn man freilich die Lehrer, wie im freien Nordamerika und in 
etlichen Kantonen der Schweiz, auf Kündigung anstellt, so kommt man am leichtesten über die 
Frage der Pensionierung hinweg und erspart jeden Ruhegehalt. Doch die deutschen Regierun- 
gen sind so unbillig nicht: sie gestehen dem Lehrer wenigstens aus Gnaden eine Pension zu, 
wenn sie auch meistens darauf halten, daß kein Recht daraus werde." (Kirsch 1855. Bd.II, S.283) 
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angestellten Gemeindebeamten aufgrund der Städteordnung von 1853 und 
1856 (Westfalen; Rheinprovinz) nach denselben Grundsätzen wie Staatsbe- 
amte und wenden dann für die Bemessung der Pensionshöhe die Beamten- 
pensionsgesetze von 1872/82 an. 

c) In den neupreußischen Gebieten hatten bereits entsprechende, auf re- 
gionaler Ebene gültige Pensionsbestimmungen Bestand. So gelten etwa in 
der Provinz Hannover 1871 noch die Richtlinien des vormaligen Königlich 
Hannoverschen Kultusministeriums. Später werden dann die Bestimmungen 
der genannten 1872/82er Beamtenpensionsgesetze angewandt. Im Landdro- 
steibezirk Aurich gilt aber weiterhin das Allgemeine Landrecht und in der 
Provinz Schleswig-Holstein gelten die Ausführungen der damaligen Allge- 
meinen Schulordnung von 1814. 

In der Provinz Hessen-Nassau wird für den Reg.bez. Kassel im Jahr 1876 
die Regierungsinstruktion von 1817 geltend gemacht. Das Gebiet des vor- 
maligen Herzogtums Nassau unterliegt dem seinerzeitigen Gesetz von 1860. 
Die Regulierung der Pensionen von Civildienern, Offizieren und Militärbe- 
amten gewährt hier Pension ab der Hälfte des Gehalts (nach zurückgelegtem 
5. Dienstjahr), sich steigernd ab dem 15. Dienstjahr, und zwar mit jedem 
weiteren Dienstjahr um 1/70 des Gehalts. Von der Bemessung her ähnlich 
wurde in den vormals Großherzoglich Hessischen und den Landgräflich 
Hessischen Landesteilen verfahren. Die Stadt Frankfurt bezahlte nach Re- 
gulativ von 1874 aus der städtischen Kasse nach Dienstjahren gestaffelt: 1/3 
(1. Dezennium), 1/2 (2. Dezennium), 2/3 (3. Dezennium) des ursprünglichen 
Gehalts und volles Gehalt nach mehr als 30 Dienstjahren als Pension. 

Demnach ist die Pensionierung der Elementarlehrer in diesem Zeitab- 
schnitt - sich regional teilweise ausschließend - nach unterschiedlichen 
Rechtsquellen geregelt, u.a. nach: 

- Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts, 

- Schulordnung für Ost- und Westpreußen (1845), 

- Städteordnungen und den 

- Rechtsbeständen vorpreußischer Herrschaft. 

In der Schulordnung von 1845 war die Mindestpension auf 50 Taler/Jahr 
festgelegt (s.o.). Nach dem Allgemeinen Landrecht hatte die Gemeinde wei- 
tere Beiträge zur Lehrerpension aufzubringen, wenn das Pensionsdrittel zum 
notdürftigen Lebensunterhalt des Emeriten nicht ausreichte. Diese Notdürf- 
tigkeit war aber nicht fest beziffert. War der Schulverband zu zusätzlichen 
Leistungen nicht in der Lage, so wurden Zuschüsse aus Staatsfonds geleistet. 
Diese Politik der Staatszuschüsse gewinnt - wie bereits bei den Lehrerein- 
kommen zu Dienstzeiten - auch bei der Pensionierung zunehmend an Be- 
deutung, also eine Entlastung der Gemeinden durch den Staat als Ausfluß 
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des Allgemeinen Landrechts. Die Anwendung von Städteordnungen in der 
Pensionierungspraxis verschafft allerdings vielen Stadtlehrern eine im Ver- 
gleich zu den Landlehrern deutlich höhere Pension. 

Der oben genannte Kommissionsbericht bietet leider keine quantitativ- 
empirische Erhebung der Pensionsverhältnisse im Lande. Absicht der 
Kommission war es wohl nur, die informative Grundlage für das Einsetzen 
einer zentralstaatlichen Pensionspolitik zu schaffen, die die Unübersicht- 
lichkeit der jährlich anfallenden Ausschüttungen für die Aufbesserung der 
Pensionen zum Minimum ablösen sollte. 

(5) Ein unzeitgemäßer Vorschlag 

In dieser Phase wird die existente Regelung der Pensionsverhältnisse von 
vielen Seiten als uneinheitlich und unvollständig normiert beklagt. Dabei 
werden auch konstruktive Vorschläge formuliert, die eine Behebung des 
Mangels in anderer Richtung empfehlen. So wird abgelehnt, daß Lehrerpen- 
sionskassen vom Staat eingerichtet werden. Die Empfehlung geht auf die 
"freie Assoziation" als den vorteilhaftesten Weg. "Man erwarte doch nicht al- 
les von Oben, oder von Anderen: rüstig und opferwillig selbst Hand angelegt 
und die Lehrer können sich eines Unterstützungs- und Pensionswesens er- 
freuen, wie es ein Staats-Institut nicht geboten hat und nicht bietet und auch 
nicht bieten kann!" Als Muster wird auf die Pensionsvereine der Rechts- 
anwälte verwiesen. Ausgangspunkt dieses Vorschlages ist, daß der Lehrer 
auf staatliche Pension keinen Anspruch habe, weil ein Verhältnis wie bei 
Unternehmern und Arbeitern vorliege: "Die Besoldung der Beamten ist 
Nichts Anderes, als ein dem Ausbildungs-Kapital und dem Leistungs-Wer- 
the entsprechender Arbeitspreis."^^^ Davon abgesehen, daß hier eine Miß- 
deutung des Dienstverhältnisses Lehrer/Staat als Arbeitsverhältnis vorliegt, 
wirkt die angesprochene Alternative relativ zu anderen zeitgenössischen 
Vorschlägen der Pensionsregulierung einigermaßen exotisch. Institutionali- 
sierte Selbsthilfe und freie Assoziation werden von der Lehrerschaft zumin- 
dest für den Bereich der materiellen Versorgung (Wittwen- und Waisenkas- 
sen, Pestalozzivereine) als zu überwindende Formen betrachtet. Ihr verglei- 
chender Bezugspunkt auch in diesem Bereich der sekundären Versorgung ist 
die schon stattgehabte Regulierung bei anderen Beamtengruppen. 

(6) Die Phase vor 1885 

Wenn über diesen Zeitabschnitt gesagt wird, daß "erst die Ruhestandskas- 
sen der Städte und die Pensionsgesetze der Jahre 1868, 1869, 1870ff ... eine 



128 Frantz 1861, S.62 

129 Frantz 1861, S.61 
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fest umgrenzte Summe ... sicherten"^^, so ist dies zweifach richtigzustellen. 
Erstens wurden von der Pensionsregelung in den Städten nur Stadtlehrer be- 
troffen. Zum zweiten kamen die angesprochenen Pensionsgesetze(-ent- 
würfe) nie zum Beschluß. Vielmehr ist in dieser Zeit^^^ kennzeichnend: 

a) eine ausgeprägte Stadt-Land-Differenz in der Höhe der Pensionen, 

b) ein enormes Anwachsen der Staatszuschüsse und parallel hierzu 

c) die Vorlage der schließlich nicht beschlossenen Gesetzentwürfe. 

Zu al Tab.III.3.22 gibt eine Übersicht für die Höhe der Pensionen in den 
preußischen Regierungsbezirken. Die Auswertung der Tabelle ergibt zwi- 
schen Stadt und Land folgende Variationsweite Vx (Differenz der durch- 
schnittlichen Pension in der Stadt und auf dem Lande): 

V = 695 Mark im Reg.bez. Breslau 

V . = 112 Mark im Reg.bez. Hannover^^^. 

min ® 



Die Extremwerte in den durchschnittlichen Pensionen sind: 





Stadt 


Land 


Maximum 


1491 Mark 


902 Mark 




(Wiesbaden) 


(Wiesbaden) 


Minimum 


440 Mark 


269 Mark 




(Posen) 


(Marienwerder) 



Quelle: Tab.IIl.3.22 



Daß Wiesbaden sowohl für "Stadt" wie für "Land" die Spitze einnimmt, 
liegt wohl an seiner exponierten Stellung als Region mit generell überdurch- 
schnittlich hohem Einkommensniveau (s. Tabelle).^^^ 



130 Murtfeld 1934, S.48 

131 Als Schlaglicht auf die seinerzeitigen Pensionshöhen mögen die folgenden Angaben die- 

nen. Von insgesamt 75 Emeriten im Reg.bez. Trier hatten im Jahr 1872 eine Pension von: 
unter 50 Taler: 25 

50-75 Taler: 25 

75-100 Taler: 12 

100-150 Taler: 8 

150-200 Taler: 1 

über 200 Taler: 4 

Quelle: LHA Koblenz Best. 442 Nr.836, p.580f. 

132 Ausgenommen sei hier der "Regelverstoß" des Reg.bez. Stade mit der - negativen! - Dif- 
ferenz von 43 Mark. Dort liegen die Landlehrer mit 506 Mark durchschnittlicher Pension höher 
als die Stadtlehrer mit 463 Mark. Wodurch dieser auffällige Effekt ausgelöst wird, ist vom vorlie- 
genden Material her nicht zu beantworten. 

133 Erwähnt sei hier nur die Bäderstadt Wiesbaden mit ihrer überregionalen Anziehungs- 
kraft für die Oberschicht und ihre finanzielle Ausstrahlung auf den übrigen Regierungsbezirk. 
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TabJII.3,22: Die durchschnittlichen Pensionen der emeritierten 
Elementarlehrerund dehrerinnen 1878, Zum Vergleich: 
Durchschnittseinkommen der aktiven Lehrer 1878 (jeweils in MarkjJahr) 



Regierungs- 

bezirk 


Pensionen 

Stadt Land 


Diffe- 

renz 


Durchschnittseink. 

Stadt Land 


Diffe- 

renz 


Königsberg 


546 


284 


262 


1214 


828 


386 


Gumbinnen 


469 


324 


145 


1297 


866 


431 


Danzig 


901 


322 


579 


1302 


856 


446 


Marienwerder 


468 


269 


199 


1164 


813 


351 


Potsdam 


636 


309 


327 


1396 


994 


402 


Frankfurt/Oder 


715 


394 


321 


1299 


960 


339 


Stettin 


767 


337 


430 


1539 


931 


608 


Köslin 


819 


287 


532 


1351 


836 


515 


Stralsund 


754 


428 


326 


1189 


886 


303 


Posen 


440 


296 


144 


1168 


866 


302 


Bromberg 


451 


303 


148 


1153 


859 


294 


Breslau 


1098 


403 


695 


1496 


875 


621 


Liegnitz 


859 


535 


324 


1483 


989 


494 


Oppeln 


916 


537 


379 


1218 


858 


360 


Magdeburg 


663 


481 


182 


1305 


1046 


259 


Merseburg 


591 


440 


151 


1306 


1048 


258 


Erfurt 


804 


369 


435 


1325 


965 


360 


Schleswig 


899 


538 


361 


1472 


1066 


406 


Hannover 


608 


496 


112 


1535 


905 


630 


Hildesheim 


792 


501 


291 


1313 


917 


396 


Lüneburg 


969 


519 


450 


1386 


871 


515 


Stade 


463 


506 


-43 


1456 


926 


530 


Osnabrück 


983 


518 


465 


1392 


863 


529 


Aurich 


692 


570 


122 


1425 


963 


462 


Münster 


579 


397 


182 


1083 


895 


188 


Minden 


859 


524 


335 


1428 


1062 


366 


Arnsberg 


767 


506 


261 


1442 


1188 


254 


Kassel 


919 


518 


401 


1437 


909 


528 


Wiesbaden 


1491 


902 


589 


1876 


969 


907 


Koblenz 


656 


400 


256 


1210 


989 


221 


Düsseldorf 


982 


652 


330 


1573 


1265 


308 


Köln 


952 


464 


488 


1436 


1026 


410 


Trier 


651 


349 


302 


1235 


1012 


223 


Aachen 


832 


433 


399 


1245 


940 


305 



Quellen: Die öffentlichen Volksschulen 1882, S.68ff. 
Tabellenteil, Tab. 14 



Der Vergleich mit den Durchschnittsgehältern der aktiven Lehrer in der 
Tabelle zeigt, daß sich die Ruhegehälter etwa zwischen der Hälfte und 1/3 
des ursprünglichen Gehalts bewegen, wobei die emeritierten Stadtlehrer - 
von der absoluten Höhe der Pension her gesehen - gegenüber ihren Kolle- 
gen vom Lande durchaus privilegiert sind, ln Bezug auf die Differenz zwi- 
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sehen aktivem und Ruhegehalt hat etwa ein pensionierter Stadtlehrer im 
Reg.bez. Oppeln nur 302 Mark/Jahr weniger als zu seiner aktiven Zeit; im 
Reg.bez. Wiesbaden 385 Mark/Jahr, in Breslau 398, in Danzig 401, in Osna- 
brück 409, in Aachen 413, in Lüneburg 417 und im Reg.bez. Stralsund 435 
Mark/Jahr weniger. Bei den Landlehrern sind die geringsten Unterschiede 
zwischen Pensionshöhe und aktivem Gehalt zu finden in den Regierungsbe- 
zirken Wiesbaden mit 902 gegenüber 969 Mark/Jahr, in Osnabrück mit 570 
gegenüber 863 Mark/Jahr, in Lüneburg mit 519 gegenüber 871 Mark/Jahr 
und im Reg.bez. Aurich mit 570 Mark/Jahr Ruhegehalt gegenüber 963 
Mark/Jahr als aktiver Lehrer. 

Tab.III.3.23: Staatliche Zuschüsse ßr emeritierte 
Lehrer 1867 - 1886 und deren AnteillLehrerstelle 



Jahr 


Höhe der Zuschüs- in Mark/ 
se (in Mark) Lehrerstelle 


1867 


24.000 


0,62 


1868 


25.904 




1869 


30.000 




1872 


39.000 




1873 


240.000 




1874 


270.000 




1877/78 


300.000 


5,25 


1879/80 


331.000 




1880/81 


631.000 




1882/83 


700.000 


11,68 


1883/84 


700.000 




1884/85 


700.000 




1885/86 


860.000 


13,28 



Quellen; Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Textteil, S.88) 
Sauer 1987, S.287, Tab.2.1 
eig.Ber. 



Das durchschnittliche jährliche Ruhegehalt lag 1878 für alle preußischen 
Lehrer bei 534 Mark; die Zahl der Emeriti bei 3.405 Lehrern.*^'* Bis 1886 
hatte sich ihre Zahl auf 4.211 erhöht; gleichzeitig stieg die durchschnittliche 
Jahrespension für alle preußischen Elementarlehrer auf 681 Mark.^^^ 



134 Die öffentlichen Volksschulen 1882, S.X, XV 

135 Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Textteil, S.88 
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Zu b~> Das Augenmerk der Elementarlehrer selbst ist vor dem Erlaß des 
Pensionsgesetzes vornehmlich auf die staatlichen Pensionszuschüsse gerich- 
tet. "Wie bei der Erhöhung der Gehalte, so ist auch bei derjenigen der Ru- 
hegehalte der große Fortschritt des letzten Jahrzehntes nur durch erhebliche 
Staatszuschüße ermöglicht worden. Auch hier ist in früheren Jahren ein sehr 
langsamer, in neuerer 2^it ein rascher Fortschritt gemacht worden."^^ Die 
Progression der subsidiären staatlichen Finanzierung der Lehrerpensionen 
steigt zwischen 1867 und 1886 um ca. 3500% und beziffert sich wie in Tab. 
III.3.23 dargestellt. Danach wurde bereits 1873 das 2^hnfache der Summe 
von 1867 ausgeschüttet. Ein weiterer Sprung liegt in der annähernden Ver- 
doppelung der Summe von 1879/80 auf 1880/81. In den 80er Jahren verwei- 
len die Staatszuschüsse z.T. auf gleicher Höhe. Dies ist die Zeit der Vorbe- 
reitung des Pensionsgesetzes. Die Steigerungen gegenüber der vorherigen 
Ausschüttung betragen jeweils: 



1868 


7,9% 


1879/80 


10,3% 


1869 


15,8% 


1880/81 


90,6% 


1872 


30,0% 


1882/83 


10,9% 


1873 


514,4% 


1883/84 


0,0% 


1874 


12,5% 


1884/85 


0,0% 


1877/78 


11,0% 


1885/86 


22,9% 



(berechnet nach Tab.III.3.23) 



Zu c) Die Staatsregierung legte in der Landtagssession 1867/68 dem Her- 
renhaus ein Pensionsgesetzentwurf vor, der folgende Punkte aufwies: 

- die Regierungen legen staatlich verwaltete Pensionskassen an, bei 
denen Pflichtmitgliedschaft für alle festdotierten Lehrer besteht, 

- jedes Mitglied entrichtet einen Pflichtbeitrag in Höhe von 2 Taler/Jahr, 

- die Schulunterhaltungspflichtigen entrichten einen von der Regierung 
festzusetzenden Betrag an die Pensionskasse, 

- der Ruhestandslehrer erhält nach 15 Dienstjahren 50, nach 30 Dienst- 
jahren 100 und nach 40 Dienstjahren 120 Taler/Jahr. 

Dieser Gesetzentwurf wurde nicht verabschiedet. Ebensowenig ein in der 
Zielsetzung ähnlicher Entwurf, der in der Session 1868/69 dem Abgeordne- 
tenhaus vorlag. Der Mühlersche Gesetzentwurf für das gesamte Unter- 
richtswesen, in dem auch das Lehrerpensionswesen geregelt werden sollte, 
gelangte 1869 nicht zur Annahme durch den Landtag. 1882 legte das Kul- 
tusministerium erneut einen Lehrerpensionsgesetzentwurf vor, dessen Erle- 



136 Die öffentlichen Volksschulen 1883, S.54 
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digung aber nicht mehr möglich war, weil der Etat bereits abgeschlossen war. 
1883 gibt dann das Kultusministerium noch die Erklärung ab, daß eine Neu- 
ordnung der Pensionsverhältnisse wohl nur im Rahmen der Neuregelung 
der Volksschulunterhaltungsverpflichtung befriedigend zu lösen sei.^^^ 



(7) Das Pensionsgesetz von 1885 

Noch 1882 war die von Kultusminister Goßler geplante Vorlage eines 
Pensionsgesetzes vom Finanzminister aus Kostengründen abgelehnt worden. 
Ein Jahr darauf verabschiedete das Abgeordnetenhaus eine Resolution, in 
der die Regierung aufgefordert wird, einen entsprechenden Gesetzentwurf 
auszuarbeiten. Der schließlich von den freikonservativen Abgeordneten 
Freiherr von Zedlitz und Neukirch und Schmidt im Januar 1885 dem Abge- 
ordnetenhaus vorgelegte Entwurf erhält im Juli 1885 die Genehmigung des 
Königs. Das Lehrerpensionsgesetz trat dann am 1. 4. 1886 in Kraft. Bereits 
während der Diskussion der Vorlage im Staatsministerium hatte der Fi- 
nanzminister noch eine Kürzung der vorgeschlagenen Höchstpension von 
900 auf 600 Mark/Jahr durchsetzen können. 

§ 2 des Gesetzes legt die Staffelung der Pensionsbezüge fest und ist iden- 
tisch mit dem § 8 des Pensionsgesetzs von 1882, der für die "anderen" Beam- 
ten galt. Damit - in der Form der Bestimmung der Höhe der Pension - sind 
die Elementar-A^olksschullehrer jetzt den unmittelbaren Staatsbeamten 
gleichgestellt.^^ Nach § 26 wird die Pension bis zu 600 Mark aus der Staats- 
kasse gezahlt; weitere Anteile übernehmen die bereits bisher zur Pensions- 
zahlung Verpflichteten. Das Stelleneinkommen des Nachfolgers darf, wie 
bereits bisher statthaft (Pensionsdrittel), bis zu 1/4 für die Pension des Eme- 
riten herangezogen werden, soweit es nicht unter das staatlich garantierte 
Mindestgehalt sinkt.^^^ Die Höhe der Pension "betrug 15/60 nach dem voll- 
endeten 60. Dienstjahr und wurde mit jedem weiteren Dienstjahr um 1/60 
bis zum Höchstbetrag von 45/60 aufgestockt."^^® 

Mit dem Lehrerpensionsgesetz ffndet auch eine strukturelle Änderung 
statt.^'*^ Als wesentliche Neuerung gilt jetzt wie bei anderen Beamtengrup- 
pen, daß für die Berechtigung zum Ruhegehalt nicht mehr nur die eingetre- 
tene - und amtlicherseits zu bestätigende - Dienstunfähigkeit, sondern die 
Vollendung des 65. Lebensjahres als Voraussetzung für Pensionsansprüche 
ausreicht. Der neue Charakter des Pensionsgesetzes besteht aber insbeson- 



137 Kautz 1900, S.87f. 

138 Thien 1984, S.220 

139 Kautz 1900, S.89tf. 

140 Thien 1984, S.220 

141 Meyer 1976, S.1041. 
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dere darin, daß mit ihm "nicht nur eine materielle Besserstellung der Volks- 
schullehrer erfolgt, sondern der Durchbruch in das soziale Feld erreicht 
(wird), das sie während des gesamten 19. Jahrhunderts angestrebt hatten und 
der ihnen endlich die 'standesgemäße’ Lebensführung ermöglichte, die ihnen 
ihrer Meinung nach zustand."*'*^ 

(8) Die Wirkung des Pensionsgesetzes von 1885 

Im folgenden sollen abschließend die materiellen Auswirkungen des Leh- 
rerpensionsgesetzes dargestellt und diskutiert werden. Dies ist aufzuzeigen 
anhand des Vergleichs der durchschnittlichen Pensionen in den Regierungs- 
bezirken zu verschiedenen Zeitpunkten. 

a) Tab.III.3.24 zeigt den Vergleich von 1885 zu 1891 . Es fallen deutliche 
prozentuale Verschiebungen und in nahezu allen Fällen Steigerungen auf. 
Am deutlichsten legen die städtischen Emeriten im Reg.bez. Posen zu - mit 
117,4%, erklärbar durch die schlechteste Ausgangslage. Diese Lehrer lagen 
noch 1878 und 1885 an unterster Stelle in der Durchschnittspension. Für die 
Emeriten auf dem Lande verzeichnet Gumbinnen mit 120,5% den kräftig- 
sten Zuwachs - vormals im Jahr 1885 das Schlußlicht in der Durchschnitts- 
pension. Wiesbaden (Stadt) allein verliert mit -12% und liegt jetzt im 
Schnitt hinter Aachen (Stadt), das 1885 an zweiter Stelle lag. Ähnlich wird 
Wiesbaden (Land) mit einer Abnahme von 0,4% auf den zweiten Platz hin- 
ter Düsseldorf (Land) verwiesen, das 1878 und 1885 noch die zweite Stelle 
inne hatte. Köln (Stadt) verliert 7,8%. Stade (Stadt) verliert 0,6%; dagegen 
legt Stade (Land) um 33,7% zu. 

Insgesamt gesehen gibt es - mit den Ausnahmen Stade (Stadt), Wiesbaden 
(Stadt und Land) und Köln (Stadt) fast nur erhebliche Zuwächse. Sie liegen 
zwischen 117,4% (Posen) und 1,8% (Danzig) für die städtischen Emeriten; 
für die auf dem Lande zwischen 120,5% (Gumbinnen) und 22,5% 
(Osnabrück). Von den 1885 erfaßten Pensionären waren in der Stadt 8,4%, 
auf dem Land 10,3% nach dem Lehrerpensionsgesetz eingestuft.^'^^ Nach 
den Daten für 1891 sind bereits für die Stadt 67,3% und für das Land 72,6% 
solche Emeriten, die nach dem Pensionsgesetz verabschiedet wurden.^“^^ 



142 Thien 1984, S.220. Als Desiderat sei hier die Erhellung der Frage vermerkt, inwieweit 
das Pensionsgesetz gewissermaßen als "Ersatz" für ein bis dahin nicht zustandegekommenes 
Lehrerbesoldungsgesetz fungierte. Aus dem Blickwinkel staatlicher Finanzplaner erscheint die 
Regulierung der Pension in jedem Fall kostengünstiger. Die hier formulierte These erscheint zu- 
mindest auch insoweit plausibel, als sich die Politik der Lehrervereine in Sachen materieller Bes- 
serstellung auf die Verabschiedung eines Besoldungsgesetzes konzentrierte. Dies gilt in jedem 
Fall für deren Aktivitäten während der späten 70er und der 80er Jahre. 

143 Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Tabellenteil, S.54 

144 Preußische Statistik 1891 (Heft 120). Tabellenteil, S.52 
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Tab.III.3.24: Die durchschnittlichen Pensionen der emeritierten Lehrer 
1885 und 1891 (in MarkIJahr) und deren Steigerungsraten (in %) 



Reg.bez. 


Stadt 


1885 

Land 


Stadt 


1891 

Land 


Steigerungsrate 

Stadt Land 


Königsberg 


739 


502 


1197 


889 


62,1 


76,9 


Gumbinnen 


661 


369 


1212 


814 


83,2 


120,5 


Danzig 


1095 


490 


1114 


792 


1.8 


61,7 


Marienwerder 


651 


488 


1077 


820 


65,5 


6&0 


Potsdam 


882 


570 


1275 


925 


44,6 


62,3 


Frankfurt/Oder 


938 


555 


1102 


906 


17,4 


63,4 


Stettin 


756 


500 


1330 


863 


76,1 


72,4 


Köslin 


1078 


552 


1258 


816 


16,7 


47,8 


Stralsund 


969 


575 


1111 


760 


14,7 


32,3 


Posen 


543 


533 


1180 


869 


117,4 


63,0 


Bromberg 


566 


395 


1019 


766 


80,0 


94,0 


Breslau 


1260 


584 


1495 


986 


18,7 


68,7 


Liegnitz 


1005 


639 


1539 


1012 


53,3 


58,3 


Oppeln 


878 


504 


1273 


965 


45,0 


91,5 


Magdeburg 


1242 


621 


1457 


1064 


17.4 


71,5 


Merseburg 


1000 


605 


1235 


1014 


23,5 


67,7 


Erfurt 


1023 


618 


1286 


966 


25,7 


56,3 


Schleswig 


1051 


629 


1413 


960 


H5 


52,5 


Hannover 


759 


659 


1195 


906 


57.4 


37,4 


Hiidesheim 


1064 


638 


1383 


883 


29,9 


38,5 


Lüneburg 


786 


623 


1346 


832 


71,4 


33,6 


Stade 


1223 


605 


1215 


810 


-0,6 


33,7 


Osnabrück 


936 


653 


1540 


780 


64,6 


22,5 


Aurich 


1050 


631 


1309 


928 


24,6 


47,0 


Münster 


738 


459 


1145 


879 


55,2 


91,5 


Minden 


833 


683 


1326 


1043 


59,3 


52,8 


' Arnsberg 


1011 


683 


1232 


1071 


21,9 


56,8 


Kassel 


1015 


714 


1232 


911 


21,4 


27,6 


Wiesbaden 


1919 


1106 


1688 


1101 


-12,0 


-0,4 


Koblenz 


963 


570 


1094 


882 


13,6 


54,7 


Düsseldorf 


1138 


696 


1562 


1152 


38,0 


65,6 


Köln 


1380 


595 


1273 


838 


-7,8 


40,7 


Trier 


1262 


593 


1333 


920 


5,6 


55,2 


Aachen 


1252 


620 


1808 


979 


44,4 


58,0 



Quellen: Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Tabellenteil, S.54ff. 

Preußische Statistik 1891 (Heft 120). Tabeilenteil, S.52ff. 
eig. Ber. 



Demnach kann von einer regelrechten Sogwirkung des Gesetzes gespro- 
chen werden. Die 2^hl der Pensionierungen nahm zwischen 1886 und 1891 
um 50% zu.^^^ Ein - rückblickend betrachtet - Überhang an Schulgreisen, 



145 Meyer 1976, S.104f. 
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unter denen Achtzigjährige keine Seltenheit waren, ließ sich nach Inkrafttre- 
ten des Pensionsgesetzes in den Ruhestand versetzen - wahrscheinlich mit 
Goethe im Herzen: "Was lange währt, wird endlich gut". Mit entsprechend 
vielen Dienstjahren auf dem Buckel dotierten sie dann auch relativ hoch im 
Ruhegehalt. 

Tab.III.3.25: Die durchschnittlichen Pensionen der emeritierten 
Lehrer 1896 (in MarkIJahr) und ihre Steigerung im Vergleich zu 1891 
(in %;) (incl. pensionierte Lehrerinnen: Stadt 1 7,4%, Land 6,3%) 



Reg.bez. 


Stadt 


Land 


Differenz 


Steigerungsrate 1891/96 

Stadt Land 


Königsberg 


2311 


741 


1570 


93,0 


-16,7 


Gumbinnen 


1733 


768 


%5 


43,0 


-5.7 


Danzig 


1100 


706 


394 


-1,3 


-10,8 


Marienwerder 


1608 


739 


869 


49,3 


-9.9 


Potsdam 


1725 


908 


817 


35,3 


-1.9 


Frankfurt/Oder 


1666 


749 


917 


51,2 


-17,4 


Stettin 


1729 


791 


938 


29,9 


-8,3 


Köslin 


2187 


744 


1443 


73,9 


-8,8 


Stralsund 


1420 


866 


554 


27,9 


13,9 


Posen 


1702 


855 


847 


44,2 


-1,6 


Bromberg 


2078 


734 


1344 


103,9 


-4,1 


Breslau 


1264 


1107 


157 


-15,5 


12,3 


Liegnitz 


1509 


1093 


416 


-2,0 


8,0 


Oppeln 


1806 


%9 


837 


41,8 


0,8 


Magdeburg 


1842 


976 


866 


26,5 


-8.3 


Merseburg 


1488 


1072 


416 


20,5 


5,7 


Erfurt 


1474 


984 


490 


14,6 


1,8 


Schleswig 


1893 


987 


906 


33,9 


2,8 


Hannover 


2245 


796 


1449 


87,8 


-12,2 


Hildesheim 


1784 


853 


931 


29,0 


-3,4 


Lüneburg 


2348 


896 


1452 


74,4 


7,7 


Stade 


2000 


843 


1157 


64,7 


4,2 


Osnabrück 


1636 


819 


817 


6,2 


2,4 


Aurich 


1542 


904 


638 


17,8 


-2,5 


Münster 


1155 


860 


295 


0,8 


-2,1 


Minden 


1617 


992 


625 


21,9 


-4,9 


Arnsberg 


1405 


981 


424 


14,0 


-8,4 


Kassel 


1710 


988 


722 


38,8 


8.4 


Wiesbaden 


2691 


870 


1821 


59,4 


-21,0 


Koblenz 


1858 


876 


982 


69,9 


-0.7 


Düsseldorf 


1463 


910 


553 


-6,3 


-21,1 


Köln 


1284 


841 


443 


0,8 


0,4 


Trier 


1425 


811 


614 


6,9 


-11.9 


Aachen 


1853 


908 


945 


2,5 


-7,3 



Quellen: Preußische Statistik 1896 (Heft 151). Tabellenteil, S.54ff. 
eig. Ber. 
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b) Über den Vergleich der Steigerungsraten in der Pensionshöhe von 
1891 zu 18% läßt sich überprüfen, ob die unmittelbaren Effekte des Geset- 
zes auf die Höhe der Pensionen weiter bestehen (Tab.III.3.25). Bis auf vier 
Ausnahmen finden wir in den städtischen Regionen Zuwächse bei den Pen- 
sionshöhen: Danzig mit -1,3%, Breslau mit -15,5%, Liegnitz mit -2% und 
Düsseldorf mit -6,3%. Die Steigerungen liegen zwischen 0,8% (Münster und 
Köln) und Spitzenwerten von 93% (Königsberg) und 103,9% (Bromberg). 
Mehr als die Hälfte der Steigerungsraten in der Stadt liegt bei mehr als 30%. 
Auf dem Land dagegen finden Zuwächse nur statt zwischen 13,9% (Stral- 
sund) und 0,4% (Köln). In den meisten Fällen erleiden aber die ländlichen 
Emeriten Verluste zwischen -21,1% (Düsseldorf) und -0,7% (Koblenz). 

Mit vier Ausnahmen gibt es demnach in den preußischen Städten noch 
kontinuierlich die Tendenz des Anstiegs der Pensionshöhen. Auf dem Land 
sind in insgesamt 22 Regierungsbezirken dagegen Abnahmen zu verzeichnen 
und in 12 Regierungsbezirken nur geringe Zuwächse (maximal 13,9% in 
Stralsund). D.h., hier besteht offenbar kein Nachholbedarf mehr bei den äl- 
teren Lehrern im Sinne einer verstärkten Anwendung des neuen Pensions- 
gesetzes, die sich in den Daten auswirken würde. 

c) Der Datenvergleich zwischen 1885 und 1896 macht sichtbar, inwiefern 
über die sogartig einsetzende Wirkung des 85er Pensionsgesetzes hinaus ein 
länger anhaltender Hebungseffekt eingetreten ist (Tab.III.3.26). Im städti- 
schen Bereich ergeben sich, abgesehen von den Ausnahmen Köln (-7%), 
Breslau (-0,3%) und Danzig (-0,5%), gestreute Zuwachsraten zwischen 
12,9% (Trier) und 267% (Bromberg). Die Emeriten in den ländlichen Regi- 
onen verzeichnen bis auf Wiesbaden (-21,3%) durchwegs Zuwächse zwi- 
schen 20,7% (Hannover) und 108% (Gumbinnen). Das Pensionsgesetz hat 
also eine nicht nur kurzfristige Hebung der Pensionshöhen ausgelöst. Sie ist 
in der Stadt stärker ausgeprägt als auf dem Lande. 

Ein weiterer Effekt des Gesetzes ist erschließbar: Die Durchschnittsein- 
kommen - für das Jahr 1896 verglichen mit den Durchschnittspensionen - 
haben jeweils in den städtischen Bereichen folgender Regierungsbezirke 
einen höheren Wert^'*^: Königsberg, Gumbinnen, Marienwerder, Köslin, 
Posen, Bromberg, Oppeln, Erfurt, Hannover, Hildesheim, Lüneburg, Stade 
und Wiesbaden; in Frankfurt/Oder liegen Durchschnittseinkommen und 
Durchschnittspension gleich hoch. Auch wenn diese - auf den ersten Blick 
paradoxen - Verhältnisse nirgends auf dem Lande eingetreten sind, so ist 
doch anzunehmen, daß nun über die Freilegung von Lehrerstellen durch die 



146 s. Tabellenteil, Tab.l5; der Vergleich bezieht sich auf die Durchschnittseinkommen der 
männlichen Lehrer; die durchschnittlichen Pensionshöhen inkludieren emeritierte Lehrerinnen. 
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Pensionierungswelle nach dem 85er Gesetz junge und damit vergleichsweise 
einkommensschwache Lehrer in den aktiven Dienst nachrücken. 

Tab.III.3.26: Die Veränderung der durchschnittlichen Pensionen 
von 1885 auf 1896 (in %) 



Regierungsbezirk 


Steigerungsrate 

Stadt Land 


Steigerungsrate 
Regierungsbezirk Stadt Land 


Königsberg 


212,9 


47,4 


Schleswig 


80,1 


56,8 


Gumbinnen 


162,0 


108,0 


Hannover 


195,7 


20,7 


Danzig 


0.5 


44.2 


Hildesheim 


67,7 


33,7 


Marienwerder 


147,0 


51,4 


Lüneburg 


198,9 


43,9 


Potsdam 


95,6 


59,2 


Stade 


63,6 


39,3 


Frankfurt/Oder 


77,5 


35,0 


Osnabrück 


74,8 


25,4 


Stettin 


12S,8 


58,0 


Aurich 


46,8 


43,2 


Köslin 


102,8 


34,7 


Münster 


56,5 


87,4 


Stralsund 


46,6 


50,7 


Minden 


94,2 


45,4 


Posen 


213,5 


60,4 


Arnsberg 


39,0 


43,6 


Bromberg 


267,0 


86,1 


Kassel 


68,5 


38,3 


Breslau 


0,3 


89,4 


Wiesbaden 


40,2 


-21,3 


Liegnitz 


50,2 


71.1 


Koblenz 


93,0 


53,7 


Oppeln 


105,6 


92,4 


Düsseldorf 


29,2 


30,7 


Magdeburg 


48,4 


57,3 


Köln 


-7,0 


41,3 


Merseburg 


48,9 


77.3 


Trier 


12,9 


36,8 


Erfurt 


44,0 


59,2 


Aachen 


47,9 


46,5 



Quelle: eig. Ber. nach Tab.lII.3.24 und I1I.3.25 



d) Schließlich bleibt noch die Überprüfung der Frage, ob durch Inkraft- 
treten des Pensionsgesetzes die Verhältnisse zwischen den Regierungsbezir- 
ken (West-Ost-Gefälle) sowie zwischen Stadt und Land berührt wurden. Für 
1896 ergibt sich hinsichtlich der durchschnittlichen Ruhegehälter zwischen 
Stadt und Land (s.o. Tab.III.3.25) eine Variationsweite Vx von: 



^max ~ Mark (Reg.bez. Wiesbaden) 

V*^^ = 157 Mark (Reg.bez. Breslau) 

mm V o / 



147 Hierdurch relativiert sich auch zu einem gewissen Teil der weiter unten (s. IIL4.4) noch 
darzustellende materielle Aufholprozeß der Landlehrer im Vergleich zu ihren Kollegen in der 
Stadt. Im Klartext: es stellt sich die Frage, ob die Annäherung im Einkommen zwischen Stadt- 
und Landlehrern zumindest zu einem gewissen Teil verursacht wird über die geringeren Ein- 
kommenszuwächse bei den Stadtlehrern, die wiederum das Ergebnis des Nachrückens jüngerer 
und niedriger dotierter Stelleninhaber sind. 
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In Breslau bestand 1878 noch die größte Variationsweite, also Differenz 
der Ruhegehälter zwischen Stadt und Land. Gerade dort ist jetzt die Spanne 
am geringsten. Die Extremwerte in den Durchschnittspensionen liegen 1896: 





Stadt 


Land 


Maximum 


2691 


1107 




(Wiesbaden) 


(Breslau) 


Minimum 


1100 


706 




(Danzig) 


(Danzig) 



Quelle: Tab.III.3.25 



Im Vergleich zu den entsprechenden Meßwerten für 1878 (s.o.) läßt sich 
schlußfolgern, daß das Pensionsgesetz von 1885 keine nivellierende Wirkung 
hinsichtlich des Gegensatzes zwischen Stadt und Land gehabt hat; dies gilt 
gleichermaßen für den interregionalen Vergleich. Die bereits für 1878 fest- 
gestellten Differenzen im Sinne eines Gefälles von West nach Ost bleiben 
weiterhin markant ausgeprägt. 



Tab.III.3.27: Zahl der Emeriten, durchschnittliche Pensionshöhe der 
preußischen Elementarlehrer 1878 - 1891 (in MarkIJahr) und deren 
Steigerung (in %) 



Jahr 


Zahl der 
Emeriten 


Steige- 

rung 


Durchschnitts- 

pension 


Steige- 

rung 


1878 


3.405 


_ 


534 


_ 


1886 


4.211 


23,7 


681 


27,5 


1891 


6.091 


44,7 


980 


43,9 



Quellen: Die öffentlichen Volksschulen 1882, S.X, XV 

Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Textteil, S.88 
Preußische Statistik 1891 (Heft 120). Textteil, S.201 



e) In der Zusammenfassung der Entwicklung der Pensionsverhältnisse er- 
gibt sich für den preußischen Elementarlehrer bis zum Ende des 19. Jahr- 
hunderts die von ihm erstrebte Gleichstellung mit den anderen Beamten- 
gruppen per Pensionsgesetz. Dessen sozialpolitische Auswirkungen erlau- 
ben es ihm, auch nach dem erfüllten Lehrerleben eine 'standesgemäße’ Le- 
bensführung zu genießen. Die Veränderungen in der Zahl der Emeriten und 
in der durchschnittlichen Höhe des Ruhegehalts sei noch einmal gebündelt 
dargestellt (Tab.III.3.27). Dabei verdeutlichen gerade die Steigerungsraten, 
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welche Fortschritte die preußischen Elementarlehrer in diesem aus ihrer 
Sicht zentralen Emanzipationsziel erreicht haben, denn die Zunahme des 
durchschnittlichen Ruhegehalts übersteigt die Verbesserung der Gehälter 
der aktiven Lehrer - mit 27,5% 1886 und 43,9% 1891 - um ein Vielfaches (s. 
III.5). 

Ein präziseres Bild zu den Auswirkungen des Lehrerpensionsgesetzes 
könnte allerdings nur die parallele Auswertung^'^ der Dienstaltersverhält- 
nisse in den Regierungsbezirken ergeben. Nach 18% führt die Preußische 
Statistik aber keine Daten mehr über die Pensionsbezüge der Elementarleh- 
rer auf^“*^, so daß die empirische Darstellung der Pensionsverhältnisse über 
diesen Zeitpunkt nicht hinausgehen kann. Nachdem die Preußische Statistik 
durchaus eine für die Sicht der staatlichen Lehrerpolitik parteiliche Quelle 
darstellt - man betrachte sich nur die kommentierenden Passagen in den 
Textteilen -, kann als Grund des Wegfallens dieser Datengruppe vermutet 
werden, daß den Pensionsverhältnisse einige Zeit nach der Verabschiedung 
des Pensionsgesetzes nicht mehr die Dringlichkeit der Beobachtung und 
Darstellung eingeräumt wurde wie ehedem. 



148 Dies kann hier allerdings nicht mehr erfolgen. 

149 Offenbar steht dann das 1897 verabschiedete Dotationsgesetz im Zentrum des staatli- 
chen statistischen Interesses. 
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4 . Nach 1890: Phase der Komplettierung der Beamtenprivilegien 



Zum Ende des 19. Jahrhunderts hin wird nicht nur die "individuelle Viel- 
falt"^ in Quantität und Qualität der Besoldung der preußischen Elementar- 
lehrer bis auf ein Minimum zurückgedrängt, und so auch trotz aller konkre- 
ten Differenzen die strukturelle "Einheit" und "Vereinheitlichung" des Lehr- 
berufs^ in seiner materiellen Situation letztendlich durch gesamtstaatliche 
Normierung hergestellt^; zusätzlich finden durch die beiden Lehrerbesol- 
dungsgesetze von 1897 und 1909 auch die größten Sprünge nach oben in der 
Gehaltsentwicklung der Lehrer statt. 

4.1 Das Einkommen der Elementarlehrer 

Gegen Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts erlebt der preu- 
ßische Elementarlehrer eine Verbesserung seiner Einkommenssituation, die 
innerhalb von etwa 25 Jahren (ca. 1890 bis 1914) eine ähnliche Dimension 
erreicht wie in den bisherigen etwa 90 Jahren seiner Berufsgeschichte zu- 
sammen. Dies wird auch in den insgesamt sechs Bänden der Preußischen 
Statistik über "Das gesammte Volksschulwesen im preußischen Staate", die 
zwischen 1889 und 1913 als "Amtliches Quellenwerk" in 5-Jahres-Abständen 
erschienen sind, jeweils stolz“* belegt. Diese Statistiken sind neben einer vom 
Preußischen Lehrerverein erhobenen Darstellung der materiellen Lage der 
preußischen Elementarlehrer^ auch die vornehmlichen Quellen dieses letz- 
ten Teils unserer Darstellung. Sie können quasi 'amtlich’ den Nachweis eines 
Emanzipationsprozesses der Lehrer führen. 

Die Betrachtung der Einordnung von Stadt- und Landlehrern in die ver- 
schiedenen Gehaltsstufen (s. Tabellenteil, Tab.16 und 17) zeigt, daß sich mit 
dem Jahr 1896 in der Stadt und auch im Land die unterste Gehaltsstufe völ- 
lig aufgelöst hat. 15 Jahre später - 1911 - gilt dies auch für die Gehaltsstufe 
"bis 900 Mark". Anhand der prozentualen Anteile der Lehrer pro Gehalts- 



1 Wesemann 1978, S.250 

2 Vgl. hierzu Keiner/Tenorth 1981, S.202ff. 

3 Besonders auffällig wird der hier angedeutete Anachronismus der Berufsgeschichte des 
preußischen Elementarlehrers in der - etwa im Vergleich zur Etablierung eines festen Lehrerbil- 
dungssystems - späten einheitlichen Besoldungsregulierung; vgl. Wesemann 1978, S.252. 

4 Die Statistiken enthalten jeweils einen Textteil, der zum einen versucht, die stattgefunde- 
nen Entwicklungen im Volksschulbereich zusammenzufassen, zum andern aber auch die aus der 
Sicht der staatlichen Lehrerpolitik positiven Veränderungen herausstreicht. 

5 Das Diensteinkommen der Volksschullehrer in Preussen auf Grund der statistischen Auf- 
nahme vom 1. März 1899 bearbeitet vom Geschäftsführenden Ausschuss des Preussischen Leh- 
rervereins. Magdeburg 1902 
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stufe läßt sich in Tab. 16 (Tabellenteil) ersehen, wie die Lehrer gewisserma- 
ßen von links oben nach rechts unten "wandern": die jeweils größten Anteile 
stehen bei den Stadtlehrern zwischen 1886 und 1911 zuerst in der Gehalts- 
stufe "900 - 1200 Mark", dann bei "1800 - 2400 Mark" und zuletzt bei "3000 - 
3900 Mark". Ähnlich bei den Landlehrern, wo die größten Anteile von der 
Gehaltsstufe "900 - 1200 Mark" in den Jahren 1886, 1891 und 18% über die 
Gehaltsstufe "1800 - 2400 Mark" in den Jahren 1901 und 1906 hin zur Ge- 
haltsstufe "3000 - 3900 Mark" im Endjahr 1911 wandern. In dieser Tabelle 
werden auch die statistischen Auswirkungen des Besoldungsgesetzes von 
1909 in Stadt und Land deutlich; der Besoldungsschub des 97er Gesetzes 
schlägt vorwiegend auf dem Lande durch. Auch dies ist noch einmal aus 
Tab. 16 (Tabellenteil) zu ersehen: die deutlichste Veränderung im Zeitraum 
flndet für die Einkommenssituation der preußischen Landlehrer zwischen 
den Stichjahren 18% und 1901 statt. 

Legt man etwa in der Mitte der Skala der preußischen Lehrergehälter ei- 
nen den Durchschnittseinkommen etwa entsprechenden Schnitt in Höhe 
von 1.800 Mark (Stadtlehrer) bzw. 1.500 Mark/Jahr (Landlehrer), so 
wandert das Gros der Lehrer zwischen 1886 und 1911 vom Stand unterhalb 
dieser Schnittgrenze in die darüberliegenden Gehaltsstufen (Tab.III.4.1): 



Tab.IH.4.1: Einkommensentwicklung der preußischen Ele- 
mentarlehrer 1886 -1911 (Gehaltsstufen in MarkIJahr; 
Angaben in % der Lehrer) 



Gehalts- 

stufe/Jahr 


1886 


Stadtlehrer 
1891 18% 1901 


1906 


1911 


unter 1800 


69,4 


56,1 


45,8 


25,7 


18,1 


6,6 


über 1800 


30,7 


43,8 


54,2 


74,7 


81,9 


93,5 






Landlehrer 






unter 1500 


89,4 


75,0 


69,0 


46,3 


44,1 


25,3 


über 1500 


10,6 


25,0 


31,2 


53,7 


56,1 


74,7 



Quelle: Tabellenteil, Tab.16 



Innerhalb von 25 Jahren haben sich somit die Verhältnisse deutlich ver- 
schoben: 1886 liegen fast 70% der Stadtlehrer unter 1.800 Mark/Jahr; 1911 
ist diese Gehaltsstufe nahezu verschwunden. Dafür beziehen aber über 93% 
der Stadtlehrer ein Einkommen von mehr als 1.800 Mark/Jahr. Für die 
Landlehrer wurde wegen der niedriger liegenden Einkommensverhältnisse 
der Schnitt um eine Stufe (der Statistik) tiefer angesetzt. Danach haben 1886 
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noch fast 90% der Lehrer in ländlichen Regionen weniger als 1.500 Mark/ 
Jahr an Gehalt, während es 1911 nur noch ein Viertel sind. Die am meisten 
ins Auge stechenden Verbesserungen finden auch bei diesen Angaben in den 
Zeiträumen 18% bis 1901 und zwischen 1906 und 1911 statt; die Besol- 
dungsgesetze schlagen sich eindeutig und unmittelbar in den Einkommens- 
daten nieder. 

Entwicklung der Gehälter bei den Lehrerinnen 

Ein getrennter Blick auf die Einkommensentwicklung der preußischen 
Lehrerinnen rechtfertigt sich bereits aus ihrer - gerade im Zeitraum 1886 bis 
1911 und da vor allem in der Stadt - stark zunehmenden Anzahl (s. Tab.III. 
4.3). Sie wachsen von knapp 7.000 in Stadt und Land auf fast 25.000 und auf 
an (Tab.III.4.2). 

Tab.III.4.2: Zahl der preußischen Lehrerinnen und Lehrer 1886 - 1911 
(fest und einstweilig angestellt) 



Jahr 


Lehrer 


Lehrerinnen zus. 


Anteil Lehrerinnen (in %) 


1886 


57.902 


6.848 


64.750 


10,6 


1891 


62.272 


8.439 


70.711 


11,9 


18% 


68.688 


10.271 


78.959 


13,0 


1901 


74.588 


13.758 


88.346 


15,6 


1906 


82.226 


17.461 


99.687 


17,5 


1911 


91.643 


24.650 


116.293 


21,2 



Quellen: Preußische Statistik 18% (Heft 151). Textteil, S.323 
Preußische Statistik 1906 (Heft 209). Textteil, S.93 
Preußische Statistik 1911 (Heft 231). Tabellenteil, S.46 



Der Anteil der Lehrerinnen an der gesamten preußischen Lehrerschaft 
zeigt demnach einen stark positiven Trend; er verdoppelt sich innerhalb von 
25 Jahren von 10,6% auf 21,2%. 

Der Verlauf der Einkommensentwicklung bei den preußischen Elemen- 
tarlehrerinnen ist im Grundsatz ähnlich wie der ihrer männlichen Kollegen: 
Die untersten Gehaltsstufen werden nahezu vollständig eliminiert, die je- 
weils höchsten prozentualen Anteile wandern in die höheren Gehaltsstufen 
(s. Tab.III.4.3). Relativ unterprivilegiert sind und bleiben dabei die Landleh- 
rerinnen; sie nehmen im Vergleich zu den Stadtlehrerinnen und auch im 
Vergleich zu den männlichen Landlehrern geringeren Anteil an den Besol- 
dungsschüben im Zeitraum. Insgesamt wird jedoch deutlich, daß die in der 
Regel unverheiratete Lehrerin dem Kollegen einkommensmäßig in keiner 
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Weise gleichgestellt ist. Dies gilt besonders für die Lehrerin auf dem Lande. 
Eine Übersicht der Gehälter der preußischen Lehrerinnen für das Ende des 
19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts faßt dies zusammen (Tab.III.4.3). 

Tab.III.4.3: Gehälter der preußischen Elementarlehrerinnen 1886 - 1911 
(Gehaltsstufen in Mark/Jahr; Anteile in %) 



Gehalts- 




SUi4tlehrcrinnen 








Ljiii4Iehrerinnen 




stufe 


1886 


1891 


18% 


1901 


1906 


1911 


1886 


1891 


18% 


1901 


1906 


1911 


unter 900 


621 


777 


699 


310 


188 


19 


1.251 


1.045 


659 


5% 


606 


1 


in % 


15,1 


14,6 


10,6 


3,4 


1,6 


0,1 


45,5 


318 


17,8 


116 


10,4 


0,0 


900-1500 


1722 


3.299 


3.861 


4.102 


4.343 


1%1 


1.480 


1035 


1725 


3.014 


3.598 


4.524 


in % 


66,4 


612 


58,7 


45,5 


27,3 


18,6 


53,8 


63,9 


73,7 


63,8 


61,9 


51,5 


1500-2400 


752 


1.232 


1.995 


4.110 


6.055 


9.321 


20 


106 


312 


1.100 


1.583 


3.447 


in % 


18,4 


23,3 


30,3 


45,5 


511 


58,8 


0,7 


3,3 


8.4 


23,3 


27,2 


39,2 


über 2400 


2 




20 


503 


1.052 


3.560 






- 


15 


31 


817 


in % 


0,1 


0,0 


0,3 


5,6 


9,1 


212 


0,0 


0,0 


0,0 


0,3 


0,5 


9,3 


Gesamt 


4.097 


5.308 


6.575 


9.025 


11.638 15.861 


1751 


3.186 


3.6% 


4.725 


5.818 


a789 


in% 


100,0 


100,1 


99,9 


100,1 


100,0 


100,0 


100,0 


100,0 


99,9 


100,0 


100,0 


100,0 



Quelle: eig, Berechnung nach Tabellenteil, Tab. 17 



Die strukturelle Benachteiligung der weiblichen gegenüber den männli- 
chen preußischen Elementarlehrern^ umfaßte - ganz entsprechend dem in 
der Gesellschaft vorherrschenden Status der Frau - neben dem geringeren 
Einkommen auch weniger Aufstie^chancen’ und insbesondere das für die 
Berufsinhaberin belastende Zölibat®, nach dem sie aus dem Schuldienst aus- 
scheiden mußte, wenn sie heiraten wollte. Gerade das Gebot ihrer Ehelosig- 
keit mußte auch als "legitime" Begründung für das geringere Gehalt der Leh- 
rerin herhalten; sie habe ja keine Familie zu ernähren. Das Zölibat war aber 
das probate Mittel der Kultusbürokratie, für den speziellen Fall der Lehre- 
rin die alleinige Konzentration auf das Amt zu bewirken und darüber die 
Freisetzung zum Beruf der Lehrerin mittels Beschneidung persönlich-priva- 
ten Lebensglücks herbeizuführen. 

Nominale und reale Einkommensentwicklung 

Gerade in diesem zuletzt zu betrachtenden Zeitraum ist es aber notwen- 
dig, die Entwicklung der materiellen Situation der preußischen Elementar- 



6 umfassend hierzu: Brehmer (Hg.) 1980; Gahlings/Moering 1961; Mörschner 1977 

7 Vgl. hierzu Mörschner 1977, S.71f., die über die Verhinderung von Beförderungen von 
Lehrerinnen berichtet. 

8 Vgl. hierzu ausführlich Mörschner 1977, S.68-71 
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lehrer mit dem Hintergrund inflationärer Veränderungen im gesellschaftli- 
chen Preisniveau zu relationieren. Ausdrückliche Spitzen in der Entwick- 
lung des Lebenshaltungskostenindex sind dabei zwar nur für die Jahre 1891 
und 1912 zu verzeichnen; jedoch finden wir seit 1896 eine bis zum Ende des 
Zeitraums kräftig nach oben weisende Tendenz (s. hierzu Tabellenteil, Tab. 
18 und Schaubild 4 oben). Einschränkend ist hinzuzufügen, daß sich der In- 
dex der Lebenshaltungskosten etwa 1908A)9 auf einer ähnlichen Höhe befin- 
det wie bereits im Jahr 1874. Tab.IlI.4.4 zeigt die Entwicklung der nomina- 
len und realen Durchschnittseinkommen der preußischen Elementarlehrer. 

Tab.III.4.4: Durchschnittseinkommen und jährliche Zuwachsraten der Gehälter 
der preußischen Elementarlehrer 1886 - 1911, nominal und real 
(Gehaltsangaben in Mark/Jahr, Steigerungsraten in %)* 



Ein- 


Stadtlehrcr 






Landlehrer 




kommen/ 


Nom.- Steigerung 


Real- 


Steigerung 


Nom.- 


Steigerung 


Real- 


Steigerung 


Jahr 


eink. seit 1886 


eink. 


seit 1886 


eink. 


seit 1886 


eink. 


seit 1886 


1886 


1635 


1674 


. 


1133 


. 


1160 


. 


1891 


1812 10,8 


1713 


2,3 


1264 


11,6 


1195 


3,0 


1896 


2029 24,1 


2033 


21,5 


1357 


19,8 


1360 


17,2 


1901 


2381 45,6 


2223 


32,8 


1640 


44,8 


1531 


32,0 


1906 


2561 56,6 


2225 


32,9 


1702 


50,2 


1479 


27,5 


1911 


3218 96,8 


2568 


53,4 


2401 


111,9 


1916 


65,2 


jährliche Steigerungsraten für 














die Zeiträume 


nominal 




real 


nominal 




real 


1886-1911 


3,9 




2,1 




4,5 




2,6 


1891-1911 


3,9 




2,5 




4,5 




3,0 


1896-1911 


3,9 




1,8 




5,1 




2,7 


1901-1911 


3,5 




1,6 




4,6 




2,5 


1906-1911 


5,1 




3,1 




8.2 




5,9 


1886-1891 


2,2 




0,5 




2,3 




0,6 


1891-1896 


2,4 




3,7 




1.5 




3,5 


1896-1901 


3,5 




1,9 




4,2 




2,5 


1901-1906 


1,5 




0,0 




0.8 




•0,7 


1906-1911 


5,1 




3,1 




8,2 




5,9 



* Die Angaben der durcbscbnittlichen Nominaleinkommen beziehen sieb ausscbließlicb auf Lebrer, schließen aber Rektoren, 
Hauptlebrer und technische Lebrer mit ein, so daß das Durchschnittseinkommen leicht nach oben gedrückt wird. 



Quellen: eig. Ber. nach: 

Das Diensteinkommen 1913, S.1 

Angaben der Lebenshaltungskostenindices bei Desai 1968 (s. Tabellenteil, Tab. 18 und Sebaubild 4 ) 
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Im Zeitraum von 25 Jahren verdoppelt sich das durchschnittliche Nomi- 
naleinkommen der Stadtlehrer fast; auf dem Lande erhöht es sich um ca. 
112%. Das Realeinkommen verbessert sich für die Stadtlehrer immerhin 
noch um 53%, für die Lehrer in ländlichen Regionen um 65%. Die höchsten 
jährlichen Steigerungsraten der Nominaleinkommen liegen für Stadt und 
Land zwischen den Jahren 1906 und 1911. Die Realeinkommen erhöhten 
sich in der Stadt am stärksten in den Jahren zwischen 1891 und 1896, auf 
dem Land zwischen 1906 und 1911. Die relativ geringe Zunahme des nomi- 
nalen Durchschnittseinkommens der Landlehrer von 1901 auf 1906 (1.640 
auf 1.702 Mark/Jahr) hat in diesem Zeitraum eine negative jährliche Wachs- 
tumsrate für die Realeinkommen zur Folge (-0,7%; s. Tab.III.4.4). Schaubild 
5 faßt die beschriebene Entwicklung noch einmal zusammen. 



Schtublld 9; EJnkomm«na*nl Wicklung d«r 
Stillt- und Lindlahriir In PrvuBin 
- 10t1 

□urghflchnlttitlnlwninini In Mvli/Jilir 




IMtCM i9T Lahnn|hBltlfilt4i«4Wn 
■w*h Orntti 1111, Ttfela A.l. t.ltr 



Die staatliche Einkommenspolitik für die Lehrer: Zwei Besoldungsgesetze 
Hintergrund der beschriebenen Besoldungsverbesserungen waren die seit 
etwa 1890 noch einmal deutlich zunehmenden staatlichen Aktivitäten zur 
Erhöhung und Normierung der Elementarlehrereinkommen. Die 1874 
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erstmals eingeführten und 1888 erhöhten staatlichen Dienstalterszulagen^ 
wurden durch Erlaß vom 28. 6. 1890 neu geregelt. Danach wurden rückwir- 
kend ab 1. 4. 1890 ab dem 10. Dienstjahr bis zum 30. Dienstjahr in 5-Jahres- 
Stufen 100, 200, 300, 400 und 500 Mark/Jahr an die Lehrer und 70, 140, 210, 
280 und 350 Mark/Jahr an die Lehrerinnen ausgezahlt.^® Beschränkt war 
diese Maßnahme auf Gemeinden unter 10.000 Einwohner^^, so daß vorwie- 
gend die Landlehrer in den Genuß der Erhöhung kamen. Gleichzeitig führte 
aber dieser "bürokratische Schildbürgerstreich"^ dazu, daß einige Gemein- 
den, die bereits höhere als die im Erlaß vorgesehenen Alterszulagen einge- 
führt hatten, diese wiederum strichen bzw. kürzten. Die Beschränkung auf 
kleinere Gemeinden war jedoch deshalb erfolgt, "weil man annahm, daß die 
größeren Orte leistungsfähig genug seien, um die Mehrausgaben aus eigenen 
Mitteln aufzubringen - eine Anordnung, die im Einzelfalle oft zu großen 
Unbilligkeiten führte."^^ 

1891 fanden erneut Provinzialkonferenzen zur Festlegung der Lehrerge- 
hälter statt, und der Zeitraum bis zur Verabschiedung des Besoldungsgeset- 
zes von 1897 ist angefüllt mit staatlichen Bemühungen, das Lehrerbesol- 
dungswesen einheitlich zu regeln. Dabei sollten zu Beginn der 90er Jahre die 
Bestimmungen über Elementarlehrergehälter noch Teil von umfassenderen 
Unterrichts- bzw. Schulgesetzen sein. Doch der Zedlitzsche Unterrichtsge- 
setzentwurf^^ scheiterte wie sein Urheber 1892; 1892 wird auch der Ge- 
setzentwurf von Kultusminister Bosse zur Verbesserung des Volksschulwe- 
sens von Zentrum und Konservativen im Preußischen Abgeordnetenhaus 
abgelehnt. 1892/93 scheitert auch der erste Versuch einer separaten Regulie- 
rung der Elementarlehrerbesoldung durch Bosse, "da Zentrum und Konser- 
vative den Hebel des Dotationsgesetzes als Druckmittel einer Unterrichtsge- 
setzgebung christlich konfessioneller Prägung nicht aus der Hand geben ... 
wollten."^^ 

Erst seit etwa Mitte der 90er Jahre war dann angesichts der nicht reali- 
sierbaren umfassenderen Pläne für ein Volksschulgesetz (s.o.; s.a. III.3.1) die 
Zeit reif für die Vorlage und Verabschiedung eines getrennten Dotationsge- 
setzentwurfs. Der - ebenfalls von Kultusminister Bosse - 1896 vorgelegte 
Entwurf für ein Lehrerbesoldungsgesetz "gelangte allerdings auch diesmal 



9 s.o. ausführlicher unter III.3.1 

10 Lewin 1910, S.375 

11 Davon waren immerhin 80% der Lehrer betroffen; vgl. Fischer 1892. Bd.II, S.431 

12 Wesemann 1978, S.267 

13 Schwarz/Strutz 1900. Bd.II, S.349. Vgl. v.a. Nadler 1891, S.7L73 

14 Vgl. hierzu Meyer 1976, S.172-180 

15 Meyer 1976, S.183 
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nicht sofort zum Ziel."^^ Grund dafür war das Bündnis der agrarischen 
Rechten mit der Fraktion der Oberbürgermeister im Herrenhaus, denn v.a. 
die großen Städte wären durch die geplante Regelung schlechter gestellt 
worden.^^ Der Entwurf mußte im Herbst des gleichen Jahres in eine zweite 
Runde der Gesetzgebung, nachdem sich auch der König für eine Wieder- 
vorlage ausgesprochen hatte. Erst dann kam das Gesetz "nach 
verhältnismässig kurzen und ruhigen Verhandlungen zustande und wurde 
am 3. März 1897 veröffentlicht."^* Zugestimmt hatten "der kaum 
modifizierten Vorlage" jetzt auch die Konservativen, "weil sie einen 
Dauerkonflikt mit der Regierung vermeiden und die bevorstehenden 
Abgeordnetenhauswahlen nicht mit Zehntausenden unzufriedener Lehrer 
belasten wollten."^^ Nur die Oberbürgermeister behielten ihre ablehnende 
Haltung bei. Die Aufgabe des "Junktims von Dotationsgesetz und 
Volksschulgesetz" erklärt sich nur über die Einsicht beim Zentrum und den 
Konservativen, "daß angesichts einer allgemein erheblichen Anhebung der 
Bezüge der Staatsbeamten auch die Lehrer besser gestellt werden 
mußten."^® Eine Rolle spielte auch das Kalkül, die Lehrer nicht den 
Sozialdemokraten in die Hände treiben zu wollen. Der Druck des 
Lehrermangels auf die staatliche Bürokratie tat sein übriges - auf der 
anderen Seite fehlte auch der frühere Druck leerer Staatskassen. Meyer 
nennt als Grund für die letztendliche Verabschiedung des Besoldungsgeset- 
zes: "Die vorhandenen Mißstände im Lehrerbesoldungswesen hatten einen 
Umfang angenommen, der das Institut Volksschule überhaupt 
gefährdete".^^ 

Bedeutendste Errungenschaft des neuen Dotationsgesetzes - und damit 
Kernpunkt des Beamtenprivilegs "Besoldungsgesetz" - war die Festlegung ei- 
nes Mindesteinkommens für die preußischen Elementarlehrer: 
für Lehrer: 900 Mark/Jahr; 

für Lehrerinnen: 700 Mark/Jahr. 

Die Zahl der Stufen bei den Dienstalterszulagen wurde auf neun erhöht, 
die Zeit der Anspruchsberechtigung auf jeweils drei Jahre verkürzt, so daß 
die Lehrer beginnend mit dem 7. Dienstjahr 100 Mark/Jahr, ab dem 10. 
Dienstjahr 200 Mark/Jahr usw. bis zu schließlich 900 Mark/Jahr ab dem 31. 
Dienstjahr erhielten. Für die Lehrerinnen stieg die Dienstalterszulage von 



16 Meyer 1976, S.183 

17 vgl. hierzu Meyer 1976, S.183 

18 Lewin 1910, S.392 

19 Meyer 1976, S.183 

20 Meyer 1976, S.184 

21 Meyer 1976, S.184 
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80 Mark/Jahr ab dem 7. Dienstjahr in Zwischenräumen von jeweils drei Jah- 
ren auf 720 Mark/Jahr ab dem 31. Dienstjahr.^^ 

In der Folge finden dann die im Gesetz vorgesehenen Provinzialkonferen- 
zen zur Festsetzung der jeweiligen regionalen Gehälter statt. Dabei wurde 
für die Landlehrer "in mehreren Provinzen das Mindestgehalt als Normalge- 
halt festgestellt".^ Den Höchstsatz des Grundgehalts mit 1.300 Mark/Jahr 
erhielten danach nur die Stadtlehrer in Brandenburg (Berlin), Schleswig- 
Holstein, Westfalen, Hessen-Nassau und in der Rheinprovinz. Auf der Un- 
tergrenze des Gesetzes mit 900 Mark/Jahr blieben die Landlehrer in Ost- 
preußen, Brandenburg und Pommern. In Posen, Schlesien, Sachsen, Hanno- 
ver und Hessen-Nassau bezog die sog. unterste Teuerungsgruppe 1.000 
Mark/Jahr.^ Entsprechende Festlegungen erfolgten auch für Lehrerinnen. 

Durch das Lehrerbesoldungsgesetz hatte sich der Staatsbeitrag zu den 
Lehrergehältern - also der Betrag, der nicht von den für die Schulen zustän- 
digen Gemeinden aufgebracht werden mußte - im Vergleich zu 1889^^ aber 
nicht erhöht. Daher dürfte die allgemeine Anhebung der Lehrergehälter den 
"Leistungsverpflichteten" erhebliche finanzielle Nachteile eingebracht ha- 
ben. Dies erklärt auch den z.T. scharfen Widerstand von Städtetagsvertre- 
tern gegen das Lehrerbesoldungsgesetz. Erst fast zehn Jahre später wurden 
durch das Schulunterhaltungsgesetz von 1906 die Finanzierungsanteile von 
Staat und Gemeinden für das Elementarschulwesen neu geregelt. 

Der Erlaß vom 4. 5. 1906 - der sog. "Bremserlaß"^ - erhöhte die Mindest- 
gehälter auf 1.000 bzw. 1.100 Mark/Jahr (für erste und alleinstehende Leh- 
rer); die Mindestalterszulage wurde auf jeweils 120 Mark/Jahr aufgestockt. 
Der "Bremserlaß" verfügte aber gleichzeitig, daß "etwaige Aufbesserungen 
seitens der Gemeinden ... von den Regierungen sorglich geprüft werden"^^ 
sollten. Dies richtete sich gegen geplante Erhöhungen der Grundgehälter in 
den finanziell potenten größeren Städten und sollte der in dieser Phase stark 
anschwellenden Landflucht der Lehrer entgegenwirken. "Diese ganz empö- 
rende reaktionäre Tat wurde maskiert mit dem Hinweis auf die Fürsorge für 



22 Die Bestimmungen des 97er Gesetzes sind ausführlich referiert bei Wesemann 1978, 
S.270-273 

23 Wesemann 1978, S.403 

24 Vgl. die 'Tabellarische Übersicht über die auf den ... abgehaltenen Provinzialkonferenzen 
zur Ausführung des Lehrerbesoldungsgesetzes beschlossenen Mindestsätze für das Grundgehalt 
und die Alterszulagen". In: Clausnitzer/Rosin 1912. Bd.II, S.42-45 

25 Vgl. die Bestimmungen des Gesetzes, betreffend die Erleichterung der Volksschullasten 
vom 14.6.1888, geändert durch Gesetz vom 31.3.1889. S. hierzu ausführlich oben bei III.3.1 

26 So genannt, weil er den Einkommenszuwachs besonders der Stadtlehrer "bremste", die 
auch in den Funktionärsebenen der Lehrervereine eher das Wort führten. 

27 Beyhl 1913, S.253 
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das Landschulwesen."^ Durch zusätzliche Erhöhungen der Lehrergehälter 
in der Stadt sahen die staatlichen Urheber des Erlasses das Ziel der 
"Einheitlichkeit" im Schul- und insbesondere im Lehrerbesoldungswesen ge- 
fährdet. 

K Menzel, der damalige Vorsitzende der Statistischen Zentralstelle des 
Deutschen Lehrervereins, beurteilt den "Bremserlaß" zusammenfassend: 
"Die Folge dieses Erlasses war eine ungeheure materielle Schädigung der 
preußischen Lehrerschaft. Denn in einer Zeit, da die Gemeinden wohl im- 
stande waren, die Gehälter ihrer Lehrer auf die Höhe der Sätze zu bringen, 
die sie selbst und der Staat den andern mittleren Beamten gewährten, wur- 
den nicht nur zahlreiche Beschlüsse dieser Art von der Aufsichtsbehörde ab- 
gelehnt, sondern noch mehr Gemeinden schon von dem Versuch zurückge- 
halten, das Diensteinkommen ihrer Lehrer zu erhöhen."^^ 

Für /. Beyhl, einen der Führer der bayerischen Lehrerschaft, bestand der 
Kern des Besoldungsgesetzes von 1909 darin, daß der "Bremserlaß" von 1906 
"zum Gesetz erhoben"^ wurde. Der Entwurf dieses - von den Lehrern 
"sehnlichst erwarteten"^^ - Besoldungsgesetzes war dem Preußischen Abge- 
ordnetenhaus am 20. 10. 1908 von Kultusminister Holle vorgelegt worden. 
Die Lesungen im Abgeordneten-^^ und Herrenhaus, die Überweisung des 
Entwurfs an die "besondere Kommission"^^ und die Erstellung eines Be- 
richts über die differierenden Auffassungen der Parteien in der Lehrerbesol- 
dungsfrage bestimmten den Zeitraum bis zum Frühjahr 1909. In den Sitzun- 
gen der Kommission wurde ein Kompromiß zwischen allen Parteien^ er- 
zielt, der eine einstimmige Annahme im Abgeordnetenhaus vorbereiten 
sollte. Die erste Lesung im Herrenhaus fand am 17. und 18. 3. 1909 statt, bei 
der nicht nur die Vertreter der Städte (wegen der geplanten Streichung der 
Staatszuschüsse), sondern auch die "Feudalherren" - also die Großgrundbe- 
sitzer - Einwände erhoben.^^ Aufgrund dieser Widerstände wurde die Geset- 



28 Beyhl 1913, S.90 

29 Menzel 1914, S.48 

30 Beyhl 1913, S.90 

31 Clausnitzer/Rosin 1912. Bd.II, S.114. An gleicher Stelle wird auch ausführlich die Stellung 
der preußischen Lehrervereine zum Gesetzentwurf referiert 

32 Im Abgeordnetenhaus noch am 28. und 29. 10. 1908 

33 Der Kommission gehörten 21 Mitglieder an: sieben Konservative, drei Freikonservative 
(unter ihnen Freiherr v. Zedlitz, der frühere Kultusminister), fünf vom ^ntrum, drei National- 
liberale, zwei Freisinnige und einer von der polnischen Vertretung. Vorsitzender war der Zen- 
trumsabgeordnete Itschert. Die Kommission hielt zwei Lesungen mit 13 Sitzungen ab. Vgl. 
Clausnitzer/Rosin 1912. Bd.II, S.125 

34 Den Weg des Kompromisses zwischen den Parteien beschreiben ausführlich Clausnitzer/ 
Rosin 1912. Bd.II, S.125-139 

35 Clausnitzer/Rosin 1912. Bd.II, S.139 
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zesvorlage erneut an eine Kommission^ überwiesen, in der z.T. "erhebliche 
Änderungen"^^ vorgenommen wurden. Gegen die Warnungen des Finanzmi- 
nisters und gegen die Ausführungen des Ministerialdirektors Schwartzkopff 
(s.u.) wurde am 29. 4. 1909 das Gesetz im Herrenhaus "nach zweitägiger Re- 
deschlacht"^ in der Fassung der Kommission und nur mit etwa ein Dutzend 
Gegenstimmen aus den Reihen der Konservativen und Liberalen angenom- 
men. Am 22. 5. 1909 beschließt das Abgeordnetenhaus das Gesetz einstim- 
mig unter dem Klang von "Friedensschalmeien"^^ und erhöht dabei die sei- 
tens der Kommission gesenkten Grundgehaltssätze für die Lehrer wieder. 
Die Publikation des Gesetzes erfolgte am 26. 5. 1909. 

Die Politik hinter den Kulissen 

Die Vorbereitung, Beratung und das Zustandekommen des Gesetzestex- 
tes seitens der Bürokratie ist ausführlich in den Akten des ZStA Merseburg 
dokumentiert.^ Seine Diskussion erfolgt in enger Abstimmung der z.T. ge- 
gensätzlichen Zielsetzungen von Finanz- und Kultusministerium. Sie kann 
als Paradebeispiel für eine Form des Politikprozesses gelten, der versucht, es 
allen beteiligten Gruppen "recht zu machen"; Finanzminister, Bildungspoli- 
tiker, Parteien, Kultusminister, Lehrer, Schulträger. Bereits im Mai 1907 
stellt die Beibehaltung oder Beseitigung gemeindlicher Entscheidungsfrei- 
heit bei den letztendlichen Besoldungshöhen den Hauptgegensatz dar. Dies 
entspräche einem System von Maximal- und Minimalsätzen. Dem stand die 
Favorisierung eines Systems von Servisklassen gegenüber, auf dessen Basis 
die Lehrer Mietentschädigung und Ortszulage nach Gemeindegröße erhal- 
ten sollen. Ziel sei aber auch das Erreichen von "Ruhe für die Lehrerschaft 
und die Gemeinden... Die Kommunen müßten gegen das fortwährende 
Drängen der Lehrer auf Gehaltsverbesserung geschützt werden."“*^ 

Der Vertreter des Finanzministeriums, Löhlein, versucht im gleichen 
Jahr, besonders die geplanten Sätze für das Grundgehalt und die Alterszula- 
gen möglichst niedrig zu halten. Die geplante Gehaltshöhe sei "zu weitge- 
hend", und er führt als Argument die "Verhältnisse in den östlichen Provin- 



36 Die Kommission bestand aus 15 Mitgliedern (zehn Konservative; fünf Mitglieder der 
"neuen Fraktion") unter Vorsitz des früheren Kultusministers Dr. Studt; vgl. Clausnitzer/Rosin 
1912. Bd.II, S.140, Anm.l 

37 Clausnitzer/Rosin 1912. Bd.II, S.140 

38 Clausnitzer/Rosin 1912. Bd.II, S.140 

39 Clausnitzer/Rosin 1912. Bd.II, S.141 

40 2^tA Merseburg Rep.151 I C Nr.7853 bis 7856: betr.: Das Gesetz über das Dienstein- 
kommen der Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Volksschulen. Bd.X-XIII. 1. Mai 1907 - 
Ende Dezember 1911; enthalten neben den amtlichen Verhandlungen zusätzlich viele Lehrerpe- 
titionen. 

41 ZStA Merseburg Rep.151 1 C Nr.7853 Bd.X, p.55 (Schwartzkopff) 
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zen"^^ an; dort bezöge "kein Dorfbewohner ... solche Einkommen und man 
werde nicht Zufriedenheit, sondern Überhebung unter den Lehrern bewir- 
ken. Überhaupt sei früher alles besser gewesen und eine Statuserhöhung 
der Lehrer "entspreche nicht dem Interesse des Staates".'*'^ 

Begleitet wird die Diskussion von der Erstellung zahlloser Statistiken, die 
die Auswirkungen der verschiedenen Gehaltsmodelle darstellen sollen. 
Auch in solcher Hinsicht entspricht der Entstehungsprozeß des Besoldungs- 
gesetzes der Politikpraxis moderner Staaten. Zusätzlich beeinflussen (wähl-) 
politische Rücksichtnahmen und die "Berücksichtigung der gegenwärtigen 
politischen Lage"“*^ die Beratungen. Der über das Servisklassensystem ge- 
plante "Eingriff in die Selbstverwaltung der Gemeinden" sei geeignet, "die 
Fortführung der Blockpolitik'*^ und den Ausfall der Wahlen nachteilig zu 
beeinflussen".“*^ Politischer Gegner der beteiligten staatlichen Stellen ist da- 
bei aber allemal der Lehrer selbst, der seinen Standesdünkel zu weit treibe 
und die Gehaltsforderungen entsprechend zu hoch ansetze. So spricht die 
Randnotiz zu einem Zeitungsartikel vom 24. 11. 1908 mit dem Titel "Die 
Lehrer wehren sich" Bände: 

"Meint die Regierung denn immer noch nicht, daß die Zeit gekommen ist, 
diese Schulmeister in ihre Schranken zu weisen und diesen unleidlichen Ge- 
sellen Disziplin beizubringen. Hoffentlich läßt die Regierung sich durch die- 
se Protestversammlungen nicht beirren und bleibt bei ihrem Gesetzentwür- 
fe, der das äußerste darstellt, was den Lehrern an Einkommen gewährt wer- 
den kann. Nur ja nicht den Städten freies Spiel lassen in der Lehrerbesol- 
dung! Der Entwurf des Besoldungsgesetzes ist für alle Lehrer außerordent- 
lich günstig! Mehr dürfen sie auf keinen Fall bekommen."'** 

Das Gesetz wird dann dennoch und gegen den Widerstand weniger kon- 
servativer und liberaler Abgeordneter beschlossen. Es galt rückwirkend zum 
1. 4. 1908. Es stellte die Besoldung der preußischen Elementarlehrer auf ei- 
ne neue und einheitliche Grundlage. Nach Wesemann brachte es "die Struk- 
turkonflikte im Besoldungswesen, die das Gesetz von 1897 nicht hatte lösen 
können, zu einem gewissen Abschluß."“*^ 



42 ZStA Merseburg Rep.151 I C Nr.7853 Bd.X, p.56 

43 ZStA Merseburg Rep.151 I C Nr.7853 Bd.X, p.56v 

44 ZStA Merseburg Rep.151 1 C Nr.7853 Bd.X, p.56v 

45 ZStA Merseburg Rep.151 I C Nr.7853 Bd.X, p.90 

46 Gemeint ist offenbar die wie eine Koalition funktionierende Zusammenarbeit zwischen 
Zentrum und Konservativen im Abgeordnetenhaus. 

47 ZStA Merseburg Rep.151 I C Nr.7853 Bd.X, p.91 

48 2^tA Merseburg Rep.151 I C Nr.7854 Bd.XI, p.l05f. (Lö = Löhlein; Vertreter des Fi- 
nanzministeriums) 

49 Wesemann 1978, S.273 
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Schaubild 6 zeigt die Bestandteile des Lehrergehalts nach dem 09er Ge- 
setz: Grundgehalt, Alterszulage, Ortszulage und Mietentschädigung bzw. 
freie Wohnung. Die neu eingeführten Ortszulagen sollten der Versuch sein, 
den unterschiedlichen Teuerungsverhältnissen in Stadt und Land gerecht zu 
werden. Die Besoldungsstruktur wird dadurch von Staats wegen noch ein- 
heitlicher für den Gesamtstaat als im 97er Gesetz geregelt. Es entfiel auch 
die damals noch im Gesetz vorgesehene regional orientierte endgültige Ge- 
haltsfestsetzung in Provinzialkonferenzen (außer bei den Ortszulagen; s.u.). 
Erstmals war durch das Lehrerbesoldungsgesetz von 1909 "eine gewisse ein- 
heitliche Bezahlung für eine einheitliche Tätigkeit erreicht."^® 



Schaubild 6: Besoldungsstruktur und -höhe der preußischen Elementarlehrer und 
-lehrerinnen nach dem Besoldungsgesetz vom 26.5.1909 (Angaben in Mark/Jahr) 



LEHRERGEHALT 



( 1 ) 

Grundgehalt 



( 2 ) 

Altenzulagen 



(3) 

Mietentschädiging 



(4) 

Ortszulage 



(Minimum) 


(Beginn nach 
dem 7. Dienstjahr) 


(nach 4 SetviskJassen) 


(in Gemeinden mit 
über 25.000 Einwohnern) 


Lehrer; Lehrerinnen: 


Lehrer 


Lehrerinnen: 


Lehrer; Lehrerinnen: 


Einwohner Lehrer Lehrerinnen 


1400 1200 


2x200 


2x100 


450 


330 


25.000-50.000: 200 100 




2x250 


7x150 


bis 


bis 


50.000-100.000; 400 200 




5x200 


jeweils nach 


800 


560 


über 100.000: 750 300 




jeweils nach 
3 Jahren 


3 Jahren 






(Maximum: 900) 



Endgehalt (Summe 1-4) 
Lehrer: 

3300 

Maximum 

Lehren 

4200 



Endgehalt (Summe 1-4) 
Lehrerinnen: 

2450 

Maximum 

Lehrerinnen: 

2950 



50 Huerkamp 1976, S.83 
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Die zusätzlichen Kosten der Besoldungsneuordnung für die Staatskasse 
lagen deutlich über denen des 97er Gesetzes. Die Angaben schwanken zwi- 
schen 35^^ und 50^^ Millionen Mark. In der Folge findet die Festsetzung der 
Höhe der Ortszulagen^^ durch die Schulverbände statt - also nicht mehr auf 
der Ebene von Provinzen; ebenso eine intensive Diskussion über die Höhe 
der Mietentschädigungen. Beide Themen veranlaßten auch den Preußischen 
Lehrerverein zu umfangreichen Umfragen unter seinen Mitgliedern. Dar- 
über hinaus veranlaßte das Besoldungsgesetz auch zahlreiche regional orien- 
tierte Lehrereingaben und -Petitionen an die zuständigen Behörden, die z.T 
ausführlich ihre Forderung nach Festsetzung von bestimmten Höhen der 
Ortszulagen bzw. der Mietentschädigung begründen.^“* Dabei wurde nahezu 
regelmäßig auf die im Gesetz festgelegten Bestimmungen und die Verhand- 
lungen der jeweiligen Regionalbehörden verwiesen, so daß die Lehrer zu- 
mindest in diesem - allerdings für die Festsetzung der letztendlichen Besol- 
dungshöhe relativ unbedeutenden - Punkt noch auf die "Gnade der Amtsge- 
walt" angewiesen waren. Im Rückblick auf ein Jahrhundert Lehrerbesol- 
dungspolitik war allerdings mit dem Dotationsgesetz von 1909 ein Stand er- 
reicht, der einer Verwirklichung der Gehaltsforderungen der preußischen 
Lehrer sehr nahe kam. 

4.2 Innerberufliche Differenzen der Lehrereinkommen 

(1) Der Gegensatz von Stadt- und Landlehrern zum Ende des Zeitraums 

Nach 1890 nähern sich die bis dahin immer noch deutlich unterschiedli- 
chen Einkommen zwischen Stadt und Land^^ durch die beiden Besoldungs- 
gesetze stark einander an. Die folgende Zusammenstellung zeigt die Relati- 
on von Stadt- zu Landlehrern (anhand der bisher bereits verwendeten Ver- 
hältniszahlen 1 : x) in drei vereinfachten Gehaltsstufen während des Zeit- 
raums von 1886 bis 1911 (Tab.III.4.5). 

Zwar nimmt der Anteil der Stadtlehrer in den beiden unteren Gehalts- 
stufen im Vergleich zu den Landlehrern im gesamten Zeitraum ab (von 1: 
2,6 im Jahr 1886 auf 1 : 15,0 1906 in der Gehaltsstufe bis 900 Mark/Jahr 



51 Menzel 1914, S.58 

52 Lewin 1910, S.473 

53 Dies betraf aber nur 2.040 von 30.863 Schulverbänden; vgl. Menzel 1914, S.58 

54 Vgl. Z.B.: Gesuch der Lehrer an Volksschulen im Kreise Saarlouis um Gewährung von 
Ortszulagen. In: LHA Koblenz Best. 442 Nr.4007, p.l5. Beigabe der Lehrer der Stadt Saarlouis 
zu demselben Gesuch. In: ebd., p.l6. Gesuch der Lehrpersonen Neunkirchens um Gewährung 
von Ortszulagen nach Massgabe des Lehrerbesoldungsgesetzes vom 26. Mai 1909. In: ebd., p.l6 
(falsche Paginierung seitens des Archivs!). 

55 s. als letzten Stand oben 111.3.2(1) 
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(1911 befinden sich in dieser Gehaltsstufe - bis auf wenige - keine Stadt- und 
Landlehrer mehr); von 1 : 1,5 im Jahr 1886 auf 1 : 3,7 1911 in der Gehalts- 
stufe 900 bis 1.500 Mark/Jahr), weil die Anzahl der Bezieher solcher Gehäl- 
ter generell, aber in der Stadt früher und stärker abnehmen konnte. Aber die 
Entwicklung in der Gehaltsstufe über 1.500 Mark/Jahr verläuft stark positiv 
für die Landlehrer und veranschaulicht den eigentlichen Einkommenstrend 
im Stadt-Land- Vergleich: 1886 liegt die Relation zwischen Stadt- wie Land- 
lehrern mit einem Einkommen über 1.500 Mark/Jahr noch bei 1 : 0,2, wäh- 
rend sie 1911 nur noch 1 : 0,8 beträgt; d.h. die Anteile beider Lehrergruppen 
in dieser Gehaltsstufe sind nahezu gleich groß. Die unterste Gehaltsstufe hat 
sich 1911 im übrigen auch für die Landlehrer vollständig aufgelöst.^^ Dies ist 
das Hauptergebnis der Besoldungsgesetze von 1897 und 1909, die gerade 
beim nachfolgenden Vergleichsdatum (1901 zu 18% bzw. 1911 zu 1906) eine 
Verstärkung der Annäherungstendenz von Stadt- und Landlehrereinkom- 
men verursachen (1 : 0,7 gegen 1 ; 0,5 bzw. 1 : 0,8 gegen 1 : 0,6). Auffälliger- 
weise hat sich aber auch in der "Gesetzespause" zwischen 1901 und 1906 eine 
Verschlechterung für die Landlehrer ergeben (1 : 0,7 auf 1 : 0,6). Hier liegt 
noch einmal die empirische Erklärung für die verstärkten politischen und 
Vereinsaktivitäten der Landlehrer, bis hin zur Vereinsspaltung und 
Neugründung (Neuer Preußischer Lehrerverein). Ein nicht unerheblicher 
Teil der Landlehrer fühlte sich durch den alten Verein nicht mehr vertreten. 



Tab.III.4.5: Der Einkommensgegensatz von Stadt- und Landlehrern 
1886 -1911 (Relationierung 1 : x; Gehaltsstufen in MarktJahr) * 



Geh.stufe/Jahr 


1886 


1891 


18% 


1901 


1906 


1911 


unter 900 


1:2,6 


1:2,6 


1:2,8 


1:7,8 




_ 


900-1500 


1 : 1,5 


1:1,5 


1:1,7 


1:1,9 


1 :2,4 


1:3,7 


über 1500 


1:0,2 


1:0,4 


1:0,5 






1 :0,8 



• Wiederum zeigt die gewählte Relationierung an, wieviele Landlehrer sich im Vergleich zu den 
Stadtlehrem in einer Gehaltsstufe befinden; die Zahl der Stadtlehrer ist dabei gleich 1 ge- 
setzt; Z.B.: 1886 erhalten 2,6 mal so viele Land- wie Stadtlehrer weniger als 900 Mark/Jahr, im 
Jahr 1906 sind es 15 mal so viele Stadt- wie Landlehrer, die weniger als 900 Mark/Jahr zur 
Verfügung haben. Dagegen liegen 1886 5 mal mehr Stadt- als Landlehrer in der Gehaltsstufe 
über 1.500 Mark/Jahr (Verhältnis 1 : 0,2). 

Quelle: eig. Berechnung nach Tabellenteil, Tab.20 



56 s. Tabellenteil, Tab.20 
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Betrachtet man die Unterschiede der durchschnittlichen Nominalein- 
kommen zwischen Stadt und Land auf Regierungsbezirksebene zum Zeit- 
punkt 1911 (Tabellenteil, Tab.27 und die folgende Tabelle), so schwankt die 
Stadt-Land-Differenz immer noch: zwischen 350 Mark/Jahr im Reg.bez. 
Stralsund (abgesehen von Sigmaringen mit 31 Mark/Jahr) und 1.186 Mark/ 
Jahr im Reg.bez. Wiesbaden. Das. Gehaltsgefüge weist also auch 1911 noch 
starke regionale Unterschiede^^ auf (Tab.III.4.6). 



Tab.III.4.6: Differenzen der Durchschnittseinkommen bei Stadt- und 
Landlehrern 1911 (in MarkIJahrund in %; gerundet) 



Regierungsbezirk 


Differenz in % 


Regierungsbezirk 


Differenz 


in% 


Königsberg 


668 


22 


Schleswig 


666 


21 


Gumbinnen 


638 


22 


Hannover 


707 


23 


Allenstein 


552 


20 


Hildesheim 


437 


16 


Danzig 


927 


30 


Lüneburg 


547 


19 


Marienwerder 


608 


22 


Stade 


521 


18 


Potsdam 


566 


18 


Osnabrück 


506 


18 


Frankfurt/Oder 


573 


21 


Aurich 


585 


20 


Stettin 


474 


16 


Münster 


644 


25 


Köslin 


474 


17 


Minden 


810 


28 


Stralsund 


350 


13 


Arnsberg 


637 


21 


Posen 


781 


26 


Kassel 


689 


22 


Bromberg 


584 


22 


Wiesbaden 


1186 


34 


Breslau 


765 


25 


Coblenz 


721 


24 


Liegnitz 


615 


21 


Düsseldorf 


581 


20 


Oppeln 


664 


24 


Cöln 


1126 


35 


Magdeburg 


589 


21 


Trier 


749 


24 


Merseburg 


636 


22 


Aachen 


1136 


36 


Erfurt 


563 


20 


Sigmaringen 


31 


1 



Quelle: eig. Berechnungen nach Tabellenteil, Tab.27 



Die stärksten Unterschiede zwischen Stadt und Land bestehen in Aachen 
(Landlehrer liegen um 36% unter den Stadtlehrern), Cöln (35%) und Wies- 
baden (34%); die geringsten in Stralsund (13%; abgesehen von Sigmaringen 
mit 1%), Stettin (16%) und Köslin (17%). Auffällig ist dabei, daß alle Re- 
gierungsbezirke mit den höchsten Einkommensdifferenzen zwischen Stadt 
und Land im Westen Preußens, die niedrigsten Unterschiede dagegen im 
Osten liegen. Dies hängt sicherlich mit dem im Westen weiter fortgeschrit- 



57 s. hierzu ausführlicher unter 4.2(2): West -Ost-Gefälle 
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tenen Verstädterungsprozeß zusammen. Besonders die dort vorhandenen 
großen Städte mit ihren höheren Ortszulagen und dem höheren Wohnungs- 
zuschuß verschieben die Relation zwischen Stadt- und Landlehrern in den 
Regionen des Westens zuungunsten der Landlehrer. 

Ein bedeutender Teil der in Standesvereinen organisierten Landlehrer re- 
agiert in dieser Phase auf solche Einkommensdifferenzen zwischen Stadt 
und Land mit der Abspaltung von ihrem bisherigen Verein, dem Preußi- 
schen Lehrerverein. Allerdings erfolgen die Initiativen zu solchen Bestre- 
bungen nicht - wie aus den oben referierten Ergebnissen erwartbar wäre - in 
den westlichen Provinzen, sondern insbesondere in Sachsen. Dies ist zu er- 
klären aus dem in Sachsen weitaus höheren Organisationsgrad als in den 
westlichen Regionen Rheinland und Westfalen (1906 in Sachsen 79%, dage- 
gen im Rheinland nur 32% und in Westfalen 46%)^®. Dies indiziert von 
Haus aus höhere politische Aktivität der sächsischen Lehrer als bei ihren 
Kollegen im Westen.^^ Ein weiteres Indiz für die gerade in Sachsen vorhan- 
dene Bereitschaft zu Abspaltungstendenzen stellt das Verhältnis zwischen 
der Zahl dienstjüngerer und dienstälterer Lehrer und zusätzlich noch der 
Anteil von Landlehrern in Sachsen^ und in den genannten westlichen Regi- 
onen dar. 1906 sind in Sachsen 16,6% aller Lehrer dienstjüngere Lehrer auf 
dem Land, im Rheinland dagegen nur 12,7%; insgesamt beträgt der Land- 
lehreranteil in Sachsen 60% gegenüber 54% im Rheinland.^^ Landlehrer 
und v.a. dienstjüngere Landlehrer waren aber die Träger der Abspaltungsbe- 
wegung. Diese besonders in Sachsen aktiven Lehrer fühlen sich in den Ver- 
einsgremien nicht mehr vertreten, die häufig von Stadtlehrern majorisiert 
waren.^^ Aus dieser Einschätzung zogen die sächsischen Landlehrer den 
Schluß, sich organisatorisch zu verselbständigen, was sie dann auch an die 
Spitze der "Gleichstellungsbewegung" stellte. 

Weit mehr als die Hälfte der 36 preußischen Regierungsbezirke schwankt 
aber um die 20%-Marke bei der Differenz im Einkommen zwischen Stadt- 
und Landlehrern, so daß sich grob sagen läßt, daß der Gehaltsunterschied 



58 vgl. Deppisch 1980 (unveröff. Ms.) 

59 "Bereits in den achtziger Jahren - vereinzelt auch schon früher - herrschte namentlich in 
der Provinz Sachsen in den kleineren Lehrervereinen ... eine lobenswerte Rührigkeit und Tätig- 
keit." (Miethling/Krug o J. (1907), S.4) 

60 Im Reg.bez. Magdeburg werden die in Lehrervereinen ausgetragenenen Konflikte um die 
Einkommenspolitik bereits seit den frühen 80er Jahren des 19. Jahrhunderts unter dem Titel 
"ältere vs. jüngere Lehrer" geführt. 

61 berechnet nach Preußische Statistik 1906 (Heft 209). Tabellenteil, S.40-43 

62 "Die Unzufriedenheit der Landlehrer wuchs. Vergebens schauten die Zurückgesetzten 
nach einem einheitlichen Ziele aus, dessen Festsetzung sie, wie bisher gewohnt, von den führen- 
den großstädtischen Gruppen unserer Organisation (gemeint ist hier der Preußische Lehrerver- 
ein; d.V.) erwarteten." (Miethling/Krug o.J. (1907), S.9) 
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zwischen Stadt- und Landlehrern in Preußen zum Ende des Zeitraums nur 
noch ca. 20% ausmacht. Gegenüber 1820 etwa, zu diesem Zeitpunkt lagen 
die Stadt-Land-Differenzen in den Regierungsbezirken noch zwischen 100 
bis 200%, ist dies ein enormer Fortschritt und Aufholprozeß der Land- ge- 
genüber den Stadtlehrern.^^ 

Die Erhebung des Preußischen Lehrervereins zum Stichtag 1. 3. 1899 
sollte zwei Jahre nach dem Besoldungsgesetz von 1897 einen Überblick über 
die Umsetzung des Gesetzes bieten.^ Die Umfrage unterschied nach Leh- 
rern mit und ohne Kirchendienst, berücksichtigte aber Alterszulagen, freie 
Wohnung, Mietentschädigung und Naturalleistungen getrennt, so daß sich 
der Vergleich der Einkommenssituation der Lehrer in Stadt und Land sinn- 
vollerweise ausschließlich auf die Daten zum Grundgehalt beschränkt. In 
Tab.III.4.7 ist das Grundgehalt der Stadt- und Landlehrer ohne Kirchen- 
dienst in Gehaltsstufen eingeordnet. 



Tab.III.4. 7: Grundgehalt der preußischen 
Elementarlehrer ohne Kirchendienst 1899 
(Stufen in MarkIJahr; Angaben in %) 




Quelle: eig. Ber. nach Tabellenteil, Tab.28 und 30 



63 Vgl. die Angaben der Durchschnittseinkommen nach Regierungsbezirken in (Becke- 
dorffs) Jahrbücher ... 1825. Bd.l, S.72f.. Allerdings muß erneut darauf hingewiesen werden, daß 
die dort erhobenen städtischen Durchschnittseinkommen durch Einrechnung von Mittelschulen 
überhöht sind. 

64 Aufgenommen waren dort die Grundgehälter von Lehrern, Hauptlehrem und Rektoren, 
jeweils getrennt nach Lehrpersonen mit und ohne Kirchendienst. Nicht veranschlagt waren da- 
her die Alterszulagen nach dem Besoldungsgesetz vom 1. 3. 1897; ebensowenig freie Wohnung 
bzw. Mietentschädigung, Hausgarten, Landdotation, geliefertes Brennmaterial und sonstige Na- 
turalbezüge. Die in der lehrereigenen Statistik gelieferten Tabellen sind insoweit auch nur unter- 
einander und nicht mit den - zum größten Teil amtlichen - Datenreihen zu anderen Zeitpunkten 
vergleichbar. 
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Danach liegen etwa 2/3 der Stadtlehrer unter 1.200 Mark/Jahr, bei den 
Landlehrern knapp 90% - die Differenzen zwischen Stadt und Land sind im 
Vergleich zu früheren Zeitpunkten in den unteren Gehaltsstufen deutlich 
geringer geworden! Noch etwas kräftiger fällt dagegen der Stadt-Land-Ge- 
gensatz bei den Lehrern mit Kirchendienst aus, die aber zahlenmäßig einen 
geringeren Anteil an der preußischen Lehrerschaft ausmachen (Tab.III.4.8). 



Tab.III.4.8: Grundgehalt der preußischen 
Elementarlehrer mit Kirchendienst 1899 
(Stufen in MarkIJahr; Angaben in %) 



Gehaltsstufe 


Stadt 


Land 


unter 900 


0,7 


0,1 


900-1050 


2,6 


14,7 


1050-1200 


11,3 


34,4 


1200-1400 


43,7 


33,7 


über 1400 


41,7 


17,2 


unter 1200 


14,6 


49,2 


über 1200 


85,4 


50,9 


Zahl der Lehrer 


1.367 


11.065 



Quelle: eig. Ber. nach Tabellenteil, Tab.29 und 31 



Der Anteil der Stadtlehrer, die mehr als 1.200 Mark/Jahr zur Verfügung 
haben, liegt hier bei etwa 85%, der der Landlehrer bei gut 50%. 



Tab.IIL4.9: Grundgehalt der Hauptlehrer in Stadt und Land 1899 
(Gehaltsstufen in MarkIJahr; Angaben in %) 



Gehaltsstufe 


mit Kirchendienst 
Stadt Land 


ohne Kirchendienst 
Stadt Land 


unter 1200 


0,8 


4,8 


10,2 


24,7 


1200-1400 


15,8 


20,2 


20,1 


35,5 


über 1400 


83,6 


75,0 


69,7 


39,7 


Zahl der Lehrer 


238 


933 


955 


1.306 



Quelle: eig. Ber. nach Tabellenteil, Tab.32 und 33 
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Der Einkommensunterschied zwischen Stadt und Land scheint auch noch 
im Grundgehalt der privilegiertesten Teile der Elementarlehrerschaft auf - 
bei den Hauptlehrern und Rektoren (Tab.III.4.9 und III.4.10). Knapp 70% 
der Hauptlehrer ohne Kirchendienst in der Stadt und knapp 40% der auf 
dem Lande beziehen mehr als 1.400 Mark/Jahr an Grundgehalt. Die Diffe- 
renz zwischen Stadt und Land nimmt ab bei den Hauptlehrern mit Kirchen- 
dienst. Hier beziehen gut 83% der städtischen und 75% der ländlichen Leh- 
rerstellen mehr als 1.400 Mark/Jahr. 

Für die preußischen Rektoren an Elementarschulen gelten ähnliche Ver- 
hältnisse wie bei den Hauptlehrern. Ihre Angaben seien der Vollständigkeit 
halber genannt (Tab.III.4.10). 

Tab.III.4.10: Grundgehalt der Rektoren in Stadt und Land 1899 
(Gehaltsstufen in MarkjJahr; Angaben in %) 



mit Kirchendienst ohne Kirchendienst 
Gehaltsstufe Stadt Land Stadt Land 



unter 1400 


8,1 


11,8 


2,5 


2,0 


1400-1800 


39,6 


64,7 


51,0 


75,5 


über 1800 


52,3 


23,5 


46,5 


22,5 



Quellen: eig. Ber. nach Tabellenteil, Tab.34 und 35 



In der am höchsten dotierten Gehaltsstufe, über 1.800 Mark/Jahr, liegen 
jeweils etwa doppelt so viele städtische wie ländliche Rektoren. 

Das Ergebnis dieses professionsinternen Einkommensvergleichs zwischen 
Stadt- und Landlehrern besteht aber vor allem darin, daß sich zum Ende des 
Zeitraums der Gegensatz von Stadt und Land insgesamt auflöst bzw. ab- 
schwächt, aber sich eher auf die besser dotierten Gruppen der Elementarleh- 
rerschaft verlagert, während - wie wir bereits gezeigt haben - die Unterschie- 
de für den zahlenmäßig größten Anteil der Lehrer nur noch gering ausfallen. 
So kann auch resümiert werden, daß sich der Gegensatz im Einkommen von 
Stadt- und Landlehrern im Laufe des 19. Jahrhunderts deutlich verringert, 
aber zugunsten der Statusdifferenz verlagert hat. Dies gilt besonders für die 
Scheidung von Hauptlehrern und Rektoren, die sich im Zuge der Einrich- 
tung mehrklassiger Schulen in den Städten ergeben hat. Die genannte Sta- 
tusdifferenz drückt sich dann auch politisch in der Gründung separater Ver- 
eine aus (Hauptlehrer-, Rektorenvereine). 

Die Besoldungsgesetze von 1897 und 1909 setzen dem Aufholprozeß des 
Landlehrers noch einmal "die Krone auf, indem sie dessen "Emanzipation" 
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komplettieren. Gleichwohl wird die Stadt-Land-Differenz - übrigens bis in 
die Gegenwart hinein - nicht vollständig beseitigt. Über den "Bremserlaß" 
von 1906^^ waren die Einkommensunterschiede zwischen Stadt und Land 
auch expliziter Gegenstand staatlicher Besoldungspolitik - und nicht etwa 
beim Gefälle von West nach Ost! allerdings mit der hauptsächlichen Stoß- 
richtung, der Landflucht der Lehrer den Anreiz durch die vergleichsweise 
hohen Lehrereinkommen in den Städten zu entziehen. Auf der Ebene der 
Vereinsbildung führen Differenzen von Stadt- und Landlehrern dann auch 
1905 zur - bereits erwähnten - Gründung des "Neuen Preußischen Lehrer- 
vereins", der die Wahrnehmung der Interessen der Landlehrer auf seine Fah- 
nen geschrieben hat. 

(2) Entwicklung des West-Ost-Gefälles bei den Lehrereinkommen 

Die vereinheitlichende Wirkung auf die preußischen Lehrereinkommen 
durch die beiden Lehrerbesoldungsgesetze 1897 und 1909 gilt in ganz beson- 
derem Maße für die interregionalen Verhältnisse. Es kann im folgenden ge- 
zeigt werden, daß sich das über den gesamten Zeitraum vorherrschende und 
bis dato noch deutlich ausgeprägte Einkommensgefälle von West nach Ost - 
weniger durch das 97er Gesetz, aber in jedem Fall - durch das Besoldungsge- 
setz von 1909 praktisch völlig auflöst. Dabei ist klar, daß die Einebnung der 
regionalstrukturellen Gegensätze im Lehrereinkommen parallel zur allge- 
meinen sozialstrukturellen Nivellierung der preußischen Gesellschaft als 
Folge der fortschreitenden industriellen Entwicklung Platz greift. So muß 
denn auch eingeräumt werden, daß in diesem allgemein vorherrschenden 
Entwicklungsphänomen, das sich bereits durch eine zunehmende Urbanisie- 
rung^ darsteilt, ein wichtiger Teil des Erklärungszusammenhangs für das 
Verschwinden des West-Ost-Gefälles liegt. Gleichzeitig läßt sich aber der 
hierfür auch ursächliche Charakter des Besoldungsgesetzes von 1909 da- 
durch nachweisen, daß nur die Veränderung der Verhältnisse in dem ver- 
gleichsweise kurzen Zeitraum zwischen 1899 und 1911 betrachtet wird: In- 
nerhalb von 12 Jahren wird ein bis dahin noch deutliches Einkommensgefäl- 
le vollständig eingeebnet (Tab.III.4.12 und III.4.13, deren Vergleich aber we- 
gen der unterschiedlichen Datenbasis nur eingeschränkt gilt) . 

Bei der Erhebung der die genannte These stützenden Daten ergaben sich 
mithin einige an sich unerwartbare Schwierigkeiten. Trotz der immer weiter 



65 S.O. ni.4.1 

66 Dies gilt für den preußischen Osten nur mit deutlichen Einschränkungen. 

67 Tab.III.4.12 hat die Daten der Preußischen Statistik als Grundlage, während Tab.III.4.13 
die lehrereigene Studie aus dem Jahr 1899 heranzieht; sie blendet wesentliche Bestandteile des 
Lehrereinkommens aus. 
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fortgeschrittenen und staatlicherseits immer weiter ins Detail ausgebauten 
Statistik über das niedere Schulwesen liefert die "Preußische Statistik" seit 



1891 keine Zusammenstellungen mehr, die bis unterhalb der gesamtpreußi- 
schen Ebene vorstoßen. Die Informationen über das regional differenzierte 
Einkommen^efüge der Lehrer anhand der - von uns bisher empirisch stets 
favorisierten“ - Gehaltsstufen, sind daher nicht mehr wiedergebbar, 
sondern nur noch zu zeigen mit Hilfe des - auch regional gegliederten - 
Aufweises von Durchschnittseinkommen, deren Angaben aber z.T. herunter 
bis auf die Ebene von Landkreisen reichen. Glücklicherweise liegt für das 



Jahr 1899 eine vom Preußischen Lehrerverein erhobene Statistik vor, die 
nahezu alle preußischen Elementarlehrer umfaßt und für unsere Zwecke des 
interregionalen Vergleichs ergänzend genutzt werden kann. 

Als östliche Regionen gelten bei diesem Vergleich die Provinzen Preußen 
.(West- und Ostpreußen), Pommern, Posen und Schlesien; als Regionen der 
"Mitte" die Provinzen Sachsen und Hannover; und als westliche Regionen 
die Provinz Westfalen und die Rheinprovinz. Im Überblick sind das folgende 
Regierungsbezirke^®: 



OST 


MITTE 


WEST 


Königsberg 


Magdeburg 


Münster 


Gumbinnen 


Merseburg 


Minden 


Allenstein 

Danzig 

Marienwerder 


Erfurt 


Arnsberg 




Hannover 


Coblenz 


Stettin 


Hildesheim 


Düsseldorf 


Köslin 


Lüneburg 


Cöln 


Stralsund 


Stade 


Trier 




Osnabrück 


Aachen 


Posen 

Bromberg 

Breslau 

Liegnitz 

Oppeln 


Aurich 





68 s. die Ausführungen unter II. zur Quellenlage 

69 Gemeint ist die bereits in Anm.5 (zu diesem Abschnitt) dargestellte Untersuchung. 

70 Die Regierungsbezirke der Provinz Brandenburg (mit Berlin) und Sigmaringen bleiben 
hier außer Betracht. Beide Regionen zeigen keine T^pik innerhalb des West-Ost-Gefälles: Bran- 
denburg hat mit Berlin und dessen Ausstrahlungskraft auf das Umland deutlich überhöhte Ein- 
kommensverhältnisse; Sigmaringen hat seit der Eingliederung nach Preußen seine überkomme- 
ne Einkommenstypik und ist v.a. gebiets- und einwohnermäßig so klein (Sigmaringen hat auch 
noch 1911 nur insgesamt 204 Lehrer und Lehrerinnen in Stadt und Land; vgl. Preußische Stati- 
stik 1911 (Heft 231). Tabellenteil, S.46), daß sich die für die anderen preußischen Regierungs- 
bezirke geltenden Einkommensstrukturen überhaupt nicht entwickeln können. 
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TabJIL4.ll: WesuOst-Gefälle der Elementarlehrereinkommen 1886 - 1896* 
(Durchschnittseinkommen in MarkIJahr) 



niedrigste Durchschnittseinkommen 



Regierungsbezirk Stadt 


1886 

Land 


Stadt 


1891 

Land 


1896 

Stadt Land 


Bromberg 


1219 


(993) 


1362 


(1139) 


1474 


(1246) 


Marienwerder 


1238 


975 


1405 


1082 


1514 


1140 


Posen 


1309 


(1101) 


1451 


(1195) 


1579 


(1300) 


Gumbinnen 


1336 


(1011) 


1478 


1094 


(1531) 


1153 


Königsberg 


1369 


993 


1501 


(1088) 


1643 


(1138) 


Danzig 


1420 


996 


1526 


(1062) 


1699 


1200 


Köslin 


1449 


1013 


1580 


1140 


1729 


(1170) 



höchste Durchschnittseinkommen 



Regierungsbezirk Stadt 


1886 

Land 


1891 

Stadt 


Land 


18% 

Stadt Land 


Wiesbaden 


1873 


(1051) 


2156 


(1294) 


2524 


(1529) 


Düsseldorf 


1849 


1570 


1987 


1688 


(2212) 


1832 


Köln 


1848 


(1253) 


1983 


(1400) 


2310 


(1484) 


Schleswig 


1773 


(1305) 


1944 


(1473) 


(2083) 


(1541) 


Arnsberg 


1721 


1361 


1908 


1554 


2104 


1709 


Aachen 


1706 


1203 


1801 


1306 


2076 


1408 


Breslau 


1689 


1114 


(1864) 


1278 


(2168) 


1323 



♦ Angaben z.T. in Klammem wegen jeweils zu hohen oder zu niedrigen Durchschnittseinkom- 
men im Reg.bez., so daß sie nicht in die erstellte Reihenfolge "passen"; s. Anm.71. 

Quelle: Tabellenteil, Tab.l5 

Das Einkommensgefälle von West nach Ost ist aber - bevor die Ergeb- 
nisse der erwähnten Erhebung wiedergegeben werden - zuerst für die Jahre 
1886 bis 1896 anhand der niedrigsten und höchsten Durchschnittseinkom- 
men auf der Ebene von Regierungsbezirken zu zeigen (Tab.III.4.11)7^ 



71 Durch die Wiedergabe der Einkommensverhältnisse in Stadt und Land wird die Darstel- 
lung eines Gefälles von West nach Ost deshalb schwieriger nachzuvollziehen sein, weil die jewei- 
ligen Gehaltshöhen für die Städte und das Land in den Regierungsbezirken meist nicht mit ih- 
rem Level in der Gefällstruktur übereinstimmen. Daher wurde folgende Darstellungsweise ge- 
wählt: Die Einkommen sind geordnet nach den Durchschnittseinkommen der Stadtlehrer zum 
Zeitpunkt 1886, und zwar bei den "niedrigsten Durchschnittseinkommen" beginnnend mit dem 
niedrigsten (Reg.bez. Bromberg), bei den höchsten "Durchschnittseinkommen" beginnend mit 
dem höchsten Durchschnittseinkommen (Reg.bez. Wiesbaden). Diese Einteilung wird auch für 
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Alle höchsten Durchschnittseinkommen zwischen 1886 und 18% wurden 
für westliche Regionen erhoben - wobei jetzt Schleswig-Holstein auch als 
solche gelten kann. Als erste Ausnahmen in der sonst durchgängigen Rang- 
folge fallen auf, daß zum einen die Landlehrereinkommen im Reg.bez. Aa- 
chen nicht zu den höchsten gehören (wie das Stadtlehrereinkommen des sel- 
ben Regierungsbezirks 1891; s. die Klammern in Tab.III.4.11) und zum an- 
dern, daß eine bis dahin unterprivilegierte östliche Region - Reg.bez. Bres- 
lau - mit einem durchschnittlichen Stadtlehrereinkommen von 2.168 Mark/ 
Jahr 18% in die höheren Sphären der Einkommen etwa der Rheinprovinz 
vorstößt. 

Die ebenfalls große Anzahl von Klammern bei den niedrigsten Durch- 
schnittseinkommen deutet zusätzlich an, daß sich auch hier die vormals gän- 
gigen West-Ost-Relationen in einem Prozeß der Auflösung befinden. Dies 
gilt Z.B. für den Reg.bez. Posen, dessen durchschnittliche Landlehrergehäl- 
ter bereits eher auf dem Level der "Mitte" anzutreffen sind - und deshalb 
hier auch nur noch in Klammern genannt werden; ebenso für die 
Stadtlehrereinkommen in den Regierungsbezirken Gumbinnen, Danzig und 
Köslin. Daraus ist zu schließen, daß das bis dahin festgefügte West-Ost- 
Gefälle sich aufzulösen beginnt. Es wendet sich in dieser späten Phase eher 
in ein Konglomerat von regionalspezifisch differenzierten Einkommenshö- 
hen, deren Unterschiede nur noch über die regional unterschiedliche 
Gehaltspolitik erklärbar sind. Denn trotz aller Vereinheitlichung seit der 
Einführung von Dienstalterszulagen 1874 bestand in dieser Phase vor der 
Verabschiedung des Besoldungsgesetzes von 1897 noch ein Spielraum für 
die Bestimmung der regionalen Einkommenshöhen. Dieser Spielraum zur 
Definition der Einkommenshöhen hatte sich sich auch schon in den 
Provinzialkonferenzen von 1891 gezeigt. 

Da aber auf der Ebene von Durchschnittsgehältern nur begrenztere Aus- 
sagen über das tatsächliche Einkommensgefälle möglich sind, soll im folgen- 
den das West-Ost-Gefälle der Elementarlehrereinkommen erneut auf der 
oben referierten regionalen Gliederungsbasis für das Jahr 1886 dargestellt 
werden, nun mit Hilfe von Gehaltsstufen.^^ Als Einkommensgrenze wurden 
1.200 Mark/Jahr gewählt, was 1886 einem guten Nominaleinkommen eines 



die Jahre 1891 und 18% beibehalten. Sofern ein Stadt- oder Landlehrereinkommen im jeweili- 
gen Regierungsbezirk nicht zu den jeweils niedrigsten oder höchsten Durchschnittseinkommen 
gehörte, wurde die Zahl in Klammem gesetzt, so daß gerade auch die Zahl der Klammem deut- 
lich macht, wie stark sich die überkommenen West-Ost -Stmkturen auflösen bzw. jedenfalls für 
Stadt und Land innerhalb eines Regiemngsbezirks nicht mehr gleichermaßen gelten. 

72 Der Gmnd für diesen Rückgriff in den vorausgegangenen Untersuchungszeitraum wurde 
bereits erläutert: Die Preußische Statistik liefert nur für dieses Erhebungsjahr regional aufge- 
gliederte Einkommensdaten auf der Basis von Gehaltsstufen. 
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preußischen Landlehrers entsprach (1.133 Mark/Jahr; s.o. Tab.III.4.4). Zum 
Vergleich sind auch die jeweiligen Anteile unter- und oberhalb der Schnitt- 
grenze 1.500 Mark/Jahr genannt; ebenso die Werte für Gesamtpreußen 
(Tab.111.4.12). 



Tab.III.4.12: West-Ost-Gefälle der Lehrereinkommen 
1886 (Gehaltsstufen in MarkIJahr; Angaben in % der 
Lehrer; Stadt- und Landlehrer zusammen) 



Gehaltsstufe 

Region 


unter 

1200 


über 

1200 


unter 

1500 


über 

1500 


OST 


69,2 


30,8 


87,4 


12,6 


MITTE 


63,1 


36,9 


80,9 


19,1 


, WEST 


47,0 


53,0 


72,8 


27,3 


Preußen ges. 


56,8 


43,2 


78,0 


22,0 



Quellen: Tabellenteil, Tab.36, 16 und 17 



Das Einkommensgefälle ist aus der Tabelle deutlich zu sehen. Im Osten 
liegen nahezu 70% der (Stadt- und Land-) Lehrer unter der Grenze von 
1.200 Mark/Jahr, in der Mitte etwa 63% und im Westen weniger als die Hälf- 
te der Lehrer. Die "Mitte" rangiert dabei noch auf einem etwas schlechteren 
Platz als der gesamtpreußische Durchschnitt mit 56,8%. Wenn man die Ein- 
kommensgrenze um 300 Mark/Jahr höher ansetzt, bleiben die Relationen 
immer noch gleich, nur die Höhen der Prozentsätze haben sich aneinander 
angenähert - aufgrund des höher liegenden Schnitts, der fast an das durch- 
schnittliche Nominaleinkommen eines Stadtlehrers herankommt (1.635 
Mark/Jahr, s.o. Tab.IIl.4.4). 

Die für den West-Ost- Vergleich angegebenen Daten belegen zwar noch 
nicht den beginnenden Auflösungsprozeß des Einkommen^efälles; sie fal- 
len aber in Relation zu den früher gegebenen Aufstellungen^ (s. v.a. die Da- 
ten für 1864 in den Tab.111.2.10 und 111.2.11, aber auch noch für 1871 und 
1874 in Tab.III.3.8) über den interregionalen Vergleich bereits "enger" aus: 
Die Unterschiede zwischen West und Ost sind nicht mehr so deutlich ausge- 
prägt. Im Gegensatz zu diesem Resultat stehen die Ergebnisse der vom 
Preußischen Lehrerverein für 1899 erhobenen Statistik (Tab.lll.4.13). 

Danach ergibt sich wiederum ein sehr deutlich ausgeprägtes Einkom- 
mensgefälle von West nach Ost. Während im Osten nahezu 90% aller Leh- 



73 s.o. jeweils bei 1.2, 2.2 und 3.2 den Abschnitt (2) "West-Ost-Gefälle". 
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rer weniger als 1.200 Mark/Jahr beziehen, sind es in der "Mitte" nur etwa 
11%, im Westen aber nur etwa 35%.^^ Die gesamtpreußischen Verhältnisse 
rangieren in dieser Skala noch unter der Einkommensaufteilung in der 
"Mitte". Der Wert dieser Ergebnisse ist jedoch im Hinblick auf einen Ver- 
gleich mit den früheren oder späteren Verhältnissen einzuschränken. Viel- 
mehr sind die Daten mit den Datenreihen zu anderen Zeitpunkten nur be- 
dingt relationierbar, weil sie weder die Alterszulagen nach dem Besoldungs- 
gesetz vom 1. 3. 1897 noch freie Wohnung oder Mietentschädigung und auch 
keinerlei Naturalbezüge einschließen. Da die Naturalbezüge in einigen östli- 
chen Regionen einen größeren Anteil als im Westen ausgemacht haben (s.o. 
Tab.III.2.31), sind die Angaben auch in dieser Hinsicht teilweise zu relativie- 
ren. So erklärt sich die scheinbare Verstärkung des West-Ost-Gefälles aus 
erhebungsstrategischen^^ Gesichtspunkten der Statistik des Preußischen 
Lehrervereins. 



Tab.lIL4.13: West-Ost-Gefälle 1899 (Gehaltsstufen in Mark/Jahr; Angaben in 
% der Lehrer; n = Zahl der LehrerlGehaltsstufe; Stadt- und Landlehrer) 



Gehaltsstufe 

Region 


unter 1200 
n % 


über 1200 
n % 


zusammen 
n % 


OST 


21.152 


88,7 


2.684 


11,3 


23.836 100,0 


Preußen gesamt 


44.658 


73,2 


14.334 


26,8 


60.992 100,0 


MITTE 


8.634 


71,9 


3.373 


28,1 


12.007 100,0 


WEST 


3.744 


35,1 


6.936 


64,9 


10.680 100,0 



Quellen: Tabellenteil, Tab.28 bis 31 



Einen regionalen Vergleich der Einkommen erlaubt uns die Preußische 
Statistik nach 1891 nur noch in Form von regional erhobenen Durch- 
schnittseinkommen. Dies soll abschließend für 1911 erfolgen (Tab.III.4.14). 

Die bislang als quasi natürlich geltenden regionalstrukturellen Verhält- 
nisse geraten nun völlig durcheinander. Der Reg.bez. Münster, der bisher zu 



74 Die genannten Anteile sind in keinem Fall mit den Daten der Tab.III.4.11 vergleichbar, da 
erstere bedeutende zusätzliche Einkommensteile statistisch ausblenden; s.u. Anm. zu Tabellen- 
teil, Tab.28 - 35. 

75 Die Beschränkung des Preußischen Lehrervereins auf das “nackte" Grundgehalt der Ele- 
mentarlehrer und die Ausblendung etwa der Naturalbezüge dürfte mithin insoweit politisch mo- 
tiviert gewesen sein, als die Lehrervereinigungen Naturalbezüge strikt ablehnten und ihre Um- 
wandlung in geldmäßige Bestandteile des Lehrereinkommens forderten. 
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den am besten dotierten Regionen gehörte, verzeichnet jetzt in Stadt und 
Land das niedrigste Durchschnittseinkommen in ganz Preußen. Auch "Mit- 
te"-Regionen wie Frankfurt/Oder, Erfurt und Osnabrück sind jetzt am unte- 
ren Ende der Skala anzutreffen - genauso wie die bisher gut dotierten Regie- 
rungsbezirke des Westens: Aachen, Cöln und Minden. 

Tab.III.4.14: West-Ost-Gefälle 1911 (Durchschnittseinkommen in Mark/Jahr) 



niedrigste Durchschnittseinkommen höchste Durchschnittseinkommen 

Regierungsbezirk Stadt Land Regierungsbezirk Stadt Land 



Münster 


2625 


1981 


Bromberg 


2663 


2079 


Stralsund 


2719 




Oppeln 


2726 


2062 


Erfurt 


2757 


2194 


Osnabrück 


2764 




Frankfurt/Oder 


2766 


2193 


Allenstein 


2769 




Köslin 


2796 




Aachen 




2042 


Cöln 




2078 


Minden 




2094 


Liegnitz 




2361 


Arnsberg 




2351 


Trier 




2339 


Düsseldorf 




2338 


Aurich 




2324 


Köslin 




2322 


Hannover 




2314 


Stade 




2308 


(Sigmaringen 




2890) 



Wiesbaden 


3460 


2274 


Cöln 


3204 


(2078) 


Aachen 


3178 


(2042) 


Potsdam 


3175 


2609 


Danzig 


3128 


(2201) 


Schleswig 


3128 


2462 


Cassel 


3112 


2423 


Breslau 


3108 


2343 


Stettin 


2420 




Lüneburg 


2384 




Hildesheim 


2381 




Stralsund 


2369 





Quelle: Tabellenteil, Tab.27 

In die Sphären der höchsten Durchschnittseinkommen sind jetzt auch die 
Regierungsbezirke Danzig und Breslau vorgedrungen - genauso wie die bis- 
herige Mitte-Region Potsdam. Andererseits befinden sich die durchschnittli- 
chen Landlehrereinkommen der Regierungsbezirke Cöln und Aachen nicht 
mehr auf ihrem früheren hohen Niveau. Sie werden sogar von einigen östli- 
chen Regionen überholt: Stettin, Köslin, Stralsund, Liegnitz. Daß gerade 
diese vormals vergleichsweise unterprivilegierten Regierungsbezirke im zah- 
lenmäßig großen Bereich der Landlehrerschaft jetzt einen Einkommenslevel 
erreicht haben, der etwa über dem von Cöln liegt oder in ähnlicher Höhe wie 
Trier, Düsseldorf und Arnsberg angesiedelt ist, läßt uns den Schluß ziehen, 
daß sich das West-Ost-Gefälle am Ende des Untersuchungszeitraums in sei- 
ner Bedeutung für die Bestimmung der Lehrereinkommen praktisch aufge- 
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löst hat. Die Ursache für die Beseitigung dieses über das 19. Jahrhundert 
hinweg vorherrschende regionalstrukturelle Bestimmungskriteriums der 
Elementarlehrereinkommen besteht v.a.im nivellierenden Effekt des Besol- 
dungsgesetzes von 1909, der bereits bei der Zurückdrängung des Stadt-Land- 
Gegensatzes seine Wirksamkeit gezeigt hatte.^^ Die dort verordnete "ein- 
heitliche Bezahlung für eine einheitliche Tätigkeit"^^ findet auch hier ihren 
realen Ausdruck. 

(3) Regionale Einkommensdifferenzen 

Wenn gezeigt worden'ist, daß die Fächerbreite der Einkommensdifferen- 
zen in Stadt und Land sowie besonders das West-Ost-Gefälle bei den Ele- 
mentarlehrereinkommen durch die Dekretierung von Besoldungsgesetzen 
abnimmt, so ist auch für die unterste regionale Ebene - die Landkreise - an- 
zunehmen, daß dort die Vereinheitlichung der Verhältnisse in gleicher Wei- 
se stattfindet. Doch sehen wir näher zu. 

Die Betrachtung regionaler Differenzen beschränkt sich aus Gründen sta- 
tistischer Verfügbarkeit^® auf Daten der Rheinprovinz aus den Jahren 1906, 
1896 und 1903; eine Darstellung der Einkommensverhältnisse im Landkreis 
Saarbrücken nach dem Besoldungsgesetz von 1909 beschließt die Untersu- 
chung. Die hier verwendeten Daten beschränken sich auf Auszüge aus Ar- 
chivmaterial. Gerade der wünschenswerte Vergleich mit östlichen Regional- 
daten läßt sich damit aber nicht realisieren. 

Einen Überblick für die regionale Differenzierung der Einkommenssitua- 
tion in allen fünf Regierungsbezirken der Rheinprovinz geben die Tab.37 bis 
42 im Tabellenteil für das Jahr 1906. Im folgenden werden die dort aufge- 
führten Gehaltsstufen zusammengefaßt - jeweils in einen Block über 1.500 
Mark/Jahr. Da die Daten weder den Wert der Dienstwohnung noch Mietent- 
schädigung einschließen, dürfte dieser Wert in etwa dem Durchschnittsein- 
kommen eines preußischen Landlehrers im gleichen Jahr entsprechen. Er 
hatte 1906 ein Nominaleinkommen von 1.702 Mark/Jahr, der Stadtlehrer 
durchschnittlich 2.561 Mark/Jahr (s.o. Tab.III.4.4). Auf diese Weise zeigt 
Tab.III.4.15 jeweils die Anteile über dem preußischen Durchschnitt. 



76 S.0. 4.2(1) 

77 Huerkamp 1976, S.83 

78 Zwar bietet die Preußische Statistik bis 1911 auch Einkommensdaten bis auf Landkreise- 
bene; sie werden aber - wie bereits erwähnt - seit dem ersten Besoldungsgesetz nicht mehr in 
Form von Gehaltsstufen angeboten, so daß sie für unsere Zwecke hier nicht mehr verwendet 
werden können. 
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Tab.ni.4,15: Einkommen der Elementarlehrer in den Regierungsbezirken der Rheinprovinz 1906 
(Gehaltsstufe in Mark/Jahr; Angaben in % der Lehrer oberhalb des peußischen Durchschnitts)* 



Rcticninfskczirk Koblenz Rcficningsk«zirk Kiln ReficniagsWzirk DisscM^rf 

Kreis über 1500 Kreis über 1500 Kreis über 1500 



Ahrweiler 


6.1 


Altenkirchen 


4,8 


Coblenz (Stadtkreis) 


100,0 


Coblenz (Landkreis) 


10,7 


St Goar 


0,0 


Kreuznach 


22,5 


Meisenheim 


0,0 


Simmem 


0,0 


Zell 


16,9 


Cochem 


0.0 


Mayen 


13,8 


Adenau (Bürgermei- 




sterei Aremberg) 


0,0 


Gesamt 


14,9 



Cöln (Stadtkreis) 


100,0 


Cöln (Landkreis) 


45,1 


Bonn 


57,4 


Bergheim 


2.6 


Euskirchen 


0,0 


Mülheim am Rhein 


37,1 


Rheinbach 


0,0 


Siegkreis 


16,7 


Gesamt 


54,8 



Barmen (Stadtkreis) 100,0 

Krefeld 74,5 

Qeve 35,2 

Düsseldorf (Stadt- 
und Landkreis) 90,4 

Duisburg 100,0 

Elberfeld 100,0 

Essen (Stadt- 

und Landkreis) (keine Ang.) 

Geldern 0,0 

Grevenbroich 22,3 

Möncben-Gladbach 
(Stadt- und Landkreis) 65,6 

Kempen 17,9 

Lennep, Stadtkr. Remscheid 59,7 
Mühlheim 100,0 

Mörs 9,4 

Mettman u. Vohwinkel 96,2 

Neus 35,6 

Oberhausen 100,0 

Rees 32,3 

Ruhrort 91,5 

Solingen (keine Ang.) 

Gesamt 75,5 



Regienmssbezirk Trier 


Rcgienrngsbczirk Aachen 


Rheinprevinz 




Kreis 


über 1500 


Kreis 


über 1500 


Regierungsbezirk über 1500 


Bitburg 


0,0 


Aachen (Stadtkreis) 


100,0 






Daun 


0,0 


Aachen (Landkreis) 


10,7 


Coblenz 


14,9 


Merzig 


15,3 


Düren 


31,9 






Prüm 


0.0 


Erkelenz 


0,0 


Cöln 


54,8 


Saarbrücken 


93,5 


Eupen 


0,0 






Saarlouis 


16,2 


Heinsberg 


0,0 


Düsseldorf 


75,5 


St Wendel 


0,8 


Geilenkirchen 


0,0 










Jülich 


9,2 


Trier 


39,6 


Gesamt 


39,6 


Malmedy 


0,0 










Montjoie 


0,0 


Aachen 


22,2 






Schleiden 


0,0 










Gesamt 


22,2 


Gesamt 


53,9 



• Eingeschlossen sind jeweils nur Grundgehalt und Alterszulage. Mietentschädigung bzw. Wert der Dienstwohnung sind nicht in 
Anschlag gebracht 

Quelle: Tabellenteil, Tab.37 bis 42 
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Die Anteile der Lehrer, die mehr als 1.500 Mark/Jahr zur Verfügung ha- 
ben, schwanken stark von Landkreis zu Landkreis. Dabei ist nur z.T. nach 
Stadt und Land zu unterscheiden. Viele Landkreise (etwa 1/3, nämlich 18 
von insgesamt 56 Landkreisen) haben überhaupt keine Lehrer, die über die- 
ser Marke liegen, während in acht Landkreisen sich alle Lehrer darüber be- 
finden; diese Landkreise sind allerdings durchwegs städtisch strukturiert und 
deshalb nicht vergleichbar. Zwischen diesen beiden Extremen finden wir 
wiederum alle denkbaren Prozentanteile, die nur je nach Regierungsbezirk 
in der Regel etwas höher oder niedriger liegen. So ist etwa der Reg.bez. Düs- 
seldorf eindeutig am besten dotiert, ihm folgt der Reg.bez. Cöln, während 
Aachen und Coblenz die Schlußlichter bilden. Alles in allem zeigt jedoch die 
Zusammenstellung (Tab.IlI.4.15) noch eine vergleichsweise große Vielfalt in 
der Einkommenslandschaft, die bereits - für diesen späten Zeitpunkt - im 
Lichte gesamtstaatlicher Daten als überwunden gelten konnte. Als Grund 
für die doch recht starken Unterschiede zwischen den verschiedenen Land- 
kreisen ist zum einen die jeweils überwiegend städtische oder ländliche 
Struktur und die unterschiedliche Dienstaltersstruktur in den Landkreisen 
zu nennen; zum andern bringt auch die Ausblendung von Mietentschädigun- 
gen genauso wie von evtl. Nebenämtern und Nebenbeschäftigungen Unge- 
nauigkeiten in der Statistik mit sich. Trotz solcher Einschränkungen ist aber 
die immer noch vorhandenen deutlichen regionalen Einkommensunter- 
schiede festzuhalten. 

Als Vergleichsdatum dient die für 1896 für sechs Kreis des Reg.bez. Köln 
erhobene Einkommenssituation (s. ausführlich Tabellenteil, Tab.43). Hier 
wurde die Einkommensgrenze mit 1.200 Mark/Jahr gewählt, entsprechend 
dem zu diesem Zeitpunkt niedrigeren Durchschnittseinkommen. Kn preu- 
ßischer Landlehrer hatte damals 1.357 Mark/Jahr zur Verfügung, ein Stadt- 
lehrer 2.029 Mark/Jahr (s.o. Tab.lll.4.4). Die Daten schließen im Unter- 
schied zu Tab.III.4.15 Nebeneinkünfte ein (Tab.III.4.16). Im Vergleich zu 
den Daten von 1906 fällt hier die weit größere Einheitlichkeit auf. Die An- 
teile schwanken zwischen 29,5% im Landkreis Wipperfürth als niedrigstem 
Wert und 55,6% im Landkreis Rheinbach als höchstem Wert - abgesehen 
vom Stadtkreis Mülheim. Die Miteinrechnung der Einnahmen aus Neben- 
einkünften trägt demnach zur Egalisierung der Werte bei. 

Eine archivalische Aufstellung der Gehälter in den größeren Städten der 
Rheinprovinz im Jahr 1903^^ ergibt ebenfalls eine hohe Übereinstimmung 
der Höhen für Grundgehalt, Alterszulagen und Wohnungsgeldzuschuß bei 
den verschiedenen Lehrergruppen (Tab.III.4.17). Erfaßt sind in dieser Auf- 



79 enthalten in: LHA Koblenz Best. 403 Nr.l3725, p.358f. 
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Stellung die 28 größten Städte der Rheinprovinz. Der Grad der Differenzie- 
rung der Lehrereinkommen in diesen Städten ist verhältnismäßig gering ge- 
worden. Die Einkommen unterscheiden sich zwar noch um maximal 40%, 
aber der überwiegende Teil der festgesetzten Einkommenshöhen liegt inner- 
halb einer weit engeren Gehaltsspanne. 



Tab.III.4.16: Einkommen der Elementarlehrer in 
sechs Landkreisen des Reg.bez. Köln 1896 (in%)* 



Landkreis 


über 1200 Mark/Jahr 


Bergheim 


38,7 


Euskirchen 


44,2 


Köln-Land 


39,6 


Mülheim (Stadtlehrer) 


63,3 


Mülheim (Landlehrer) 


40,4 


Rheinbach (Landlehrer) 


55,6 


Wipperfürth 


29,5 


Gesamt 


43,4 



* incl. Dienstaiterzulagen, aber excl. Wohnung bzw. Mietent- 
schädigung; jedoch haben alle Lehrer Wohnung oder Miet- 
entschädigung; incl. Einkünfte aus Nebenämtern; s.a. die 
weiteren Anmerkungen unter Tabellenteil, Tab.43. 

Quelle: eig. Ber. nach Tabellenteil, Tab.43 



Tab.III.4.17: Gehaltsspannen der Lehrergruppen in den größeren Städten der 
Rheinprovinz 1903 (Angaben in Mark/Jahr) 



Lehrergruppe 


Grundgehalt 
von bis 


Alterszulage 
von bis 


Wohnungsgeldzuschuß 
von bis 


Rektoren/Hauptlehrer 


1500 - 2100 


150-200 


350 - 600 


Lehrer 


1200 - 1500 


150-200 


300 - 600 (verheiratet) 
100 - 300 (unverheiratet) 


Lehrerinnen 


900-1300 


90-140 


150 - 336 



Quelle: LHA Koblenz Best. 403 Nr.l3725, p.358f. 



So läßt sich aus den bisher gegebenen Datenaufstellungen über den Grad 
der regionalen Differenziertheit der Lehrereinkommen schlußfolgern, daß 
mindestens noch bis zum zweiten Besoldungsgesetz 1909 bis auf die unterste 
Ebene deutliche Einkommensunterschiede bestanden haben. Gleichzeitig ist 
aber zu vermuten, daß diese Vielfalt in den Einkommenshöhen mit der suk- 
zessiven Durchsetzung des Besoldungsgesetzes seit 1909 kräftig zurückge- 
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drängt wird. Anhaltspunkte für diese These liefert eine "Übersicht des Er 
gebnisses der Neuregelung der Lehrerbesoldungen im Kreise Saarbrücken 
vom 14. Januar 1910 . Sie ist in Tab.III.4.18 zusammengefaßt. 

Tab. III. 4. 1 8: Höchstgehälter der Lehrer und Hauptlehrer in den Schul- 
verbänden im Landkreis Saarbrücken vorlnach 1.4.1909 (MarkIJahr) * 



Schulverband 


Lehrer-Höchstgehalt 
vor 1.4.1909 nach 1.4.1909 


Hauptlehrer-Höchstgehalt 
vor 1.4.1909 nach 1.4.1909 


Brebach 


3075 


3700 


3275 


4000 


Bischmisheim 


2700 


3300 


. 


- 


Bliessansbacb 


2700 


3300 


- 


- 


Bübingen 


2700 


3300 


- 


- 


Fechingen 


2700 


3300 


2800 


3500 


Güdingen 


2700 


3300 


2900 


3500 


Scheidt 


2700 


3500 


2800 


3700 


Dudweiler 


3075 


3700 


. 


- 


Fiscbbacb 


2850 


3400 


. 


. 


Friedrichsthal 


3075 


3700 


3225 


4150 


Gersweiler 


2850 


3400 


3000 


3620 


Garenthal 


2850 


3500 


3000 


3720 


Eiweiler 


2700 


3300 




- 


Heusweiler 


2850 


3400 






Holz 


2610 


3300 




- 


Kutzhof 


2560 


3300 






Obersalbach 


2610 


3300 




- 


Kleinblittersdorf 


3075 


3400 


3175 


3600 


Auersmacher 


2875 


3300 


2975 


3500 


Rilchingen-Hanweiler 


2875 


3300 


2975 


3500 


Carlsbrunn 


2700 


3400 


- 


- 


Emmersweiler 


2700 


3300 


- 


- 


Lauterbach 


2700 


3300 


. 


. 


Ludweiler 


2700 


3400 


2850 


3600 


Großroßeln 


2700 


3300 


2850 


3500 


Naßweiler 


2700 


3400 




- 


Sl Nicolas 


2700 


3400 


- 


- 


Püttlingen 


3075 


3400 


3225 


3620 


Quierschied 


3025 


3300 


- 


- 


Guichenbach 


2940 


3700 


- 


- 


Cöln 


2850 


3300 


- 


- 


Sulzbacb 


3075 


3700 


- 


- 


Völklingen 


3075 


3700 


- 


- 


Wehrden 


3075 


3400 


- 


- 


Fürstenhausen 


2850 


3400 


2950 


3600 


Geislautern 


2850 


3400 


• 


- 


von ... bis 


2560-3075 


3300-3700 


2800-3275 


3500-4150 


Standardabweichung 


161.9 


141.0 


157.3 


189.3 



* Angegeben sind jeweils die Endgebälter, die ein Lehrer nach Erreichen aller möglichen Dienstaltersstufen maximal 
erhalten kann; nur auf diese Weise werden die einzelnen Gehälter vergleichbar, da sie sich ansonsten altersbezogen 
verändern. 2Uisätzlich sind die Einkommensspannen und die Standardabweicbungen angegeben. 



Quelle: LHA Koblenz Best 442 Nr.4007. 14. Januar 1910, p.l6 



80 enthalten in: LHA Koblenz Best. 442 Nr.4007, p.l6 




Der Datenvergleich für den Zeitraum vor und nach dem Besoldungsge- 
setz von 1909 zeigt exemplarisch für die Lehrer des Landkreises Saarbrücken 
einen Schub zur Vereinheitlichung der Gehälter in den Schulverbänden; es 
ist davon auszugehen, daß diese Vereinheitlichung auf Basis des Besol- 
dungsgesetzes in gleicher Weise auch in den anderen preußischen Regionen 
erfolgte. Vor dem 1. 4. 1909 erhalten 14 von insgesamt 36 Lehrern ein End- 
gehalt in Höhe von 2.700 Mark/Jahr, nach dem Besoldungsgesetz 16 Lehrer 
das identische Endgehalt von 3.300 Mark/Jahr; das ist fast die Hälfte der 
Lehrer im Landkreis. Bei den Hauptlehrern erhalten vor dem Gesetz jeweils 
nur zwei Lehrer gleiches Gehalt, nach dem Gesetz beziehen fünf Lehrer ein 
Endgehalt von 3.500 Mark/Jahr. Bei ihnen vergrößert sich zwar die Stan- 
dardabweichung aufgrund der Ausdehnung der Gehaltsspanne (von 2.800 - 
3.275 auf 3.500 - 4.150); bei den eigentlichen Lehrern verringert sich dage- 
gen die Standardabweichung um mehr als 20 Punkte. Auch wenn davon aus- 
zugehen ist, daß die Streuung der Gehälter innerhalb eines Landkreises 
(hier mit insgesamt "nur" 50 Stellen) relativ gering ist, konnte gerade durch 
den zeitlichen Vergleich der Einkommensdaten nachgewiesen werden, daß 
auch auf dieser Ebene Vereinheitlichungs- und Egalisierungsprozesse zu 
verzeichnen sind. Die innerhalb einer Region seit dem Besoldungsgesetz von 
1909 noch bestehenden Einkommensdifferenzen dürften vielmehr der je- 
weiligen Altersgliederung der Elementarlehrer geschuldet sein. Auch dies ist 
wiederum ein Beleg für den stattgefundenen Vereinheitlichungsprozeß in 
der materiellen Basis des preußischen Lehrerstandes. 

In jedem Fall haben die beiden Besoldungsgesetze bedeutenden Anteil an 
der Zurückdrängung regionaler Differenzen; das zweite Gesetz (1909) noch 
weit stärker als das erste (1897). Angesichts des relativ kurzen Zeitraums 
können keine anderen Ursachen außerhalb der Gehaltspolitik für die Erklä- 
rung dieses Effekts angenommen werden. Dies gilt auch als Ergebnis für 
weitere Untersuchungen der Markierungspunkte der innerberuflichen Diffe- 
renzierungen wie des Stadt-Land-Gegensatzes und des West-Ost-Gefälles. 
Die Leistung der Besoldungsgesetze ist daher neben der quantitativen Bes- 
serstellung der Elementarlehrerschaft vornehmlich in der Herstellung der 
Einheitlichkeit des materiellen Status der gesamten Berufsgruppe zu sehen. 
Im Anschluß soll daher bei der Gegenüberstellung der Elementarlehrer mit 
anderen Lehrer- und Berufsgruppen auch besonderes Augenmerk auf einen 
evtl, stattgefundenen Vereinheitlichungsprozeß in materieller Hinsicht ge- 
legt werden. Dieser Vereinheitlichungsprozeß bezieht sich dann auf den ge- 
samten Berufsstand "Lehrer" und auf den Beamtenstand (im Ausschnitt). 
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4.3 Die Elementarlehrer im Vergleich mit anderen Standes- und 
Berufsgruppen 

(1) Vergleich Elementarlehrer und Oberlehrer 

Nach 1890 erfahren die Einkommen der Lehrer an höheren Schulen eine 
Verbesserung durch die zweimalige Erhöhung des Normaletats in den Jah- 
ren 1892 und 1909 (hier ist auch eine Erhöhung des Wohnungsgeldzuschus- 
ses eingeschlossen). Das Gesetz vom 25. Juli 1892 verpflichtet auch die 
städtischen Patronate auf die Gehaltsregulierung nach Normaletat, und ein 
Nachtrag von 1899 verpflichtet sie ebenfalls auf das Kriterium des Dienstal- 
ters bei der Gehaltsregulierung, was im staatlichen Patronat bereits seit 1892 
eingeführt ist.®^ In der Einschätzung ihres Einkommensniveaus und -an- 
spruchs orientieren sich die Lehrer an höheren Schulen in dieser Zeit ein- 
deutig nur noch an der akademisch gebildeten Beamtenschaft, insbesondere 
an den Richtern I. Ordnung.®^ 



Tab.III.4.19: Einkommensvergleich Elementarlehrer und Lehrer an höheren 
Schulen 1891 - 1901 (Durchschnittseink. in Mark/Jahr; Gesamtpreußen)* 









%-Anteil der Elementarlehrer- 




Elementarlehrer 


gehälter am Oberlehrergehalt 


Jahr 


Stadt 


Land 


Oberlehrer 


Stadt 


Land 




1814 


1271 


3650 


49,7% 


34,8% 




2274 


1804 


4327 


52 , 6 % 


41 , 7 % 


mehr 


25,4% 


42,0% 


18,5% 


2,9% 


6,9% 



* Elementarlehrergehälter für die fest angestellten Lehrer incl. Rektoren; Oberlehrergehälter 
ohne Direktoren 



Quellen: Preußische Statistik 1891 (Heft 120). Textteil, S.192 
Preußische Statistik 1901 (Heft 176). Textteil, S.129 
Fricke/Eulenburg 1903, S.103 
eig. Ber. 

Die Elementarlehrergehälter erreichen von ihrem Durchschnitt her im 
Jahr 1891 nur vergleichsweise geringe Anteile an den Gehältern der höheren 
Lehrer; 49,7% (Stadtlehrer) und 34,8% (Landlehrer; s.u. Tab.III.4.19). Zehn 
Jahre später - 1901 - weisen die Durchschnittseinkommen der Elementarleh- 



81 Vgl. hierzu Beier 1909, S.423ff.; Fricke/Eulenburg 1903, S.103; Grosse 1910, S.78f. 

82 Vgl. hierzu Fricke/Eulenburg 1903, S.89; "... so daß die Lebensgehälter einschließlich Ver- 
sicherungsquote und Erziehungskosten ungefähr wenigstens bei den akademischen Beamten 
sich decken: mit andern Worten der Kostenwett des Berufs". 
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rer zwar eine höhere Steigerung auf als die der akademischen Lehrer, und 
sie können sich auch anteilsinäßig ein Stück verbessern mit jetzt 52,6% 
(Stadtlehrer) und 41,7% (Landlehrer). In diesem 2^itraum schlägt aller- 
dings auch zu Buche, daß die Elementarlehrergehälter durch das Besol- 
dungsgesetz von 1897 angehoben wurden, und demgegenüber die letzte 
Normaletaterhöhung bereits 1892 stattfand. Diese Daten werden zur Cha- 
rakterisierung der Situation im ausgehenden 19. Jahrhundert und vor den 
Lehrerbesoldungsgesetzen von 1897 und 1909 in Tab.IIl.4.19 zusammenge- 
faßt. 

Bei Berücksichtigung der Dienstaltersverhältnisse ergibt sich, daß ein 
Großteil der Elementarlehrer unter dem Verdienst eines Oberlehrers zwi- 
schen 1 und 6 Dienstjahren steht (Tab.III.4.20). 



Tab.III.4.20: Vergleich Elementarlehrer und Oberlehrer (1. bis 6. Dienstjahr) 
1891192 und 1909H1 * (Einkommen in MarkIJahr; Angaben in %) 



Zeitraum 


Oberlehrer- 

einkommen 


%- Anteil der Elementarlehrer 
Stadt Land 






70,8% 


96,0% 


darunter 


1891/92 


2100 - 2700 


20,3% 


3,5% 


darauf 






8,8% 


0,5% 


darüber 






32,1% 


61,9% 


darunter 


1909/11 


2700 - 4100 


51,5% 


35,2% 


darauf 






16,3% 


2,9% 


darüber 



* Elementarlehrer: gesamtes Diensteinkommen; Gehaltsstufe bis 4.200 Mark; Oberlehrer ohne 
Wohngeld und Zuschuß; in der rechten Spalte ist jeweils für Stadt- und Landelementarlehrer 
angegeben, welcher Anteil sich über, auf oder unter der bei den Oberlehrern genannten Ge- 
haltsspanne befindet. 

Quellen: Grosse 1920; S.78ff. 

Preußische Statistik 1891 (Heft 120). Tabellenteil, S.65 
Preußische Statistik 1911 (Heft 231). Tabellenteil, S.246 
eig. Ber. 

1891/92 haben nach der Datenaufstellung 70,8% der Elementarstadtleh- 
rer und 96% der Elementarlandlehrer weniger Einkommen als ein frischge- 
backener Oberlehrer. Weniger als 30% der Stadtlehrer und nur 4% der 
Landlehrer liegen innerhalb oder über der Gehaltsspanne des Oberlehrers. 
Für 1909/11 ist eine positive Verschiebung zugunsten der Elementarlehrer 
erkennbar. Auf dem Land liegen jetzt nur noch 61,9% unter und immerhin 



252 






35,2% auf dem Level des Anfängers an höheren Schulen. Bei den Stadtleh- 
rern liegen mit 51,5% jetzt mehr inner- als unterhalb dieser Marge (mit 
32,1%). Aber in die Gehaltsspannen der Oberlehrer mit mehr als sechs 
Dienstjahren können die Elementarlehrer nicht vorstoßen. Zum Ende des 
19. Jahrhunderts besteht demnach eine Gehaltsdifferenz zwischen den bei- 
den Lehrergruppen, die gehaltspolitisch kaum überbrückbar scheint. "Ge- 
rechterweise" mit den akademisch gebildeten Lehrern gleichzuziehen, taucht 
mitunter dennoch als Bezugspunkt eines adäquaten Verdienstes bei den 
Volksschullehrern auf.®^ Insgesamt hat jedoch im Verlauf des 19. Jahrhun- 
derts und besonders mit dem Besoldungsgesetz von 1909 bereits eine deutli- 
che materielle Annäherung der beiden Lehrergruppen stattgefunden. Presti- 
ge- und statusmäßig besteht allerdings nach wie vor eine klare Scheidewand 
(S.U. III.4.4). 

(2) Vergleich mit den Einkommen außerpreußischer Amtskollegen 

Zu Beginn der 90er Jahre scheint nach wie vor zu gelten, was oben (s. 
111.3.2(2)) bereits für die 70er Jahre festgestellt wurde: In Preußen herrschen 
bei den Elementarlehrern Gehaltshöhen vor, die unter den außerpreußi- 
schen Minimalgehältern liegen. Übergreifend gesehen ist die materielle La- 
ge der außerpreußischen Lehrer etwa zwischen den preußischen Stadt- und 
Landlehrern angesiedelt. Dies läßt sich im Vergleich der preußischen Ver- 
hältnisse mit denen des Kgr. Württemberg anhand der gestuften Verteilung 
der Lehrereinkommen illustrieren (Tab.III.4.21). 

Die in Preußen noch reichlich besetzte Gehaltsstufe unter 1.050 
Mark/Jahr existiert in Württemberg (unter 1.000 Mark/Jahr) bereits nicht 
mehr - eine Folge der dort bereits stattgefundenen Einführung von Ge- 
haltsminima. Bei den höheren Gehaltsstufen (ab 1.500 Mark/Jahr) ist eine 
bessere Plazierung der preußischen Stadtlehrer erkennbar. In den Unter- 
und Mittellagen schneiden die preußischen Landlehrer gegenüber den würt- 
tembergischen Lehrern schlechter ab. Ähnlich ist das Verhältnis der preußi- 
schen Einkommenssituation im Vergleich zum Königreich Sachsen 
1891/92.®^ Das gesetzliche Mindesteinkommen in Höhe von 1.000 
Mark/Jahr beziehen dort 28,3% der sächsischen Lehrer; insgesamt liegen 
aber nur 71,7% über dieser Marke. In Preußen beziehen 31,2% der Stadtleh- 



83 Vgl. hierzu das Argument, daß ein Vergleich der Lehrpläne des Seminars und der 
höheren Lehranstalten sowie das den Lehrern 1896 zuerkannte Privileg des Einjahrig- 
Freiwilligen für eine gleiche Bewertung der Volksschullehrer wie der akademisch gebildeten 
Lehrer spreche (Denkschrift o.J. (1906), S.3). 

84 Laacke 1897, S.66 (dort die Einkommensangaben ohne Wohnung); vgl. auch Preußische 
Statistik 1891 (Heft 120). Textteil, S.65 
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rer bis 1.050 Mark/Jahr, also 68,8% mehr. Gerade der unterste ca. 30% 
große Anteil kommt bei den preußischen Landlehrern bis 810 Mark/Jahr; sie 
liegen damit beträchtlich unter dem sächsischen Mindestgehalt. 

Tab.III.4.21: Einkommensvergleich Württemberg - Preußen 
1891/92 (Gehaltsstufen in Mark/Jahr; Angaben in%)* 



Württemberg 1892 Preußen 1891 

Gehalts- %-Anteil Gehalts- 



stufe 


%-Anteil 


Stadt 


Land 


stufe 


bis 1000 


0,1 


31,2 


57,2 


bis 1050 


bis 1199 


61,9 


10,6 


11,9 


bis 1200 


bis 1499 


25,5 


18,3 


19,8 


bis 1500 


bis 1799 


9,7 


16,9 


7,2 


bis 1800 


bis 1999 


2,4 


10,8 


2,6 


bis 2100 


über 2000 


0,4 


12,2 


1,3 


über 2100 


zus. 


100,0 


100,0 


100,0 


ZUS. 



* Württemberg: "ständige Lehrer"; Preußen: vollbeschäftigte Lehrer ohne 
Wohnungs-, aber incl. Dienstalterszuiagen 

Quellen: Laacke 1897, S.66 

Preußische Statistik 1891 (Heft 120). Tabellenteil, S.65 

TabJIL4,22: Einkommensvergleich Kgr. Sachsen - Preußen 
1899 (Gehaltsstufen in MarkIJahr; Angaben in %)* 



Gehaltsstufen 


Kgr. Sachsen 


Preußen 


bis 1000 


0,0 


29,3 


bis 1200 


1,2 


44,0 


bis 1400 


6,1 


19,6 


bis 1600 


14,1 


5,8 


über 1600 


78,7 


1,3 


ZUS. 


100,1 


100,0 



♦ Sachsen: ständige Lehrer ohne Direktoren; Preußen: ohne 
Hauptlehrer und Rektoren 



Quellen: Das Diensteinkommen 1899; S.4ff. 
Lexis 1904, S.174 
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Dieses Bild ändert sich auch nicht, wenn man hierzu den preußischen An- 
teil in den Gehaltsstufen für 1899 gegenüberstellt. Unter 1.000 Mark/Jahr 
liegt noch knapp 1/3 der preußischen Lehrer - sächsische Lehrer gibt es auf 
dieser Gehaltsstufe nicht mehr. Allerdings ist hier wiederum einschränkend 
zu bemerken, daß die - lehrereigene - Statistik für 1899 ausschließlich die 
Daten für das Grundgehalt wiedergibt, so daß sich die deutliche Einkom- 
mensdifferenz zwischen beiden Regionen auch aus diesem Umstand erklärt 
(Tab.III.4.22). Der Hauptanteil der preußischen Lehrer (ca. 70%) liegt im 
Bereich von 1.000 bis 1.600 Mark/Jahr - sächsische Lehrer sind hier mit ca. 
21% vertreten. Über 1.600 Mark/Jahr hat mit knapp 80% der Hauptanteil 
der sächsischen Lehrer zur Verfügung; diese Position erreichen nur 1,3% 
der preußischen Lehrer. 

Ein Vergleich der preußischen Einkommensverhältnisse mit dem Kgr. 
Württemberg für 1901A)3 zeigt, daß die württembergischen Lehrer etwa zwi- 
schen den preußischen Stadt- und Landlehrern rangieren (Tab.III.4.23). 



Tab.III.4.23: Einkommensvergleich Kgr. Württemberg - 
Preußen 1901103 (Stufen in MarkUahr; Angaben in %)* 



Gehalts- 

stufe 


Kgr. Württem- 
berg 


Preußen 
Stadt Land 


bis 1200 


0,0 


4,2 


28,5 


bis 1500 


31,0 


9,1 


17,7 


bis 1800 


32,7 


12,3 


16,7 


bis 2400 


30,3 


31,7 


25,0 


bis 2700 


3,7 


12,6 


6,1 


über 2700 


2,3 


30,3 


5,9 


zus. 


100,0 


100,2 


99,9 



* Württemberg: ständige Lehrkräfte und excl. Lehrerinnen; Preußen: excl. 

Lehrerinnen 

Quellen: Lexis 1904; S.174 

Preußische Statistik 1901 (Heft 176). Tabellenteil, S.226 

Unterhalb von 1.200 Mark/Jahr liegen demnach mit wesentlichen Antei- 
len nur noch die preußischen Landlehrer (knapp 30%). Für Württemberg 
wie für Preußen-Land fällt auf, daß nur eine geringe Zahl der Lehrer über 
2.400 Mark/Jahr liegt. Im Bereich über 2.700 Mark/Jahr sind württembergi- 
sche Lehrer und preußische Landlehrer gleichermaßen schwach vertreten. 
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dagegen aber ca. 30% der preußischen Stadtlehrer, so daß von einer Annä- 
herung der Gehaltssituation in beiden Ländern seit Beginn der 90er Jahre 
gesprochen werden kann. Dies gilt umso mehr, wenn man sich vergegenwär- 
tigt, daß immerhin 12% der preußischen Landlehrer über 2.400 Mark/Jahr 
liegen - dagegen aber nur 6% aller württembergischen Lehrer. 

Wie bereits in der Phase vor 1890 wird auch jetzt in den außerpreußischen 
Ländern die Besoldungssituation der Lehrer durch Gesetze neu aufgegrif- 
fen: Baden 1892, Bayern 1894 und 1902, Hessen 1896, Sachsen 1892 und 
1898, Württemberg 1891 und 1899.®^ In Preußen werden - wie bereits ausge- 
führt - 1897 und 1909 Besoldungsgesetze erlassen. 

Die Wirkung der preußischen Besoldungsgesetze besteht im Vergleich 
zur außerpreußischen Einkommenssituation darin, daß sich nun die materi- 
elle Lage der preußischen Elementarlehrer auch innerhalb der deutschen 
.Volksschullehrerschaft erheblich verbessert. Dies verdeutlicht die Gegen- 
überstellung der - nach den Besoldungsgesetzen - bedeutendsten Indikato- 
ren zur Erfassung der materiellen Lage der Lehrer in Baden, Bayern, Hes- 
sen, Sachsen, Württemberg und Preußen (Anfangs-ZEndgehalt, Gesamtver- 
dienst = Summe des Verdienstes über die gesamte Dienstzeit und Alter bei 
Erreichen des Endgehalts). Tab.III.4.24 faßt dies zusammen. 



Tab.III.4.24: Vergleich der materiellen Lage der Volksschullehrer in den 
wichtigsten deutschen Staaten 1914 (Angaben in Mark! Jahr) * 



Land 


Anfangs- 

gehau 


Endge- 

haft 


Gesamt- 

verdienst 


Alter bei 
Endgehalt 


Baden 


1000 


3200 


92.700 


49 


Bayern 


820 


2800 


73.980 


55 


Hessen 


1000 


3600 


97.700 


53 


Sachsen 


1100 


3000 


91.950 


50 


Württemberg 


1241 


3200 


93.138 


51 


Preußen 


1120 


3300 


95.230 


52 



* Alter bei Endgehalt = Alter bei Erhalt des ersten End- (bzw. Höchst-)gehalts; Gehäl- 
ter ohne Wohnung und Mietentschädigung 

Quelle: Menzel 1914, S.llOff. 



Unter den ausgewählten Vergleichsländern wird Preußen im Anfangsge- 
halt nur von Württemberg übertroffen, im Endgehalt nur von Hessen 



85 Vgl. hierzu Laacke 1897, S.65ff.; Knabe 1910, S.20f.; Nissl 1919, S.269ff. 
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(Großherzogtum) und im Gesamtlebensverdienst ebenfalls nur von Hessen. 
Im Alter bei Erreichen des Endgehalts liegt Preußen allerdings noch vor 
Hessen und Bayern.®^ Gerade Bayern stellt innerhalb der größeren deut- 
schen Staaten das Schlußlicht bei der Besoldung seiner Volksschullehrer 
dar. Dort werden die niedrigsten Anfangs- und Endgehälter gezahlt (820 
bzw. 2.800 Mark/Jahr); entsprechend niedrig fällt auch der Gesamtlebens- 
verdienst aus (bei der Berechnung in Tab.III.4.24: 73.980 Mark). 

Somit Anden wir spätestens seit dem preußischen Besoldungsgesetz von 
1909 im größten Teil Deutschlands eine Besoldungssituation der Lehrer vor, 
die auf einem ähnlich hohen Niveau angesiedelt ist. Als bemerkenswert ist 
aber besonders der Aufholprozeß der preußischen Elementarlehrer im Ver- 
gleich zu ihren außerpreußischen Amtskollegen zu bezeichnen. Ihre materi- 
elle Lage hat sich mit den Besoldungsgesetzen deutlich verbessert. 

(3) Vergleich mit den Einkommen von Unter- und Subalternbeamten 

Die Einkommensentwicklung der Unter- und Subalternbeamten in Preu- 
ßen erfährt im Zeitraum nach 1890 mehrere positive Impulse. Zum einen 
gibt es Gehaltserhöhungen - für die Unterbeamten im Anfangs- und Endge- 
halt, für die mittleren Beamten v.a. im Endgehalt; zum andern wird sukzessi- 
ve das System der Dienstaltersbesoldung eingeführt - für Unterbeamte 1892, 
für mittlere Beamte 1893 und für höhere Beamte 1894.®^ Seit 1907 und 1908 
werden Teuerungszulagen vergeben, und zwar 100 Mark für untere und 150 
Mark für mittlere Beamte.®® Weiterhin erfolgt in dieser Phase eine Erhö- 
hung des Wohngeldzuschusses für die Beamten. Die Steigerung der Beam- 
tengehälter zwischen 1895 und 1910 und ihre Raten zeigt Tab.III.4.25. 
Danach kann auch die Beamtenschaft im Zeitraum nach 1890 deutliche 
Einkommensfortschritte erzielen. Im einzelnen: 

- Bis auf vier Beamtengruppen finden zwischen 1895 und 1910 überall 
Steigerungen im Anfangsgehalt statt; Ausnahmen bilden nur die Kanz- 
leisekretäre und Expedienten der Ministerien und die Kanzlisten und 
Sekretäre bei den Regierungen. 

- Die Erhöhungen im Anfangsgehalt liegen zwischen 16,7% (Unterbe- 
amte der Ministerien) und 40% (Schutzmänner); überhaupt konnten 



86 s. hierzu ausführlich Tabellenteil, Tab.44 

87 Vgl. hierzu besonders Lotz 1909, S.606, 599; Kübler 1976, S.43f. 

88 Vgl. hierzu die Beschwerden Bielfeldts (Bielfeldt 1908, S.5ff.); er beklagt sich zum einen 
über die Höhe der Teuerungszulagen, nachdem die Grenze des Anspruchs für mittlere Beamte 
auf 4.200 und für Elementarlehrer auf 3.100 Mark/Jahr (jeweils ohne Wohngeld) gesetzt ist; 
zum andern moniert er, daß viele Lehrer nur einen Teil dieser Summe erhalten, nämlich dann, 
wenn das Grundgehalt mehr als 1200 Mark/Jahr beträgt und dann auch lediglich die Differenz 
zu 1350 Mark gezahlt wird. 
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die Polizeibeamten die höchsten Einkommenssteigerungen im An- 
fangsgehalt erzielen, was aber auch mit ihrem deutlich geringeren Aus- 
gangsniveau zu erklären ist. 

Tab,IIL4,25: Einkommensentwicklung der preußischen Unter- und mittleren 
Beamten (Anfangs -/Endgehalt, Wohngeld) und deren Steigerung 1895-1910^ 



Beamten- 


1895 


1900 




1910 


Steigerungsrate 


kategorie 


A E 


W 


A E 


W 


A E 


W 


A 


E 


Polizei: 

Polizeiaufseher u. -boten 


900-1500 


108-240 






12001700 


220480 


33,3 


13,3 


Schutzmänner 


1000-1500 


108-240 


1200-1600 


108-240 


14002100 


220480 


40,0 


40,0 


Landgendarm 


1100-1650 


72-180 


1200-1600 


72-180 


14002100 


150480 


27,3 


27,3 


Ministerien: 

Unterbeamte 


1200-1800 


240 






14002000 


480 


16,7 


lU 


Kanzleisekretäre 


1800-3800 


540 






18004000 


800 


0,0 


5,3 


Expedienten u.a. 


3000-5400 


900 


3000-6000 


900 


30006600 


1300 


0,0 


22,2 


Resienin{en: 

Unterbeamte 


1000-1500 


108-180 






12001700 


220480 


20,0 


13,3 


Kanzlisten 


1650-2700 


300-432 






16503000 


450800 


0,0 


11.1 


Sekretäre u. Buchhalter 


2100-3600 


300-432 


1880-4200 


300432 


21004500 


450800 


0,0 


15,0 


Post- «n4 Tclefraphcnwcscn : 
















Landbriefträger 






700-1000 


200 










Unterbeamte (Schaffner, Briefträger) 




9001500 


200 










Assistent 




1500-3000 






18003300 


327 


20,0 


10,0 


Sekretär 






17003500 


327 


18004200 









Quellen: Lotz 1909, S.572 

Statistisches Jahrbuch 1912, S.678f., 682f. 

Wiedenbach 1920, S.2 

Anmerkungen: 

1 A = Anfangsgehalt; E = Endgehalt; W = Wohngeld; Angaben in Mark/Jahr bzw. bei den Steigerungsraten in %; Steigerungs- 
raten von 1895 auf 1910. Vgl. als zusätzliche Quellen auch: Kubier 1976, S.XIff.; 2^iler 1918, Anl.XIV. 

2 Bis auf die Assistenten gelten die Angaben für das Post- und Telegraphenwesen für das Jahr 1903; beim Assistenten wurde die 
Phase der vorläufigen Anstellung außer Acht gelassen. 



- Auch im Endgehalt gelingt es den Polizeibeamten, die kräftigsten Er- 
höhungen zu erreichen. Sie liegen bei allen hier betrachteten Beamten- 
gruppen zwischen 5,3% (Sekretäre der Ministerien) und 40% (Schutz- 
männer). Nur die Sekretäre und Buchhalter bei den Regierungen kön- 
nen mit 25% Erhöhung im Endgehalt ähnlich hohe Steigerungen wie 
der Polizeibereich erzielen. 

- Gerade die Erhöhungen im Wohngeld sind bei allen Beamtengruppen 
spürbar; sie betragen z.T. sogar mehr als 100% im Minimum der veran- 
schlagten Summe. So erhalten z. B. die Unterbeamten der Regierungen 
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wie die Polizeiaufseher und Schutzmänner seit 1910 220 Mark/Jahr an 
Wohngeld statt bisher 108 als Minimum. Bei den Landgendarmen 
steigt diese Untergrenze sogar von 72 auf 150 Mark/Jahr. 

Tab.III.4.26: Einkommensvergleich Elementarlehrer mit Unter- und 
Subaltembeamten 1901 -1910^ 



Unter- «nd Snkaltcmbeanite 

Beamten- 
kategorie Anfangs-ZEndgeh. darunter 


Stadt 

darauf 


Elementariehrer 

darüber darunter 


Land 

darauf 


darüber 


Pelizei: ,, I 


Schutzmänner u. Landgend. 


1700-2400 


5,4 


16,0 


78,6 


34,4 


20,7 


44,9 


Ministerien: ^ 


Unterbcamte 


I88O-248O3 


8,2 


13,2 


78,6 


41,5 


13,6 


44,9 


Kanzleisekretäre 


2600-4800 


28,6 


64,2 


7,3 


59,6 


39,8 


0,7 


Regiemnfen: 

Unterbeamte 


I5OO-2OOO3 


2,8 


7,7 


89,5 


25,3 


19,3 


55,4 


Kanzlisten 


2200-3550. 


15,4 


51,6 


33,0 


50,1 


34,9 


15,1 


Sekretäre und Buchhalter 


2650-5050 


69,6 


29,6 


0,8 


94,1 


5,9 


0,0 


Pest- and Teiegraphenwcsen: 

Unterbeamte 


1200-170a^ 


4,2 


14,2 


81,6 


28,5 


26,4 


45,1 


Landbriefträger 


900-1200 g 


0,2 


4,0 


95,8 


8,2 


20,4 


71,5 


Assistent 


2127-3621. 


32,4 


55,0 


12,6 


72,7 


26,6 


0,7 


Sekretär 


2027-3827 


41,6 


53,5 


5,0 


77,7 


22,2 


0,1 



Quellen; Tab.IIU.25 

Preußische Statistik 1901 (Heft 176). Tabellenteil, S.226C, 

Preußische Statistik 1906 (Heft 209). Tabellenteil, S.212f. 

Preußische Statistik 1911 (Heft 231). Tabellenteil, S.246f. 
eig. Ber. 

Anmerkungen: 

1 Angaben in Mark/Jahr (Beamte) bzw. % (Elementarlehrer); die %-Angaben zeigen den Anteil der Lehrer, die unter-, inner- 
oder überhalb der Gehaltsspanne der jeweiligen Beamtenkategorie liegen. Bei den Lehrern ist das gesamte Diensteinkommen 
veranschlagt, bei den Beamten das Gehalt plus Wohngeld. Weist das Wohngeld eine Spanne auC dann wird der niedrigere 
Wert dem Anfangsgehalt und der höhere Wert dem Endgebalt zugescblagen bzw. es wird ein mittlerer Wobngeldwert ange- 
nommen und dem Anfangs- wie Endgehalt zugerechneL Angezielt wird dadurch, eine der Einkommensstufung der Lehrer ver- 
gleichbare Stufung zu erhalten. Falls nicht anders vermerkt, ist das Vergleicbsdatum 1910 (Beamte) mit 1911 (Lehrer). 

2 verglichene Gehaltsstufe der Lehrer: 1900 - 2400 Mark 

3 Wohngeld wird zu 550 Mark angenommen; verglichene Gehaltsstufe der Lehrer 2600 - 4800 Mark 

4 Wohngeld wird zu 300 Mark angenommen; verglichene Gehaltsstufe der Lehrer 1500 - 2000 Mark 

5 Wohngeld wird zu 550 Mark angenommen; verglichene Gehaltsstufe der Lehrer 2200 - 3600 Mark 

6 Wohngeld wird zu 550 Mark angenommen; verglichene Gehaltsstufe der Lehrer 2700 - 5100 Mark 

7 verglichene Gehaltsstufe der Lehrer 1200 - 1650 Mark; Ver^eichsdatum 1903 (Beamte) mit 1901 (Lehrer) 

8 verglichene Gehaltsstufe der Lehrer 900 - 1200 Mark; Vergleichsdatum wie bei Anm.7 

9 verglichene Gehaltsstufe der Lehrer 2100 - 3600 Mark; Vergleichsdatum 1908 (Post- und Telegrapbenassistenten) mit 1906 
(Lehrer) 

10 verglichene Gehaltsstufe der Lehrer; 2100 • 3900 Mark; Vergleichsdatum wie bei Anm.7 

11 verglichene Gehaltsstufe der Lehrer 1700 - 2400 Mark 

Dieser allein auf die unteren und mittleren Gruppen der Staatsbeamten- 
schaft gerichtete Blick verdeutlicht die immensen zusätzlichen Personalko- 
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sten, die der preußische Staat gerade um die Jahrhundertwende aufwendet, 
um den Ausbau von Verwaltung und Bürokratie zu finanzieren. Dies gilt 
umso mehr, als wir wissen, daß die Besoldungsgesetze für die Elementarleh- 
rerschaft gerade in derselben Phase verabschiedet werden und so die Etatpo- 
sten des Staatshaushalts insgesamt verstärkt zugunsten des sog. Dienstlei- 
stungsbereichs verschieben. 

Der Vergleich mit den Elementarlehrereinkommen zeigt gegenüber dem 
Zeitraum vor 1890, daß die Lehrer jetzt den Einkommensabstand zu den 
Unterbeamten vergrößert haben und näher zu den mittleren Beamten aufge- 
rückt sind (Tab.III.4.26). 

En detail hat sich bis 1910 ergeben: 

- Die Elementarlehrer liegen mehrheitlich über den Unterbeamten der 
Ministerien (mit 78,6% bei den Stadtlehrern und 44,9% bei den Land- 
lehrern), über den Unterbeamten der Regierungen (mit 89,5% bei den 
Stadtlehrern und 55,4% bei den Landlehrern), über den Unterbeamten 
der Polizei (mit 78,6% bei den Stadtlehrern und mit 44,9% bei den 
Landlehrern) und über den Unterbeamten des Post- und Telegraphen- 
wesens (mit 81,6 und 95,8% bei den Stadtlehrern und mit 45,1 bzw. 
71,5% bei den Landlehrern. Allerdings fällt bei den Landlehrern auf, 
daß weiterhin noch ein gehöriger Anteil (8,2 bis 41,5%) unter den ver- 
glichenen Unterbeamten rangiert. 

- Ein großer Teil der Stadtlehrer liegt auf dem Einkommensniveau der 
Subalternen (mittlere Beamte), so beim Kanzleisekretär der Ministeri- 
en (64,2%), dem Kanzlisten der Regierungen (51,6%), dem Post- und 
Telegraphenassistenten (55%) und dem Post- und Telegraphensekretär 
(53,5%). Die Landlehrer liegen hier sämtlich darunter. Unter dem Le- 
vel der Sekretäre und Buchhalter der Regierungen ist allerdings die 
Mehrheit bei Stadt- wie bei Landlehrern angesiedelt (69,6 und 94,1%). 

Die lehrereigene Reflexion ihrer materiellen Lage im Vergleich zu den 
Unter- und Subalternbeamten®^ bezieht Ausbildungskosten^, Ausbildungs- 
dauer und Zeitpunkt des Erreichens des Maximalgehalts in die Betrachtung 



89 Vgl. hierzu Bielfeldt 1904; 1905; 1908. Im methodischen Vorgehen und in den Schlußfol- 
gerungen konkordant mit Bielfeldt ist: Denkschrift der Volksschullehrer des rheinisch-westfäli- 
schen Industriebezirks ... oJ. (1910) 

90 Bielfeldt 1904 (S.30ff.) benennt an Ausbildungskosten für Beamte: 

Post- und Telegraphenassistenten4300-4500 Mark 
Gerichtssekretäre 5200-5600 Mark 

Eisenbahnsekretäre u.a. 5100-5500 Mark 
Bahnmeister 3400-3600 Mark 

Lokomotivführer 900-1000 Mark 

Volksschullehrer 4500-5600 Mark 



260 




ein. Bezüglich einer Gesamtdienstzeit von 40 Jahren erreichen die Subalter- 
nen das Höchstgehalt früher als die Lehrer und liegen darin auch höher. 
Letzteres ist insofern irreführend, als es durchaus Lehrer gibt, die die Subal- 
ternen im Höchstgehalt überholen (s. Tab.III.4.26). Dieser geringe Anteils- 
überhang von Stadtlehrem wird vermutlich durch Rektoren und Hauptleh- 
rer (mit Kirchendienst) erzeugt.’^ Besonders hervorgehoben wird beim Ver- 
gleich, daß das Anfangsgehalt der Elementarlehrer vielfach unter dem der 
Unterbeamten liegt. Dabei wird Bezug auf Eisenbahnunterbeamte genom- 
men; im hier angestellten Vergleich (s. Tab.III.4.26) gilt dies zumindest ge- 
genüber den Postunterbeamten nicht.^^ 

Als Ergebnis des Vergleichs der materiellen Lage von Elementarlehrern 
und den genannten Beamtengruppen kann festgehalten werden, daß - ähn- 
lich wie bei den Bezugsgruppen Oberlehrer und außerpreußische Lehrer - 
für die preußischen Lehrer im Verlauf des 19. Jahrhunderts ein für die Ein- 
kommen positiver Prozeß stattfindet, der den ursprünglich großen Abstand 
zu den anderen Berufsgruppen entweder deutlich verringert oder gar eineb- 
net. Letzteres gilt in jedem Fall für den Vergleich mit den nichtpreußischen 
Amtskollegen, aber auch für die Unterbeamten, die der Elementarlehrer 
materiell sogar überholen kann. In dieser Phase eines bereits durchstruktu- 
rierten Beamtenstandes^^ ist die Argumentation der Volksschullehrer in ih- 
rem Bezug auf eine andere Beamtengruppe keineswegs originell^'*; sie liegt 
vielmehr nur im interessierten Blick auf die Würde ihrer hoheitlichen Auf- 
gabe: "... daß der Lohn der Arbeit sich nach ihrem Kulturwert zu richten 
hat"^^, denn "köstlicher denn alle materiellen Güter ... ist ... die Kinderseele, 
deren Pflege und Bildung dem Lehrer anvertraut ist."^ 



91 Diese Spitze der Lehrereinkommen kann bei Bielfeldt 1904 nicht auftauchen, nachdem er 
bei seinen Vergleichen von Durchschnittseinkommen ausgeht - auf der Basis der amtlichen sta- 
tistischen Erhebung von 1901. 

92 Die Erhöhung des Anfangsgehalts der Lehrer ist ein wichtiges Thema ihrer Einkommens- 
politik, so der Preußischen Lehrertage dieser Jahre. 

93 Vgl. die entsprechende Orientierungshilfe Keiter 1895 mit ihrer Katalogisierung sämtli- 
cher Beamtengruppen und ihren Bezügen; desgl. Lorenz 1907; 1911 

94 Vgl. die Identität der Argumentationspunkte für Lehrer und Post- und Telegraphenbeam- 
te: als Folgen einer nicht angemessenen Besoldungspolitik ergeben sich für ... 

Lehrer Post- und Telegraphenbeamte 



- Notwendigkeit, einen Hausstand zu gründen/Beköstigung - verspätete Heirat der Beamten 



- Ausbildungskosten der Kinder 

- fortgesetzte Nahrungssorgen 

- fehlende Berufs- und Amtsfreudigkeit 
(Bielfeldt 1905, S.32) 

95 Bielfeldt 1908, S.26 

96 Denkschrift 1910, S.15 



- Einschränkung der Kinderzahl 

- Unterernährung 

- Verminderung des Dienstinteresses 
(Wiedenbach 1920, S.2) 
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(4) Die materielle Hierarchie der Lehrerbeamten 

Die um die Jahrhundertwende ausgeformte Hierarchie der beamteten 
Lehrer bildet sich als materielle Hierarchie ihrer Bezüge ab bzw. bildet 
einen Teil von ihr. Sie ist einmal Ergebnis der Gehaltspolitik von unten 
(Lehrer) und oben (Staat) und - v.a. bei den Gehaltsspannen deutlich - ein 
Hinweis auf die Abschottung zwischen den einzelnen Lehrergruppen. 
Andererseits ist sie eine Skala punktuell möglicher Aufstiegsvarianten. Die 
Ordnung bzw. Stufung dieser differenzierten Einheit ergibt sich zum einen 
nach den empirischen Durchschnittseinkommen (Tab.III.4.27). 



Tab.III.4.27: Einkommenshierarchie der Lehrerbeamten 
um 1900 (Jahresgehälter in Mark) * 



Lehrergruppe 


Einkommen 


Volksschullehrer 1901 


Land 


1589 




Stadt 


2180 


Mittelschullehrer 1901 




2791 


Hauptlehrer und Rektor 1901 


3040 


Seminarlehrer 1902 




3720 


Oberlehrer 1897/98 




4327 



* Volksschullehrer: ohne Rektoren, Hauptlehrer und technische Leh- 
rer; Mittelschullehren vollbefähigte Lehrer mit und ohne akademi- 
sche Bildung, ohne Leiter, Hilfslehrer und nichtbefähigte Lehrer; 

Hauptlehrer und Rektoren: Quotient aus Gesamtbesoldungssumme 
und Stellenzahl; Seminarlehren alle Lehrkräfte, errechnet aus Ge- 
samtbesoldungssumme und Stellenzahl 

Quellen: Preußische Statistik 1901 (Heft 176). Tabellenteil, S.129, 274 
Lexis 1904, S.331f. 

Eulenburg 1903, S.103 

Die Betrachtung der Gehaltsspanne - Anfangsgehalt/Endgehalt - verweist 
von der Regulierung her aber auch um 1900 schon auf die materielle Attrak- 
tivität der Lehrerberufe (Tab.III.4.28): Die Rangfolge verläuft über Volks- 
und Mittelschullehrer und geht dann zu Elementarlehrern an höheren Un- 
terrichtsanstalten und niederen Ausbildungsfunktionen von Lehrern im 
Volksschulwesen. Sie führt dann zu Leitungspositionen im Volksschulwesen 
und zu (höheren) Ausbildungsfunktionen im Volksschulwesen. Sie gipfelt in 
der akademisch gebildeten Spitze der Oberlehrer und der Seminardirekto- 
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ren. Die Höhe sowie das System der Besoldung^ der universitären Lehrer 
zeigen die unangefochtene Sonderstellung dieser obersten Bildungsstätte. 



Tab.III.4.28: Anfang- und Endgehalt der Lehrerbeamten 1909 (in Mark/Jahr) * 



Lehrergruppe 


Anfangs-ZEndgehalt 


Volksschullehrer 


1400-3300 


Mittelschullehrer 


1700-3600 


Elementarlehrer an höh. Unterr.anstalten 


1800-4200 


Präparandenlehrer 


1800-4200 


Hauptlehrer und Rektoren 


2100-4000 


ordentliche Seminarlehrer 


2400-4800 


Oberlehrer 


2700-7200 


ordentliche Professoren 


4000-6000 (ohne Hörgeld) 


Seminardirektoren 


4200-7200 


ordentliche Professoren (Berlin) 


4800-7200 (ohne Hörgeld) 



* Volksschullehrer: einstweilig angestellte Lehrer beziehen 1/5 weniger als fest angestellte Leh- 
rer = 1,120 Mark/Jahr; Mittelschullehrer beziehen im Anfangsgehalt mindestens 300 Mark 
mehr als Volksschullehrer (Ministerialerlaß aus 1900 im Anschluß an das Besoldungsgesetz 
von 1897); Hauptlehrer und Rektoren: gemäß § 24 des 1909er Besoldungsgesetzes, präzisiert 
durch Ministerialerlasse 1909 und 1910; die Amtszulage beträgt mindestens 700 Mark; den 
ordentlichen Seminarlehrem sind die Vorsteher an Präparandenanstalten gleichgestellt; or- 
dentliche Professoren: Mindestbezüge aufgrund der Bestimmungen von 1897; für die Zeit vor 
1897 vgl. Elster 1897, S.194 

Quellen: Beetz 1914, S.152ff., 170ff., 240ff., 244ff. 

Buchholz/Buchwald 1%1, S.503 
Grosse 1910, S.178ff. 

Schwarz/Strutz 1900, S.148ff. 



97 Die Allerhöchsten Bestimmungen von 1897 führen ein Mischsystem der Besoldung der 
universitären Lehrer ein: Mindestbesoldung mit Dienstalterszulagen oder Stellenetat plus Kolle- 
gienhonorare, Promotionsgebühren u.a.. 

Nach universitärem Besoldungsetat ergibt sich im Durchschnittssatz: 

Berlin: ordentliche Professoren 6500 Mark/Jahr 
außerordentliche Professoren 3250 Mark/Jahr 
andere Universitäten: 

ordentliche Professoren 5500 Mark/Jahr 
außerordentliche Professoren 2750 Mark/Jahr 
als "Normalmaximum" ergibt sich: 

Berlin: ordentliche Professoren 9400 Mark/Jahr 
außerordentliche Professoren 4800 Mark/Jahr 
andere Universitäten: 

ordentliche Professoren 7800 Mark/Jahr 

außerordentliche Professoren 4800 Mark/Jahr (Quelle: Schwarz/Strutz 1900, S.148ff.) 
Will die Universität das Normalmaximum überschreiten, ist die Genehmigung des Finanzmini- 
steriums nötig. Diese Regulation sollte keine Anwendung gegen den Willen der Stelleninhaber 
finden - eine Honorarminderung galt als nicht zumutbar. "Die Ausführung des neuen Systems ist 
hiernach eine überaus liberale gewesen ..." (Schwarz/Strutz 1900, S.152) 
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Eine Nähe von Volks- und Mittelschulwesen liegt auch darin, daß die Lei- 
ter an Volksschulen und die Mittelschullehrer bezahlt werden wie Volks- 
schullehrer plus Amtszulage. Als Bestimmungsfaktoren der dargestellten 
materiellen Hierarchie von Lehrergruppen können gelten: der Ort der Tä- 
tigkeit hinsichtlich Massen- oder Elitebildung und die Tätigkeitsmerkmale 
Unterrichten oder "Verantwortung" (Leiten, Ausbilden). Das Unterrichten 
des gemeinen Volks ist in dieser Perspektive die am wenigsten lohnende 
Aufgabe. 

Gerade der gesellschaftliche Status des Klienteis bestimmt ja auch Status 
und soziale Stellung der jeweiligen Lehrergruppe.^® Aus dieser Perspektive 
betrachtet, erscheint es dann quasi "natürlich", daß der Volksschullehrer am 
Ende innerhalb der Gehaltsskala der Lehrerbeamten steht. Die "sozialstruk- 
turelle Differenz ihrer Klientel"^, das hieraus sich bestimmende Prestige 
und die differierende soziale Stellung der einzelnen Lehrergruppen selbst 
machen - bei aller rechtlichen und institutioneilen Einheitlichkeit der Be- 
rufssituation - die Hauptmomente ihrer doch bestehenden Trennung von- 
einander aus. 

Innerhalb der Hierarchie der Lehrerbeamten hat sich die Stellung des 
Volksschul- oder Elementarlehrers im Verlauf der Berufeentwicklung nicht 
verändert; er steht wie zu Beginn des 19. Jahrhunderts auf der untersten Stu- 
fe. Spätestens mit dem Besoldimgsgesetz von 1909 ist aber seine materielle 
Lebensperspektive gegenüoer anderen Lehrergruppen - und auch gegenüber 
anderen Beamtengruppen - klar abgrenzbar, aber auch eindeutig gesichert. 
Sie bestimmt dann auch seine materielle und soziale Lage und Stellung in- 
nerhalb der gesamten Beamtenschaft und innerhalb der Gesellschaft. Denn 
spätestens seit Beginn des 20. Jahrhunderts gehört der preußische Volks- 
schullehrer sozial und materiell zur privilegierten Mehrheit der Gesellschaft. 
Der Nachweis dieser ersten zusammenfassenden Bewertung soll unten (s. 
IV.l) im Vergleich zu anderen gesellschaftlichen Gruppen - insb. dem Ar- 
beiter als Vater der Klientel des Volksschullehrers - erbracht werden. 

5. Zusammenfassung der Entwicklung der materiellen Lage der 
Elementarlehrer 1794 - 1914 

Im Verlauf des 19. Jahrhunderts vollzieht der Elementarlehrer seine Pro- 
fessionalisierung nicht nur in Bezug auf Ausbildung, Berufswissen und kol- 
lektives Bewußtsein^*^, sondern auch in seiner materiellen und sozialen La- 



98 Paulsen 1921. Bd.II, S.159 
99Tenorthl987, S.260 

100 Vgl. hierzu im Überblick Müller/Tenorth 1984 und Keiner/Tenorth 1981 



264 




ge. In einer "erstaunlichen Karriere"^*^^ gelingt es ihm, in einem Zeitraum 
von gut hundert Jahren vom Ausgangspunkt des Lehrerdaseins als Nebenbe- 
ruf über die Schaffung der materiellen Voraussetzungen der Lehramts als 
Hauptberuf zu einem gesellschaftlichen Individuum aufzusteigen, das über 
die materielle und soziale Absicherung mit Beamtenprivilegien einen der 
höheren Plätze in der Rangskala des sozialen Prestiges und der materiellen 
Ausstattung einnimmt. Am Endpunkt des Prozesses steht der von materiel- 
len Abhängigkeiten des bisherigen sozialen Daseins emanzipierte Lehrer als 
Staatsbeamter. 

Im folgenden ist, vorwiegend anhand der Entwicklung der nominalen und 
realen Einkommen des preußischen Elementarlehrers, der stattgehabte 
"Emanzipationsprozeß" noch einmal im Überblick zu beleuchten. Dabei 
bleiben die von uns behandelten Themen Nebenerwerb, Naturalanteil am 
Einkommen und Pensionsverhältnisse der Lehrer ausgespart. Sie werden 
zum Ende unserer Untersuchung (V. Gesamtprozeß) wieder aufgenommen; 
hier erfolgt nur die Zusammenfassung der materiellen Lage im engeren Sin- 
ne, also die Entwicklung der Gehälter über den gesamten Zeitraum. 

Zu Beginn des 19. Jahrhunderts steht eine Lehramtsrevenue, die nicht 
ausreicht, den Lehrer samt Familie zu ernähren (s.o. III.l.l; dort die Tab.III. 
1.1 und III.1.2; Tabellenteil, Tab.l). In der Nachfolge hat die nominale Ein- 
kommensentwicklung eine kräftig positive Tendenz. Sie wird in Tab.III.5.1 
für den gesamten Zeitraum aufgezeigt. Dabei steigt das durchschnittliche 
Einkommen des preußischen Landlehrers zwischen 1820 und 1911 von 257 
auf 2.191 Mark/Jahr - das ist eine Steigerung um etwa 750%! Das Einkom- 
men der Stadtlehrer erhöht sich im gleichen Zeitraum von 636 auf 2.737 

1 0*2 

Mark/Jahr - das entspricht einer Steigerung von etwa 330%. 

Durch die zum Teil starken Schwankungen im gesellschaftlichen Preisni- 
veau^^^ (s. Tabellen teil, Tab. 18 und die Schaubilder 3, 4 und 7; Schaubild 7 



101 Müller/Tenorth 1984, S.153 

102 Die Steigerung bei den Stadtlehrern dürfte höher liegen, weil - wie bereits erwähnt - die 
Angaben für die durchschnittlichen Nominaleinkommen der städtischen Lehrerstellen für das 
Jahr 1820 überhöht waren. Vgl. Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Textteil, S.87, Anm.l. S. 
Anm.2 zur hier besprochenen Tabelle. 

103 Vgl. hierzu Kuczinsky 1957, S.43f., S.83 und S.103 für den Zeitraum 1800 bis 1870; vgl. 
Desai 1968, Table A.8 auf S.117 für den Zeitraum 1871 bis 1913; eine Übersicht der Preisunter- 
suchungen und ihrer Ergebnisse für diesen Zeitraum gibt: Bry 1960, Table A.11: Estimates of 
Living Cost, 1871-1913, S.354f.. Für den Zeitraum vor 1800 vgl. Vollmer 1909, S.129. Über- 
blickshaft und kritisch zu Preisuntersuchungen für das 19. Jahrhundert: Wiegand 1981; vgl. insb. 
S.26-29. Auch als Überblick, aber mit "windigen" Datenangaben zum Zeitraum 1820 bis 1871: 
Clausnitzer/Rosin 1912 (I. Teil), S.265. Auch von den Lehrern selbst wurden Preissteigerungen 
als Argument für Gehaltserhöhungen vorgebracht und entsprechende Untersuchungen ange- 
stellt; vgl. dazu v.a. Jütting 1872, S. 26-28. 
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gibt einen Überblick über den gesamten Zeitraum) wird die grundsätzliche 
positive Entwicklung der Realeinkommen punktuell unterbrochen und ist 
zu jeweils einem Zeitpunkt sogar rückläufig; dies gilt für die Stadtlehrer im 
Jahr 1874 und für die Landlehrer 1871 (s.Tab.llI.5.1). 



Tab. III. 5.1: Purchschnittseinkommen der preußischen Elementarlehrer und -lehrerinnen 
1820 - 191 1 (in MarkUahr; Steigerung in %) 



Jahr 


n*mi- 

nal 


Steigerung 
seit 1857 
(1820) 


StMit 

real 


Steigerung 
seit 1857 
(1820) 


n*inl« 

nal 


Steigerung 
seit 1857 
(1820) 


Land 

rtal 


Steigerung 
seit 1857 
(1820) 


1820? 


636 


. 


1233 


. 


257 




498 


. 


1857 


749 


(17.8) 


988 


(-19,9) 


508 


(97,7) 


670 


(34,5) 


1861 


843 


12,6 


1040 


5,3 


543 


6,9 


670 


0,0 


1864 


882 


17,8 


1232 


24,7 


555 


9,3 


775 


15,7 


4 

1871 


1089 


45,4 


1029 


4,2 


705 


38,8 


666 


-0,6 


1874 


1148 


53,3 


939 


-5,0 


832 


63,8 


681 


1,6 


1878, 


1441 


92,4 


1440 


45,8 


955 


88,0 


954 


42,4 


1886 


1559 


108,1 


15% 


61,5 


1124 


121,3 


1151 


71,8 


1891 


1702 


127,2 


1609 


62,9 


1253 


146,7 


1184 


76,7 


18%6 


1883 


151,4 


1887 


91,0 


1340 


163,8 


1343 


100,5 


1901 


2084 


178,2 


1946 


97,0 


1561 


207,3 


1458 


117,6 


1906 


2242 


199,3 


1948 


97,2 


1614 


217,7 


1402 


109,3 


1911 


2737 


265,4 


2184 


121,1 


2191 


331,3 


1749 


161,1 




Mark 


% 


Mark 


% 


Mark 


% 


Mark 


% 



Quellen: für die durchschnittlichen N«mina1cfiilwfiiiilcn; 

1820: ei^ Ber. nach (Beckedorffs) Jahrbücher ... 1825. Bd.l, S.74f. 

1857: eig. Ber. nach Ccntralblatt 1859, S.61, 123, 125, 251, 253, 315, 317 

1861: eig. Ber. nach Statistische Nachrichten 1864, S.20 und S.42; vgl. Engel 1869, S.177 

1864: eig. Ber. nach Statistische Nachrichten 1867, S.24 und S.46; vgl. Engel 1869, S.177 

1871: Statistisches Jahrbuch 1876 (Teil IV), S.27; vgl. Die öffentlichen Volksschulen 1883, S.53 

1874: eig. Ber. nach Statistisches Jahrbuch 1876 (Teil IV), S.46 und S.51 (Angaben incl. persönliche und Dienstalters- 

zulagcn); vgl. Petersilie 1877, S.206 

1878: Petersilie 1882, S.99; vgl. Die öffenüichen Volksschulen 1883, S.53 

1886 und 1891: eig. Ber. nach Preußische Statistik 1891 (Heft 120). Textteil, S.196f. 

18%: eig, Ber. nach Preußische Statistik 18% (Heft 151). Tabellenteil, S.48 und S.50 
1901: eig. Ber. nach Preußische Statistik 1901 (Heft 176). Tabellenteil, S.128f. 

1906: eig. Ber. nach Preußische Statistik 1906 (Heft 209). Tabellenteil, S.128f. 

1911: eig. Ber. nach Preußische Statistik 1911 (Heft 231). Tabellenteil, S.168f. 
für die durchschnittlichen Realeinlwmmen (1895 = 100): 

bis 1870: eig. Ber. nach umgerechneten Indices bei Kuczinsky 1947 (s. Tabellenteil, Tab. 18) 
ab 1871: eig. Ber. nach Indexangaben bei Desai 1968 (s. Tabellenteil, Tab. 18) 
für die Zawachsralcn der Durchschnittseinkommen: eig. Ber. 

Anmerkungen: 

1 Bis einschließlich 1878 beziehen sich die angegebenen Daten auf das gesamte niedere Schulwesen, also einschließlich Mittel- 
schulen, höhere Töchter- und höhere Bürgerschulen. Ab dem Jahr 1886 (Beginn der "Preußischen Statistik" für das niedere 
Schulwesen) beschränken sich die 21ahien auf den eigentlichen Volksschulbereich innerhalb des niederen Schulwesens. 

2 Das durchschnittliche Nominaleinkommen der städtischen Lehrerstellen für das Jahr 1820 erscheint überhöht (konsequenter- 
weise auch das Realeinkommen); dazu die Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Textteil, S.87, Anm 1: Beckedorff habe "eine 
Anzahl von Schulen als städtische Volksschulen aufgeführt, welche ihrer Natur nach schon damals dort nicht ihre richtige 
Stelle hatten; daher ist bei ihm der Besoldungsdurchschnitt der städtischen Schulen, namentlich in Berlin, zu hoch." Allerdings 
übernimmt auch die amtliche Statistik die Beckedorffschen Zahlen. 

3 Angaben ohne die Regierungsbezirke Bromberg Magdeburg Arnsberg und Hohenzollem; in diesen Regionen sind die Ein- 
kommen nicht nach Stadt- und Landlehrern zu trennen. 
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4 Die Angaben der Realeinkommen für den Zeitraum vor und ab dem Jahr 1871 sind nur bedingt vergleichbar, da ab 1871 die In- 
dices von Desai, vor 1871 die Indices von Jürgen Kuczinsky den Berechnungen zugrunde lagen. Da der Index von Desai genau- 
er sein dürfte, wurde er wenn möglich verwendeL Ein Vergleich der Indexreihen bei Kuczinsky und Desai im Zeitraum 1871 bis 
1913 ergibt aber z.T. einen hohen Übereinstimmungsgrad zu bestimmten Zeitpunkten; zumindest nehmen die Kuczinsl^-Indi- 
ces jeweils den gleichen Ausschlag - nach unten oder oben - wie bei Desai; s. hierzu im einzelnen Tabellenteil, Tab. 18. 

5 Ab dem Jahr 1886 sind freie Wohnung (bzw. Mietentschädigung) und Feuerung in die Durchschnittsgehälter mit eingerechnet; 
daher sind die Angaben von 1878 und 1886 nur bedingt vergleichbar. Ohne die Einrechnung dieser beiden Gehaltsteile findet 
von 1878 auf 1886 ein absoluter Rückgang (bzw. Gleichstand) des Nominaleinkommens statt; zur Verdeutlichung: 



Jahr 


Stadt 


Land 


1878 


1414 


954 


1886 


1279 


954 



Quelle: Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Textteil, S.87; in beiden Jahren excl. mittlere Schulen und excl. Wohnung (bzw. 
Mietentschädigung) und Feuerung 

Zum Rückgang (bzw. Gleichstand) der nominalen Durchschnittseinkommen von 1878 auf 1886 vgl. Clausnitzer/Rosin 1912. (I. 
Teil), S.303f. 

6 Ab dem Jahr 1901 excl. Rektoren, Hauptlehrer und technische Lehrer (und Lehrerinnen); vor 1901 sind diese Lehrergruppen 
statistisch nicht zu trennen. 



Sch tu bl Id T; Indtx dar 
LtbtfiihtltungtkQtttn 1820 - 1914 

Lito« n I hal tungtlwMntndflii 
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Schaubild 7 (s.a. Tabellen teil, Tab. 18) zeigt die Entwicklung der Lebens- 
haltungskostenindices nach Kuczinsky und Desai für den gesamten Zeit- 
raum. Demnach liegen die Spitzen in den Kosten der Lebenshaltung bei 
1820, 1831, 1847, 1855, 1868, 1874 und 1912. Relativ niedrige Niveaus sind 
in den Jahren 1825, 1835/37, 1850, 1858/59, 1864, 1869, 1879, 1888 und 1896 
anzutreffen. Bedeutend dürfte dabei insbesondere der jeweilige Anstieg der 
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Lebenshaltungskosten sein; so kletterte der Index etwa von 1825 bis 1831 
um 63%, von 1844 bis 1847 um 49%, 1850 bis 1855 um 77,5%, von 1864 bis 
1868 um 31%, von 1869 bis 1874 um 32 % und von 1896 bis 1912 um 31,5% 
(am besten nachzuvollziehen anhand der Schaubilder 3 und 4; s.o.). 



Schau bl l<f 8: ElnkcmmanaantwEcklunQ dar 
pr«uBlach«n ElanMntarlahrar 1820 - 1911 

DurDbftolinttlatlnlcoininan (nominal/ nil) 




— " StAdtlohnr nomlnol 


atidtlohnr nal^ 


Landlshraf noinliiHl 


' Landl«hr*r rul 



ln tkuHan« Harn/ J ihr 

quaiiai Tab.m.1.1 



Entsprechend bewegen sich die Realeinkommen der Elementarlehrer- 
schaft. Die Stadtlehrer legen von 1820 bis 1911 real um 77% (von 1.233 auf 
2.184 Mark/Jahr), die Landlehrer sogar um 250% zu (von 498 auf 1.749 
Mark/Jahr; zu den Einkommensangaben s.o. Tab.III.5.1). Nimmt man 1857 
als - statistisch motivierten - Ausgangspunkt für den Zuwachs bei den realen 
Durchschnittseinkommen, so stagniert die Entwicklung für die Landlehrer 
1861 (0,0%) und ist 1871 rückläufig (-0,6%). Die Stadtlehrer haben nur 1874 
eine negative Wachstumsrate im Vergleich zu 1857 zu verzeichnen. Schau- 
bild 8 faßt die nominale und reale Einkommensbewegung für den gesamten 
Zeitraum noch einmal zusammen. 

Deutlicher wird die Entwicklung aber noch bei Betrachtung der jährli- 
chen Zuwachsraten für die Nominal- und Realeinkommen (Tab.III.5.2). 
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Tab.III.5.2: Jährliche Zuwachsraten der Durchschnittseinkommen der 
preußischen Elementarlehrerund -lehrerinnen 1820-1911 (in %) 



Zeitraum 


Stadt 

nominal real 


Land 

nominal real 


1820-1911 


3,6 


0,9 


8,3 


2,8 


1857-1911 


4,9 


2,2 


6,1 


3,0 


1886-1911 


3,0 


1,5 


3,8 


2,1 


1906-1911 


4,4 


2,4 


7,2 


5,0 



Quelle: eig. Ber. nach Tab.III.5.1 



Eine jährliche Zuwachsrate des Nominaleinkommens von 3,6% bei den 
Stadtlehrern und 8,3% bei den Landlehrern für den Zeitraum zwischen 1820 
und 1911 bezeichnet Größenordnungen, von denen die GEW oder andere 
heutige Standesorganisationen der Lehrer nicht einmal zu träumen wagen - 
ganz zu schweigen, daß es außerhalb von Lehrern oder anderen Beamten- 
gruppen, Z.B. bei Arbeitern, auch im 19. Jahrhundert solche Steigerungen 
nicht gab. Auch die Realeinkommen steigen - auf lange Sicht betrachtet - in 
der Stadt um etwa 1% jährlich, auf dem Lande um fast 3%. Geringer als im 
gesamten Zeitraum fallen die jährlichen Zuwächse in den Jahren 1886 bis 
1911 - nominal und real - aus.^®^ Dafür steigen sie im Zeitraum zwischen 
1906 und 1911 (Besoldungsgesetz von 1909) noch einmal kräftig. 

Schaubild 9 veranschaulicht den Einkommenszuwachs der preußischen 
Volksschullehrer in den beschriebenen Phasen. Dabei wird schon an dieser 
Stelle deutlich, daß die nominalen und realen Gehaltssteigerungen der 
Landlehrer in allen Phasen über denen der Stadtkollegen liegen. 

Einen noch präziseren Zugriff auf die Einkommensentwicklung verschafft 
die Aufstellung der jährlichen Zuwachsraten in kürzeren Zeiträumen, die 
die Hoch- und Tiefpunkte der materiellen Emanzipation der Elementarleh- 
rer in Form einer "Feinanalyse" verdeutlicht (Tab.III.5.3; s.a. Schaubild lOV 
Die Schwerpunkte im Zuwachs des nominalen Durchschnittseinkommens 
der Stadtlehrer liegen in den Phasen 1857-61, 1864-67, 1874-78 und 1906-11. 
Die höchste jährliche Zuwachsrate liegt mit 6,4% in den Jahren 1874 bis 
1878. Höher liegen die Spitzen der jährlichen Zuwachsraten bei den Land- 
lehrern in den Phasen 1864-71, 1871-74, 1874-78, 18%-1901 und 1906-11 



104 Ausgenommen die Zuwachsrate des Realeinkommens der Stadtlehrer. Dies dürfte wie- 
derum der Tatsache geschuldet sein, daß die Angaben bei Beckedorff für die Stadtlehrer im 
Ausgangsjahr 1820 zu hoch liegen; s. hierzu Anm.2 zu Tab.III.5.1. 
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(Besoldungsgesetze 1897 und 1909). Die Tiefpunkte der jährlichen Zu- 
wachsraten liegen in der Stadt in den Zeiträumen 1820-57^®^, 1861-64, 1871- 
74, 1878-86, 1886-91 und 1901-06; auf dem Lande während 1861-64, 1891-96 
und 1901-06. 
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Noch ein Stück eindrucksvoller wird das Bild des tatsächlichen Verlaufs 
der Gehaltsentwicklung durch die Betrachtung der jährlichen Zuwachsraten 
der Realeinkommen . Die Spitze für Stadt und Land liegt dabei in den Jahren 
1874-78^*^; die Entwicklung für die Stadtlehrer ist zwischen 1820 und 1857, 
1864 und 1871 und zwischen 1871 und 1874 rückläufig, von 1901 bis 1906 
herrscht Stagnation. Im gleichen Zeitraum sind die Zuwachsraten für die 
Landlehrer negativ; ebenso zwischen 1864 und 1871; von 1857 auf 1861 sta- 
gniert die Entwicklung. Auffällig bleibt, daß die Zuwachsraten der Landleh- 
rer nahezu immer höher liegen als die ihrer Kollegen in der Stadt. 



105 s. Anm.104 

106 Dies dürfte vorwiegend der kräftigen Abnahme der Lebenshaltungskosten geschuldet 
sein; von 1874 auf 1878 um über 20 Punkte; s. Tabellenteil, Tab.l8. 
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Tab.III.5.3: Jährliche Zuwachsraten der Durchschnittseinkommen der 
preußischen Elementarlehrer und -lehrerinnen 1820-1911 (in %)* 



Zeitraum 


Stadt 

nominal real 


Land 

nominal real 


1820-1857 


0,5 


-0,5 


2,6 


0,9 


1857-1861 


3,1 


1,3 


1,7 


0,0 


1861-1864 


1,5 


6,2 


0,2 


5,2 


1864-1871 


3,4 


-2,4 


3,9 


-2,0 


1871-1874 


1,8 


-2,9 


6,0 


0,8 


1874-1878 


6,4 


13,3 


3,7 


10,0 


1878-1886 


1,0 


1,4 


2,2 


2,6 


1886-1891 


1,9 


0,2 


2,3 


0,6 


1891-1896 


2,1 


3,5 


1,4 


2,7 


1896-1901 


2,1 


0,6 


3,3 


1,7 


1901-1906 


1,5 


0,0 


0,7 


-1,5 


1906-1911 


4,4 


2,4 


7,2 


5,0 



• Als Berechnungsgrundlage dienten die jeweiligen Ausgangsjahre der angegebenen 
Zeiträume; bis 1878 incl. mittleres Schulwesen; bis 1878 excl. Wohnung und Feuerung 
(s. Anm.5 zu Tab.III.5.1); bis 1896 incl. Rektoren, Hauptlehrer und technische Lehrer 
(und Lehrerinnen). 

Quellen: eig. Ber. nach Tab.III.5.1 

Daß die Phasen der höchsten Einkommenszuwächse während der 1870er 
Jahre und zu Beginn des 20. Jahrhunderts liegen, veranschaulicht noch ein- 
mal zusammenfassend Schaubild 10. Dabei können besonders die Einkom- 
menseffekte der beiden Besoldungsgesetze 1897 und 1909 verglichen wer- 
den: Die Wirkung des ersten Gesetzes bleibt gegenüber dem zweiten gering; 
in Relation zur Phase des massiven quantitativen Ausbaus des Volksschul- 
wesens während der 70er Jahre ist jedoch der Einfluß beider Gesetze auf die 
Einkommenszuwächse der Lehrer noch geringer. 

Die Betrachtung der jährlichen Zuwachsraten im Einkommen der Stadt- 
und Landlehrer erhellt auch den materiellen Hintergrund für die Klagen 
und entsprechende Petitions- und Organisierungsbewegungen der Lehrer zu 
bestimmten Zeitpunkten oder Phasen. Ende der 60er und Anfang der 70er 
Jahre^®^ sinkt das Realeinkommen in Stadt und Land (bzw. fällt geringer als 



107 Von 1870 datiert die - erste zentrale - "Jütting-Petition" an das Preußische Abgeordne- 
tenhaus; vgl. Jütting 1870. 
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1 08 

im Zeitraum vorher aus); ebenso Ende der 80er Jahre und zu Beginn des 
20. Jahrhunderts^®’ - in diesen Phasen schwillt die Zahl der Petitionen an 
und die Lehrer und ihre Vereine werden gehaltspolitisch äußerst aktiv. 
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Am Ende der Entwicklung steht - trotz aller Höhen und Tiefen in der ma- 
teriellen Versorgung - ein Lehrer, der - ganz im Gegensatz zu seinem Amts- 
kollegen am Beginn des 19. Jahrhunderts - durch sein kontinuierlich erwei- 
tertes Einkommen in die Lage versetzt ist, "standesgemäß"^^® zu leben. Be- 



108 Um 1890 findet eine starke Pelitionsbewegung unter den Lehrern statt; vgl. Jütting 1888. 
Schon zu diesem Zeitpunkt werden die Forderungen der Lehrerschaft nach höheren Gehältern 
staatlicherseits mit dem Hinweis auf ein demnächst zu verabschiedendes Besoldungsgesetz be- 
schieden; das läßt jedoch seinerseits noch einige Jahre auf sich warten. 

109 Davon waren insbesondere die Landlehrer betroffen (s. Tab.III.5.3). Sie gründen 1905 - 
auch aufgrund ihrer im Verhältnis zu den Kollegen in der Stadt verschlechterten realen Einkom- 
menssituation - den "Neuen Preußischen Lehrerverein". Auf staatlicher Ebene hatte diese Ent- 
wicklung den sog "Bremserlaß" vom 4. 5. 1906 zur Folge, der sich gegen die Landflucht der Leh- 
rer richtete; s.o. ausführlicher bei 111.4.2(1). 

110 Dieser Begriff wurde von den Lehrern selbst am häufigsten als Klageformel für höhere 
Gehälter verwendet. Zur tatsächlichen "standesgemäßen Lebensführung" der Lehrer s. ausführ- 
licher unter IV.l Konsum und Lebensstandard. 
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trachtet man den gesamten Zeitraum vom Beginn der Konstitution des 
Lehrberufs bis 1914 im Überblick, so bringt der Prozeß der relativ stetigen 
Ablösung von materiellen Abhängigkeiten, die ihn noch durch von ihm un- 
beeinflußbare "Zufälligkeiten" (Stadt oder Land, West oder Ost» Finanzkraft 
der Gemeinde, Möglichkeit von Nebentätigkeit) unter Umständen auch in 
materielle Not stürzen konnten, eine qualitative Wandlung mit sich, hin zu 
einem Lehrer, der von der materiellen Seite her ausreichend gesichert ist. 
Darüber hinaus nimmt er gerade gegen Ende des 19. Jahrhunderts verstärkt 
und schließlich gleichberechtigt an den allgemeinen Privilegien der Staatsbe- 
amtenschaft teil (Pensionsgesetz^^\ gesetzliche Regelung der Reliktenver- 
sorgung^^^, Besoldungsgesetze^^^). Dies verleiht dem Lehrer eine gesell- 
schaftliche Stellung und ein Prestige, die weit über dem gesellschaftlichen 
Durchschnitt liegen. Ein gewisser "Standesdünkel" belegt dies wiederum auf 
umgekehrte Weise; er zielt in Richtung auf Abgrenzung von den Vätern des 
überwiegenden Teils seiner Klientel, dem Proletariat.“'* Die auch hierüber 
definierte soziale Lage der preußischen Elementarlehrerschaft ist Gegen- 
stand der Untersuchungen des folgenden Abschnitts (IV.). 



111 s. hierzu oben III.3.5 (Pensionsverhältnisse) 

112 Vgl. als Überblick Meyer 1976, S.104 

113 s.o. III.4.1 

114 Eine Gegenüberstellung mit den Vertretern der Klientel des Volksschullehrers soll im 
übrigen nicht auf der Basis eines Einkommensvergleichs stattfinden. Vielmehr werden wir im 
folgenden Abschnitt (FV.l. Konsum der Lehrer) eine direkte Relationierung dieser beiden ge- 
sellschaftlichen Gruppen vornehmen. 
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IV. SOZIOLOGIE UND SOZIALE LAGE DER PREUSSISCHEN 
ELEMENTARLEHRER 

Im Unterschied zur Entwicklung der eigentlichen materiellen Lage soll 
im weiteren die soziale Lage der preußischen Elementarlehrer und deren 
Veränderungen im 19. Jahrhundert betrachtet werden - jetzt verstärkt unter 
dem Blickwinkel soziologischer Indikatoren.^ Denn Analysen zur Entwick- 
lung des niederen Lehrberufe können nicht dabei stehenbleiben, allein die 
quantifizierbare materielle Dimension dieses Prozesses aufzuweisen. Von 
der Fragestellung aus, was es denn weitergehend heißt, daß der Lehrberuf 
zum Hauptberuf feeigesetzt wird, werden Kontexte aufgesucht, in denen sich 
der Formierungsprozeß des Berufs niederschlägt. Es sind Kontexte dessen, 
was der Formierungsprozeß ermöglicht und was er fordert. 

Untersucht wird dabei "Sein und Schein" des Lehrereinkommens, also Ni- 
veau und Ausprägung des darüber erreichten Konsum- und I^bensstandards 
(IV. 1). Die Anwendung der historischen Konsumforschung^ auf die Sozial- 
geschichte des Lehrerstandes zeigt, inwieweit sich der Elementarlehrer an 
den von ihm angestrebten Status annähert und - so unsere These - einen ty- 
pischen Lehrerhabitus generiert. Die Darstellung orientiert sich dabei aus 
Gründen einer systematischen Quellenlücke^ nur z.T. an der von uns bevor- 
zugten Periodisierung, so daß wir uns im folgenden auf drei Zeitabschnitte 
beschränken: bis 1840; 1840 bis 1866; nach 1866. 

Die Belastungen der Berufeausübung werden primär über ihre physischen 
Korrelate erhoben. Dazu werden typische Krankheiten sowie ihre Auswir- 
kungen auf die Sterblichkeit der Elementarlehrer untersucht (IV.2). Diese 
Kategorie der "wirklichen Lebensverhältnisse"^ wurde von allen Historiogra- 
phen der Lehrerschaft bisher vernachlässigt. Ausgeblendet bleiben dabei die 
Belastungen in der Handlungssituation und die professionellen Lösungs- 
versuche über die Generierung professionellen Wissens und die Entwick- 
lung pädagogischer Methoden.^ 



1 Zum Zusammenhang von materieller und sozialer Lage der Lehrerschaft s.o. 1.2 und II.3. 

2 Vgl. v.a. Teuteberg 1977; 1979; 1981; Teuteberg/Wiegelmann 1972. Auf diese Arbeiten 
werden wir uns ausdrücklich beziehen. Neuerdings haben die Ergebnisse von Conrad/Triebel 
1988 und Granda/Austin 1988 vergleichsfähige europäische und sogar internationale (USA) Da- 
ten zur historischen Konsumforschung für den Zeitraum 1889 - 1937 erbracht. Für die Zwecke 
unserer berufsspezifisch orientierten Untersuchung erscheinen letztere Zusammenstellungen 
jedoch als zu unspezifisch und eher geeignet für Vergleiche der Regionen auf jeweils gesamtge- 
sellschaftlicher Ebene. 

3s.u. IV.1.3 

4 s. hierzu oben 1.2 

5 Vgl. hierzu Petrat 1979, 1987 und Tenorth 1986. 
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Aufgezeigt wird weiterhin, wie eine wesentliche soziale Belastung des 
Lehrers allmählich abgelegt wird: der niedere Kirchendienst, die Bürde des 
alten Dienstherren (IV.3). 

In der Rekonstruktion der Sozialen Kontrolle schließlich werden die 
Konsequenzen aufgewiesen, die die Bindung des niederen Lehrerberufs an 
das Gesamtbildungssystem zeitigt. (IV.4). Gegenstände der Darstellung sind 
dabei Kompetenzhierarchien, die "Amtshygiene" und der staatlich kontrol- 
lierte - und aktenmäßig festgehaltene - Lebenswandel des Lehrers sowie sei- 
ne "Sittlichkeit". Denn kaum etwas bringt die besondere und fast einzigartige 
gesellschaftliche Stellung des Lehrers im Staatsdienst besser zum Ausdruck 
als seine Position zwischen staatlichem Bildungssystem mit dessen hierar- 
chisch gegliederten Kompetenzen auf der einen und dem Klientel auf der 
anderen Seite: Der Lehrer wird dadurch zum " kontrollierten Kontrolleur ". 
.Besonders virulent wird diese Funktion im Zusammenhang der Praxis von 
Zucht und Strafe in der Schule. Als Resümee geben wir ein Urteil ab, inwie- 
weit das Etikett des "braven Stands" auf die Lehrer zutrifft (IV.4.4). 

Die Spezifität des niederen Lehrerberufs soll bei der Darstellung der ge- 
nannten Themen auch - wo möglich - im sozialen Vergleich verdeutlicht 
werden. Umso schärfer tritt dadurch die soziologische Eigenart des Lehrers 
hervor. 

1. Konsum und Lebensstandard des Berufsstandes 

(1) Der Zeitraum bis 1840 

Wenn in dieser Arbeit Ludwig Feuerbachs bekannte These gelten soll, 
"der Mensch ist, was er ißt", so bedeutet das für den Lehrer an niederen 
Schulen zunächst, daß er sich bei "Speis und Trank" wenig von seinem sozia- 
len Umfeld abhob. Was dem Landlehrer durch die Ausstattung seiner Stelle 
Zustand, waren die ihm von den Hausvätern bzw. Gemeinden zu liefernden 
Naturalien sowie die Nutzung von Arealen für Gemüseanbau und die Fütte- 
rung einer kleinen Stückzahl von Vieh. So nennt z.B. das Schulreglement für 
Schlesien aus dem Jahr 1801 als Naturalanteile des Lehrereinkommens: 

15 Scheffel Roggen, 

3 Scheffel Gerste, Erbsen und Hirse 

Garten für 1 Scheffel Aussaat und 

Weide für 2 Stück Rindvieh und ein Schwein.^ 



6 nach Kirsch 1855. Bd.II, S.258; vgl. a. Klaunig 1882, S.447. Weitere Abgaben werden er- 
wähnt: Brote, Würste, Eier (vgl. Sack 1799, S.9; Klein 1925, S.12). Das schlesische Schulregle- 
ment untersagt dem Lehrer in § 14 den eigentlichen Ackerbau; hier kann er sich also nichts Zu- 
sätzliches erwirtschaften. Kirsch sähe darin die Gefahr des ’Verbauems" (ebd., S.162). 
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Insoweit die Einrichtung des Wandel- oder Reihetisches^ bestand, nahm 
der Lehrer direkt oder indirekt - über die "Lieferung" der Naturalien an den 
Lehrer - an der Kost der Gemeindemitglieder teil. Auch die Stadtlehrerdota- 
tion enthält in dieser frühen Zeit mitunter Naturalanteile^ und ist im Schnitt 
nicht so bemessen, daß nicht Preissteigerungen der Grundnahrungsmittel^ 
zu einer Schmälerung des Konsums führen würden. 

Friedrich v. Reden, renommierter zeitgenössischer Staatshaushalts- und 
Finanzstatistiker, errechnet für die Zeit nach 1800 als Durchschnittsbedarf 
einer Normalfamilie (fünf Personen) einen Verbrauch an Roggen von 17 
Scheffel (= 1450 Pfund) und 25 Scheffel Kartoffeln pro Jahr.^ Dies ent- 
spricht der Naturalrente eines Landlehrers in beiden Grundnahrungsmit- 
teln. Damit ist allerdings die Ernährung noch nicht in Gänze bestritten. 
Über 60% der kurmärkischen Lehrer von 1798 (s. Tabellenteil, Tab.l) mit 
.weniger als 50 Taler/Jahr Einkommen haben nach dieser Berechnung bereits 
ca. 34 Taler ihres Gehalts in natura empfangen bzw. in diesen Naturalien 
ausgelegt. Wenn man weiterhin berücksichtigt, daß die Preise für Agrarpro- 
dukte um die Jahrhundertwende erheblich angestiegen sind^\ dann nimmt 
dieser naturale Grundstock des Lehrereinkommens einen Preis von etwa 50 
Talern an. Diese Marge nun als Mindestaufwand für die Versorgung einer 
Lehrerfamilie gesetzt, ergibt sich, daß von den genannten kurmärkischen 
Landlehrern ca. 70% an oder unter diesem Existenzminimum lagen.^^ 

Nun ist natürlich nicht davon auszugehen, daß diese Mehrheit der damali- 
gen Landlehrer etwa dem Tode durch Verhungern ausgeliefert war. Aussa- 
gen aus der Zeit um 1800 - etwa: "die Schulmeister auf den Dörfern haben 
oft kaum das Brot und müssen das elendste Leben führen"^^ - betrachten die 
Verhältnisse aus der Parteilichkeit derjenigen, die das Landschulwesen be- 
fördern wollten. Eine der Tätigkeiten der damaligen Lehrer, das Schulehal- 
ten, wird jedoch dominant und höherwertiger gesetzt. Nur darüber fällt die 
Lebensweise einer Person, die Gänse hütet, Feldwache ausübt und Schule 
hält, dem Zeitgenossen als "elend" auf. Daher ist die Doppelgestalt des Leh- 
rerberufs zu diesem frühen Zeitpunkt mitzubedenken. Der Lehrer muß und 
kann Einkünfte aus weiteren beruflichen Betätigungen beziehen. 



7 Zur Funktion und Wirkung des Reihetisches auf den Lehrer s.o. bei III.l.l 

8 Der lutherische Stadtlehrer bei Jeismann hat als Einkommensbestandteil "16 Malter Ha- 
ber*'; vgl. Jeismann 1968, S.117f. 

9 Zwischen 1798 und 1806, also in den Beginn unseres Betrachtungszeitraums hinein, stiegen 
die Preise von Agrarprodukten um 65%; vgl. Jacobs/Richter 1935, S.74f. 

lOv.Reden 1847, S.568 
11 S.O.I.2 

12Thien 1984, S.145 
ISKrünitz 1794, S.llOf. 
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Insoweit bestreitet auch die Lehrerfamilie ihren Lebensunterhalt nicht 
nur aus den monetären und naturalen Einkünften des Familienoberhaupts 
über die Arbeit als Lehrer; die anderen von ihm und weiteren Mitgliedern 
der Familie ausgeübten Tätigkeiten - zuerst eher berufeffemd, dann im Zup 
staatlicher Reglementierung mehr und mehr auf den Beruf zugeschnitten^^ - 
ergeben vielmehr ein Haushaltseinkommen, das die eigentliche Grundlage 
des Konsums und der Haushaltsführung der Lehrerfamilie abgibt. Wir wer- 
den im weiteren - sofern statistisch möglich - auf dieses in seinen Quellen 
vielschichtige Haushaltseinkommen rekurrieren. 

Bei aller Dürftigkeit der Lebensführung, wenn man nur auf die Dotation 
der Lehrerstelle abhebt, ergibt sich aber v.a. aus der Doppelform der Bezüge 
- natural und monetär - bereits strukturell eine Differenz zum sozialen Um- 
feld des Dorflehrers. Dies muß der rückblickenden Einschätzung - die nicht 
der Lehrerperspektive und der Perspektive seiner Fürsprecher verhaftet ist - 
als nicht zu unterschlagender Punkt gelten. Denn "man erinnere sich nur, 
wie damals Landwirtschaft und Industrie darniederlagen ... Damals war der 
Dorfschulmeister wirtschaftlich besser gestellt, als ein grosser Theil der 
grundbesitzenden Landbevölkerung, weil er neben dem Einkommen aus sei- 
ner Landwirtschaft und seinem Handwerke, welches bei Sparsamkeit und 
Fleiß für ihn und seine Familie ausreichte, noch eine sichere Einnahme von 
25 Talern und mehr jährlich zu beziehen hatte."^^ 

Im folgenden soll nun für alle preußischen Regionen eine erste Konfron- 
tation der Lehrereinkommen mit einem gesamtgesellschaftlichen Existenz- 
minimum vorgenommen werden. Als Einkommensdaten dienen dabei die 
von Beckedorff in staatlichem Auftrag erhobenen Durchschnittsgehälter (Ta- 
bellenteil, Tab.2). V. Reden^^ gibt für eine Familie von fünf Personen ein ge- 
samtgesellschaftliches Existenzminimum in einer Untergrenze (133 Taler, 16 
Silbergroschen) und in einer Qbergtenze (212 Taler, 2 Silbergroschen) an. 
In dieser Obergrenze waren zusätzlich Ausgaben für Wohnung, Feuerung, 
Beleuchtung, Seife usw. eingeschlossen. Diese Angaben lassen sich nach den 
Preisindices bei Kuczinsky^'nni das Jahr 1820 zurückrechnen. Danach ergibt 
sich als Untergrenze des gesamtgesellschaftlichen Existenzminimums 96,3 
Taler; als Obergrenze 152,8 Taler. ® Die Gegenüberstellung des Existenzmi- 



14 S.O. III.1.4 und III.3.4 

15 Witte 1876, S.33. Das Zitat macht noch einmal plastisch den Ausgangspunkt des Schule- 
haltens als Nebenberuf deutlich (s.o. III.l.l). 

16 v.Reden 1851. Bd.I, S.241; hier übernommen nach; Murtfeld 1934, S.45 

17 Kuczynski 1947, S.43f. 

18 Zum Vergleich: der Pro-Kopf-Verbrauch im Jahr 1831 beträgt 21 Taler, 5 Silbergroschen, 
9 Pfennig (Dieterici 1846, S.152). Zur Konstruktion des Existenzminimums als fixierte Spann- 
breite vgl. im übrigen Kaufhold 1976, S.349 
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niniums als fixierte Spannbreite mit den nominellen Einkommensdaten - als 
Durchschnittswerte nach Regierungsbezirken - zeigt Schaubild 11. 
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Die Auswertung der so entstandenen Gegenüberstellung von Existenzmi- 
nimum und Durchschnittseinkommen ergibt, daß die Lehrerschaft hinsicht- 
lich der Lebensführung einer Lehrerfamilie in drei Gruppen zerfällt: Unter 
und bis zur Untergrenze des angenommenen Existenzminimums liegen die 
Landlehrer aus den Regierungsbezirken Königsberg, Marienwerder, Posen, 
Bromberg, Frankfurt/Oder, Stettin, Cöslin, Stralsund, Breslau, Oppeln, Rei- 
chenbach, Erfurt, Münster, Arnsberg, Cleve, Cöln, Coblenz, Trier und Aa- 
chen. Innerhalb der Spanne des Existenzminimums liegen nur die Landleh- 
rer der Regierungsbezirke Gumbinnen, Danzig, Potsdam, Liegnitz, Magde- 
burg, Minden und Düsseldorf. Ebenfalls innerhalb der Marge sind die Stadt- 
lehrer der Regierungsbezirke Posen, Bromberg, Erfurt, Münster, Cöln und 
Coblenz angesiedelt. Über dem Existenzminimum liegen die Stadtlehrer aus 
den Regierungsbezirken Königsberg, Gumbinnen, Danzig, Marienwerder, 
Potsdam, Frankfurt/Oder, Stettin, Cöslin, Stralsund, Breslau, Oppeln, Rei- 
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chenbach, Liegnitz, Magdeburg, Merseburg, Minden, Arnsberg, Düsseldorf, 
Cleve, Trier und Aachen. Die Spitzen sind von den Stadtlehrern in Gumbin- 
nen, Danzig, Stettin, Magdeburg und Düsseldorf besetzt. Auf den untersten 
Rangplätzen finden sich die Landlehrer aus Posen, Bromberg, Cöslin, Stral- 
sund, Münster und Cöln. Der Reg.bez. Cöslin rangiert dabei knapp über 
dem Pro-Kopf-Bedarf.^^ 

Das repräsentative Urteil lautet demnach: Für nahezu alle der 1820 auf 
dem Lande lebenden 18.140 Lehrer (von insgesamt 21.885; also etwa 83%) 
bzw. ihre Familien läßt das Stelleneinkommen nur eine Lebensführung un- 
ter bzw. - zu einem geringen Teil - innerhalb eines Existenziminimums zu. 
Aber "daß so viele Lehrer bisher mit einem weit geringeren Einkommen oh- 
ne Schulden zu machen ausgereicht, rührt daher, daß dieselben entweder 
durch Gaben oder Privatstunden oder sonstige Nebenverdienste ihr Ein- 
kommen zu erhöhen wußten. Wo sich dazu keine Gelegenheit bot, haben 
dieselben die beim Ackerbau vorkommenden Arbeiten Mähen, Hacken, 
Graben, für die Kuh nach Hause tragen, selbst verrichtet, und dadurch die 
bei dem Punkt für Kosten bei Bestellung des Feldes anfallenden Ausgaben 
bedeutend gemindert. Durch Ersparniß in der Haushaltung ist bei einigen 
auch durch Verkauf von Milch und Butter jährlich ein kleiner Betrag gewon- 
nen worden. Manche haben das Fehlende aus eigenen Mitteln zugesetzt. Ge- 
wiß ist es, daß einige Lehrer gespart, man kann sagen gedarbt haben, um den 
Kindern und der Frau das fehlende Brot verschaffen zu können. Manche 
stecken tief in Schulden."^® 

So sind vom Lehrer in der Geburtsphase des Berufs zusätzliche Bemü- 
hungen verlangt, um das fixe berechenbare Stelleneinkommen aufzubessern. 
Davon, daß das Amt den Mann ernährt, kann für die überwiegende Mehr- 
heit der Lehrer nicht die Rede sein. Vielmehr lebt der Lehrer weder wie ein 
richtiger Bauer, noch wie ein richtiger Beamter. Wie ein richtiger Bauer will 
er nicht leben, wie ein richtiger Beamter kann er - noch nicht - leben. 

In dieser Situation - etwa Ende der 30er Jahre - legt ein Förderer des nie- 
deren Schulwesens, der Regierungs- und Schulrat v.Türk^^ aus der Nähe von 
Potsdam, zwei detaillierte Haushaltungsanschläge für Stadt- und Landlehrer 
vor. Danach liegt der Bedarf für eine Familie mit fünf Personen (Lehrer, 
Frau, drei Kinder; beim Stadtlehrer zusätzlich eine Dienstmagd) in der Stadt 
bei 572,8 Taler und für die Landlehrerfamilie bei 293 Taler/Jahr. Auf der Ba- 
sis dieser Größen können die materiellen Lebensverhältnisse im Lehrer- 



19 für 1831 

20 so Lehrer Bauer aus Gummersbach in einer Eingabe an die Regierung zu Köln; in: HSA 
Düsseldorf Best. Reg. Köln Abt.II Nr.2712, p.78 

21 v.Türk 1838, S.224-229; S.233-238 
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Stand in neuer Weise abgebildet werden, indem die Haushaltungsanschläge 
in Beziehung gesetzt werden mit den Durchschnittseinkommen von 1820. 
Sie stellen dann in Form einer - nach den Preisverhältnissen korrigierten - 
Konsumquote^ das Verhältnis von Konsumbedarf (C) zum Einkommen 
(Y) dar (Ergebnisse der Berechnungen s. Tabellenteil, Tab.45). 

Die Meßwertreihen C/Y für alle Regierungsbezirke und getrennt nach 
Stadt und Land zeigen auf, daß der veranschlagte Konsumbedarf für die 
Lehrer sein Einkommen um ein Mehrfaches übersteigt. Die Extrema der 
Konsumquoten verteilen sich wie in Tab.IV.1.1. 



Tab.IV.1.1: Extrema der Konsumquote in den preußischen 
Regierungsbezirken - Stadt- und Landlehrer 1820* 





Stadtlehrer 


Landlehrer 


"schlechtester Wert" 


4.21 


9.04 




(Erfurt) 


(Cöslin) 


"bester Wert" 


1.81 


1.81 




(Düsseldorf) 


(Düsseldorf) 



* Zur Berechnung der Konsumquote s. Anm. unter Tabellenteil, Tab.45 
Quelle: Tabellenteil, Tab.45 



Stadt- und Landlehrer im Reg.bez. Düsseldorf müßten danach im Ein- 
kommen noch um etwa 80% zulegen, um sich den von v.Türk für sie bean- 
spruchten Konsum leisten zu können. Die Stadtlehrer im Reg.bez. Erfurt 
hätten entsprechend ca. 320% mehr an Einkommen nötig und die Landleh- 
rer im Reg.bez. Cöslin gar ca. 800%.^ Das Bemerkenswerte an v.Türks Pro- 
pagierung eines angemessenen Niveaus der Lebensführung der Lehrerschaft 
ist, daß sie einerseits eine - v.a. bei den Landlehrern - krasse Differenz zu 
den realen Einkommensverhältnissen aufmacht und so verdeutlichen kann 
und will, daß der Lehrer nicht adäquat lebt bzw. daß für viele Lehrer die 
Gründung einer Familie noch nicht möglich ist. Zum andern bemißt er un- 
terschiedlich, was dem Lehrer an Konsumtionsvolumen gebühre: 
Stadtlehrer ca. 573 Taler, die etwa eine Dienstmagd als zusätzliche 
Standeskosten einschließen, dagegen dem Landlehrer 293 Taler/Jahr, das 
sind nur etwa 50% des städtischen Anschlags. Damit akzeptiert v.Türk bei 

22 Konsumquote C/Y = Konsumbedarf/Durchschnittseinkommen (preiskorrigiert). Je grö- 
ßer der Quotient, desto größer das "Mißverhältnis" von Bedarf und Einkommen. 

23 Die Ergebnisse der Konsumquotenberechnung korrespondieren im übrigen drastisch mit 
unseren bereits gezeigten Analysen zum West-Ost -Einkommensgefälle der preußischen Elemen- 
tarlehrer; S.0. 111.1.2(2). 
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allem Wohlwollen für den Lehrerstand insgesamt dennoch den existenten 
deutlichen Gegensatz zwischen Stadt und Land in der Einkommenshöhe 
und der Art der Lebensführung als Basis für seine Projektion. So 
unzureichend dem zeitgenössischen Lehrer seine Lebensweise schien, so 
kann hier durchaus Lehrertypisches festgestellt werden. 

Einige ausgesuchte Bestandteile zweier Familienbedarfslisten von 1837 
und 1842^ weisen auf, wie die beklagte Dürftigkeit des Warenkorbs sich ob- 
jektiviert im einzelnen darstellt, und welcher Aufwand dem Lehrer als un- 
vermeidlich und notwendig galt. Die Liste von 1837 war von Förderern des 
Volksschulwesens zum allgemeinen Nachweis der Bedürftigkeit der Lehrer 
zu dieser Zeit veröffentlicht worden. Dagegen besaß die von Lehrer Bauer 
aus Gummersbach 1842 mit Unterstützung von weiteren sechs Lehrern er- 
stellte Liste den Zweck, sein Gesuch um Gehaltserhöhung zu untermauern. 

Die Liste von 1837 gibt den Verzehr von Brot mit täglich ein Pfund pro 
Kopf an. Der Hinweis des Listenerstellers, daß die Seminaristen im Königli- 
chen Schullehrer-Seminar täglich eineinviertel Pfund Brot erhalten, unter- 
schlägt dabei, daß er in seiner Lehrerfamilie noch täglich Weißbrot für 1 Sil- 
bergroschen verzehrt. Insgesamt verzehrt die in der Liste typisierte preußi- 
sche Lehrerfamilie demnach täglich fünf Pfund dunkles Brot. Für eine 
Schweizer Lehrerfamilie gleicher Größe - fünf Personen - wurde für 1872 ein 
täglicher Verzehr von drei Pfund Brot erhoben.^ Insgesamt muß der preus- 
sische Lehrer nach der Bedarfsliste für Brot ca. 50 Taler/Jahr aufwenden. 
Der Elejsch yerzehr läßt sich nach der Liste für eine fünfköpfige Familie auf 
132,5 k^Jahr errechnen (ca. 28 Taler). Das ergibt einen Pro-Kopf-Verzehr 
in Höhe von 26,5 kg/Jahr. 1837 liegt der durchschnittliche Pro-Kopf-Ver- 
brauch an Fleisch in Preußen bei ca. 17 kg/Jahr.^ Als wöchentlicher Ver- 
brauch der Lehrerfamilie wird auch ein Pfund Wurzenmehl (für die Zuberei- 
tung von Zichorienkaffee) aufgeführt. Dieser Konsumartikel ist zu dieser 
Zeit noch nicht, sondern erst um 1900 fester Bestandteil des Speisezettels 
der Unterschichten.^^ 

Die genannten Werte für Brot- und Fleischverzehr - wobei gerade der 
Fleischkonsum als ausgezeichneter zeitgenössischer Indikator für den allge- 
meinen Lebensstandard gilt^ - sprechen dafür, daß die Kennzeichnung des 



24 Bedarfsliste 1837 enthalten in: Preußische Volks-SchulZeitung 5(1837), S.329ff.; Be- 
darfsliste 1842 enthalten in: HSA Düsseldorf Best. Reg. Köln Abt.Il Nr.2712, p.79f. (Gesuch des 
Lehrers Bauer, Gummersbach) 

25 Hampke 1888, S.XXXDC 

26 Teuteberg/Wiegelmann 1972, S.107 

27 Teuteberg 1977, S.93 

28 Teuteberg/Wiegelmann 1972, S.128 
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Lehrers als "patentierter Hungerleider"^^ plakativ ist und so undifferenziert 
die historisch-realen Lebensverhältnisse nicht - und zu keinem Zeitpunkt 
der Berufsgeschichte - trifft. Allein für Brot und Fleisch wendet der Lehrer 
ca. 78 Taler/Jahr auf. Ein ländlicher Arbeiter in der gleichen Region (Rhein- 
provinz) bestreitet mit 73,8 Taler im Jahr seine gesamten Nahrungskosten.^ 

An Kleidung leistet sich der Lehrer aufs Jahr umgerechnet einen Auf- 
wand von ca. 22 Taler. Dies sind dann - nach der Rechnung - im einzelnen 
pro Jahr drei Röcke und ein Mantel, zwei Hosen und zwei Westen, zwei 
Paar Stiefel/Schuhe, zwei Mützen oder Hüte, zwei lange Unterhosen, ein 
Paar Pantoffeln, drei Halstücher, zwei Taschentücher, drei Paar Strümpfe, 
zwei kleine Vorhemden, ein Nachthemd, ein paar Handschuhe. Einer der 
beiden Röcke hat wegen der kirchlichen Amtsgeschäfte ein schwerer 
Tuchrock zu sein. Der Mantel ist nötig zum Schutz der Gesundheit des 
Lehrers, wenn er sich bei Amtstätigkeiten - etwa Beerdigungen - der 
Witterung aussetzen muß. "Überdieß hat ja auch jeder Soldat und fast jeder 
Dienstknecht jetzt einen Mantel". Überhaupt müsse "der Lehrer in der 
Kleidung sowohl für sich, als auch für seine Familie einen gewißen Anstand 
beobachten, weil der Bauer und Handwerker sich jetzt eben so gut, auch wol 
noch besser kleiden, als der Lehrer es kann, er verliert sonst an Achtung. - 
in dieser Weise begründet der Ersteller der Bedarfsliste den auf den ersten 
Blick fast majestätisch anmutenden Umfang der Lehrergarderobe. Doch ist 
hier eher die aus dem Vergleich mit geringer geachteten Berufsständen 
gewonnene Anspruchshaltung als der tatsächliche Konsumbedarf Grundlage 
dieser Teile des Haushaltungsanschlags des Lehrers - "Kleider machen 
Leute". 

Für die soziale Absicherung seiner Familie wendet der Lehrer ca. 3 Taler/ 
Jahr als Beitrag zur Wittwen- und Waisenkasse auf. Die Ausgaben für die 
gesundheitliche Versorgung der Lehrerfamilie (Arzt, Apotheke; eine Beihil- 
feregelung existiert noch nicht^^) belaufen sich auf 3 bis 5 Taler. An berufs- 
spezifischen Auslagen fallen für Generalkonferenzen, gewöhnliche Konfe- 
renzen und Gesangskonferenzen 5 Taler im Jahr an; für Feder, Tinte, Papier 
und Fortbildungsmittel (Bücher, Zeitschriften, Musikalien) werden 9 Taler 
veranschlagt. Auch für seine Gesinnung will sich der Lehrer verausgaben: 



29 H. 1894, S.298 

30 Hampke 1888, S.109 

31 Preußische Volks-Schul-Zeitung 5(1837), S.329ff. 

32 Bis zur gesamtstaatlichen Einführung der Krankenversicherung nach 1880 existierte für 
die preußischen Lehrer bis auf wenige regionale Krankenkassen (z.B. seit 1844 in Berlin; vgl. 
Kirsch 1855. Bd.II) und dann überregional im Deutschen Lehrerverein keinerlei soziale Absi- 
cherung bei Krankheit. 
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"Der Lehrer lehrt in der Schule: Seyd Barmherzig, wie euer Vater im Him- 
mel. Er zeige also auch durch die That, daß er nicht heuchle. So hat er als 
jährliche Wohltätigkeitsausgabe 2 Taler abzuzweigen. 

Diesen skizzierten Lebensstandard sieht der listenerstellende Lehrer als 
bedroht an. Ein Grund hierfür besteht darin, daß die Königlichen Regierun- 
gen das Ziel verfolgen, dem Lehrer - bzw. seiner Frau - diverse Nebenbe- 
schäftigungen zu untersagen, und die Lehrerstellen von den Küsterstellen zu 
trennen. Dies geschah unter der staatlichen Zwecksetzung, das Lehramt vom 
Neben- zum Hauptamt zu befördern - in der Lesart eines anderen sich darob 
beklagenden Lehrers, "um den Lehrerstand zu heben, ... was alles nur zu lo- 
ben ist".^ Aber das Normalgehalt kann die Verluste durch den Wegfall die- 
ser Nebenbetätigungen nicht kompensieren. Der Lehrer befürwortet die 
administrative Formierung seines Berufs und beklagt gleichzeitig die daraus 
jfür ihn entstehenden Folgeprobleme für seine Lebensführung. 

Über den weiteren Besitzstand von Lehrern geben Inventarlisten von 
1822 und 1834 Aufschluß.^^ Diese Listen waren Teil von Unterstützungsge- 
suchen, die nach Brandschäden in der Lehrerwohnung bei den Bezirksregie- 
rungen eingereicht wurden. Lehrer S. (alleinstehend) weist 1822 folgende 
Ausstattung - glaubhaft, weil auch so von der Behörde akzeptiert - nach: 

a) Kleidung im Wert von 36 Taler, 20 Silbergroschen. Sie entspricht in 
den Einzelheiten etwa der oben bereits geschilderten Lehrerkleidung. 
Ihr Wert liegt höher als vorher mit 22 Talern, die aber den Wert der 
Kleidung als aufs Jahr umgeschlagenen Konsumbedarf bezifferten. 
Lehrer S. führt den Neuanschaffungspreis auf. 

b) Weitere Textilausstattung (Bettücher, -Überzug, Handtücher) im Wert 
von 12 Talern. 

c) Hausinventar (1 Tisch, 2 Stühle, 1 Bettstelle) im Wert von 12 Taler, 10 
Silbergroschen. 

d) Heizmaterial 12 Taler. 

e) Acht Bücher im Wert von 14 Talern. 

Der von Lehrer S. nachgewiesene Besitzstand hat einen Gesamtwert von 
gut 80 Talern. Seine Garderobe macht dabei den größten Einzelanteil aus. 
Der zweitgrößte Posten ist das Berufematerial - Fachbücher. Dieser ist mit 
14 Talern größer als jeder der anderen Einzelposten (Textilien, Hausinven- 
tar oder Heizmaterial). Andererseits macht die Lehrergarderobe im Wert 
genausoviel aus wie Textilien, Hausinventar und Heizmaterial zusammen. 



33 Preußische Volks-Schul-Zeitung 5(1837), S.331 

34 HSA Düsseldorf Best. Reg. Köln Abt.II Nr.2712, p.80 

35 Inventarliste 1822 enthalten in: 2^tA Merseburg Rep.76 Sect.24aa Nr.2 Bd.l. 1818-1828; 
Inventarliste 1834 enthalten in: ZStA Merseburg Rep.76 VII Sect.l3aa Nr.2 Bd.III, p.135-137 
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Lehrer H. (Frau und vier Kinder) besaß 1834 vor dem Brand: 

a) Kleidung und Textilien im Wert von 236 Taler, 10 Silbergroschen. 

b) Hausinventar im Wert von 286 Taler, 14 Silbergroschen, 6 Pfennig. 

c) Heizmaterial in Höhe von 13 Talern. 

d) Instrumente und Musikalien im Wert von 19 Talern. 

e) Nahrungsvorräte und diverse Rohstoffe im Wert von 66 Taler, 22 Sil- 
bergroschen. 

f) Schließlich Vieh im Wert von 6 Talern. 

Der Gesamtwert des Besitzes beträgt 627 Taler, 16 Silbergroschen, 6 
Pfennig. Aufschlußreich ist in dieser Inventarliste die qualitative Beschaf- 
fenheit der Einzelartikel. So gibt es im Haushalt neben den "ordinären" 
Tischtüchern das Tafeltuch, neben dem Umschlagtuch das seidene Um- 
schlagtuch, neben den wollenen Strümpfen die feinen Strümpfe, neben den 
ordinären die geschliffenen Gläser; weiterhin Servietten, Silberbesteck, 
Gold- und Perlenschmuck, Behältnisse aus Kupfer und Zinn. An kulturellen 
Accessoires existierten eine Violina, ein Rügel und die entsprechenden Mu- 
sikalien.^ Nachdem Reißfeder und Zirkel vorhanden waren, kann auch ge- 
schlossen werden, daß die weiteren - in der Liste nicht näher benannten - be- 
ruflichen Utensilien umfangreich und hochwertig sind. 

Die Betrachtung dieser beiden letzten Besitzinventarien zeigt zwei Extre- 
ma in der Lebensführung von Lehrern. Auf der einen Seite der noch allein- 
stehende junge Lehrer, dessen Ausstattung von beruflichen Bedürfnissen so 
bestimmt ist, daß er seinen Stand gerade in seiner Kleidung manifestiert - 
das Statussymbol des Lehrers jener Zeit. Der restliche Hatisrat muß dafür 
zurücktreten. Eine Familie will oder kann er sich noch nicht leisten. 

Auf der anderen Seite der arrivierte Lehrer, der mit seiner persönlichen 
Kleidung etwa ein Merkmal seines Berufsstandes angibt. Mit dem Ensemble 



36 Gerade die genannten und andere kulturelle Accessoires machen - etwa im Vergleich zu 
qualifizierten und bereits arrivierten Fabrikarbeitern - die Haushaltsausstattung von Lehrern 
aus; vgl. hierzu bes. Schomerus 1977 (S.240ff.), die an Haushaltsausstattung eines Fabrikarbei- 
ters der Maschinenfabrik Esslingen (1860) u.a. auch aufführt: 1 silberne Sackuhr mit Kette, 1 
Paar Ohrringe, 1 Ring. Eine Schlosserfamilie besitzt im gleichen Jahr u.a.: 2 Kugelringe, 1 gol- 
dene Kette, 2 goldene Vorstecknadeln, 1 Granatkette, 1 Paar Ohrringe, 1 silberne Ankeruhr, 1 
Brosche, 1 Zigarrenspitze, silberne Eßlöffel (vgl. ebd., S.242). Die Kulturgüter der 
Lehrerfamilie bestehen dagegen nicht nur in bloßem Schmuck, sondern zusätzlich in Büchern, 
Musikinstrumenten, Malausstattung, wertvollen Gegenständen für die Haushaltsführung usw.. 
Solche Utensilien fehlen beim Fabrikarbeiter, die dort vorhandenen Bücher beschränken sich 
auf 1 Gesangbuch und 1 Bibel; das Mobiliar ist eher karg (vgl. ebd.). Das gleiche gilt für die 
Schlosserfamilie; sie besitzt an kultureller Ausstattung 2 Gesangbücher, 1 Gebetbuch, 1 
Kochbuch, 4 Bände der "Gartenlaube", 36 Hefte des "Kunstuniversum" und 6 Hefte der 
2^itschrift "Der württembergische Sekretär". Als Wandschmuck nennen beide Arbeiterfamilien 
10 bis 15 kleine und große Porträts ihr eigen (vgl. ebd., S.242f.). 
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seiner weiteren Besitzgüter aber repräsentiert er ein Niveau, das bereits auf 
einen höheren sozialen Status verweist: den Strohhut für die Erholungsreise, 
der Flügel für die kulturelle Erbauung etc.. In Bezug auf die durchschnittli- 
chen Verhältnisse im Stand ist dieser Lehrer aber ein Exot. Die Vermutung 
ist zulässig, daß ihm diese Prosperität über vorteilhaftes Konnubium er- 
reichbar war. Dafür spricht die Mitteilung eines Landrats an den preußi- 
schen Innenminister 1844, daß "die Lehrer sehr häuflg ihre häuslichen Ver- 
hältnisse durch Heirat wohlhabender Mädchen in pecuniärer Beziehung 
glücklich zu verbessern wissen. Gleichwohl stand diese Strategie nicht je- 
dem Lehrer offen. 

Der Lehrer hebt in seiner Lebensführung also seinen Stand weniger über 
den Bereich des engeren Konsums (Kost) hervor. Hier gleicht er - entspre- 
chend der Höhe der Bezüge - den "Kost-Typen"^ seines sozialen Umfeldes. 
Je mehr Geld aber in der Lehrerfamilie als "freie Konsumspitze" verfügbar 
ist - wobei bereits der niedrigstbezahlte Lehrer nicht auf den berühmten 
schwarzen Rock verzichten kann -, desto mehr kristallisiert sich ein speziel- 
ler - und berufsspezifischer - Habitus heraus. Hierfür geben die standesge- 
mäße Kleidung, das bei mehreren Lehrerfamilien anzutreffende Dienstmäd- 
chen im Haushalt, die Erholungsreise während der Ferien oder die mögli- 
chen Ausgaben für die Ausbildung der Kinder die Orientierungspunkte ab. 
Auf diese Weise kann bereits bis zum Ende des hier besprochenen Zeit- 
raums auch^^ unter dem Aspekt der Lebensführung und der Konsumge- 
wohnheiten des Lehrers die Konstitution des Standes beobachtet werden. 
Lehrertypisches im Lebensstandard hebt sich schon in dieser Phase vom so- 
zialen Umfeld - der Gemeinde, der Kinder und ihrer Eltern in Stadt und 
Land - ab. Zwar wird noch die Hausschlachtung erwähnt, aber eben auch 
schon der Konsum von Bohnenkaffee. So macht der Lehrer, v.a. in der Stadt, 
in diesem Zeitraum bereits erste Schritte weg von der Kost des Bauern, Fi- 
schers, Tagelöhners und Gesindes hin zur Kost des städtischen Handwer- 
kers, kleinen Beamten und gut gestellten Facharbeiters.'*® 

(2) Der Lebensstandard der Elementarlehtei 184Ü - 1866 

Die Lehrer an niederen Schulen gehören Einkommensschichten an, für 
die sich Preisschwankungen, v.a. der direkten Lebensmittel, wegen ihres ho- 



37 HSA Düsseldorf Best. Reg. Köln Abt.II Nr.2712, p.81 

38 Teuteberg 1977, S.% 

39 neben der Standesbildung unter dem Aspekt der Formierung vom Neben- zum Hauptamt; 
zum einen über die quantitative Erhöhung der Einkommen, zum andern über die administrative 
Ausschaltung "berufsfremder" Tätigkeiten; s. hierzu ausführlich oben bei III.l.l 

40 Vgl. die sozialen "Kost-Typen" bei Teuteberg 1977, S.96. 
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hen Anteils am Gesamtkonsum stark auf den Lebensstandard auswirken. 
Die Untersuchung der konsumtiven Situation der Elementarlehrer erfordert 
daher die Betrachtung der Preisbewegungen für die wichtigsten Grundnah- 
rungsmittel bzw. deren Grundstoffe. Als besonders Teuerungsjahre treten 
auf (s. im einzelnen Tabellenteil, Tab.46): 

- für Roggen die Jahre 1846 und 1847, sowie 1852 - 1856; 

- für Weizen die Jahre 1846 und 1847, sowie 1852 - 1857 und 1860 -1863; 

- für Kartoffeln 1847, sowie die Jahre 1853 - 1856; 

- für Rindfleisch die Jahre 1847/48, 1855 - 1857 und 1860 -1862; 

“ für Schweinefleisch die Jahre 1847/48, 1853 -1857 und 1860 - 1866; 

- für Schmalz 1847, 1853 - 1857 und 1861; 

- Butter unterliegt zunehmendem Preisanstieg, auffallend 1847/48, sowie 
1853 und in den folgenden Jahren. 

Die Lehrerschaft reflektiert diesen ökonomischen Sachverhalt, indem sie 
die während der Jahre eingetretenen Gehaltsverbesserungen dem Anstieg 
der Durchschnittspreise gegenüberstellt. Im Ergebnis reichten die Einkom- 
menserhöhungen häufig nicht aus, um den Preisanstieg zu kompensieren. 
Die Diskrepanz wird von den Lehrern als Begründung ihrer Forderung nach 
Gehaltsverbesserungen genommen. Die im folgenden dargestellte Untersu- 
chung aus dem Funktionärskreis der Lehrerschaft nimmt explizit den ge- 
nannten Zusammenhang zum Ausgangspunkt. 

Die in der Lehrerzeitschrift veröffentlichte Erhebung der Durchschnitts- 
marktpreise von 1821 - 1865'*^ überschlägt den finanziellen Mehraufwand 
durch den Preisanstieg bei Weizen, Roggen und Kartoffeln. Der in dieser 
Kalkulation veranschlagte jährliche Pro-Kopf-Verbrauch an Roggen und 
Kartoffeln liegt mengenmäßig unter den Angaben für eine Normalfamilie 
mit geringem Einkommen in den 40er Jahren.^^ Für Roggen wird als Jahres- 
konsum angegeben: 2 bis 2,5 Scheffel/Person^^ (40er Jahre: 3,4 Scheffel/Per- 
son); der Jahreskonsum bei Kartoffeln beläuft sich auf 3 Scheffel/Person 
(40er Jahre: 5 Scheffel/Person). Es scheint so, als ob die von den Lehrern an- 
gesetzten Verbrauchsquanta deshalb so niedrig angesetzt sind, weil sie nach- 
weisen wollen, daß die Inflation selbst bei der Annahme niedrigsten Ver- 
brauches keine Verbesserung ihrer materiellen Lage zuließe. 

Desgleichen stammt ein 1856 aufgestellter Haushaltungsetat aus dem 
Kreis der Lehrerschaft. Er ist Teil eines Gesuches um Gehaltserhöhung, das 



41 enthalten in: Schulblatt der Provinz Sachsen 7(1868), S.166 

42 V. Reden 1847, S.568, zit. nach Kühler 1976, S.%; vgl. hierzu a. die zeitgenössische Erörte- 
rung der Pro-Kopf-Verbräuche, die allerdings von der Mahl- und Schlachtsteuer ausgeht, in: 
Barmer 2^itung (1847). No.296 vom 26. October 1847, S.1-3 

43 1 Scheffel = 42,5 kg; nach Kellenbenz 1976, S.955 
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mehrere Lehrer aus Bad Kreuznach bei der Koblenzer Regierung vorbrach- 
ten.'*'* Die Eingabe hat insofern einen eher individualistischen Charakter, als 
sie ohne Unterstützung durch einen Lehrerverein formuliert wird.'*^ Die 
Auswertung des Etats gibt Auskunft darüber, ob die Lehrer für das "liebe 
Brot" mehr ausgeben müssen - oder können -, als es dem oben angeführten 
Bedarf der "ärmsten Volksklassen" entspricht. Dieser Haushaltungsetat soll 
nach Intention der Antragsteller nachweisen, "wie wenig der Besoldungsetat 
gegenwärtig ausreicht, die nothwendigsten Bedürfnisse einer bescheidenen 
Familie zu beschaffen."'*^ Der Kreuznacher Haushaltungsetat wird zugleich 
als Basis eines Vergleichs mit den Konsumausgaben einer Landlehrerfamilie 
von 1837 genommen (Tab.IV.1.2). 

Der Vergleich zeigt einen Anstieg in nahezu allen Sparten der Konsum- 
palette. Backwaren/Brot/Mehl steigen von zusammen 46,8 auf 100 Taler, 
Getränke (am wichtigsten: Kaffee) von 22,5 auf 36 Taler, Fleisch nur gering- 
fügig von 24,2“*^ auf 26 Taler; bei Oel und Gewürzen (also den Beigaben für 
den Geschmack) liegt der Anstieg von 7,2'*® auf 16 Taler, im Bereich Hygie- 
ne (Wäsche, Seife) von 0,4“*^ auf 16 Taler, bei Kleidung und Wäsche^** etwa 
gleichbleibend mit 75 und 77 Talern, für Feuer und Erleuchtung wird 1837 



44 enthalten in: LHA Koblenz Best. 441 Nr.3679. 1856 

45 Dies sei hier nur am Rande vermerkt: Die Unterscheidung von Gesuchen um Gehaltsver- 
besserungen nach individuellen, kollektiven und auf der Basis von Lehrervereinen gefertigten 
Eingaben ("Denkschriften") drängt sich bei Betrachtung dieser Formen des politischen Verhal- 
tens von Lehrern auf. Sie scheint im 19. Jahrhundert in der genannten Abfolge phasenweise 
vorzuherrschen. Die Untersuchung der Hintergründe dieser Formen der Gehaltspolitik kann 
aber hier nur als Desiderat formuliert werden. Als Einstieg in, nicht als Antwort auf diese Frage- 
stellung s. jeweils die Abschnitte 1. Das Einkommen der Elementarlehrer in Kapitel III. 

46 LHA Koblenz Best. 441 Nr.3679. 1856. Der Text des Gesuches enthält außerdem fol- 
gende Situationsbeschreibung: "... so erlauben wir uns doch, noch Einiges über unsere Verhält- 
nisse näher zu bringen. Abgesehen von der zeitweiligen außergewöhnlichen Höhe der Preise der 
Lebensbedürfnisse, welche beinahe der früherer Zeiten beträgt, sind in den letzten zehn Jahren 
dieselben allgemein und namentlich in Kreuznach, einem Kurorte über ein drittel gestiegen, ge- 
gen die Zeiten, in welchen unsere Gehälter normiert wurden, bei deren Feststellung man damals 
noch Rücksicht genommen zu haben schien auf den Erwerb durch Privatstunden, den der Leh- 
rer in seiner freien 2^it erstreben könne. Wenn diese sich damals in großer Zahl vorfanden - 
was nebenbei gesagt, dem Amte nicht frommte, ihm gebührt die ganze Kraft, so möge man aber 
jetzt wohl bedenken, daß diese Erwerbsquelle durch die vermehrten höheren Lehranstalten und 
durch besondere hier weilende Privat-Lehrer und Lehrerinnen auch bis auf Weniges ganz abge- 
schnitten ist, wir also einzig auf unseren Besoldungsetat angewiesen sind und dadurch gegen je- 
den Geschäftsmann, Handwerker und selbst den Tagelöhner, welche alle durch längere Ausdeh- 
nung ihrer Thätigkeit, durch Vermehrung der Arbeitskräfte in Gehülfen und eigenen Familien- 
gliedern ihre Einnahmen vergrößern können, im großen Nachtheile stehen." (ebd.) 

47 Hier sind die Erwerbskosten für das Schlachtvieh bzw. das zu mästende Vieh eingesetzt. 

48 Für 1837: u.a. 5,7 Taler Salz zum Einpökeln 

49 Für 1837 stellen diese 0,4 Taler den Gegenwert für Kalk, Pottasche und Pech dar, die 
Grundstoffe für die hauseigene Seifenherstellung. 

50 Zusammengefaßt: Kleider, Bettzeug und Schuster. 
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etwas - 2 Taler - mehr ausgegeben^^; eindeutig höher liegen 1856 die "Sozial- 
abgaben"^^ mit 2,4 im Vergleich zu 9 Talern. Kosten für Arzt und Apotheker 
haben die Stadtlehrer 1856 nicht aufgeführt - mit dem Hinweis auf deren 
Unvorhersehbarkeit; der Landlehrer hatte sie 1837 mit 3 Taler beziffert. 



Tab.IV.1.2: Vergleich im Lebensstandard - Landlehrer 
1837 und Stadtlehrer 1856 (Angaben in TalerIJahr) * 



Konsumartikel 


1837 


1856 


Wohnung 


frei 


47,5 


Backwaren 


46,8 


90 


Getränke 


22,5 


36 


Mehl 




10 


Butter/Fett 




36 


Kartoffeln 


3,0 


36 


Fleisch 


24,2 


26 


Oel, Gewürze 


7,2 


16 


Wäsche, Seife 


0,4 


16 


Kleider, Bettzeug 


74,6 


45 


Schuster 


1,4 


32 


Feuer, Erleuchtung 


22,1 


20 


Steuer, Versicherung 


2,4 


9 


zusammen 


180,1 


419,5 



* Die Landlehrerfamilie umfaßt sechs Personen; der Etat wurde 
von einer konkreten Familie erstellt und wird in der Quelle als 
allgemein aussagekräftig behandelt; der Etat von 1856 umfaßt 
eine Stadtlehrerfamilie von fünf bis sechs Personen; er wurde 
von mehreren Lehrern in Bad Kreuznach (Rheinprovinz) als 
idealtypischer Etat erstellt. 

Quellen: Preußische Volks-Schul-Zeitung 5(1837), S.329ff. 

LHA Koblenz Best. 441 Nr.3679. 1856 

Der Ausgabenanstieg in den Jahren ist unverkennbar; jedoch ist hier 
nicht abzuschätzen, inwieweit er auf der Stadt-Land-Differenz beruht (s,o. 
111.2.2(1)). Gleichzeitig sind natürlich auch über die Jahre gestiegene Be- 



51 1837 entsteht ein höherer Brennstoffaufwand durch Hausschlachtung und durch das Ko- 
chen der Kartoffeln fürs Mastschweinchen. 

52 1837: Beitrag zur Wittwen- und Waisenkasse; außerdem Brandversicherung. 1856: Steu- 
ern und Beitrag zur Wittwen- und Waisenkasse 
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dürfnisse und Kosten zu verzeichnen. Die zeitgenössische Meinung trifft sich 
bei beiden Haushaltungsetats darin, daß dort eine bescheidene Lebensfüh- 
rung beschrieben werde.^^ Dies soll überprüft werden (Tab.IV.1.3), indem 
die Angaben von 1856 einem sozialen Vergleich ausgesetzt werden. Er um- 
faßt eine Landarbeiterfamilie (fünf Personen), eine Elementarlehrerfamilie 
(fünf bis sechs Personen) und eine Gymnasiallehrerfamilie (sieben Personen 
und Dienstmagd). Dieser Konsumvergleich "nach oben und unten"^“* soll für 
den Lebensstandard des Elementarlehrers den sozialen Ort eingrenzen. Die 
Gesamtausgaben für den Unterhalt der Familien verhalten sich dabei wie 1 : 
2.06 : 5.17 (Landarbeiter ; Elementarstadtlehrer : Gymnasiallehrer). 

Die eigentlichen Ausgaben für Nahrungsmittel verteilen sich in den Fami- 
lien folgendermaßen: 

Landarbeiter: 57,7% (1 17,64 von 203,97 Taler); 

Elementarlehrer: 59,6% (250 von 419,5 Taler); 

Gymnasiallehrer: 36,5% (386 von 1057 Taler). 

Bereits hieraus ergibt sich im Vergleich zum Oberlehrer eine größere so- 
ziale Nähe zwischen Landarbeiter und Elementarlehrer. Die Miete macht 
beim Elementarlehrer mehr als doppelt so viel aus wie beim Landarbeiter 
(städtische Wohnungspreise) und ca. 1/3 der Mietausgaben des Lehrers an 
der höheren Schule. Für Getränke incl. des Genußmittels Kaffee kann der 
Elementarlehrer im Vergleich zum Landarbeiter etwa das Fünffache ausge- 
ben. Für Verfeinerungsmittel (Oel, Gewürze) verwendet der Lehrer etwa 
das Sechsfache mehr. An Kleidung und Bettwäsche leistet sich der Lehrer 
ungefähr den doppelten Aufwand wie der Landarbeiter. Die Sozialabgaben 
sind beim Lehrer um 2 Taler geringer, enthalten aber Steuer und Beitrag zur 
Wittwen- und Waisenkasse, während sich beim Landarbeiter der Betrag aus 
Steuer und Schulgeld ergibt. Dem Gymnasiallehrer sind eine Reihe von wei- 
teren Konsumausgaben möglich, die weder beim Landarbeiter noch beim 
Elementarstadtlehrer eine Entsprechung finden: Lohn der Magd, Arzt- und 
Apothekerkosten, (zusätzliche) Bildungsausgaben für die Kinder.^^ 



53 v.Türk 1838, S.224; er übernimmt den Haushailungsetat aus der Preußischen Volksschul- 
zeitung, um seine Forderung nach Erhöhung der Lehrergehälter zu begründen (ebd., S.224ff.). 
Vgl. für den 56er Haushaltungsetat LHA Koblenz Best. 441 Nr.3679. 1856. 

54 Nach Lage der Quellen ist es dabei nicht möglich, die Vergleichspartner konsequent nach 
der Stellung in ihrer Population - z.B. alle im oberen Einkommensdritlel - vergleichbar zu hal- 
ten. Der Gymnasiallehrer ist mit 1000 Taler/Jahr gutverdienend, der Elementarstadtlehrer ist 
mit einer Ausgabe von über 400 Taler/Jahr ebenfalls innerhalb seines Standes "hoch” angesiedelt 
(s.o. 111.2.2(1)). Die Daten der Landarbeiterfamilie entstammen einer offiziellen Erhebung und 
stellen etwa die durchschnittlichen Verhältnisse in dieser Klasse dar. 

55 Die einzelnen Konsumhöhen sind genannt in der Anm. zu Tab.IV.1.3. 
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Tab.IV.1.3: Vergleich im Lebensstandard - Landarbeiter 1849IEle- 
mentarstadtlehrer 1856/Gymnasiallehrer 1855 (in Taler /Jahr)* 



Landarbeiter 
Konsumartikel 1849 


Elem.lehrer 

1856 


Gymnasiallehrer 

1855 


Wohnung 


20 


47,5 


150 


Werkzeug 


4 






Backwaren 


43,3 


90 




Getränke 


7,1 


36 




Käse 


3,04 






Mehl 


24,3 


10 




Butter/Fett 


13,9 


3 zusammen für 


Kartoffeln 


26 


36 Lebensmittel: 


Fleisch 




26 


386 


Oel, Gewürze 


2,6 


16 




Wäsche, Seife 




16 




Kleider, Bettzeug 38,26 


45 


210 


Feuer/Erleuchtung 14,4 


20 


62 


Sozialabgaben 


7,07 


9 


125 


zusammen 


203,97 


387,5 


933 



* Die Elementarlehrerfamilie hat zusätzliche Ausgaben für den Schuster in Höhe von 
32 Taler/Jahr. Der Haushaltungsetat der Gymnasiallehrerfamilie nennt an weite- 
ren, hier nicht aufgeführten Ausgaben: Lohn der Magd 24 Taler, Arzt/Apotheker 
20 Taler, Schulgeld und Musikunterricht für drei Kinder 80 Taler. 

Quellen: Lengerke 1849, S.369f. 

LHA Koblenz Best. 441 Nr.3679. 1856 
Chronik 1857, S.182 

Der Lehrer an der Elementarschule liegt also in seinen Haupt-Ausgabe- 
posten für Verzehr und Ausstattung um ein Mehrfaches über dem Landar- 
beiter. Andererseits weist der Lehrer der höheren Schute zum Elementar- 
lehrer eine noch größere soziale Distanz auf als dieser zu seiner Klientel; 
dies sowohl in der möglichen Mehrausgabe im direkten Konsum als auch im 
Bereich der sozialen Vorsorge und "neuen" Momenten des Lebensstandards, 
wie Teilhabe an der höheren Kultur und das Verfügen über Dienstpersonal. 
Die soziale Selbstwahrnehmung des Elementarlehrers in diesem Punkt^*^ - in 



56 s. Anm.46 zu diesem Abschnitt 
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Phasen graduellen Sinkens des Lebensstandards aktualisiert er Abstiegsäng- 
ste - resultiert demnach aus der realen Situation des Bittstellers. 

(3) Konsumtion und Lebensstandard des Elementarlehrers nach 1866 

Bis etwa 1890 setzen sich weder von offizieller noch von Lehrerseite die 
bisher üblichen Verbrauchsdarstellungen fort. Sie werden erst dann wieder - 
im Zuge verstärkter statistischer Durchdringung, aber auch erheblich ver- 
feinerter Erhebungsmethoden, breiterer Streuung der Daten und angesichts 
inflationärer Preisentwicklungen innerhalb der Volkswirtschaft - erstellt, wie 
früher zur Untermauerung von Gehaltsforderungen der Elementarlehrer. 
Im folgenden soll versucht werden, diese offensichtliche "Lücke" in der Da- 
tenpräsenz verständlich zu machen. Dabei steht nicht die Klärung der Frage 
an, warum etwas nicht da ist - nämlich explizite einzelne Haushaltsrechnun- 
gen. Vielmehr geht es darum zu umreißen, warum bis etwa 1890 ein bisher 
probates Mittel des Nachweises der Bedürftigkeit der Lehrer und der Not- 
wendigkeit ihrer Besserstellung aufgegeben wird zugunsten eines anderen 
Mittels - vorwiegend Aufbau von Lehrervereinen - bzw. später wieder modi- 
fiziert aufgenommen wird. 

Die in der bisherigen Auswertung der Konsumverhältnisse verwendeten 
Daten entstammen v.a. Aufstellungen, die als einzelne oder lokal gültig an 
die jeweilige Bezirksregierung adressiert waren. Sie dienten dem Nachweis 
der Berechtigung von Einkommenserhöhungen bzw. -forderungen. In der 
Phase des Aufbaus von überregionalen Lehrervereinen^^ seit Beginn der 
70er Jahre verlagern sich die (politischen) Interessen der Lehrer auf die Ver- 
eine selbst, d.h. die (politischen) Aktivitäten der Lehrer werden durch den 
Verein absorbiert.^* Das Hauptgewicht liegt auf der Sammlung der Kräfte 
und der Grundlegung der Effektivität von Maßnahmen; es besteht eine 
"Identität von Vereinspolitik und ’Mehrheits’-Interesse der Lehrer"^^ und 
die Interessenvertretung wird an den Verein delegiert. Die Bedürftigkeit des 
Lehrers bedarf keiner gesonderten Darstellung mehr, weil jetzt die Notwen- 
digkeit einer Besserstellung bereits als (Teil-)Anliegen im Verein unterstellt 



57 Gemeint sind hier besonders Preußischer Lehrerverein (gegründet 1871) und Deutscher 
Lehrerverein (gegründet 1872) mit ihren Provinzial- und Regionalverbänden. 

58 So wächst etwa die Mitgliederzahl des Preußischen Lehrervereins zwischen 1874 und 1891 
von etwa 9.000 auf fast 40.000 (bis 1914 auf 71.061). Der Organisationsgrad des Preußischen 
Lehrervereins liegt nach eigenen Berechnungen (s.u.) 1886 bei 30,4%, 1891 bei 51,8%; bis 1906 
steigt er auf über 60% der Lehrer. Einzelne Provinzial- und Regionalvereine haben bereits 1891 
einen Organisationsgrad, der über 60% liegt: Berlin (72,7%), Schlesien (60,2%), Schleswig-Hol- 
stein (64,2%). Vgl. zu den Mitgliederzahlen der Lehrervereine in Preußen und deren Organisati- 
onsgrad: Deppisch 1980 (unveröff. Ms.); für das Deutsche Reich vgl. Bölling 1977; vgl. a. Kei- 
ner/Tenorth 1981, S.218f. 

59 KeineryTenorth 1981, S.219 
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ist und vertreten wird - sie materialisiert sich gewissermaßen organisato- 
risch.^ Konkrete Nachweisung erscheint für die Lehrer dann in einer Form 
am effektivsten, die tendenziell für den gesamten Stand Aussagekraft besitzt, 
was mit einzelnen oder gruppierten Haushaltslisten nicht mehr ohne weite- 
res möglich ist.^^ 

Die von Lehrern wie Lehrervereinen auf das Ministerium Falk gesetzte 
Hofftiung impliziert auch, das Anliegen materieller Besserstellung zunächst 
nicht mehr in der herkömmlichen Weise vortragen zu müssen; man hält das 
Lehrerinteresse für anerkannt, und der Verein ist dann auch Vorsprecher 
der Lehrer und - als selbsternannter Experte auch in politischen Fragen - 
"Mitgestalter" für das Schulwesen. 

Festzustellen ist aber, daß mit Beginn der 90er Jahre die "alte" Weise des 
Nachweises der Bedürftigkeit wieder stattfindet, und zwar in formal standar- 
disierter Version mit dem Anspruch auf breitere Gültigkeit.^^ Auf der jetzt 
für den regionalen Lehrerverein möglichen Datenbasis, über den durch die 
Sammlung der Daten ein überregionales Bild herstellbar ist, werden die ak- 
tuellen Nöte vorgebracht und als politische Entscheidungshilfe vorgetra- 
gen.^^ Der durchstrukturierte Verein greift also durchaus auf "überkomme- 
ne" Mittel zurück - modernisiert auf dem ihm möglichen Level. "Ermuntert" 
werden die Lehrerverbände dazu von den Behörden^, die zur Sache selbst 



60 Lehrerfunktionär Rißmann bringt diesen Zusammenhang selbst auf den Punkt: "Was die 
Vereinsarbeit der Gegenwart auszeichnet, ist der ideale Zug, der in ihr unverkennbar hervor- 
tritt. Persönliche (sic!) und Standesinteressen stehen zurück hinter den großen Fragen einer 
zeitgemäßen Schulreform. Nicht für sich (sic!) arbeiten und kämpfen die Lehrer unserer Tage in 
erster Linie, sondern für das Volk und seine Jugend. Nicht sich und der Gegenwart gilt ihr Stre- 
ben, sondern dem heranwachsenden Geschlecht und der Zukunft unseres Volkes." (Rißmann 
1908, S.232) 

61 Vgl. die Argumentation Jüttings, der die Benachteiligung der Lehrer im Vergleich zu an- 
deren Berufsständen hervorhebt ("Wehrstand - Lehrstand"; Jütting 1871, S.46), im Gedenken an 
den Staatshaushalt von 1872 einen weiterhin gerechten Anteil für die Lehrer einklagt (Jütting 
1888, S.181ff.) und die Wirkung von Staatszuschüssen zur Besoldung durch die Preissteigerun- 
gen nivelliert sieht. 

62 Vgl. die "Denkschrift über die Lage der Besoldungen in Preußen und über die Vorschläge 
zu ihrer anderweiten Ordnung". o.O. o.J.(1892); eine solche Befassung geht also von Lehrerseite 
der sozialwissenschaftlichen (vgl. v.a. Gerloff 1908 und 1910) voraus. 

63 Vgl. z.B. die Staffelung der Bedarfsausgaben nach Familiengröße mit dem Aufweis von 
Einkommensdefiziten in der Demonstration der Notwendigkeit einer Besoldung nach Dienstal- 
tersstufen durch die Lehrer der Ober-Bürgermeisterei Rheydt 1891 (Angaben in Mark/Jahr): 
Familiengröße/ 3 Personen 6 Personen 



Einkommen 


1700 


1850 


Quelle: 'Eingabe der Volksschullehrer der Ober-Bürgermeisterei 


Ausgaben 


2152 


2694 


Rheydt betr. Aufbesserung ihres Einkommens". 1891. In: LHA 


Defizit 


452 


844 


Koblenz Best 403 Nr. 10704. 1891 



Dabei ist der Familienzuwachs und der bescheidene Aufstieg zum Hauptlehrer unterstellt. 

64 "Die Lehrerschaft hat nach dem Bekanntwerden des Erlaßes vom 26. Juni 1891 es sich in 
dankenswerther Weise angelegen sein lassen, den Landräthen, Regierungen und Ober-Präsiden- 
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"eingehende Ermittlungen" anstellen.^^ In die gutachtenartige, von den Be- 
hörden erstellte "Denkschrift" von 1892^ gehen daher die zahlreich erhobe- 
nen Materialien der Lehrerverbände ein. Erhebung und Beurteilung des 
Lebensstandards der Elementarlehrer ist in diesem Zeitabschnitt Gegen- 
stand sowohl von Lehrer- wie von Regierungsseite. Äußerer Anlaß für die 
"Wende" in der Art der Begründung der Gehaltspolitik von seiten der Leh- 
rerschaft waren mit Sicherheit die gestiegenen Teuerungsraten der Jahre 
1889 bis 1891, die auch von außerordentlich gewährten Teuerungszulagen 
nicht aufgefangen werden konnten.^® 

Im folgenden soll nun abschließend weniger auf die sich auf Haushalts- 
rechnungen gründende Gehaltspolitik der Lehrerschaft eingegangen wer- 
den; vielmehr wollen wir anhand der Daten zur konsumtiven Situation der 
Lehrerschaft aus dem Zeitraum nach 1890 die stattgehabte Entwicklung im 
Lebensstandard in sozialen (andere Berufsgruppen) und temporären Ver- 
gleichen resümierend darstellen. 

Die Ausweitung der Konsumtionsfähigeit und die Veränderung der Kon- 
sumgewohnheiten der Elementarlehrerschaft im Verlauf des 19. Jahrhun- 
derts und bis zum Beginn des 1. Weltkriegs läßt sich insgesamt charakterisie- 
ren als Übergang von einer Situation des Mangels zu einem Kosttypus und 
zum Habitus einer standesgemäßen Lebensführung. In den folgenden Ver- 
gleichen wird der Progreß aufgeschlüsselt in Bezug auf: a) Existenzmini- 
mum, b) Anspruchsniveau und Realkonsum, c) obligatorische Standesko- 
sten, d) standesinterne Differenzen im Lebensstandard, e) Konsumverglei- 
che zwischen Lehrern und Arbeitern und f) standesgemäße Lebensführung 
der Lehrerschaft. 



len ihre Wünsche zu übermitteln und durch eingehend begründete Haushaltungspläne zu unter- 
stützen.” (Denkschrift 1892, S.63) Die genannten und im weiteren vorgestellten Aktivitäten von 
Regierungs- wie von Lehrerseite stehen bereits in engem Zusammenhang mit dem Diskussions- 
und Vorbereitungsplafond des 1897 verabschiedeten Lehrerbesoldungsgesetzes. 

65 Die Behörden erhoben die Jahresausgaben von Lehrern der Regierungsbezirke Bromberg 
und Posen; die Ergebnisse abgedruckt in: Denkschrift 1892, S.70ff.. 

66 s.o. Anm.62 zu diesem Abschnitt 

67 Aufgeführt werden dort Daten aus einer Denkschrift des westpreußischen Lehrervereins 
(1891), aus einer Denkschrift der Lehrerversammlung zu Coesfeld/Münsterland (1891), aus ei- 
ner Eingabe des westfälischen Provinzialverbandes des Katholischen Lehrerverbandes, aus der 
Denkschrift ”Amts- und Gehaltsverhältnisse der Lehrer an den Volksschulen in den großen In- 
dustriestädten des Reg.bez. Düsseldorf: Barmen, Crefeld, Düsseldorf, Duisburg, Elberfeld, Es- 
sen" von 1891, sowie die Daten von Kölner, Koblenzer, Zeller (Mosel) und Mühlheimer (a. 
Rhein) Lehrern - letztere auch enthalten in: LHA Koblenz Best. 403 Nr.l0704. 1891; s.o. Anm. 
62 zu diesem Abschnitt. 

68 Vgl. hierzu Wesemann 1978, S.306ff. mit Bezug auf Materialien aus LHA Koblenz Best. 
403 Nr.l0704. 1891. 
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a) Existenzminimum 1911 

Ungleich den Ergebnissen von 1820 (s.o. Schaubild 11), liegen die Ele- 
mentarlehrer aller Regierungsbezirke und in Stadt und Land nach 1900 
(hier: 1911) klar über dem historischen Existenzminimum für eine vierköpfi- 
ge Familie in Höhe von 1.600,35 Mark/Jahr^^ (s. Schaubild 12). Gleichwohl 
sind noch eklatante Einkommensdifferenzen innerhalb des Lehrerstandes 
vorhanden: 

- Die Landlehrer rangieren durchwegs unter den Stadtlehrern; nur die 
bestdotierten Landlehrer in Potsdam erreichen die Höhe der niedrigst- 
dotierten Stadtlehrer in Münster (mit Ausnahme von Sigmaringen). 



3cli«ublld 12: Durch ichnltttvlnkom man dar 
prauSlachan EtaiMntirfahrar und 
E^iitanzmlnlmuiti 1911 



Hagtar unga bail r I 




Qutnmn, Tkh >11 >111911, 

Kiwi r» kl i*aa. aa a, a.iit, «i« 



69 Zur Berechnung des jährlichen Existenzminimums für 1911: Nach Kuczinsky 1966. Bd.5, 
S.222 lag das Existenzminimum/Woche im Jahr 1924 für eine vierköpfige Familie bei 41,20 
Mark; das sind 2.142,40 Mark/Jahr. Der Lebenhaltungskostenindex (1900 = 100) betrug für 
1924: 166 (ebd., S.218). Für 1911 betrug der Lebenshaltungskostenindex: 124 (ders. 1947, 
S.173). Durch Rückrechnung ergibt sich für 1911 ein Existenzminimum/Jahr in Höhe von 
1.600,35 Mark. Diesem Existenzminimum werden im Schaubild 12 die Daten für die Durch- 
schnittseinkommen der Stadt- und Landlehrer in allen preußischen Regierungsbezirken gegen- 
übergestellt (für die Daten s. Tabellenteil, Tab.27). 



294 






-- Die stärkste Stadt-Land-Differenz findet sich in den Regierungsbezir- 
ken Wiesbaden, Aachen, Köln und Danzig. 

- Der Gegensatz zwischen Stadt und Land überlagert das West-Ost-Ge- 
fälle; so sind die niedrigsten Landlehrerpositionen - sowohl östlich wie 
westlich, nämlich - in den Regierungsbezirken Bromberg, Oppeln, 
Münster, Minden, Köln und Aachen zu finden. 

b) Anspruchsniveau 1844 und Realkonsum 1907 

Die allgemeine Hebung in Einkommen und Konsum der Elementarlehrer 
soll nicht allein als solche nur festgestellt werden. Darüber hinaus ist es 
möglich, auch eine eher Standes- und statuspolitische Qualifizierung der 
Entwicklung zu treffen. In Bezug auf die Quanta des engeren Konsums kann 
dann für den Stand als solchen sicher behauptet werden, er habe hier ein 
Standesziel erreicht. Der Vergleich in den Verbrauchsquanta der wichtigsten 
Nahrungsmittel zu den Zeitpunkten 1841/44 und 1907 zeigt auch die Ten- 
denz des Anwachsens der verzehrten Menge an Lebensmitteln. Dies ist je- 
doch weniger zwischen diesen beiden Zeitpunkten der Fall, als vielmehr bei 
zunehmender Gesamtausgabe und Familiengröße innerhalb jeder Ver- 
gleichsgruppe (Tab.IV.1.4). 

Die Tabelle vergleicht die Ausgabeposten der Lehrerfamilien von 1907 
und aus den 40er Jahren. Der Verbrauch sowohl bei Fleisch/Wurst, als auch 
bei Butter/Schmalz und bei Kaffee hat sich über die Zeit nicht verändert; bei 
Käse hat sich der Konsum stark verringert. (Bei Kartoffeln, Milch und Eiern 
ist quellenbedingt keine Vergleichbarkeit zu erzielen.) Auf den ersten Blick 
scheint es daher so, als ob über die Jahre eine Zunahme im Konsum der 
unmittelbaren Lebensmittel nicht stattgefunden habe. Die bereits oben (s. 
II.2.2) formulierte quellenkritische Interpretation plädierte aber dafür, da- 
von auszugehen, daß die Daten von 1841/44 die - lehrereigene - Bemessung 
eines Anspruchsniveaus darstellen, so daß sich im Vergleich also der früher 
formulierte und dann später real eingelöste Anspruch gegenüberstehen. 
Diese Schlußfolgerung ist insbesondere aus der Berücksichtigung der bei der 
frühen Datengruppe vorhandenen Differenzen zwischen - angenommenen - 
Konsumausgaben und - realem - Einkommen gerechtfertigt. Festzuhalten 
bleibt aber, daß über die Jahre und bei steigendem Einkommensniveau auch 
die einzelnen Ausgabeposten und Verzehrmengen anschwellen (s. Tabelle); 
diese Feststellung gilt über den gesamten Zeitraum hinweg.^^ 



70 s.o. bei 111.4.3(3) 

71 Erst die soziale Einordnung der lehrereigenen Konsumtionsfähigkeit soll weiter unten (s. 
Punkt e) den Fortschritt in der Lebenshaltung verdeutlichen. An dieser Stelle ging es nur darum, 
die lehrerintemen Veränderungen in den Konsumquanta über den 2^itraum zu zeigen. 
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Tab.IV.1.4: Anspruchsniveau 1841 144 und Realkonsum 1907^ 



Farn.- Gesamt- 
2 größe ausgabe 

Liste /Nr. (Pers.)(Mark/Jahr' 


Fleisch Wurst 
(kg) (kg) 


Butter 

(kg) 


Schmalz 

(kg) 


Käse 

(kg) 


Eier 

(Stück) 


Kar- 

toffeln 

(kg) 


Kaffee 

(kg) 


Milch 

(Liter/Qu.) 


1841/44: 






















Quart 


Nr.6 


6 


762 




125 


62,5 


365 


- 


30 Scheffel 


13 




Nr.8 


6 


1053 




175 


125 




- 


- 


11 Malter 


15 


4 . Tag 


Nr.46 


6+1 


1191 




178 


78 




468 


* 1 


10 Malter 


17 


• 


Nr.l8 


6+1 


1350 




205 


78 




104 


26V. 


10 Malter 


25 


365 Quart 


1907: 
























Nr.I 


6 


1591 


82,6 


27,9 


29,3 


43,9 


19 


182 


297,2 


16,7 


560,8 


Nr.II 


6 


1850 


93,9 


17,9 


40 


35,9 


18,6 


390 


528 


17,6 


681,25 


Nr.III 


6 


2711 


142,75 


37,25 


67,25 


11 


14,9 


493 


581,15 


17,6 


414,8 








Fleisch 


1 Wuret 


Butter 


Schmalz 


Käse 


Eier 


Kartoffeln 


Kaffee 


Milch 



Quellen: HSA Düsseldorf Best Reg. Köln AbLlI Nr.2711 1844 
Erhebung 1909, S.198f. 

Anmerkungen: 

1 Die in den Quellen benutzten Maße Scheffel, Malter, Viertel und Quart lassen sich nicht mit dem Anspruch von Präzision um- 
rechnen, da sie historisch uneinheitlich Verwendung finden; vgl. Kellenbenz 1976, S.954. 

2 Die Nummern (arabisch) stehen für die interne Numerierung der Haushaltslisten 1841/44. Nr.I, II und III stehen 1907 für fol- 
gende Stufen der Gesamtausgaben: 1200 -1600, 1600 - 2000 und 2000 - 3000 Mark/Jahr. 

3 V. =s Viertel; s. Anm.l zu dieser Tabelle 



c) Obligatorische Standeskosten 

Bereits in den Haushaltsrechnungen der 40er Jahre sind Posten enthalten, 
die als "obligatorische Standeskosten" zu verbuchen sind und von den Ak- 
teuren auch so verbucht werden. Dies ist ein Anteil typischer Ausgabenge- 
staltung im Bereich der Reproduktion - etwa die Bildungsreise in den Fe- 
rien, Besuche oder geselliges Beisammensein; direkt berufsbezogen auch 
Bücher, Musikalien und Kommunikation - Zeitschriften, Porto und 
Schreibwaren, Versammlungen und Konferenzen. Aufwendungen dieser Art 
werden von Lehrerseite den für den Stand allernotwendigsten Ausgaben zu- 
geordnet, "denen ein Lehrer schon aus Rücksicht auf sein Amt sich nicht 
entziehen kann".^^ Seit etwa 1840 bis in die 90er Jahre hinein verändern sich 
diese Ausgaben zwar in der Höhe des dafür notwendigen Aufwands, aber an- 
teilsmäßig an den Gesamtausgaben nicht wesentlich; 10% am Gesamtkon- 
sum werden kaum einmal überschritten (Tab.IV.1.5). 

Bücher, Zeitungen/Zeitschriften und Musikalien sind offenbar durchgän- 
gige Attribute des Standes, während die Stichprobe die anderen genannten 
"Standessymbole" nur in Einzelfällen nennt. Aber durch das Vorhandensein 
solcher standestypischen Merkmale der Haushaltsausstattung unterscheidet 



72 "Eingabe der Volksschullehrer 1891. In: LHA Koblenz Best. 403 Nr.l0704. 1891 
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sich der Lehrer bereits von seinem sozialen Umfeld, etwa dem Arbeiter und 
dem Bauern als Vater seiner Schulkinder. 



Tab.IV.1.5: Der Anteil "obligatorischer Standeskosten" an den Gesamtausgaben 
1840 - 1890 (nach Einzelposten und in % der Gesamtausgaben)^ 



Jahr 


Lehrer/Region 


B 


z 


"StandesbedarT 
S M V K 


G 


Anteil an den 
R Gesamtausgaben 


1841/44 


2 

Stadt- und Landl^hrer/Reg.bez. Köln 


X 


X 


X 


X 




X 




X 


1-10% 


189^ 


Stadtlehrer/Köln 


X 


X 


X 




X 




X 


X 


10,3% 


1891 


Stadtlehrer/Reg,bez. Bromberg 


X 


X 




X 










9,6% 




Landlehrer/Reg.bez. Bromberg 


X 


X 




X 










9,0% 




Stadtlehrer/Reg.bez. Posen 


X 


X 




X 










6,2% 




Landlehrer/Reg-bez. Posen ^ 


X 


X 




X 










4,3% 


1892 


Landlehrer/Bad Kreuznach (Reg,bez. Koblenz) 


X 


X 




X 




X 






2,2% 






B 


z 


s 


M 


V 


K 


G 


R 





Quellen: HSA Düsseldorf. Best Reg. Köln AbLlI Nr.2712. 1844 
Die Gehaltsverhältnisse oJ.(1891) 

Denkschrift oJ.(1892) 

Die Gehaltsverhältnisse oJ.(1892) 

Anmerkungen: 

1 Siglen: B = Bücher, Z « Zeitung Zeitschriften; S = Schreibwaren, Porto; M = Musikalien; V * Verein, Versammlung; K = 
Konferenzen, Besuche; G = Geselliges; R * Reisen, Ferienerholung 

2 Die durchschnittliche Familiengrößc liegt bei 5,8 Personen; Die Quelle enthält eine Musterbedarfstabelle, in der auch die Semi- 
narkosten für einen Sohn veranschlagt sind. 

3 Die durchschnittliche Familiengröße beträgt 3 Personen. 

4 Die durchschnittliche Familiengröße liegt hier bei 3,5 Personen. 

5 Familiengröße: 5 Personen. 



d) Standesinterne Differenzen im Lebensstandard 

Die bereits benannten Differenzen im Lehrereinkommen zwischen West 
und Ost (s.o. 111.4.2(2)) sowie zwischen Stadt und Land (s.o. 111.4.2(1)) müs- 
sen sich auch in der Lebenshaltung niederschlagen. Ein Vergleich auf der 
Basis dieser internen Unterschiede liefert den Nachweis, daß Lehrerfamilien 
- bei vergleichbarer Familiengröße und Größe des Dienstorts - im Westen 
Preußens in nahezu allen Ausgabeposten höhere Konsumfähigkeiten besit- 
zen als in östlichen Regionen (Tab.IV.1.6). 

Auffällig ist, daß in allen Fällen - bis auf den jüngeren Stadtlehrer im 
Reg.bez. Posen - die Gesamtausgabe den angegebenen Durchschnittsver- 
dienst in der Region übersteigt. Auch angesichts der mit aller Vorsicht zu in- 
terpretierenden Angaben nach dem arithmetischen Mittel kann daher davon 
ausgegangen werden, daß die aufgeführten Lehrerfamilien ihren Lebensun- 
terhalt zusätzlich aus weiteren Einnahmequellen bestritten. Der standesin- 
terne Vergleich hat folgende Ergebnisse: 
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Tab.IV,L6: Ausgabenverteilung und Einkommen von Lehrerfamilien - 
WestlOst und Stadt /Land 1891 (in MarkIJahr) 



/?c^on/Familienart/-größe 




Ausgaben für 
Haushalt Miete 


Gesamt- 

ausgabe 


Durchschnittliches 
Einkommen in der Region 


Mühlheim/Rhein : 












Familie mit 1 Kind 




1751 


400 


2151 


1663 


Familie mit 2 Kindern 




2035 


400 


2435 


(Elementarstadtlehrer 


Familie mit 3 Kindern + Magd 


2456 


500 


2956 


im Reg.bez. Koblenz) 


Familie mit 4 Kindern Magd* 


2856 


540 


3396 




Re^bez. Bronäfeijp, (Fam.größe) 










Landlehrer/kleine Familie 


(4,3) 


1688 


100 


1788 


1139 


Landlehrer/zahlr. Familie 


m 


2099 


100 


2199 


(Landlehrer Reg,bez. Bromberg 


Stadtlehrer/kleine Familie 


(3,7) 


1442 


189 


1631 


1362 


Stadtlebrer/zahl. Familie 


(6.5) 


1970 


191 


2161 


(Stadtlehrer im 


(Städte unter 10.000 Ew.) 












Stadtlehrer/kl. Familie 


(3,0) 


1738 


266 


2004 


Reg.bez. Bromberg) 


(Städte über 10.000 Ew.) 












Stadtlehrer/zahlr. Familie 


(6.5) 


2569 


380 


2949 




(Städte über 10.000 Ew.) 












Regfbez. Posen'. (Fam.Rröße) 










Jüngere Landlehrer 


(3,0) 


1202 


freie Wg. 




1195 


Ältere Landlehrer 


(4,0) 


1567 


" 




(Landlehrer im 


Lehrer (Stadtnähe) 


(4,0) 


1738 


• 




Reg.bez. Posen) 


Jüngere Stadtlehrer 


(3,4) 


1359 


* 




1451 


Altere Stadtlehrer 


(6,1) 


1873 






(Stadtlehrer Posen) 



* Der Mehraufwand gegenüber der Familie mit drei Kindern schließt 110 Mark für ein Kind mit ein, das die höhere Schule be- 
sucht (Schulgeld, Bücher). 

Quellen: LHA Koblenz Best 403 Nr. 10704. 1891 
Denkschrift o.J.(1892) 

Tabellenteil, Tab. 15 



- Bei gleicher Familiengröße von drei Personen hat die Mühlheimer 
Lehrerfamilie gegenüber der Bromberger Familie (Stadt über 10.000 
Ew.) 150 Mark mehr in der Gesamtausgabe; gegenüber dem "jüngeren 
Stadtlehrer" im Reg.bez. Posen ca. 600 Mark mehr (dabei werden die 
Ausgaben des Posener Lehrers für Wohnung und Feuerung mit je 100 
Mark angenommen; gilt auch für das folgende). 

- Bei einer Familiengröße von vier Personen hat der Mühlheimer Lehrer 
etwa 800 Mark mehr als der Bromberger Stadtlehrer (Stadt unter 
10.000 Ew.) auszugeben; gegenüber dem Posener "älteren Stadtlehrer" 
fast 400 Mark mehr und im Vergleich zur Posener Lehrerfamilie in der 
Nähe einer großen Stadt etwa 500 Mark mehr. 

- Vergleicht man die sechsköpfigen Familien, so liegt der Mühlheimer 
Lehrer um gut 450 Mark in der Ausgabe über dem Bromberger Lehrer 
(Stadt über 10.000 Ew.); gegenüber dem "älteren Stadtlehrer" im 
Reg.bez. Posen um mehr als 1.300 Mark höher. 



298 






- Die Unterschiede in den Gesamtausgaben zwischen Stadt und Land 
sind weniger markant ausgeprägt; sie scheinen stärker in Relation zur 
Familiengröße zu stehen. 

- Die Lehrer in den östlichen Regionen führen bei ihren Ausgaben wohl 
Bücher und Zeitschriften auf; dagegen sind die Ausgabeposten "Ver- 
ein, Versammlungen, Zeichnungen" sowie "Taschengeld, Reisen, Ge- 
selliges" dort nicht vertreten. Dies wird evtl, unter Rubriken wie "kleine 
Ausgaben" und "Unvorhergesehenes" mitverbucht.^^ 

- Die Mietkosten liegen im Westen deutlich höher und damit vermutlich 
auch die Wohnqualität; denn die aus der Tabelle ersichtlichen Diffe 
renzen lassen sich nicht alleine mit dem unterschiedlichen allgemeinen 
Preisniveau in West und Ost erklären.^'* 

- Arzt- und Apothekerkosten liegen im Osten höher, was aus der im 
Schnitt höheren Kinderzahl resultieren dürfte. 

- Die Jahresausgabe der Mühlheimer Lehrerfamilie für ihre Haushalts- 
ausstattung - Kleidung, Schuhe, Wäsche - in Höhe von 428 Mark wird 
in der östlichen Region nur vom Bromberger Stadtlehrer (über 10.000 
Ew.) mit gut 500 Mark übertroffen - allerdings bei einer Familie mit 
durchschnittlich 6,5 Personen. 

Die Aufstellung zeigt, daß interne Ausgabendifferenzen der Lehrerschaft 
auch im späten Zeitraum erhalten bleiben. Sie korrespondieren direkt mit 
berufsinternen Einkommensunterschieden (Stadt-Land-Gegensatz (s.o. III. 
4.4) und West-Ost-Gefälle). Diese Differenzen werden aber modifiziert und 
sogar noch vergrößert durch das Phänomen, daß in dieser Stichprobe (s.o. 
Tab.IV.1.6) die Lehrer in östlichen Regionen bei geringeren Einkommen ei- 
ne größere Zahl von Familienmitgliedern zu versorgen haben. 

e) Lehrer und Arbeiter - Konsum im sozialen Vergleich 

In den 90er Jahren hat der Lebensstandard der Elementarlehrer bereits 
ein Niveau erreicht, das deutlich über dem von Arbeitern liegt. Bei einer - 
noch - vergleichbaren Gesamteinnahme (1.040 bzw. 1.200 Mark/Jahr) und 
gleicher Familiengröße (5 Personen) zweier Vergleichsstichproben weist der 
Lehrer im Verhältnis zum Arbeiter einen ausgeglicheneren und höherwerti- 
geren Konsum auf (Tab.IV.1.7). 

Der Konsum der Lehrerfamilie liegt höher beim Fleischverzehr, bei Ge- 
würzen und Kaffee; die Arbeiterfamilie verzehrt keine Milch und keinen 
Zucker, Reisch ist dort z.T. durch Fisch ersetzt. Die Ausgabengruppe "Bil- 



73 Vgl. hierzu und zum folgenden die bei Tab.IV.1.6 angegebenen Quellen. 

74 Untersuchungen hierzu existieren nach Kenntnis der Verfasser nicht. Ein - hier - unter- 
stelltes Gefälle im Preisniveau von West nach Ost bleibt Desiderat. 
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dung/Erholung/Gesundheit" ist beim Lehrer mehr als zehnmal so hoch. Für 
Besitz/Hausrat gibt der Lehrer den Ersatz von Wäsche und die Prämie der 
Möbelversicherung an; dagegen wird die Ausstattung des Arbeiters als "ärm- 
lich" qualifiziert und in der Quelle gar nicht einzeln aufgeführt. 

Tab.IV.l. 7: Konsumvergleich Lehrer und Arbeiter 
188611892 (in Mark/Jahr; z. T. gerundet)^ 



Konsumartikel 


Aufw'and 

Arbeiter 


Lehrer 


Brot/Semmel 


1% 


235 


Kartoffeln 


61 


50 


Butter 


109 


104 


Fette;Schmalz 


11 


84 


Kaffee/Surrogat 


26 


36 


Milch 


- 


110 


Käse/Quark 


6 




Gemüse/Hülsenfrüchte 


13 


12 


Salz/Essig/Gewürze 


-S 


11 


Eier 


21" 


18 


Nudeln/Reis 


10 


5 


Mehl 


10 


18 


Zucker 




4 


Fleisch/Wurst 


54 


187 


Heringe 


10 




Zehrung im Geschäft 


58 


'3 


Bier/Spirituosen 


58 


Miete 


72 




Heizung 


105 


89 


Beleuchtung 


15 


29 


Kleidung: Mann 

Frau 


60 

34 


57 


Kinder 


39 


60 


allgemein 


18 


100 


Reinigung/Körperpflege 


22 


28 


Steuern 


16 


18 


Bildung/Erholung/Gesundheit 


3 


36 


Besitz/Hausrat 


"ärmlich" 


46 


Sonstiges 


53 


51 


Gesamteinnahme 


1040 


1200 


Gesamtausgabe 


1085 


1388 


Differenz (Soll) 


-45 


-188 



Quellen: Die Gehaltsverhältnisse o.J.(1892), S.IO 

Schneider 1967, S. 156-158 (Arbeiter in einer Leipziger Seifenfabrik.) 

Anmerkungen: 

1 Die Differenzen zwischen den angegebenen Einnahmen und Ausgaben sind nicht so 
gravierend, als daß der Vergleich nicht als realiter zu werten wäre. 

2 Die Angabe gilt incl. SalaL 

3 Keine Angaben für Getränke des Lehrers, was jedoch nicht heißen muß, daß der Leh- 
rer überhaupt keine Alkoholika zu sich nimmL Es ist zu vermuten, daß die Angaben 
deshalb fehlen, weil Lehrer von vornherein nicht in den Geruch kommen wollen, Trin- 
ker zu sein; s. aber bei Milch und Kaffee. 
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Was jedoch in den Konsumdaten selbst nicht zum Vorschein kommt, ist 
die Tatsache, daß 36,5% des Einkommens der Arbeiterfamilie von Frau und 
Kindern beschafft werden^^; dies macht sicher eine wesentliche Differenz in 
beiden familiären Existenzweisen aus. Dies ist auch ein Hinweis darauf, daß 
anders als beim Lehrer die Kontinuität und eine regelmäßige Höhe des Ar- 
beitereinkommens und damit des Konsums nicht gewährleistet ist.^^ 




Neuere Untersuchungen zur Altersarmut bei Arbeitern im 19. und zu Be- 
ginn des 20. Jahrhunderts^^ ergeben einen besonders deutlichen Gegensatz 
zu den bis dahin bereits staatlich gesicherten Verhältnissen von Elementar- 
lehrern nach ihrer Pensionierung. Die "spezifischen Altersprobleme"^* der 



75 Schneider 1967, S.156 

76 Diesen Unterschied hebt auch Thien als wichtigstes Merkmal des Lehrers im Vergleich zu 
seinem sozialen Umfeld heraus; vgl. Thien 1984, S.226. 

77 Vgl. hierzu Reif 1982; insb. S.73-89; interessant auch dort v.a. die exemplarische Schilde- 
rung von Fällen notwendiger, aber nicht immer gewährter Armenunterstützung für Fabrikarbei- 
terfamilien. 

78 Reif 1982, S.73 
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Fabrikarbeiterfamilien des Ruhrgebiets auch nach Erlaß der Bismarckschen 
Sozialgesetze hatten spätestens seit der Geltung des Lehrerpensionsgesetzes 
1885 kein Pendant mehr auf seiten der Lehrerschaft. Dort war die soziale 
Absicherung in einer Weise erfolgt, die den Elementarlehrer vom großen 
abhängig beschäftigten, also nichtbeamteten Teil der Gesellschaft abhob 
und ihm über dieses Beamtenattribut eine privilegierte Stellung verschaffte. 
Dadurch verlängert sich die gegenüber Arbeitern höhere soziale Position 
des Lehrers, die sich ja bereits aus dessen weniger anstrengender Arbeit 
ergibt^^, noch einmal in die Altersphase hinein. 

Ein Vergleich der "Lebensverdienstkurven"*® von Elementarlehrern und 
Arbeitern ergibt nicht nur hinsichtlich der materiellen Lebensverhältnisse 
im Alter signifikante Differenzen zwischen diesen beiden sozialen Gruppen 
(s. Schaubild 13). Auch die Konsumtionsfähigkeit der Familien im Lebens- 
verlauf, insbesondere während der sog. "Aufzuchtphase"*^ (Zeit von der 
Heirat bis zur Verdienstfähigkeit des ältesten Kindes) und in der Phase des 
Alters, weist große quantitative und qualitative Unterschiede auf. Als 
Grundlage dieser Gegenüberstellung dienten uns für die Lehrer die 
"Normaldaten" der jährlichen Einkomen ab dem 21. Lebensjahr als Einstel- 
lungsjahr mit den nach dem Besoldungsgesetz von 1909 vorgesehenen Al- 
terszulagen (s. Tabellenteil, Tab.44). Als "normales" Pensionierungsalter 
wurde das 65. Lebensjahr gewählt.®^ Die durchschnittliche Jahrespension 
der preußischen Elementarlehrer für 1914 in Höhe von 1650 Mark wurde 

^ H'X 

geschätzt. 



79 "Die Schwere der Arbeit brauchte die Körperkräfte des Fabrikarbeiters ungewöhnlich 
schnell auf. Es ergab sich ein "früh einsetzender Altersabstieg" (Reif 1982, S.89) 

80 Vgl. hierzu Schomerus 1977, S.148ff.; vom Ansatz her identisch ist die Berechnung von 
"Lebenseinkommen verschiedener Berufsklassen" (Die Lebenseinkommen 1913). Dabei werden 
- je nach statistischer Präzision - auch die Faktoren berücksichtigt, die das Lebenseinkommen 
"vermindern und die abgezogen werden müssen, um das wirkliche durchschnittliche Lebensein- 
kommen zu erhalten" (ebd., S.38), etwa berufsspezifische Sterblichkeitsraten oder die jeweiligen 
Ausbildungs- und Erziehungskosten. Berechnet für das Jahr 1913, erzielte danach ein Lehrer im 
Laufe seines Lebens ein Einkommen in Höhe von 133.640 Mark, ein Walzer dagegen 83.290 
Mark, also ca. 38% weniger. Das Lebenseinkommen eines Bergarbeiters betrug nur 58.410 
Mark, das eines Pfarrers jedoch 219.235 Mark (ebd., S.22f.). 

81 Schomerus 1977, S.149, Abb.34 

82 Exakte Daten über ein durchschnittliches Pensionierungsalter der preußischen Lehrer 
sind nicht verfügbar. In jedem Fall lag es deutlich über dem Beginn der Altersarmut des Esslin- 
ger Arbeiters (55 Jahre). Vgl. a. Reif 1982. 

83 Die Preußische Statistik nennt für 1891 eine durchschnittliche Jahrespension für Lehrer 
in Höhe von 980 Mark (Preußische Statistik 1891 (Heft 120). Textteil, S.201; s. Tab.III.3.27). 
Nach diesem Zeitpunkt enthält die Quelle keine weiteren einschlägigen Angaben. Die 
Schätzung der Höhe der Durchschnittspension für 1914 erfolgte auf der Basis des im 
Lehrerpensionsgesetz von 1885 hergestellten Zusammenhangs zwischen Nominaleinkommen 
während der aktiven Phase des Lehrers und dessen späterer Pensionshöhe (s.o. III.3.5). Nach 
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Die Jahreslöhne Esslinger Arbeiter "in der Zeit vor 1870" sind einer Un- 
tersuchung über die Arbeiter der Maschinenfabrik Esslingen entnommen.®^ 
Sie gelten für einen - in der dortigen Arbeiterschaft - vergleichsweise gut 
verdienenden Dreher, dessen Berufsleben im 14. Lebensjahr und mit 200 
Mark/Jahr Lohn beginnt, der im Alter von 20 Jahren etwa 500 Mark/Jahr be- 
zieht und mit 30 Jahren etwa bei 600 Mark Jahresverdienst liegt. Ab dem 55. 
Lebensjahr des Drehers beginnt der "steile Abfall von Hochverdienstphase 
auf Nullniveau"; er entspricht nicht ganz der Realität, da "ein Teil der Arbei- 
terschaft bis zum Tode in der Fabrik als Tagelöhner arbeitete". Der steile 
Abfall endet mit dem Tod etwa im 65. Lebensjahr, der sich "aus den berufs- 
spezifisch errechneten durchschnittlichen Lebenserwartungen"®^ ergibt. 
Aufgrund der größeren Zeitdifferenz zwischen beiden Datengruppen - 1914 
gegenüber ca. 1860 - wurde der für 1914 errechnete jährliche Durchschnitts- 
John der Esslinger Arbeiter zusätzlich in das Schaubild aufgenommen. 

Auch wenn man die genannte Zeitdifferenz bedenkt, ist der Gegensatz in 
den Lebensverdienstkurven eklatant (s. Schaubild 13). Der Esslinger Dreher 
bezieht zwischen seinem 20. und 55. I^bensjahr einen in etwa gleichbleiben- 
den Jahresverdienst zwischen 500 und 600 Mark. Während dieser Phase 
gründet der Arbeiter in der Regel eine Familie; es werden Kinder geboren 
und aufgezogen. In dieser "Aufzuchtphase", die Schomerus für die Esslinger 
Arbeiter zwischen dem 30. und 48. Lebensjahr veranschlagt®^, stehen der 
Arbeiterfamilie - bis auf einen evtl. Nebenverdienst der Frau oder der Kin- 
der - keinerlei zusätzliche oder gar - wie beim Lehrer - jährlich gesichert 
wachsende Einnahmen zur Verfügung. Nach dem Ausscheiden aus der Fa- 
brik fällt der Verdienst des Arbeiters deutlich ab und gibt Zeugnis von einer 
offenbar unvermeidlichen Armut im Alter (s.o.). Dagegen wächst das Ein- 
kommen des Elementarlehrers, beginnend mit dem 21. Lebensjahr, über die 
alle drei Jahre erfolgende Erhöhung der Alterszulagen langfristig und stetig 
bis zum 52. Lebensjahr an. Insbesondere diese qualitative Differenz zum Ar- 
beiter in Form eines - per Gesetz garantierten - kontinuierlich steigenden 



den von uns errechneten jährlichen Zuwachsraten der nominalen Einkommen für den Zeitraum 
zwischen 1886 und 1911 in Höhe von 3,0% (Stadtiehrer) bzw. 3,8% (Landlehrer; s. Tab.III.5.2) 
ergibt sich dann die Annahme, daß die jährliche Steigerung der Lehrerpensionen in einer 
ähnlichen Höhe und mit einem geringfügigen Abschlag bei etwa 3%/Jahr gelegen haben dürften. 
Daraus resultiert für 1914 eine durchschnittliche Pension in Höhe von ca. 1650 Mark/Jahr; dies 
entspricht im übrigen etwa 50% des "normalen" Endgehalts (3300 Mark/Jahr) der preußischen 
Lehrer. 

84 Schomerus 1977, S.149; die Angaben wurden dort direkt einem Schaubild entnommen, da 
die Rohdaten in der Untersuchung selbst nicht verfügbar sind. 

85 Schomerus 1977, S.149, Anm.130 

86 Schomerus 1977, S.149, Abb.34 
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Einkommens bildet für den Lehrer neben der absoluten Höhe seines Ge- 
halts mit Sicherheit die zentrale Basis seiner Lebensperspektive und der 
Konsumtionsfähigkeit seiner Familie. Dies gilt gerade für die Phase der 
Kinderaufzucht, in der die Haushaltsausgaben naturgemäß den größten 
Umfang ausmachen. Auch nach der Pensionierung ist für den Lehrer das 
Moment materieller Kontinuität vorherrschend. Sein Ruhegehalt liegt zwar 
um etwa 50% niedriger als sein Endgehalt, das er seit seinem 53. Lebensjahr 
bezieht, aber es unterliegt nicht - wie beim Arbeiter - der Schmälerung, so 
daß für den Lehrer auch in der Altersphase noch eine materielle Basis der 
Lebensplanung gegeben ist. So kann auf der Seite der Arbeiterschaft bei al- 
lem Fortschritt in der sozialen Absicherung nach ihrem Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben durch die Bismarckschen Sozialgesetze seit den 1880er 
Jahren von einer solch gesicherten Grundlage keine Rede sein. 

Tab.IV.1.8: Konsumvergleich Lehrer und Arbeiter 1907* 



Familiengrößc/ 








K«ns«martikcl 








Anteil an der 


Einkommensstufe 


Fleisch 


Wurst 


Butter 


Schmalz 


Käse 


Eier 


Kartoffeln 


Kaffee 


Milch Gesamtausgabe 


1 3 Personen: I 


1200-1600 


A 


95 


26 


30 


16 


13 


268 


381 


10 


389 


51,2 




L 


82 


32 


17 


53 


17 


452 


427 


21 


380 


50,1 


1600-2000 


A 


104 


32 


38 


14 


21 


345 


307 


13 


561 


48,1 




L 


85 


12 


33 


6 


16 


417 


424 


13 


382 


39,4 


2000-3000 


A 


110 


31 


40 


27 


16 


565 


340 


16 


407 


46,0 




L 


116 


31 


38 


12 


11 


472 


416 


10 


450 


37,1 


6 Personen: 
1200-1600 


A 


99 


24 


26 


35 


17 


303 


397 


12 


694 


58,5 




L 


83 


28 


29 


44 


19 


182 


297 


17 


561 


53,3 


1600-1200 


A 


107 


31 


39 


38 


22 


327 


486 


19 


602 


55,7 




L 


94 


18 


40 


36 


19 


390 


528 


18 


681 


49,4 


2000-3000 


A 


109 


42 


40 


20 


16 


530 


512 


15 


604 


50,2 




L 


143 


37 


67 


11 


15 


493 


581 


18 


415 


42,1 






ltg 




kg 


kg 


kg 


Stück 


kg 


kg 


Liter 


% 



* Einkommen in Mark/Jahr, Nahrungsmittel in kg außer Eier. Stückzahl und Milch: Liter; Anteil an den Gesamtausgaben in %. 
Angaben z.T. gerundet Siglen: A Arbeiterfamilien; L = Lehrerfamilien. 2 m beachten ist im übrigen der Hinweis, daß die 
Daten für die Arbeiterfamilien überwiegend aus Ballungsgebieten mit besseren Lebensverhältnissen stammen. 



Quelle: Erhebung 1909, S.194f. und 198f. 



Der empirische Vergleich des Konsumverhaltens von Lehrer und Arbei- 
ter nach der Jahrhundertwende "belegt, daß das reproduktive Verhalten der 
Lehrer nicht mehr vorwiegend auf die Deckung der elementaren Lebensbe- 
dürfnisse (Wohnen, Essen, Kleidung) konzentriert war, sondern eine eher 
gehobene Lebenshaltung beinhaltete."®^ Die soziale Gegenüberstellung 



87 Thien 1984, S.221 
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kann nun auch auf breiterer Datenbasis erfolgen. Die Tab.IV.1.8 zugrunde- 
liegende Erhebung aus dem Jahr 1907®® umfaßt dabei sowohl Arbeiter- wie 
Beamten- und Lehrerfamilien aus dem Deutschen Reich; insgesamt konnten 
826 über ein ganzes Jahr geführte Haushaltsbücher ausgewertet werden.®^ 

Die Differenzen der in Tab.IV.1.8 aufgeführten Daten aus dem Bereich 
des engeren Konsums von Arbeiter- und Lehrerfamilien fallen - im Ver- 
gleich zur Stichprobe um 1890 - geringer aus. Die Arbeiter verzehren eher 
mehr Fleisch, was sich aber der körperlichen Arbeitsbelastung des Familien- 
ernährers verdankt, dem davon der größte Anteil zufällt.^ Ansonsten sind 
bei den hauptsächlichsten Nahrungsmitteln keine krassen regelmäßigen Un- 
terschiede im Umfang des Konsums festzustellen. Die hierbei aufscheinende 
graduelle Annäherung erklärt sich aber zu einem Teil dadurch, daß die Da- 
ten unterschiedliche Ausschnitte ihrer jeweiligen Population repräsentieren: 
Von den in der Quelle erhobenen Arbeiterfamilien sind die drei oberen von 
vier Gehaltsstufen aufgenommen, während bei den Lehrern (auch Beamten) 
die drei unteren von vier Gehaltsabstufungen enthalten sind. 

f) Existenz- und Kulturbedarf - "Ständesgemäße Lebensführung" 

Der Lehrerkonsum zeigt um und nach 1900 nicht nur in Volumen und 
Einzelquanta, sondern auch in Eigenheiten und Regelmäßigkeiten standes- 
typische Züge. Dies ist mit Klassifikationen darstellbar, die bereits der zeit- 
genössischen Konsumtionsforschung als sozial trennscharf galten und so die 
Unterscheidung sozialkultureller Niveaus erlauben. Diese Klassifikationen 

unterscheiden nach Existenz- und Kulturbedarf^^ bzw. nach den charakteri- 

q2 

stischen Proportionen der Ausgaben. Danach liegt der Lehrer an niederen 
Schulen in der "freien Konsumspitze" unter dem höheren Beamten, über 
dem Arbeiter und auch über dem mittleren Beamten.^® Die "freie Konsum- 
spitze" umfaßt dabei: 

- Taschengeld, Reisen, Ferienerholung; 



88 Erhebung 1909 

89 Erhebung 1909, S.IO 

90 vgl. hierzu die Hinweise bei Saul (Hg.) 1982, S.76 

91 vgl. hierzu Bauer 1910, S.137 

92 Vgl. die von Engel (Leiter des Königlich Preussischen Statistischen Bureaus) formulierten 
und von Gerloff (1910) übernommenen "Proportionsbestimmungen"; entsprechend die Fassung 
von "freier Konsumspitze" bei Teuteberg (vgl. Teuteberg 1977, S.95, Anm.27). 

93 Die für diesen Vergleich herangezogene Quelle (Erhebung 1909) umfaßt bei den Lehrern 
einen hohen Anteil an gutgestellten Familien (Berlin, Schöneberg), was den Effekt ihrer "He- 
bung" über die mittleren Beamten bewirken dürfte. Klar rangieren die Lehrer nach der angege- 
benen Quelle über den unteren Beamten; das gilt auch für den Vergleich mit den 1912/13 erho- 
benen Daten in: Wirtschafts-Rechnungen. Erhebung des Verbandes der unteren Post- und Tele- 
graphenbeamten. Bearbeitet v. Ludwig Heyde. Berlin 1916. 
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- Geselliges bzw. geistige und gesellige Bedürfnisse; 

~ Persönliche Dienstleistungen bzw. Soziale Lasten; 

- Luxus. 

Tab.IV.1.9 versammelt die Daten zur "freien Konsumspitze" in einem 
Vergleich zwischen Arbeitern, Lehrern und höheren und mittleren Beam- 
ten. Dabei bleiben die Kosten des sog. Existenzbedarfs außer acht. Letzterer 
umfaßt Wohnung, Feuerung, Nahrung, Kleidung und Beleuchtung^'^. 

Tab.IV.1.9: Kulturausgaben des Elementarlehrers intern und im Sozialvergleich 
1891 - 1907 



Beruf/J ahr/Region 


Anteil an den 

Gesamtausgaben für: 


Arbeiter/1 907/Breslau 




3,6% 


Reisen, geistige und gesellige Bedürfnisse 






0,0% 


Persönliche Dienstleistungen 


Lehrer/1 891/Koblenz 




5,6% 


Tascheng., Reisen, Ferienerholung, Geselliges 


Stadtlehrer/1 897/Koblenz 




6,6% 


Tascheng., Tabak, Erholungsreisen, Geselliges 


Lehrer/1 901/Stettin 




5,6% 


Reisen, geistige und gesellige Bedürfnisse 






1,6% 


Persönliche Dienstleistungen 


LehrerA907/Krefeld 




16,2% 


Reisen, geistige und gesellige Bedürfnisse 






1,1% 


Persönliche Dienstleistungen 


Höherer Beamter/1891/Preußen 


17,8% 


"Sonstiges" 


Höherer BeamterA897/Preußen 


21,3% 


"Sonstiges" 



Quellen: LHA Koblenz Best 403 Nr.l0704. 1891; Nr.10708 1897 
Gerloff 1908,5.189 
Gerloff 1910; S.409, 414 
Neißer 1914, S.47«. (Tabelle D) 
eig.Ber. nach: Zeiler 1918, S.30f. 

Die Aufwendungen der Lehrer für Kultur schwanken - untereinander 
verglichen - stark. Sie liegen aber mit 5,6 bis 16,2% deutlich über dem ent- 
sprechenden Ausgabenanteil des Breslauer Arbeiters (1907).^^ Die höchsten 
Kulturausgaben bei den in der Tabelle versammelten Lehrern tätigt mit 
16,2% der Gesamtaubvendungen der Krefelder Stadtlehrer 1907, der zu- 
sätzlich noch 1,1% seines Budgets für die Dienstmagd verwendet. Die Leh- 
rer werden in der Anteilshöhe ihrer Kulturausgaben nur übertroffen von 
zwei höheren preußischen Beamten, deren Budgets in den 90er Jahren erho- 
ben wurden. Ihr Ausgabenanteil für "Sonstiges", der im wesentlichen die sog. 
Kulturausgaben enthält, liegt bei 17,8 bzw. 21,3% der Gesamtausgaben. 



94 Bauer 1910, S.131 

95 Dies gilt im übrigen auch für den bereits in Tab.IV.1.7 genannten Arbeiter einer Leipziger 
Seifenfabrik (1886), der für Bildung, Erholung und Gesundheit - näher sind die Angaben nicht 
aufzuschlüsseln - 3 Mark/Jahr (= 0,3% der Gesamtausgaben) aufwendet; dagegen macht dieser 
Ausgabeposten in der Lehrerfamilie (1892) 36 Mark/Jahr (= 2,6% der Gesamtausgaben) aus. 
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Die lehrerinternen Schwankungen in den Ausgaben für Kultur zeigt auch 
Tab.IV.1.10. Die Daten entstammen einer Stichprobe aus dem Jahr 1907. 



Tab.IV.l. 10: Aufwand preußischer Elementarlehrer ßr "Geistespflege" und 
Persönliche Dienstleistungen 1907* 



Leh- 

rer-Nr. 


Fam.- 

größe 


Aufwand (in % des Gesamtaufwands) für: 
Geistespflege Pers. Dienstleistungen 


1 


6 


1,22 


5,89 


2 


7 


1,85 


2,47 


3 


4 


3,86 


4,92 


4 


7 


0,91 


3,93 


5 


2 


2,82 


0,19 



* Lehrer Nr.l lebt in einer niederrheinischen Großstadt, 39 Jahre alt; Nr.2 wohnt in einem 
größeren Taunusbad, 32 Jahre alt; Nr.3 kommt aus einer oberschlesischen Industriestadt, 

38 Jahre alt; Nr.4 ist 34 Jahre alt und lebt in einem kleinem Dorf in Pommern; Nr.5 ist 35 
Jahre alt und wohnt in einem ostpreußischen Dorf. 

Quelle; Gerloff 1910, S.383f., 409, 414; interne Numerierung 

Der - in dieser Untersuchung nach identischen Kriterien erhobene - Auf- 
wandsanteil für "Geistespflege" bewegt sich etwa zwischen 1 und 4%; diese 
Differenzen sind nicht über die Herkunft (Stadt oder Land) der Lehrer er- 
klärbar. Dies gilt eher schon für die persönlichen Dienstleistungen, die of- 
fenbar in der Stadt bereits zu den obligatorischen Standeskosten gehören. 
Nur Lehrer Nr.4, der auf dem Dorfe lebt, betreibt einen ähnlich umfangrei- 
chen Aufwand für Dienstleistungen wie die Stadtkollegen. 

Abschließend soll das soziale Profil der Lebensweise des Lehrers heraus- 
gearbeitet werden. Dies geschieht über die Hinzuziehung der Proportionen 
der Ausgaben für Nahrung, Kleidung, Wohnung, Heizung/Beleuchtung und 
Sonstiges. Gerade der Umfang dieses letzten Ausgabepostens ist ein Merk- 
mal für die soziale Stellung eines Familienoberhaupts. Anteilsmäßig ent- 
sprechend geringer fällt dann der Aufwand für Nahrung aus^^ (Tab. IV. 1.11). 

Die über die Höhe der Konsumanteile erstellte Rangfolge der Berufs- 
gruppen gibt uns klar Auskunft über die soziale Stellung des Lehrers in 
Preußen zu Beginn des Jahrhunderts: Er belegt gemeinsam mit den mittle- 



96 "Bei gleichem Haushaltungsaufwand und gleicher Zusammensetzung ist die für Nahrung 
verwandte Ausgabenquote einer Familie umso geringer, je höher die soziale Stellung der Familie 
ist.” (Gerloff 1910, S.421) Außerdem findet der Konsumforscher auch heraus: "Je geringer der 
Haushaltungsaufwand überhaupt ist, desto größer ist die für pflanzliche Nahrung verwandte 
Ausgabenquote.” (ebd., S.418) 
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ren Beamten die höchste gesellschaftliche Position innerhalb aller in der Ta- 
belle aufgeführten Vergleichsgruppen. Im einzelnen: 

Tab.IV.1.11: Sozialer Vergleich der wichtigsten Ausgabeposten 1907 



Berufsgruppe 


Nahrung 


Auseabenanteil (in %] 
Kleidung Wohnung 1 


für 

ieizung/Bel. 


Sonstiges 


Arbeiter 


52,0 


11,2 


17,0 


4,3 


15,5 


Unterbeamte 


49,0 


13,0 


18,2 


4,2 


14,7 


Privatangestellte 


40,9 


12,7 


18,7 


3,5 


24,2 


Mittlere Beamte 


37,9 


14,2 


18,0 


3,9 


26,0 


Lehrer 


34,7 


14,8 


21,0 


3,7 


25,8 


Alle Haushalte 


45,5 


12,6 


18,0 


4,1 


19,8 



Quelle: Erhebung 1909, S.48 

- Die Lehrer haben anteilsmäßig die geringsten Ausgaben für Nahrungs- 
mittel^^ und gleichzeitig - mit den mittleren Beamten - den höchsten 
Ausgabenanteil in der Rubrik "Sonstiges"^®; dort liegen die Lehrer 
deutlich über dem sozialen Durchschnitt der Gesamtpopulation 
(25,8% gegenüber dem Schnitt von 19,8%). 

- Des Lehrers Ausgabenanteil für Wohnung liegt sogar über dem der 
mittleren Beamten: 21% im Vergleich zu 18%, der übrigens dem Ge- 
samtdurchschnittswert entspricht. Diese besondere Wertschätzung der 
"eigenen vier Wände" - selbst wenn es sich um eine Dienstwohnung 
handelt - und die Bereitschaft, deren Wert auch zu bezahlen, gilt glei- 
chermaßen als Merkmal für eine hohe soziale Stellung.^ 

- Ein weiteres über den Konsum zu erschließendes Kennzeichen für das 
Niveau der gesellschaftlichen Position besteht im Ausgabenanteil eines 
Haushalts für Bekleidung. "Die für Kleidung verwandte Ausgaben- 
quote bei im übrigen gleichen Haushaltungsaufwand ist umso größer, 
je höher die soziale Stellung ist."**^ Auch hier besetzen die Lehrer in- 
nerhalb der verglichenen Population - mit zwar geringer Differenz - die 
höchste Stellung; sie wenden 14,8% für ihre äussere Erscheinung auf - 
im Vergleich zu 14,2% bei mittleren Beamten und 12,6% insgesamt. 



97 s. Anm.96 zu diesem Abschnitt 

98 s. hierzu weiter unten (Tab.IV.1.12) 

99 ”Je höher die soziale Stellung einer Familie ist, desto größer ist bei im übrigen gleichen 
Haushaltungsaufwand, die für Wohnung verwandte Ausgabenquote.'’ (Gerloff 1910, S.421) 

100 Gerloff 1910, S.423 
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Auch bei einem parallelisierten Gesamtaufwand ordnet sich der Lehrer 
unter dem Aspekt des Konsumverhaltens sozial über dem Arbeiter, über 
dem Unterbeamten und mindestens auf dem Niveau der mittleren Beamten 
ein. So verwendet etwa ein mittelstädtischer Lehrer 1907 41,8% seines - eher 
geringen - Einkommens für Nahrungszwecke; Arbeiter mit gleichem Ein- 
kommen (beide etwa 1.650 Mark/Jahr) ca.56% ihres Lohns.^®^ 

Was die Lehrerschaft während des gesamten 19. Jahrhunderts als materi- 
elle Forderung auf ihre Fahnen geschrieben hatte, war damit erreicht: die 
"standesgemäße Lebensführung". Die Lehrer hatten den Durchbruch in ein 
soziales Niveau erreicht, das "bis dahin den mittleren und höheren Beamten 
Vorbehalten und dem Bildungsbürgertum insgesamt selbstverständlich 
war."^®^ 

Die lehrereigene Standestypik im Konsumverhalten^*^^ wird aber beson- 
.ders deutlich über die Aufschlüsselung der Rubrik "Sonstiges" in der bereits 
vorgestellten Erhebung^^ (Tab.IV.1.12). 



Tab.IV.1.12: Sozialer Vergleich der Ausgaben ßr "Sonstiges” 1907 (Angaben in 
% der Gesamtausgaben ) 



Berufsgruppe: 

Ausgabenanteil für. 


Ar- 

beiter 


Unter- 

beamte 


Privat- Mittlere 
angestellte Beamte 


Lehrer 


Alle 

Haushalte 


Gesundheits* und Körperpflege 


1.3 


1,5 


2.4 


3,5 


4,1 


2,3 


Unterricht, Schulgeld, Lernmittel 


0,6 


1.2 


1,4 


2,4 


2.3 


1.4 


Geistige und gesellige Bedürfnisse 


4,0 


2,0 


3,6 


3,9 


5,4 


4,0 


Staat, Gemeinde, Kirche 


1,1 


1.2 


1.6 


2,1 


1.8 


1.4 


Vor- und Fürsorge (Versicherungen) 


3,0 


2,6 


3,7 


4.5 


3,4 


3,4 


Verkehrsmittel 


1,4 


1.0 


1,7 


1,0 


1.3 


1,3 


Persönliche Bedienung 


0,1 


0,0 


1.1 


1.1 


1,5 


0,6 


Geldgeschenke usw. 


0,4 


0,3 


1.1 


0,6 


1,1 


0,6 


Schuldentilgung und Zinsen 


0,4 


1,8 


1,4 


2,2 


0,7 


1,0 


Sonstige bare Ausgaben 


1,7 


1,7 


2.9 


2,6 


3,0 


2,2 


Ersparnisse 


1,0 


0,9 


3,0 


1,5 


1,0 


1,1 



Quelle: Erhebung 1909, S.5«. 



Die jeweils höchsten Anteile wenden die Lehrer auf für Gesundheits- und 
Körperpflege, Geistige und gesellige Bedürfnisse, Persönliche Bedienung 
(sic!), Geldgeschenke und für die sonstigen baren Ausgaben - immerhin 
noch einmal 3% der Gesamtausgaben. Hier und in den meisten anderen 



101 Erhebung 1909, S.136, S.48; vgl. Gerloff 1910, S.421 

102 Thien 1984, S.221 

103 Das gilt dann auch für die Möglichkeit von - zumindest vorläufigem - Konsumverzicht: 
Anlegen von Ersparnissen; s.u. (Tab.IV.1.12). 

104 Leider gibt die Erhebung (1909) keine Konsumdaten für den Bereich der höheren 
Lehrer wieder; sie beschränkte sich auf "Wirtschaftsrechnungen minderbemittelter Familien im 
Deutschen Reiche" (Titel). 
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Sparten liegen die Lehrer - z.T. deutlich - über dem Durchschnitt der Ge- 
samtpopulation; dies gilt noch einmal besonders in der Sorge für den "stan- 
desgemäßen" Nachwuchs, dokumentiert über Aufwendungen für Unterricht, 
Schulgeld und Lernmittel. Besonders auffällig bleibt aber der hohe Anteil 
für Persönliche Bedienung (1,5% der Gesamtausgaben gegen 1,1% bei den 
mittleren Beamten). Dagegen liegen Fähigkeiten und Möglichkeiten des 
Anlegens von Ersparnissen bei den Lehrern auf dem Durchschnittslevel 
(1,1% der Gesamtausgaben). 

Die vorgestellte T\pik der Konsumgestaltung des Lehrers läßt sogar auf 
dessen Anspruch und Niveau einer Lebensführung nach Art höherer Beam- 
ter schließen. Die für diese Berufsgruppe von der historischen Familiensozi- 
ologie^®^ erstellten Indikatoren ßnden sich auch bei unseren Elementarleh- 
rern wieder: 

- Betonung von Wohnung und Kleidung; 

- der (fast) obligatorische Dienstbote bzw. die Hausmagd; 

- der Aufwand für die Ausbildung der Söhne; 

- die unumgängliche Sommerreise.^*^ 

Zusammengefaßt zeigt der Lehrer an niederen Schulen zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts eine Konsumgestaltung, die auf einen relativ saturierten 
Staats-/Unterrichtsbeamten verweist, der in dieser Hinsicht seine soziale 
Stellung typisch zur Ausprägung gebracht hat. Innerhalb der gesellschaftli- 
chen Hierarchie hat er einen Platz erobert, der von seiner Lebens- und Kon- 
sumweise her deutlich über den Schichten der Arbeiter oder der Landbe- 
wohner - Symbole seiner früheren Abstiegsängste - liegt. Über die Gestal- 
tung seines persönlichen Konsums nimmt er an den Privilegien der Beam- 
tenschaft teil und ist so zu einer "standesgemäßen Lebensführung" in der La- 
ge. Dieses Ziel hat der Elementarlehrer in jedem Fall erreicht. Darüber hin- 
aus wird aber der erreichte Lebensstandard auch zum probaten Mittel der 
sozialen Abgrenzung gegenüber den "unteren Schichten". 



105 Vgl. hierzu Rosenbaum 1982 

106 Rosenbaum 1982, S.328. Dem Lehrer dürfen jedoch nicht schlicht Anspruch und An- 
trieb unterstellt werden, bürgerliche Gewohnheiten zu imitieren (dies als Mangel in Bezug auf 
die "unteren Schichten”; Teuteberg 1981, S.177), sondern solche Absichten müssen als Motiv 
aus den "Veröffentlichungen" der Akteure selbst erschließbar sein: "Es ist eine in Lehrer- und 
mit deren Verhältnissen vertrauten Kreisen bekannte Thatsache, daß - mit Ausnahme einzelner 
abnormer Fälle - die Volksschullehrer ... mit ihrem Gehalte nicht standesgemäß leben können". 
(Eingabe der Volksschullehrer der Ober-Bürgermeisterei Rheydt betr. Aufbesserung ihres Ein- 
kommens. 1891. In: LHA Koblenz Best. 403 Nr.l0704. 1891) Oder mit erschwindelter Referenz: 
"Zu einem standesgemäßen Auftreten, das selbst der letzte Arbeiter von seinem Lehrer verlangt, 
reichen die Mittel nicht." (Bielfeldt 1905, S.31) 
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2. Berufskrankheiten und Sterblichkeit der Elementarlehrer 



Die Eingebundenheit in gesellschaftliche Formierungsprozesse als Teil- 
habe/Nichtteilhabe an Privilegierungsprozessen findet auch im physischen 
Bereich des Lebens ihren Niederschlag.^ Über empirische Befunde läßt sich 
in Bezug auf Gesundheitsrisiken oder Krankheitschancen wenigstens in An- 
sätzen eine soziale und standesinterne Differenz der Lehrer aufzeigen. 

Das "Schicksal" der physischen Verfaßtheit der niederen Lehrer, dessen 
Gründe und Folgeprobleme sind schon sehr früh Teil ihrer Selbstreflexion. 
So belegt v. Türk 1838^ die Notwendigkeit staatlicher Hinterbliebenenfür- 
sorge mit der - wie immer erhobenen - mittleren Lebensdauer der Schulleh- 
rer von 52 Jahren. Über die zu kurze Beitragsdauer zur Witwen- und Wai- 
senkasse resultiere daraus eine völlig unzureichende Auszahlung. Ähnlich 
argumentiert Langer 1896^, der auf die Zahl der Lehrerwitwen hinweist, die 
ein Drittel der unverheirateten Lehrer ausmacht. Er verweist dabei kontra- 
stierend auf die Verhältnisse in der preußischen Gesamtgesellschaft, in der 
das Verhältnis von Witwen zu ledigen Männern ein Viertel ausmache. Den 
ganzen Jammer des Lehrerdaseins schildert Harweck 1879“^, wobei jedes ein- 
zelne Moment in Ausbildung und Berufspraxis dem physischen Leben 
feindlich wird. Der früheste Bezug auf amtliche Quellen^ wird 1843 genom- 
men^ und dabei die Stellung der Lehrer zwischen Geistlichen und Ärzten er- 
örtert. Jedoch sei noch notwendig, eine sichere statistische Grundlage zu ge- 
winnen. Sobald die organisatorischen Mittel verfügbar sind, wird eine exak- 
tere Feststellung der Krankheits- und Sterblichkeitsverhältnisse von den 
Lehrern selbst versucht.’ Ebenso unterstützen sie fachwissenschaftliche ün- 
tersuchungen bzw. greifen diese auf.® 



1 Vgl. hierzu umfassend: Spree 1981 

2 V. Türk 1838, S.248 

3 Langer 1896, S.31; gleichartig die Bemerkung bei Rehfeld 1968, S.178 zum Verhältnis von 
Aktiven/Emeriten (25 : 956) im Reg.bez. Bromberg 1864. 

4 Harweck 1879, S.532-545 

5 Amts-Kalender 1842 

6 Schulblatt für die Provinz Brandenburg (8)1843, S.125 

7 Vgl. Z.B. die "Sterblichkeitstabelle der Berliner Lehrer (1880 - 1899)", in: Pädagogische 
Zeitung (30)1901, S.27 

8 Vgl. z.B. die "Umfrage über die Nervosität bei den Lehrern. Von Dr.med. Wichmann, Ner- 
venarzt in Hamburg" und den dabei verwendeten Fragebogen, in: Pädagogische Zeitung 
(31)1902, S.135f. Die distanzierte Haltung der Lehrerinnen zu dieser Untersuchung resultierte 
aus der etwaigen Verwendung der Ergebnisse gegen sie hinsichtlich ihrer Berufstauglichkeit; vgl. 
dazu die Beschwichtigungsversuche Wichmanns (ebd.). "Nervosität" gilt zeitgenössisch als all- 
gemeine Zivilisationskrankheit, die auch bei den Schülern als Defizit diagnostiziert wird; vgl. 
Dudek 1989. Insoweit stellt die bei den Lehrern festgestellte Nervosität keine Besonderheit dar. 
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Für den Zeitraum 1829 bis 1889 liegen aufbereitete Ergebnisse aus Da- 
tenbeständen einer Lebensversicherungsgesellschaft vor.^ Damit kann mit- 
tels Meßziffern der historischen Medizinstatistik^® ein Überblick über die 
Krankheiten (als Todesursachen) der Lehrer erstellt werden. Ein Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen ist dabei ebenfalls möglich (Tab.IV.2.1). 



Tab.IV.2.1: Die "allgemeine Sterblichkeit" der deutschen Lehrer 1829 - 
1889 im Vergleich zu anderen Berufsgruppen (in %)* 



Berufsgruppe 


Altersstufen 

26-60 Jahre 61-90 Jahre 


U niversitätsdozent 


56,7 




Protest. Geistliche 


73,6 




Elementarlehrer/Stadt 


75,8 


94,0 


Gymnasiallehrer 


77,4 


30,2 


Elementarlehrer/Land 


84,5 


93,3 


Kath. Geistliche 


103,6 




Ärzte 


116,2 





* Grundpopulation ist die Gesamtheit der in der jeweiligen Altersgruppe Verstorbenen; die 
Sterblichkeit aller "bürgerlich situierten Schichten" ist gleich 100% gesetzt Die Quelle läßt 
keine präzisere Definition dieser Schichten zu. Die Zahlen über 100% geben demnach eine 
höhere, die unter 100% eine geringere Sterblichkeit als beim Durchschnitt an. 

Quelle: Karup/Gollmer 1894, S.215-218 

Die "allgemeine Sterblichkeit" der Elementarlehrer ist demnach als relativ 
günstig zu bezeichnen. Vor allem an der Sterblichkeit in der Alterstufe 26-60 
Jahre ist deutlich zu erkennen, daß sie zwischen LFniversitätsdozenten und 
Ärzten eine mittlere Stellung einnehmen. Dieses Ergebnis entkleidet die 
Aussage von der "lebenskraftverzehrenden Lehrerarbeit"^^ ihrer Dramatik. 

Eine Betrachtung einzelner Krankheiten als Sterbeursachen ermöglicht 
spezifischere Schlußfolgerungen. Auffallend bei den Lehrern ist ihre Betrof- 
fenheit durch chronische und tödlich verlaufene Erkrankungen der At- 
mungsorgane (Tab.IV.2.2). 



Die Untersuchung von Karup/Golmer 1894 (s. Tab.IV.2.1) wird in der Allgemeinen Deutschen 
Lehrerzeitung (50)1900 (Nr.l6 vom 22. April) referiert. 

9 Karup/Gollmer 1894, S.161-231 

10 Vgl. hierzu Prinzing ^931, S.569ff. 

11 Gewelke 1921, S.87b; Gewelke trifft diese Aussage vor dem Hintergrund eines Interpreta- 
tions- (1.) und eines methodischen Fehlers (2.). 1. mißversteht er die in seiner Quelle (Preußi- 
sche Statistik 1891 - 1911) angegebenen Daten zum Lebensalter (”auf der jeweiligen Alterstufe 
standen") als Daten zum Sterbealter (i.S. von "auf der jeweiligen Stufe starten"), 2. nimmt er als 
Grundpopulation die Gesamtheit der Lebenden an, summiert dann die Prozentangaben der je- 
weiligen Altersstufen z.B. bis zum Lebensalter von 40 Jahren und zieht dann den Schluß, nur der 
Differenzanteil zu 100 % hätte die Schwelle von 40 Jahren überlebt. Nach diesem Verfahren wä- 
ren 1891 ca. 65 % der Lehrer schon verstorben, bevor sie das 41. Lebensjahr erreichten. 
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Tab. IV. 12: Die Sterblichkeit der deutschen Lehrer durch tödlich 
verlaufene Erkrankungen der Atmungsorgane (1829 - 1889) im 
Vergleich mit anderen Berufsgruppen (in %)’* 



Berufsgruppe 


Altersstufen 

26-60 Jahre 61 -90 Jahre 


1. Lungenschwindsucht 




Prot. Geistliche 


44,2 


57,6 


Gymnasiallehrer 


66,3 


70,4 


Elementarlehrer/Stadt 


90,2 


81,2 


Elementarlehrer/Land 


101,4 


113,9 


2. Chronischer Lungenkatarrh und Lungenemphysem 


Prot. Geistliche 


61,6 


64,1 


Gymnasiallehrer 


82,2 


73,9 


Elementarlehrer/Stadt 


85,0 


93,1 


Elementarlehrer/Land 


117,1 


112,9 


3. Übrige Erkrankungen der Atmungsorgane 


Prot. Geistliche 


61,3 


74,2 


Gymnasiallehrer 


65,4 


72,9 


Elementarlehrer/Stadt 


84,7 


87,6 


Elementarlehrer/Land 


102,6 


105,8 



* Grundpopulation und Durchschnittssterblichkeit (100 %) wie bei Tabelle IV.2.1 



Quelle: Karup/Gollmer 1894 S.173, 215 ff 



Bei diesen Erkrankungen der Atmungsorgane sind - sehr überraschend - 
die Landlehrer die am höchsten belastete Berufsgruppe. Die unterdurch- 
schnittliche Betroffenheit der Elementarstadtlehrer zeigt dabei, daß diese 
höhere Sterblichkeit bei den Landlehrern nicht durch den Lehrberuf als sol- 
chen zustandekommt. Unterstellt ist bei dieser Schlußfolgerung, daß be- 
stimmte Berufsbedingungen, hier: die Lufthygiene im Klassenzimmer und 
die Beanspruchung der Sprech- und Atemorgane für beide Lehrergruppen, 
gleichgewichtig sind.^^ Die überdurchschnittliche Anfälligkeit der Landleh- 
rer wird vielmehr - so die Deutung der Lehrer - bewirkt durch die zusätzliche 
Belastung des kirchlichen Nebenamts und durch Faktoren der Lebenshal- 
tung.^^ Überliefert, aber nicht überprüfbar ist die These einer konstitutio- 
nellen Schwäche der Landlehrer. Sie verdanke sich ihrer familiären Her- 
kunftssitution und hätte sich schon auf die Berufswahl ausgewirkt. 

Entgegen der zeitgenössischen schulhygienischen Annahme einer erhöh- 
ten Ansteckungsgefahr durch die Schulkinder, treten Infektionskrankheiten 



12 Dadurch treten typische Symptome auf, die allerdings weit unterhalb der Letalgrenze lie- 
gen; vgl. "Schullehrerbräune, chronischer Rachenkatarrh der Lehrer", in: Meyers Konversations- 
Lexikon hS91. Bd.l5, S.660. 

13 Die Wohnungsverhältnisse der Landlehrer werden häufig als krankheitsfördemd ange- 
sprochen; vgl. z.B. Die Gehaltsverhältnisse o.J. (1892), S.9 
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kaum auf.^'* Als Krankheitsdiagnose und Todesursache sind Scharlach, Ma- 
sern und Diphterie nicht auffällig vertreten. Cholerafälle treten bei Stadt- 
wie bei Landlehrer etwa gleich häufig und gegenüber der Gesamtpopulation 
unterdurchschnittlich auf. Pocken und Flecktyphus treten bei den Elemen- 
tarlehrern unterdurchschnittlich auf und dabei überwiegend bei Landlehrern 
aus den östlichen Provinzen. Ein ähnlich hohes Auftreten bei protestanti- 
schen Landgeistlichen legt als Grund die schlechten hygienischen Verhält- 
nisse auf dem Lande nahe. 

Die überdurchschnittliche Anfälligkeit der Landlehrer für tödlich verlau- 
fene Erkrankungen der Atemorgane macht plausibel, diese Krankheiten als 
Berufskrankheiten zu bezeichnen. In der allgemeinen Sterblichkeit liegen 
Stadtlehrer und Landlehrer in der Altersgruppe 61 bis 90 Jahre gleichauf. In 
der Altersgruppe 26 bis 60 Jahre ist die Sterblichkeit der Landlehrer er- 
kennbar höher (s.o.).^^ Die Landlehrer haben sich zwar einkommensmäßig 
bis zum Ende des 19. Jahrhunderts rapide an die Stadtlehrer angenähert. 
Das immer noch niedrigere Einkommen geht aber mit einer höheren beruf- 
lichen und außerberuflichen Belastung einher.^^ Bis auf die Ebene der physi- 
schen Korrelate hinab erweist sich also der Volksschullehrer auf dem Lande 
als der eigentliche Paria^^ der Lehrerschaft. Festzuhalten ist aber weiterhin 
die günstige Position der Elementarlehrer in der allgemeinen Sterblichkeit 
(über die gesamten Todesursachen) relativ zur Vergleichsp^ulation. Der 
Lehrberuf ist offensichtlich keineswegs so selbstmörderisch* , wie manche 
Klagen der Standesgenossen nahelegen wollen.*^ 



14 Karup/Gollmer 1894, S.215ff. 

15 Karup/Gollmer 1894, S.178f.; für die deutsche und preußische männliche Gesamtbevölke- 
rung verläuft die Tendenz umgekehrt: Die Sterblichkeit der männlichen Stadtbevölkerung ist 
höher als auf dem Lande. 

16 Größere Klassen, ein höherer Anteil an Stellen, die mit dem niederen Kirchendienst kom- 
biniert sind, als in der Stadt, eine schlechtere Schulraum- und Wohnsituation. 

17 Diese zuspitzende Benennung findet sich im Titel von: Der Volksschullehrer o.J.; hier al- 
lerdings gemünzt auf alle Volksschullehrer. 

18 Die Selbstmordrate bei Elementarstadtlehrem (und bei Gymnasiallehrern) ist im Ver- 
gleich zur Gesamtheit der Versicherten mit ca. 54% weit unterdurchschnittlich (Durchschnitt = 
100%); bei den Landlehrern liegt sie bei 43%; vgl. Karup/Gollmer 1894, S.215ff. 
(Vergleichspopulation wie bei den Krankheiten als Todesursachen; s.o.). 

19 S.O.; vgl. Harweck 1879 
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3. Der "Zween-Herm-Diener": Niederer Kirchendienst 
der Elementarlehrer 

Der zumindest regional und vorwiegend auf dem Lande obligatorische 
"organische Verbund" von Lehrer- und Küsterstelle um 1800 resultiert aus 
dem landesherrlichen Anliegen, das Landschulwesen über die zusätzliche 
Einrichtung von Landschulen zu befördern und zugleich nicht allein finanzi- 
ell tragen zu müssen. In der seitherigen traditionellen Struktur der Ver- 
knüpfung beider Ämter unterrichtet der Küsterlehrer des Pfarrortes auch 
die Kinder der Filialgemeinden, wozu diese sich in der Regel am Pfarrorte 
einzufmden hatten. Für das Nur-Schule-Halten an neu eingerichteten Land- 
schulen bleibt die Dotation jedoch so unattraktiv, daß die Stellenbesetzung 
mit tauglichen Subjekten problematisch ist.^ Die historische Lösung besteht 
dann darin, daß der Schulehalter gleichzeitig die Küstertätigkeit der Filial- 
kirche wahrnimmt und damit die materielle Absicherung der Unterrichtstä- 
tigkeit über beide Ämter gewährleistet wird.^ Genau dies, daß nämlich die 
"Übertragung ... auch die schlechten Stellen der Schullehrer in Filialdörfern 
... verbessern ... wird", war die angezielte Wirkung der Königlichen 
"Verordnung wegen allgemeiner Separation der Küstereien an Filialkirchen 
von den Küstereien an den Mutterkirchen" vom 2. Mai 1811.^ Die zusätzli- 
che Übernahme eines kirchlichen Amtes stellt also explizit das Vehikel dar, 
um eine schulpolitische Maßnahme, das Implementieren neuer Landschul- 
stellen, praktisch sicherzustellen. 

In der Folge werden behördlicherseits Regulationen des zusätzlichen 
Dienstverhältnisses für nötig befunden. So beginnt etwa die Instruction des 
Königlichen Consistoriums Posen für evangelische Schullehrer auf dem 
Lande, die zugleich Vorleser oder Küster sind (1826), mit der Begründung: 
"Da in mehrern Fällen wahrgenommen ist, daß Schullehrer ihre amtlichen 
Obliegenheiten und ihr gesetzliches Verhältnis zu den Predigern ihres Ortes 
nicht immer richtig erkennen und pünktlich beobachten, so sehen wir uns 
veranlaßt ... Das verweist darauf, daß die Lehrer mit zunehmendem Stan- 



1 Für die detaillierte Untersuchung der Verhältnisse in Brandenburg bis ca. 1800 vgl. Neuge- 
bauer 1985, S.325ff.; ein Abriß für Schlesien liegt vor mit Braun 1933. 

2 Vgl. den Bericht des Vikariats Ehrenbreitstein von 1817 an das Königliche Consistorium 
mit der Feststellung: "Durchgehends sind beide, des Küsters und des Lehrersstelle miteinander 
vereinigt, und zwar aus der Ursache, weil jeder einzelne nicht hinlänglich zu leben hat". (LHA 
Koblenz Best. 441 Nr.26377. 1817) 

3 Neigebaur 1826, S.142f.; vgl. Niedergesäs 1847, S.379f. 

4 Niedergesäs 1847, S.382f.; ähnlich ist der Impetus in der westfälischen Küsterordnung von 
1835, abgedruckt in Nehm 1839, S.59ff. 
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desbewußtsein^ diese Tätigkeit und ihre Auflagen nurmehr als notwendiges 
Übel, als lästig empfanden.^ In ihrer Argumentation führen sie aus, daß 
diese Zusatzaufgaben das Unterrichten und die Weiterbildung behinderten. 
Als überwiegend mechanische Tätigkeiten seien sie dem doch geistigen 
Lehrberuf nicht adäquat und sie führten häufig zu Streitereien zwischen 
Lehrer und Pfarrer, sowie zwischen Lehrer und Gemeinde. Überhaupt wer- 
de das Ansehen des Lehrers geschmälert.^ Der Lehrer als "Kirchenknecht"^ 
entspricht jedenfalls nicht mehr dem Selbstverständnis des Volksschulleh- 
rers.^ Vielmehr arbeiten die Lehrer darauf hin, sich von den Küsterdiensten 
zu befreien. Dieses Ziel schlägt sich dann auch in den ersten organisierten 
Forderungen der Lehrerschaft nieder, vor allem in den Petitionen der 40er 
Jahre.^^ In der nachrevolutionären Phase ruht allerdings die Offensive der 
Lehrer gegen den Kirchendienst. Der Geist der Seminare unter der Geltung 
, der Stiehlschen Regulative (1854) habe seine Wirkung getan; die Küsterleh- 
rer seien wieder frömmer und beflissener - so lautet der nostalgische Tenor 
im Bericht eines Geistlichen über diese Zeit.^^ 

Die Behörden ihrerseits visieren eine Trennung von Lehrer- und Küster- 
stellen auch erst seit 1874 an.^^ Bis dahin hatten sie ihr Motiv aufrechterhal- 
ten, über die Bezüge des kirchlichen Nebenamtes die Lehrerstelle materiell 
ergänzend abzusichern. Besonders deutlich war dies im Ministerialreskript 
vom 8. November 1835 geworden: Anläßlich einer Anfrage des Oberpräsi- 
denten der Rheinprovinz - betr. Anstellung und Entlassung bei vereinigten 
Ämtern - spricht das Ministerium hier das Kriterium für die Trennung bis- 
her verbundener Kirchen- und Schulämter aus. Sie solle nur da ausgeführt 
werden, wo ein von der betreffenden Regierung genehmigter Gemeindebe- 
schluß dem Schullehrer ein vom Kirchendienst unabhängiges, ausreichendes 
Einkommen sichert. Vorher habe die Prüfung der Leistungsfähigkeit der 



5 Huerkamp (1976, S.24) sieht darin eine Folge der ersten Professionalisierungsphase durch 
seminarische Ausbildung. 

6 Vgl. die Mahnung des Kultusministeriums an die Bezirksregierung Koblenz von 1833, betr. 
Unglücksfälle von Knaben beim Glockenläuten. Die Bezirksregierung hatte danach zu veranlas- 
sen, daß die Küsterlehrer gefälligst das Glockenläuten wieder selbst verrichten. Der Küsterleh- 
rer darf demnach nicht mehr delegieren, sondern sich höchstens von den Knaben helfen lassen. 
(LHA Koblenz Best. 441 Nr.26377. 1833) 

7 Kumm 1891, S.89 

8 Horn 1826, S.90 

9 Vor allem dieses Motiv der "Demütigung" durch den niederen Kirchendienst ist von der 
pädagogischen Historiographie aufgenommen worden; vgl. bes. Zieger 1932, S.176 und Uhlig 
1960, S.26; das zeitgenössische Pro und Contra wird aufgezeigt bei Kirsch 1855. Bd.II, S.168ff. 

10 Vgl. die Petitionen: Denkschrift 1843, S.35-41, Denkschrift 1848, S.47-49. 

11 abgedruckt in Fischer 1892. Bd.II, S.350ff. 

12 Vgl. Verfügung der Regierung Düsseldorf 1874 und Verfügung der Regierung 
Königsberg 1875; abgedruckt in: Giebe (Hg.) H898, S.321ff. 
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Gemeinde zu erfolgen. In der mit den 70er Jahren vor dem Hintergrund 
des Kulturkampfs einsetzenden Abtrennungsphase galt dagegen ein anderes 
Kriterium. Nach den Ministerialerlassen von 1887 und 1888 sollen und kön- 
nen die Behörden bereits eine Trennung herbeiführen, wenn das Schulinter- 
esse es erforderlich macht.^'* 

Die Lehrer greifen die Frage der Abtrennung jetzt ebenfalls wieder auf. 
Sie ist Bestandteil der Jüttingschen Denkschrift von 1872.^^ Der Preußische 
Lehrerverein erhebt sie 1875 zu einer Angelegenheit des gesamten Standes. 
Der VIII. Deutsche Lehrertag 1890 und der I. Preußische Lehrertag 1891 
greifen sie erneut auf. Sie wird weiterhin zum Argument in der Stellung zum 
Volksschulgesetzentwurf Goßlers.*^ Der von Lehrern und Behörden in die- 
ser Zeit gleichermaßen avisierte Abtrennungsprozeß bezieht sich dabei auf 
folgende empirische Situation in den 80er Jahren (Tab.IV.3.1). 

Tab.IV.3.1: Anteil organisch verbundener Küster- 
und Lehrerstellen an der Gesamtstellenzahl 1886 



Provinz 


Anteil 


Provinz 


Anteil 


Ostpreussen 


11,7% 


Westpreussen 


13,1% 


Brandenburg 


46,9% 


Pommern 


35,4% 


Posen 


12,2% 


Schlesien 


25,1% 


Sachsen 


50,5% 


Schleswig-Holstein 


16,5% 


Hannover 


37,1% 


Westfalen 


21,1% 


Hessen-Nassau 


50,0% 


Rheinland 


13,1% 


Preußen gesamt 




27,2% 





Quelle: Preussische Statistik 18% (Heft 151). Textteil, S.333 

Diverse Ministerialerlasse von 1891, 1893 und 1894 weisen die Regional- 
behörden an, auf die Trennung von Lehrer- und Küsterstellen Bedacht zu 
nehmen, allerdings nur bei Neubesetzung der Stellen.^^ Ein Ministerialerlaß 
von 1900 verfügt, daß das nach dem Lehrerbesoldungsgesetz von 1897 er- 
höhte Grundgehalt verbundener Stellen insgesamt als ruhegehaltsberechtig- 
tes Einkommen zu gelten hat.^® Daß sich der Einkommensanteil des kirchli- 
chen Nebenamts nicht in der Pension niederschlägt, war ja auch ein stören- 
der Punkt für die Lehrer gewesen. Aus kirchlichen Mittel hatten Küster und 
Organisten als solche keinen Anspruch auf Pension, wie ein Oberverwal- 



13 Niedereesäs 1847 S.391 

14 Beetz ^914, S.155 

15 Jütting 1872 

16 Pretzel 1921. S.262, Strewe, S.87, 130, 147 

17 Giebe rHg.) 1898, S.321ff. 

18 Beetz ^1914, S.94 
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tungsgericht bereits 1844 festgestellt hatte.^^ Jetzt wird auch erstmalig ein 
systematisches Arbeitsprofil über das Auflisten der spezifischen Küstertätig- 
keiten erstellt. Laut Ministerialerlaß von 1891 sind als niedere Kirchen- 
dienste anzusehen^: 

a) Für katholische und evangelische Gemeinden: das Auf- und Zuschlie- 
ßen und Lüften der Kirche und Sakristei, das Läuten, das Anzünden 
und Auslöschen der Kirchenlichter, das Anstecken und Aufschreiben 
der Liedernummern, das Setzen der Stühle, Aufstellen der Sammel- 
büchsen, die Aufi-echterhaltung der äußeren Ordnung beim Gottes- 
dienste und bei den geistlichen Handlungen, Besorgung von Hostien, 
Brot und Wein für die Abendmahlsfeier, die Bescha^ng und das Auf- 
stecken der Lichter, Reinigen der Altargeräte, Beziehen und Schmük- 
ken von Altar und Kanzel, Heizung von Kirche und Sakristei, Balgtre- 
ten und Schmieren, Reinigen der Kirche, Kirchenwäsche, sowie Reini- 
gung und Aufbewahrung der vasa sacra, Dienstleistungen bei Taufen, 
Stellung von Handtüchern, Besorgung von Glockenfett, Schmieren der 
Glocken, Glockenriemen und Kirchentüren, Ölen, Aufziehen und 
Stellen der Turmuhr, Aufbewahren der Kirchenschlüssel, Begleiten der 
Geistlichen zu Kirchenkommunionen und zu sonstigen Ministerial- 
handlungen, sowie Tragen der vasa sacra, Grabanweisung, Reinigung 
des Kirchhofs und der Wege von der Straße zur Kirche, Beschneiden 
der Kirchenhecken, Einladen der kirchlichen Gemeindeorgane zu den 
Sitzungen, Beförderung von Zirkularen. 

b) Im besonderen für evangelische Gemeinden: Einsammlung des Opfers 
bei Ministerialhandlungen, Erhebung und Einsammlung besonderer 
kirchlicher Abgaben, sowie des Geldes für Grabstellen, Einladung zu 
Hochzeiten und Leichenbegängnissen, Patenkontrolle, Kurrendenbe- 
förderung, Gesang bei Beerdigungen. 

c) Im besonderen für katholische Gemeinden: Besorgung der Kohlen zur 
Räucherung, An- und Auskleiden der Geistlichen zu den Amtshand- 
lungen, Unterhaltung der ewigen Lampe, Auslegung und Verwahrung 
der Paramente, Besorgung des Weihwassers, der Totenbahre bei Re- 
quialmessen, Bedienung der Chorlampe. 

Erfolge der von Lehrern und Behörden betriebenen Abtrennungspolitik 
sind durchaus erkennbar. Im Zeitraum zwischen 1886 bis 1911^^ nimmt der 
Anteil der vereinigten Lehrer- und Küsterstellen an den preußischen Eie- 



19 Petersilie 1897, S.81 

20 Aufstellung nach: Beetz ^1914, S.156f.; Braun 1933, S.130; Pädagogium (1892), S.179f. 

21 Für den Zeitraum nach 1911 sind keine Daten verfügbar, s.o. 11.2.2(2). 
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mentarlehrerstellen wie in Tab.IV.3.2 dargestellt kontinuierlich ab. Dabei 
geht der Anteil an allen Lehrerstellen von 27 auf 16% zurück (im evangeli- 
schen Bereich von 30 auf 19%, im katholischen Bereich von 20 auf 9%); der 
Anteil der vereinigten Stadtlehrerstellen verringert sich von 13% 18^ auf 
5% im Jahr 1911, der der Landlehrer von 38 auf 22%. 

Tab.IV.3.2: Die Verbindung von Lehrer- und Küsteramt in Preußen 1886 - 1911 
(absolute Zahlen und in %) 



Jahr 




Stadt und Land zus. 
Lehrer in % 


Stadt 

Lehrer in % 


Land 

Lehrer in % 




ev. 


11412 


30 


1.786 


13 


10.626 


38 


1886 


katb. 


3.338 


20 


516 


12 


1822 


23 




zus. 


15.570 


27 


1302 


13 


13.517 


34 




ev. 


11348 


28 


1.555 


10 


10.793 


37 


1891 


kath 


3.082 


17 


390 


8 


1692 


20 




zus. 


15.430 


24 


1.945 


9 


13.475 


31 




ev. 


11058 


25 


1.462 


9 


10.5% 


33 


18% 


kath. 


1802 


14 


355 


6 


1447 


17 




zus. 


14.860 


22 


1.817 


8 


13.043 


28 




ev. 


11.871 


22 


1.361 


7 


10.510 


33 


1901 


kath. 


1642 


12 


320 


5 


1322 


14 




zus. 


14.513 


19 


1.681 


6 


11832 


25 




ev. 


11.939 


20 


1.347 


6 


10.592 


29 


1906 


kath. 


1595 


10 


316 


4 


1279 


13 




zus. 


14.534 


17 


1.663 


5 


11871 


24 




ev. 


11.770 


19 


1.291 


5 


10.479 


27 


1911 


kath. 


14% 


9 


293 


3 


1203 


11 




zus. 


14.266 


16 


1.584 


5 


11682 


22 



Quellen: Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Tabellenteil, S.26, 28, 30 
Preußische Statistik 18% (Heft 151). Textteil, S.332f 
Preußische Statistik 1906 (Heft 209). Textteil, S.138f 
Preußische Statisük 1911 (Heft 231). Tabellenteil, S. 40-45, 101, 104, 106 
Huerkatnp 1976, S.66 



Die Gegenüberstellung der Verhältnisse im innerdeutschen Vergleich 
zeigt gleichzeitig, daß preußische Lehrer nicht allein damit belastet, aber für 
den lürchendienst wenigstens relativ gut entlohnt werden. Die Entschädi- 
gung bzw. der Zuschlag zum Grundgehalt beträgt um 1910 in einigen ausge- 
wählten deutschen Regionen zwischen 150 und 650 Mark/Jahr (Tab.IV.3.3). 

Allein auf materielle Komponenten abzuheben, trifft jedoch nicht voll- 
ständig den für die Lehrer existenten Problempunkt. Besonders der schon 
immer nicht besonders hohe Anteil der - dennoch heftig bekämpften - kom- 
binierten Stellen spricht dafür, daß das Problem statusmäßig angesiedelt ist 
und daß sich der gesamte Stand mit der Kritik an den "erniedrigenden" Kü- 
sterdiensten identifizierte. Die Erlaßlage der 90er Jahre hatte das Problem 
insofern entschärft, als ein neu antretender Lehrer den angebundenen Kir- 
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chendienst nicht mehr übernehmen mußte.^^ Gleichwohl bleibt der Kir- 
chendienst im Stand thematisch präsent. Auch die zusätzliche Arbeitsbela- 
stung erscheint nicht ausschlaggebend. Denn der Lehrer war geneigt, die hö- 
heren Kirchendienste des Kantors und Organisten als Dienste aufzufassen, 
die ihm eher zur Ehre gereichten.^ Gegen einen durchgängigen materiellen 
Impetus, also eine Abwägung von Arbeitsaufwand und Entschädigung, 
spricht auch, daß eine Erhebung der anstößigen Arbeiten erst von den Be- 
hörden geleistet wird. Ein Hinweis für die grundsätzliche Provokation des 
gesamten Standes durch den Kirchendienst ist weiterhin, daß konfessionelle 
Differenzen sowie Stadt-Land-Differenzen^ bei den Lehrern in dieser Frage 
nicht aktualisiert werden. Somit stellen sich die Lehrer zum Kirchendienst 
von ihrem sich entwickelnden und dominierenden Berufsbewußtsein her.^ 
In der zeitgenössischen Klage eines Pfarrers ausgedrückt: Mit der steigenden 
"Lehrerbildung" geht die "Küsterbildung" zurück.^ 



Tab.IV.3.3: Entschädigung ßr den Küsterdienst der Elemen- 
tarlehrer in einigen deutschen Ländern um 1910 (in MarkIJahr) 



Region 


Entschädigung 


Baden 


- nicht festgelegt - 


Bayern 


200 


Hessen 


150 (evangelisch) 




100 (katholisch) 


Sachsen 


200-650 


Württemberg 


150-350 


Preußen 


332 (evangelisch, im Durchschnitt) 




362 (katholisch, im Durchschnitt) 



Quellen: Menzel 1914, S.127 

Preussische Statistik 1911 (Heft 231) Textteil, S.99 



22 Entstehen für die Gemeinde daraufhin Schwierigkeiten bei der Zergliederung des Stellen- 
einkommens, so kann der Lehrer den Kirchendienst an eine dritte Person abtreten. Der dafür 
abzutretende Einkommensteil bleibt ihm aber als förmlicher pensionsfähiger Bestandteil erhal- 
ten; vgl. Beetz^l914, S.155; Braun 1933, S.130f. 

23 Vgl. hierzu z.B. Kirsch 1855. Bd.II, S.168; Braun 1933, S.118 

24 Für die jeweiligen Anteile kombinierter Stellen s. Tab.IV.3.2. 

25 In der für die Lehrer "schleppend" abgewickelten Trennungsfrage berücksichtigt die 
staatliche Politik die Leistungsfähigkeit der Gemeinden. 

26 ms 1892/93, S.609 
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4. Soziale Kontrolle als Privileg und Last: Der Lehrer als 
kontrollierter Kontrolleur 

4.1 Vorbemerkung: Das Allgemeine Landrecht als Ausgangspunkt 
administrativer Intervention 

Das Allgemeine Landrecht mit seiner Schichtung von "natürlicher Frei- 
heit" und "ständischer Gebundenheit"^ ist der Ausgangspunkt und umfassen- 
de Rahmen dafür, wie sich die soziale Kontrolle des Lehrers über das 19. 
Jahrhundert hinweg neu konstituiert. In den nachfolgenden Gedankengän- 
gen geht es jedoch nicht um die generelle Kontrolle einer sozialen Gruppe 
vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Progressions- oder Restaurations- 
prozesse etwa qua Vereinsgesetzgebung.^ Unser Blick geht vielmehr auf die 
lehrerberufsspezifische Kontrolle. Der Konnex zu gesamtgesellschaftlichen 
Lagen bleibt dabei notwendig knapp, aber erhalten. 

Pflichten und Freiheiten des Lehrers sind um 1800 als diffuse Abhängig- 
keiten (patriarchalisch, kommunal, klerikal) ausgeprägt. Das Standesver- 
ständnis ist noch durch Momente gleichzeitiger Tätigkeiten (Küster, Hand- 
werker) eingefärbt. Nach einer statischen Betrachtung des Allgemeinen 
Landrechts^ liegt seine Bedeutung darin, daß es bestehende (Schul-)Rechte 
formuliert und schützt, und nicht darin, organisatorische Maßnahmen zu 
treffen. In ihrem Rückgriff auf das Allgemeine Landrecht geht die einset- 
zende Reformpolitik jedoch darüber hinaus. In ihr wird gerade nicht ein neu 
geschaffenes umfassendes Unterrichtsgesetz wirksam, sondern vor dem Hin- 
tergrund der basalen Bestimmung des Allgemeinen Landrechts 12. Titel, §1 
werden sukzessive Einzelmaßnahmen getroffen, die den Lehrer aus seinen 
traditionalen (im Allgemeinen Landrecht auch fixierten) Bindungen her- 
auslösen. 

Wilhelm Dilthey hatte die vom Landrecht postulierte Zuständigkeit des 
Staates für die Schule als "ein Prinzip von der größten Tragweite" benannt. 
In seiner Ausführung: es "hatten Verwaltung und pädagogische Technik 
noch einen langen Weg zu durchmessen, um aus dem Postulat Wirklichkeit 



1 Meyer 1971, S.23; vgl. S.23ff.; vgl. Heinemann 1974, S.320ff.. In Bezug aufständische Ge- 
bundenheit" ist folgende Aussage des Allgemeinen Landrechts (Teil II, Titel 7, § 171) hervorzu- 
heben: "Kinder der Untertanen müssen in der Regel dem Bauernstand und dem Gewerbe der 
Eltern sich widmen. Ohne ausdrückliche Erlaubnis der Gutsherrschaft können sie zur Erlernung 
des bürgerlichen Gewerbes oder zum Studieren nicht zugelassen werden". Dies ist ein Punkt, in 
dem das "niedere" Schulwesen über die Definition des Klienteis befestigt wird. 

2 wie etwa bei Stöhr 1978 

3 Fooken 1%7, S.135ff. 
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zu machen", hat er die neue strukturbildende Dynamik, auch aus dem All- 
gemeinen Landrecht heraus, erkannt.^ 

Die Rekonstruktion von Normierung und Vollzug der sozialen Kontrolle 
zeigt, wie die Zuständigkeit für die Lehrer und das Verhalten der Lehrer ab- 
strakt und eindeutig auf den Charakter seines Amtes als öffentlicher Dienst 
der allgemeinen Bildung bezogen wird. Dadurch erhält dieses Amt gleichzei- 
tig seine spezifischen Konturen.^ 

4.2 Der administrative Zugriff auf den Lehrer: Kompetenzen, 
Procedere und Resultate 

"Nichts fürchterlicher, als unter unklaren Rechtsverhältnissen zu leben"^ - 
diese Klage soll ausdrücken, daß die Lehrer um 1800 nicht wußten, wohin sie 
sich zu wenden hatten, wenn ihnen von Gemeinde, Pfarrer, Patron Unrecht 
geschah. Das Allgemeine Landrecht bestimmt in § 26, daß die gemeinen 
Lehrer der ordentlichen Gerichtsbarkeit ihres Ortes unterworfen sind^, und 
in § 27, daß diese auch die Disziplinargewalt ausübt. Ebenso wie die kon- 
trollierenden Instanzen ineins fallen, unterscheidet das Allgemeine Land- 
recht nicht dienstliche Vergehen von "gemeinen" Vergehen - Dienstverge- 
hen sind auch Kriminalvergehen.® Ein Zirkular des Innenministeriums er- 
klärt 1809, daß die durch Allerhöchste Kabinettsordre 1805 erteilte Befug- 
nis, öffentliche Lehrer vom Amte zu entheben, vom Oberkonsistorium auf 
die Section des Kultus und öfientliehen Unterrichts übergeht.’ Darin wird 
als Aufgabe der geistlichen und Schuldeputation der Königlichen Regierun- 
gen ausgesprochen, die vorläufige Suspension vom Amt durchzuführen und 



4 zit. nach Fooken 1967, S.144; für Fooken spricht Dilthey die Differenz von Deklaration 
und Wirklichkeit aus. Gegen Fooken ist anzumerken, daß die reformerische Absicht nicht dar- 
auf abzielte, den Auftrag des Allgemeinen Landrechts zu verwirklichen. Umgekehrt bildete das 
Allgemeine Landrecht die wesentliche rechtliche Grundlage für die Absicht, das niedere Schul- 
wesen zu reformieren. 

5 Die Vielzahl der zeitgenössischen einschlägigen Gesetzes- und Erlaßsammlungen sind Me- 
dien der Vergewisserung zwischen Lehrer und öffentlicher Struktur seines Amtes - sie sind inso- 
fern Berufsliteratur. 

6 Ursprung 1938, S.52 

7 Neigebaur 1834, S.160; nach Heinemann (1974, S.332f.) bildet sich darin der Charakter des 
3-Klassenschulsystems ab, nachdem Gymnasial- und Bürgerschullehrer einen privilegierten Ge- 
richtsstand beanspruchen können. 

8 Müller (Hg.) 1908, S.9; anders die Schlesische Schulordnung 1801, die in § 36 Civilsachen 
und Criminalsachen und unterschiedliche Zuständigkeiten festlegt; vgl. Ursprung 1938, S.52. 

9 Dieser Kompetenzwechsel zwischen weltlicher und kirchlicher Behörde war vier Jahrzehn- 
te vorher entgegengesetzt erfolgt: Durch Edikt vom 16. 5. 1760 gegen Vergehen und Excesse der 
Prediger und Schullehrer geht die Disziplinargewalt vom Justizministerium auf das Konsistori- 
um über, Grund: das Justizministerium hatte die Vorgänge nicht kräftig genug untersucht; vgl. 
ZStA Merseburg Pr.Br. Rep. 34 Nr.417, p.62-66. 
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ein Gutachten zu erstellen. Dies wird durch Ministerialreskript 1810 dahin- 
gehend erweitert, daß die Schuldeputation die Untersuchung so zu führen 
hat, daß dem Entscheid der Section (die Vorgängerbehörde des späteren 
Kultusministeriums) vorgearbeitet ist.^” 

Gemäß Reskript von 1819 haben die Gerichtshöfe ihre "Kriminal-Er- 
kenntnisse" über Lehrer dem Kultusministerium einzureichen, damit dieses 
"die zur Führung einer allgemeinen Aufsicht ... erforderlichen Nachrichten 
jederzeit vollständig besitze". Dieser Informationsfluß zwischen den 
beiden Behörden wird erst 1879 modifiziert durch eine Anweisung des 
Justizministeriums. Danach haben die Staatsanwaltschaften die Regierungen 
zu informieren, wenn gegen Lehrer Verfahren eröffnet worden sind. 
Verlängert wird die Maßnahme durch Ministeriellen Erlaß von 1896 
(Kultusministerium), die dann auch Kandidaten und Seminaristen betrifft.^^ 

. Die Allerhöchste Kabinettsordre von 1822, nach und in Folge der Karls- 
bader Beschlüsse, teilt dem Kultusministerium eine "bestimmtere Einwir- 
kung" auf die Amtsentsetzung von (Geistlichen und) Jugendlehrern zu. Die 
"gehörig instruierten Acten" sind dem Kultusministerium von der Provinzi- 
albehörde einschließlich eines Berichts oder Gutachtens zur weiteren Ent- 
scheidung einzusenden. Damit wird nach der Neuformierung der Verwal- 
tung von 1817 nochmals - wie schon 1809/10 - die Entscheidungsverlagerung 
auf die ministerielle Ebene eingerichtet, und zwar weil "sich bei der bisheri- 
gen Einrichtung oft ein gerichtliches Verfahren zwischen die anfängliche 
und endlich disziplineile Entscheidung gestellt hat".^^ Zwei Jahre später, 
1824, delegiert das Kultusministerium jedoch zum Teil wieder Kompetenz 
an die Königlichen Regierungen zurück. Es waren so viele Angelegenheiten 
zur Entscheidung eingereicht worden, daß es zu einer "unnützen, bis zur Un- 
ausführbarkeit endlich sich steigernden Geschäftsvermehrung des Ministeri- 
ums"^^ führte. Infolgedessen wird die Kompetenz der Königlichen Regie- 
rungen zur vorläufigen Amtssuspension und noch bei "besonders verpönten 
Vergehen" die Kompetenz zur eventuellen Delegation an die ordentlichen 
Gerichte nochmals präzisiert. Und dies wird durch Zirkularreskript des Mi- 
nisters 1835 erneut bestätigt und erweitert auf die Suspension während des 
laufenden Suspensionsverfahrens.^^ Durch Ministeriellen Erlaß 1874^^ un- 



10 Niedergesäs 1847, S.419f.; Neigebaur 1834, S.81ff. 

11 Niedergesäs 1847, S.420 

12 Giebe (Hg.) H898, S.414f. 

13 Niedergesäs 1847, S.421 

14 Niedergesäs 1847, S.425 

15 Niedergesäs 1847, S.413 

16 Liese 1887, S.363 
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terstehen dann weiterhin auch vorläufig suspendierte Beamte der disziplina- 
rischen Aufsicht. 

Durch Allerhöchste Kabinettsordre von 1837 war bereits eine Kompe- 
tenzverlagerung erfolgt zum Zwecke der "Vereinfachung und Beschleuni- 
gung des Verfahrens". Ein ministerielles Zirkularreskript des gleichen Jah- 
res gibt dazu die inhaltliche Begründung ab. Mitunter wurden nämlich Beur- 
teilungen abgegeben, ohne ein "Auffassen der ganzen Individualität des Leh- 
rers und nach allen vorwaltenden speciellen Umständen". Jetzt soll gesichert 
sein, daß durch den Oberpräsidenten und "seine Local- und Personal- 
Kenntniß eine die individuellen Verhältniße jeden Falles tiefer auffassende 
und somit geeignetere Einwirkung auf die einzelnen Sachen stattfinden wer- 
de".^^ In diesen Klärungsprozeß der Zuständigkeit gehört weiterhin die 
nochmalige Klarstellung™ (wie schon vorher durch die Allerhöchste Kabi- 
.nettsordre von 1837, s.o.), daß die Zuständigkeit für Elementarschullehrer 
im Rekursverfahren beim Oberpräsidenten liegt - ungleich den höheren 
Lehrbeamten, wo sie weiterhin beim Kultusministerium verbleibt. In die- 
sem Eichhomschen Zirkular vom 20. 12. 1841 wird dazu gesagt: "... diese Un- 
terscheidung macht es notwendig, um entstehenden Zweifeln für die Zu- 
kunft zu begegnen, die Grenze zwischen den Elementar-Schullehrern und 
höheren Lehrern ... näher festzustellen".^® 

Die Versetzung von Lehrern als gerichtliche Strafe wird durch Reskript 
des Innenministeriums von 1809 untersagt und zur ausschließlichen Maß- 
nahme der Dienstoberen erklärt.^^ Im Falle einer Versetzung, mit der die 
Bezirksregierung einen Konflikt zwischen Lehrer und Gemeinde lösen will, 
"kann ... davon am wenigsten die Rede sein ... sein Einkommen zu verbes- 
sern, wodurch nur ein für andere Schullehrer sehr gefährliches Beispiel ge- 
geben würde".^^ Der Lehrer kann die Versetzung also nicht zu seinen Gun- 
sten anstreben. Sie bleibt ein Mittel der Behörde. Der § 16 des Disziplinar- 
gesetzes von 1852 bezieht die Maßnahme der Strafversetzung allerdings nur 
auf unmittelbare Staatsbeamte. Die niederen Lehrer werden den mittelbaren 
Staatsbeamten zugeordnet, insofern also können sie nicht strafversetzt wer- 
den.^ Eine Ausnahme erfährt dies aber durch Gesetz von 1886 - allerdings 



17 Niedergesäs 1847, S.435f 

18 durch Zirkularverfügung von 1841 

19 Niedergesäs 1847, S.440 

20 StA Potsdam Pr.Br. Rep.34 Nr.418 vol.II, p.l6 

21 Niedergesäs 1847, S.418; Neigebaur 1834, S.81 

22 Antwort des Kultusministeriums an die Regierung Frankfurth vom 28.1.1828. In: ZStA 
Merseburg Rep.76 VII Sect.l6aa Nr.l3 vol.II, p.7-9 

23 Bei Meyer 1976 ist dies ein Privileg der niederen Lehrer - eine höchst eigenwillige Ausle- 
gung einer Kontrollmaßnahme. 
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nur für die Volksschullehrer und Volksschullehrerinnen der Provinzen Po- 
sen und Westpreußen.^ 

Die Vergehen der Lehrer werden erstmals aufgrund der Königlichen 
Verordnung von 1844 explizit nach unterschiedlichen Prinzipien geordnet 
und differentiell verfolgt; "gemeine (Amts-) Verbrechen" und "bloße Ver- 
fehlungen gegen die Disziplin".^ Damit ist der Grundstein gelegt für ein be- 
sonderes Disziplinargesetz. Ausführung und Handhabung disziplinarischer 
Ahndungen sind aber noch nicht umstandslos möglich. Dieses Defizit 
kommt in der Antwort des Kultusministeriums auf eine Anfrage der Regie- 
rung Potsdam im Mai 1849 zur Sprache: "Was die von der Königlichen Re- 
gierung nicht ohne Grund gerügte Lücke in der Disziplinargesetzgebung an- 
betrifft, wonach Beamte und insbesondere auch Lehrer wegen nicht im 
Amte begangener Vergehen, die entweder zu einer gerichtlichen Untersu- 
phung nicht geeignet befunden worden, oder doch die Amts-Entsetzung 
nicht zur Folge gehabt haben, im Disziplinarwege nicht verfolgt werden 
können, so wird auf Beseitigung der hieraus sich ergebenden Uebelstände 
bei dem in der Vorbereitung sich befindlichen Disziplinargesetz für die 
Staatsdiener ... möglichst Bedacht genommen werden".^ 

Der Radikalenerlaß des Kultusministers von Ladenberg vom Dezember 
1849 hebt hinsichtlich des politischen Verhaltens besonders auf die Diffe- 
renz von Bürgern und Beamten ab.^^ Das Provinzialschulkollegium Bran- 
denburg weist im Juli 1849 die Schuldeputation Berlin an, darauf zu achten, 
daß nicht der Zugriff auf Einzelindividuen angezielt ist, sondern flächendek- 
kende Kontrolle möglich werden soll.^ Kultusminister von Ladenberg teilt 
dem Magistrat Berlin im April 1850 mit, daß die Lehrer nicht bestraft oder 
gerügt, sondern für die Zukunft aufmerksam gemacht werden sollen.^^ Die 
letzteren Verfügungen und Erlasse lassen den Schluß auf eine Intention zu, 
die über das Dämpfen aktueller gesellschafts- oder standespolitischer Ex- 
zesse von Beamten/Lehrern hinausweist. Hier wird eine grundsätzlichere 
Lücke in der Kontrolle des Verhaltens entdeckt und geschlossen. Dabei wird 
auch deutlich, daß die Disziplinierung für den gesamten Beamtenstand zu 
gelten hat. Den Beamten wird zur Auflage gemacht, sich der neuen Maß- 
stäbe zu vergewissern. Die Regierungspräsidenten werden nämlich angewie- 



24 Müller (Hg.) 1908, S.42f.; diese Regelung ist im Zusammenhang mit den "polnischen 
Schulstreiks’’ in diesen östlichen Provinzen zu sehen; vgl. dazu die Vorgänge in: GStA Berlin 
XVI.HA Rep.30 Regierung Bromberg II Nr.2965. 

25 Müller (Hg.) 1908, S.9 

26 StA Potsdam Rep.2A II Gen. Nr.729. 1849 

27 StA Potsdam Pr.Br. Rep.34 Nr.439 vol.II. 1849 

28 StA Potsdam Pr.Br. Rep.34 Nr.438 vol.1. 1849 

29 StA Potsdam Pr.Br. Rep.34 Nr.439 vol.II. 1850 
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sen, sicherzustellen, daß jeder Beamte den Erlaß mit seiner Verpflichtung 
auf Berufstreue zur Kenntnis genommen hat.^ Dieses Verhaltensnormativ 
stellt also klar, daß eine Beteiligung an revolutionären Bestrebungen nicht 
mehr in Unkenntnis der (normativen) Lage und ihren Konsequenzen statt- 
finden kann. Die Regierungen stellen im November 1850 noch Probleme im 
Vollzug der kultusministeriellen Verordnungen vom Juli bis Dezember 1849 
mangels einer Übergangsregelung fest.^^ Im Oktober 1851 verordnet das 
Kultusministerium (unter Zustimmung des Innenministeriums und des Fi- 
nanzministeriums), "daß in den Fällen, wo wegen einer vor der Verkündi- 
gung der Verordnung ... verübten Handlung, unter der Herrschaft dieser 
Verordnung ein freisprechendes richterliches Erkenntnis ergangen, das Dis- 
ziplinarverfahren wegen derselben Handlung noch zulässig sei".^^ Eine be- 
schränkte Handlungsfähigkeit aufgrund des Publikationszeitpunkts läßt die 
Oberbehörde also nicht zu. 

Im weiteren unterliegt der Lehrer dem zweifachen Kontrollsystem des 
Disziplinargesetzes von 1852 (Dienstvergehen) und des Reichsstrafgesetzbu- 
ches von 1871 (Verbrechen, Vergehen im Amte). In diesem Zusammenhang 
ist auch bedeutsam, daß aufgrund von § 16 des Disziplinargesetzes bei der 
Strafe der Dienstentlassung der Lehrer seines Titels verlustig wird. Wie ein 
Ministerieller Erlaß von 1860 ausführt, bezeichnet "Lehrer" eben nicht die 
Qualifikation zum Lehren, sondern den Amt scharakter des Trägers eines 
hoheitlichen Lehramts.^^ 

Auf einer anderen behördlichen Ebene findet eine Einschränkung der 
Kompetenz, der Gewalt über den Lehrer statt. Der Ministerielle Erlaß des 
Innenministers von 1843 versagt den Landräten - "Eine eigentümliche Stel- 
lung nimmt der Landrat ein"^ -, den Elementarlehrern Ordnungsstrafen 
aufzuerlegen. Sie sind zwar an der Regelung äußerer und innerer Schulver- 
hältnisse beteiligt und leiten nach Ministeriellem Erlaß von 1878 Gesuche 
und Anträge der Lehrer an die Regierung weiter. Disziplinargewalt über die 
Lehrer steht ihnen aber (nochmals festgestellt) nach dem Ministeriellem Er- 
laß 1874 nicht zu.^^ 



30 StA Detmold Ml Pr. Nr.34 

31 StA Potsdam Pr.Br. Rep.34 Nr.418, p.39 

32 StA Detmold Ml Pr. Nr.88. 1851 

33 Müller (Hg.) 1908, S.44; Heinze 1919, S.69 

34 Beetz i914, S.3. Der Landrat nahm seit 1816 auf Kreisebene eine dominierende Stellung 
mit umfangreichen Aufgaben und Befugnissen ein (woraufhin auch Adlige und Ritter versuch- 
ten, diese Stellung zu monopolisieren), inkl. eines Strafrechts bis zu 5 Talern oder zweitägigem 
Geföngnis. Vgl. dazu Koselleck 1967, S.452ff.. Umso auffälliger ist, daß die niederen Lehrer ei- 
ner Bestrafung durch die Landräte entzogen wurden. 

35 Liese 1887, S.363 
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Im dichter gewobenen disziplinarischen Netz von 1848/50 werden die nie- 
deren Lehrer wie "echte" Staatsbeamte behandelt. Aus dem Lehrerkreis er- 
heben sich jetzt aber auch Stimmen, welche die Einlösung dieses Status zu 
ihren Gunsten fordern. So ersuchen sieben Lehrer aus Oranienburg 1850 
um die Erstattung von Reisekosten, weil sie "It. der beschworenen Verfas- 
sung, die uns die Rechte der Staatsdiener unzweifelhaft gewährt, und laut 
der gesetzlichen Bestimmungen betr. die Entschädigung bei Dienstreisen v. 
10. Juni 1848 u. 28. Juni 1825 - glauben, ein Recht auf volle Entschädigung 
zu haben". Hätten sie darin geirrt, so würden sie auf eine nur ausnahmsweise 
partielle Entschädigung - "trotz unserer Armut" - verzichten. Denn, und et- 
was schlitzohrig: "nach unserem Gewissen und aus Patriotismus müssen wir 
erklären, daß wir keine Sonderinteressen verfolgen und daß wir sowohl in 
Leiden wie in Freuden keine gesetzliche Ausnahme von den übrigen Staats- 
Klienern wünschen können".^ Das Justizministerium hatte den Elementar- 
lehrer 1834 den Verwaltungsbeamten zugeordnet, wonach er auch entspre- 
chend der Allerhöchsten Kabinettsordre von 1822, die sich auf den gesamten 
Beamtenstand bezieht, zu behandeln sei.^’ Nach der Verfassung von 1850 
(Artikel 23, Abs.2) haben die öffentlichen Lehrer die Rechte und Pflichten 
der Staatsdiener. Jedoch sind in Preußen nur Volksschullehrer unmittelbare 
Staatsbeamte, die an königlichen Schulanstalten unterrichten. Die Volks- 
schullehrer der übrigen kommunalen Schulen sind mittelbare Staatsbeam- 
te.^ Noch nach 1900 ist diese Unterscheidung auch in der Jurisdiktion nicht 
unumstritten. Sie hat für den Lehrer insbesondere Konsequenzen für seine 
Situation unter dem Gesetz vom 1. August 1909, "betr. die Haftpflicht des 
preußischen Staates und der Kommunen für Pflichtverletzungen der Beam- 
ten". In der Konsequenz stellt sie sich nämlich dar als eine "höchst uner- 

* '30 

quickliche Rechtsunsicherheit". 

Im Resultat der Verschiebungen und Neuordnungen hat sich ergeben: 
Die Gerichtsbarkeit hat sich von den lokalen Autoritäten^*^ verlagert auf die 
Schulverwaltungsbehörden bzw. auf die allgemeinstaatlichen Gerichte. Den 
kontrollierenden Lokalautoritäten des Allgemeinen Landrechts ist die Be- 
fugnis der Schulaufsicht verblieben. Der Lehrer steht "in der Mitte" zwischen 
diesen Lokalbehörden, die ein unmittelbares soziales Kontrollfeld darstel- 



36 StA Potsdam Pr.Br. Rep.2A II Gen. Nr.725, p.l56 

37 Niedergesäs 1847 S.434 

38 Vgl. dMU die Ministeriellen Erlasse von 1870 und 1885; Heinze 1919, S.67 

39 Beetz^l914, S.43; vgl. ebd., S.138tf. 

40 Das sind die Lokalbehörden: Für Stadtgemeinden ist das die Schuldeputation (Allgemei- 
ne Bestimmungen 1872); für Landgemeinden: der Schulvorstand (nach der Landgemeindeord- 
nung); für die jeweilige personelle Besetzung vgl. Beetz 1914, S.4ff.; vgl. a. Meyer 1976, S.99f. 
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len, und der Hierarchie seiner Vorgesetzten Behörden (Regierung, Oberprä- 
sident, Kultusministerium). Die letzteren sind aber sowohl Kontroll- wie 
auch Berufungsinstanz für ihn. So heißt es im § 46 der "Instruktion für die 
Regierungen" vom 23. Oktober 1817: "So müssen sie (die Regierungen; d.V.) 
sich doch nicht bloß als die Aufseher des geistlichen und Lehrerstandes, son- 
dern mehr als seine Genossen und Vertraute betrachten, seine Würde zu be- 
haupten und sein Bestes zu befördern beflissen seyn".'*^ Der Lehrer wird also 
zwischen den Instanzen nicht einfach zerrieben - und sogar nach 1849 neh- 
men die Vorgesetzten Behörden neben aller Kontrolle auch solche Schutz- 
funktion wahr. Im Konfliktfall kann durchaus eine Parteinahme zugunsten 
des Lehrers eintreten.'*^ Vom Beamtenstatus her sind die Lehrer zu Staats- 
beamten geworden. Darin aber sind sie noch der Sphäre ihres beruflichen 
Wirkens, der kommunalen Ebene verhaftet. Diese beamtenrechtliche Zwit- 
terlage wird bis 1914 nicht aufgelöst. 

Die Kontrolle bildungsunspezifischer Institutionen (Gemeindeautoritä- 
ten, Landrat) wird abgegrenzt. Der niedere Lehrer ist ein Stück weit aus dem 
Netzwerk der Autoritäten des Allgemeinen Landrechts“*^ herausgelöst. Er 
ist enger an bildungssystemspezifische Autoritäten gebunden. 

Vor dem Hintergrund, daß im Zuge der (Hardenbergschen) Verwaltungs- 
reformen die "Priorität der Justizverwaltung, die auf dem Landrecht fußte, ... 
zugunsten der exekutiven Verwaltung gebrochen worden war"'^'*, entsteht al- 
so sukzessive die systemspezifische Identität von Administration und Amt.'*^ 
Die Abgrenzung des niederen Lehrers erfolgte längs der Entscheidungs- 
punkte des administrativen Zt^riffs auf ihn. Unterstellt ist dabei die Basal- 
definition über sein Klientel.“*” Gegenüber den diffusen Bezügen im Allge- 
meinen Landrecht ist das Amt und der Status des Amtsinhabers jetzt präzi- 
ser und eindeutiger definiert. 



41 Neigebaur 1834, S.12 

42 Vgl. den Fall, bei dem sich eine Gemeinde über den unfähigen Schullehrer beschwert und 
ihn entlassen will. Der Lehrer seinerseits will nicht emeritiert werden, weil er lahm sei und sei- 
nen früheren Beruf als Leinweber nicht mehr ausüben könne. Das Kultusministerium beantwor- 
tet die vorgängige Anfrage der Regierung Frankfurt mit dem lapidaren Hinweis: Vertrag ist 
Vertrag; vgl. ZStA Merseburg Rep.76 VII Sect.l6aa Nr.l3 vol.1 1. 1824-27, p.50-53, 56 

43 Vgl. dazu das treffende Schaubild bei Meyer 1971, S.37 

44 Koselleck 1967, S.279; vgl. ebd.: "Ohne Konkurrenz wachten die Behörden über ... das Er- 
ziehungswesen". 

45 Die These, daß die gesamte Verwaltungstätigkeit, ihre Wahmehmungs- und Verhaltens- 
standards von militärischer Prägung und Professionalisierung bestimmt war, wird von uns nicht 
geteilt (vgl. Lüdtke 1970). Der gegenstandsbezogene Aspekt administrativen Handelns geht da- 
mit verloren. 

46 s. Anm.l im Abschnitt 'Vorbemerkung" dieses Kapitels 
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4.3 Die Sittlichkeit der Amtsinhaber - Amtliches und außeramtliches 
Verhalten 

§ 47 des Allgemeinen Landrechts trägt den weltlichen Schulaufsehern auf, 
zu überwachen, daß und ob das Amt "mit Treue und Fleiß" wahrgenommen 
wird. Eine solche Formulierung scheint für einen neuzuformierenden Stand 
noch wenig Orientierungsmöglichkeiten zu bieten. Im Urteil der Kamerali- 
sten und Polizeywissenschaftler entsteht der Lehrer als Repräsentant seiner 
Aufgabe. Der Stand wird zunächst auf der Ebene des Vorbilds entworfen: 
angemessener Lebenswandel, nirgendwo anstößig, ein Muster an bürgerli- 
chen Tugenden, der Obrigkeit Gehorsam leistend "und die Befehle dersel- 
ben auf das Genaueste ohne Widerreden und Murren befolgen, und dadurch 
denen Kindern in dem Gehorsam gegen die Obrigkeit mit einem guten Bey- 
spiel Vorgehen".“*^ 

' Seminaristeninspektor v.d. Reck will 1796 unter den "Schullehrer(n), die 
das Salz der Erde sein"'** sollten, die Roheit und Unwissenheit bekämpfen, 
damit sie künftig zu den gebildeten Ständen der menschlichen Gesellschaft 
zu rechnen sind. Denn "die Prediger und Schullehrer auf dem Lande sind ge- 
rade die einzigen Menschen, nach denen sich die ganze Gemeine in ihrer 
Denk- und Handlungsart richtet".'^^ Damit vertragen sich zeitgenössische 
Unarten nicht: Kartenspiel, Tanz, Angeln, Jagd, Vogelschießen, Kegeln, 
Teilnahme an Hochzeiten.^® Dieses besondere Bündel von Erwartungen ver- 
schafft dem Lehrer anscheinend eine besondere Art von Aufmerksamkeit. 
So heißt es: "Dem Lehrer rechnet man so Manches als Vergehen zu, das man 
an anderen Ständen nur belächelt oder bespöttelt, und von ihm gilt ganz das- 
selbe, was man mit Beziehung auf den geistlichen Stand gesagt hat: 'daß am 
schwarzen Rocke jedes Fleckchen auffällt’".^^ Der Lehrer sieht sich als Ob- 
jekt von Verhaltenserwartungen, die ihn aus seinem sozialen Umfeld her- 
auslösen. In der ausgeprochenen Nähe zum Pfarrer ist gleichzeitig aber auch 
eine Aufwertung enthalten. 

(1) "Amtshygiene": Rechtes Verhalten inner- und außerhalb des Amtes 

Ein erster ritueller Fixpunkt der Bindung an die Aufgabe des Lehrers 
liegt in dem ab 1815 obligatorischen Amtseid.^^ Gott, König und Vaterland, 



47 zit. nach Heinemann 1974, S.26 

48 v.d. Reck 1796, S.333 

49 v.d. Reck 1796, S.329 

50 v.d. Reck 1796, S.329ff. 

51 Pädagogische Real-Enzyclopädie 1851/52. Bd.I, S.511 

52 laut Verordnungen der Regierungen zu Potsdam 1813 und Königsberg 1815; vgl. Neige- 
baur 1826, S.72f. 
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die anvertraute Jugend, rechtschaffener Lebenswandel - darauf geht der 
Schwur: 

"Ich N.N. schwöre einen Eid zu Gott dem Allwissenden und Heiligen, daß 
nachdem ich zum Lehrer an der Schule (dem Gymnasio) zu N.N. berufen 
und nachbestellt bin, ich sowohl in diesem, als auch in jedem anderen Amte, 
zu welchem ich künftig berufen werden mögte. Seiner Königlichen Majestät 
von Preußen (Name des Königs) meinem Allergnädigsten Könige und 
Herrn, und dem Königlichen Hause, treu und gehorsam seyn, das Wohl des 
Vaterlandes in meinem Wirkungskreise nach Kräften fördern, alle meine 
Amtspflichten nach den bestehenden und noch zu erlassenden Gesetzen und 
Anordnungen des Staats und der von ihm verordneten Obrigkeit gewissen- 
haft erfüllen, die mir anvertraute Jugend (nicht nur wissenschaftlich zu bil- 
den, sondern auch) zu gottesfürchtigen guten und verständigen Menschen zu 
erziehen, mit Ernst und Eifer bemüht sein, auch selbst ein christliches und 
erbauliches Leben führen will, wie es einem rechtschaffenen Lehrer geziemt; 
alles, so wahr mir Gott helfe durch Jesum Christum. 

Eine rigorose Klarstellung über Subjekte, die "unwert, der öffentlichen 
Sache zu dienen" und deshalb ohne geringste Rücksicht aus dem Amt zu 
entfernen sind, ist dann bereits enthalten in der "Instruktion für die Regie- 
rungen" vom 23. Oktober 1817.^'* Sie ist begleitet von der Einführung des 
Überwachungsinstruments der Konduitenlisten.^^ Hier liegt eine scharfe 
Aktion vor, das Amt von "untauglichen Subjekten" freizuhalten. 

In einem weiteren Schritt werden durch Allerhöchste Kabinettsordre von 
1822 - im Vollzug der Karlsbader Beschlüsse - den Lehrern demagogische 
Umtriebe verwehrt. In dieser Ordre wird der Wille zum Ausdruck gebracht, 
"daß die Theilnehmer oder Beförderer der demagogischen Umtriebe jeder 
Art ... nicht angestellt oder befördert werden; und auch aus öffentlichen 
Fonds ... nicht unterstützt werden sollen".^^ Aus "actenmäßig" vorliegenden 
Beweisen, daß eben diese Vorschriften und Maßgaben unzureichend waren. 



53 LHA Koblenz Best. 403 Nr.4895, p.9; zitiert ist hier der Amtseid des Regierungsbezirks 
Köln seit 1833; die Eidesformel ist jedoch identisch mit dem "Formular zum Diensteide für die 
Schullehrer" nach der Verordnung der Potsdamer Regierung von 1815 (Neigebaur 1826, S.73; 
Niedergesäs 1847, S.330f.). Seit 6. 5. 1867 lautet die Eidesformel bei der endgültigen Anstellung 
preußischer Elementarlehrer: "Ich N.N. schwöre zu Gott dem Allmächtigen und Allwissenden, 
daß Sr. Königl. Majestät von Preußen, meinem allergnädigsten Herrn, ich unterthänig, treu und 
gehorsam sein und alle mir vermöge meines Amtes obliegenden Pflichten nach meinem besten 
Wissen und Gewissen genau erfüllen, auch die Verfassung gewissenhaft beobachten will, so wahr 
mir Gott helfe" (Lorenz (Hg.) o.J. (1897)). 

54 Giebe (Hg.) ^898, S.280 

55 Vgl. Verordnung der Regierung Cöslin 1817, Publicandum der Regierung Bromberg 
1818; vgl. Neigebaur 1826, S.222f. 

56 Neigebaur 1826, S.83ff.; vgl. Brunkhorst 1956, S.35 
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nehmen die - in den betreffenden Passagen identischen - Zirkularreskripte 
des Innenministers und des Kultusministers vom Mai und Juli 1824 als eine 
Art konzertierter Aktion eine offensivere Stoßrichtung ein: Danach "ist 
überhaupt bei Anstellungen im Lehrfache von dem unabänderlichen Grund- 
sätze auszugehen, daß öffentliche Lehranstalten weder durch bloße wissen- 
schaftliche Bildung der Zöglinge, noch dadurch, daß auf ihnen nur keine 
schädlichen und verderblichen Gesinnungen und Richtungen erzeugt und 
befördert werden, ihren Zweck erreichen, sondern daß letzterer neben der 
wissenschaftlichen Bildung auch darin besteht, in den Zöglingen Gesinnun- 
gen der Anhänglichkeit, der Treue und des Gehorsams am Landesherrn und 
Staate zu erwecken und zu befestigen, und daß daher Lehrstellen nur denje- 
nigen, die auch in dieser letztgedachten Beziehung volles Vertrauen verdie- 
nen, übertragen werden dürfen".^^ Die Behörden machen hier einen Schritt 
vorwärts. Sie vollziehen die Wende von der Gesinnungskontrolle zu einem 
ständisch gestaffelten Gesinnungszwang.^® 

Die rechte Gesinnung ist nunmehr positives Kriterium des Eintretens in 
das Amt und inhaltlicher Auftrag im Amt des Lehrers. Dieses Anliegen hat 
als Konsequenz die Pflicht der Schulaufsichtsbehörden zur sorgfältigen dis- 
ziplinarischen Aufsicht und des Vermeidens einer "unzeitigen Milde". Dies 
bringt das Zirkularreskript des Kultusministers vom Dezember 1824 zur 
Sprache.^^ Auf diese Ausführungen noch einmal zu verweisen, sieht sich das 
Kultusministerium 1837 hinsichtlich einer "zeitige(n) Correction" genötigt, 
nachdem in "vielen Fällen lediglich der Mangel einer ernsten Aufsicht 
Schuld gewesen, wenn ein Familienvater und Lehrer zu Grunde gegangen, 
der bei nachhaltiger strenger Vermahnung, eventualiter sofortiger in noch 
rüstigem Alter verfügter Entfernung, einem anderen Berufe, der ihn und die 
Seinigen ernähren möge, zugeführt sein würde".^ Hier zeigt sich durchaus 
eine patriarchalisch-fürsorgliche Komponente von Kontrolle. Gleichzeitig 
will sich das Ministerium prophylaktisch dagegen absichern, für materielle 
Folgeprobleme von Amtsentlassenen Verantwortung zu übernehmen. 

Durch Erlaß werden im Juli 1848 die geheimen Konduitenlisten abge- 
schafft. Sie werden ersetzt durch statistische Schullehrer-Listen. In einem 
Gedankenaustausch zwischen Kultusministerium, der Regierung Potsdam 
und der Regierung Marienwerder empfiehlt z.B. die Regierung Marienwer- 
der, die Tabellen den jeweiligen Schullehrern vorzulegen, "um aber auch je- 



57 Neigebaur 1826, S.531., vgl. Brunkhorst 1956, S.35; diese Richtlinie ist gerichtet auf höhe- 
re und niedere Lehranstalten. 

58 Koselleck 1967, S.415ff. 

59 Niedergesäs 1847, S.426ff. 

60 Niedergesäs 1847, S.435ff. 
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den Schein einer geheimen Zensur zu vermeiden". Kultusminister von La- 
denberg wendet jedoch ein, daß dieses Vorlegen zu Weiterungen und Rekla- 
mationen führen werde. Allemal heiße das nicht, daß über das Verhalten der 
Lehrer nicht Kontrolle ausgeübt werden soll. Vielmehr erfordert der Weg- 
fall der bisher üblichen geheimen Konduitenlisten "für die Zukunft eine 
möglichst ausgedehnte und unmittelbare Bekanntschaft der Aufsichtsbehör- 
den mit den einzelnen Schulen und ihren Lehrern", dazu wird "eine Vermeh- 
rung oder andere Organisation der Aufsichtsbehörden nötig werden".^^ Die 
Autorität der Verwaltung hatte durch eine scharfe zensorische und überwa- 
cherische Praxis in den 40er Jahren aber eher gelitten.^^ Das von Ladenberg- 
sche Statement läßt auf die Absicht schließen, die Kontrollfunktion jetzt of- 
fener, entschärfter zu gestalten, dabei aber nicht an Effektivität zu verlieren. 
Kontrolle und Verpflichtung auf Loyalität wird dadurch zu einem selbstver- 
ständlicheren, organischen Bestandteil des Verhältnisses zwischen Dienst- 
herr und Untergebener.^^ 

Unter anderem Aspekt wird das Lehramt in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts abgeschottet. Zum "Dichthalten" in Bezug auf amtliche Zu- 
sammenhänge, hier im wörtlichen Sinne: der Amtsverschwiegenheit, sehen 
sich die Schulverbehörden in den 80er Jahren - im Umfeld von Sozialisten- 
gesetzen und Angst vor Demokraten - genötigt, konkretere Richtlinien zu 
erlassen. Eine Allerhöchste Kabinettsordre vom November 1835 hatte schon 
allgemein auf die im Interesse des Dienstes unerläßliche Verschwiegenheit 
von Beamten verwiesen.^ Verfügungen des Regierungspräsidenten zu Trier 
vom Dezember 1878, der Regierung Breslau vom Oktober 1886, der Regie- 
rung Düsseldorf vom April 1887 stellen heraus, daß angesichts eines aktuel- 
len allgemeinen Interesses an Schul- und Erziehungsfragen die selbständige 
Weitergabe schulischer Interna ein Amtsvergehen involvieren würde und 
nur nach Vorgesetzter Genehmigung erfolgen darf.^^ Die Lehrer waren eben 
parallel zur vollständigen Durchsetzung der Schulpflicht bei Schulbesuchen 
Externer, bei Anfragen u.ä. an die Nahtstelle von Schule und Öffentlichkeit 
gerückt. Sie hatten sich dabei zu freigiebig über Schulinterna geäußert. 

Aber auch "Hineintragen" darf man nichts ins Amt. Die Annahme von 
Geschenken (an Geburts-, Namens-, Jubiläumstagen, Weihnachten, Ostern, 



61 StA Potsdam Pr.Br.2A II Gen. Nr.700, p.22 

62 Koselleck 1967, S.415ff. 

63 Zwar mußte von Ladenberg kurze Zeit später den Dienst als Kultusminister quittieren 
und sein Unterrichtsgesetz blieb Entwurf. Die Kodifizierung dieses neuen organischen Verhält- 
nisses ist aber durchaus im Disziplinargesetz 1^2 zu sehen. 

64 Giebe (Hg.) ^1898, S.282, Anm.l; Beetz 1914, S.106, Anm.l 

65 Giebe (Hg.) ^898, S.282f. 



332 




Neujahr) hatte zu Unannehmlichkeiten zwischen Eltern, Lehrern und Schü- 
lern Anlaß gegeben. Nachdem die Lehrer von ihrer Dotation her nicht mehr 
genötigt seien, auf Geschenke besonderes Gewicht zu legen, wird diese Sitte 
und Gewohnheit über mehrere Jahre hinweg (1875 - 1891) abgebaut und 
schließlich untersagt. Wird dagegen verstoßen, unterliegt der Fall dem § 331 
des Reichsstrafgesetzbuches.^ 

In den letzteren Prozessen wird das Kriterium der "Diskretion" im Amt 
durchgesetzt.*^^ Vorher war schon das Kriterium der Loyalität als Bedingung 
des Einstiegs in den Beruf und der Berufsausübung gesetzt worden. Der 
Lehrberuf erscheint jetzt deutlicher als vorher als ein Amt, bei dem Grenzen 
zur Öffentlichkeit gezogen worden sind und eine normative und sanktionier- 
te Bindung^ an den hoheitlichen Auftrag erfolgt. 

(2) Das Verhältnis des Politischen und des Erzieherischen 

In den folgenden Passagen wird untersucht, wie im Verhältnis von Politik 
und Schulsystem/niederem Lehrer der "Vorrang des Politischem vor dem Er- 
zieherischen"^^ hergestellt wird. Thematisiert werden dabei die spezifisch- 
professionellen Reaktionen des niederen Lehrerstandes auf neue politische 
Ansprüche. 

Mit den Erlassen und Verfügungen der 50er Jahre werden die Bedingun- 
gen für die Funktionalisierung des Amtes weiter verdichtet. Die Vorausset- 
zungen für das Amt werden (re)formuliert. Anstellung, Beförderung und 
Unterstützung dürfen nur stattfinden bei tadelloser Amtsführung und politi- 
scher Treue entsprechend dem Zirkular von 1851.™ Die Parteinahme gegen 
die Staatsregierung, i.e. die Beteiligung an und Mitgliedschaft in Vereinen 
mit staatsfeindlichen Tendenzen, wird entsprechend dem Ministeriellen Er- 
laß vom April 1850^^, der Verfügung der Regierung zu Oppeln vom April 
1872 und vorheriger Erkenntnis des Obertribunals vom September 1863 
verboten.^^ Die Mitgliedschaft in Görresverein und Borromäusverein wird 
in den Auseinandersetzungen des Kulturkampfes durch Verfügung der Re- 
gierung zu Düsseldorf vom September 1874 untersagt.^^ Das Wahlverhalten 



66 Verfügungen der Regierungen Breslau im April 1875, Düsseldorf im März 1876, Koblenz 
im Januar 1878 und März 1879, Breslau im Mai 1891; vgl. Giebe (Hg.) 1898, S.284f.; Liese 
1887, S.363 

67 Weber 1972, S.561f. 

68 Die Basis dafür liegt mit dem Disziplinargesetz von 1852 vor. 

69 Diese Feststellung findet sich expressis verbis im Reskript des Kultusministeriums vom 
April 1850; vgl. Brunkhorst 1956, S.36 

70 Brunkhorst 1956, S.34ff. 

71 Müller (Hg.) 1908, S.23f. 

72 Giebe (Hg.) ^1898, S.S.280f. 

73 Giebe (Hg.) ^1898, S.281 
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der Lehrer wird normiert in der Verfügung der Regierung zu Kassel vom 
Juni 1881, betr. die (Nicht-)Teilnahme an Wahlagitation, die besonders auf 
das gefährdete Zusammenwirken von Schule und Haus abhebt. Die Verfü- 
gung der Regierung Düsseldorf vom September 1881 weist eine schärfere 
Betonung der Beamtenpflicht zur Treue auf. Im Allerhöchsten Erlaß vom 
Januar 1882^^ ist mit dem Diensteid auch die Pflicht zum regierungsfreund- 
lichen Wahlverhalten beschlossen. Das Wahlverhalten der Lehrer wird regi- 
striert. Das Interesse der Obrigkeit ist darauf gerichtet, zu erfahren, ob die 
Lehrer sich überhaupt an Wahlen beteiligen. Nichtwähler werden dann vom 
Kreisschulinspektor zur Rede gestellt.^^Schon 1849 waren Abstimmungs- 
verzeichnisse und Listen von Nichtwählern und deren Begründungen erstellt 
worden.^^ Registriert wird besonders das Wahlverhalten katholischer Leh- 
rer^^ und der Lehrer in östlichen Provinzen. Bei letzteren Lehrern wird 
nichtopportunes Wahlverhalten auch bestraft. Nach ministeriellem 
Beschluß wird den Lehrern, die bei den Landtagswahlen 1904 polnische 
Kandidaten wählten, die Ostmarkzulage entzogen/® Die Kontrolle ist also 
besonders auf katholische bzw. ultramontane Lehrer und auf Lehrer in 
Provinzen mit nationalseparatistischen Bewegungen bezogen. 

Gleichzeitig ist jedoch eine andere Tendenz erkennbar. Das Verhältnis 
des Mißtrauens und der Denunzierung der Volksschule als Nährboden zer- 
setzender Bestrebungen verändert sich zum Verhältnis der Schule und des 
Lehrers als Bündnispartner der Politik. Für diese These spricht die In- 
schutznahme der Schule durch Kultusminister Goßler gegen den Zentrums- 
abgeordneten Reichensperger in einer Debatte des Abgeordnetenhauses: 
"Die Behauptung, daß die Schulbildung die Sozialdemokratie fördere, 
möchte ich vor der Nation festnageln".^^ In positiver Aufforderung wird den 
Lehrern abverlangt, nicht nur die Gesetze zu achten, sondern ihren obersten 
Dienstherren im Kampf gegen seine Feinde aktiv zu unterstützen, "zumal bei 
der Thatsache, daß ein nicht unerheblicher Teil der Volksschulkinder aus 
sozialdemokratischen Familien kommt".®® Die Allerhöchste Kabinettsordre 
von 1889 ruft in dieser Sache zu "erhöhte(n) Anstrengungen" auf.®^ 



74 Müller (Hg.) 1908,S.23f. 

75 GStA Berlin Rep.30 Nr.2973. 1898-1911 

76 HSA Düsseldorf Reg. Köln Nr.2710. 1849 

77 GStA Berlin Rep.30 Nr.2964. 1885-1919 

78 GStA Berlin Rep.30 Nr.2972. 1898-1904 

79 zit. nach Schulblatt der Provinz Sachsen (29)1890, S.94 

80 Verfügung der Regierung Düsseldorf vom Juni 1878, in: Giebe (Hg.) ^1898, S.282 

81 Allerhöchste Kabinettsordre betr. die Aufgabe der Schule bei der Bekämpfung sozialisti- 
scher und kommunistischer Ideen vom l.Mai 1889, in: Müller (Hg.) 1908, S.24f. 
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Im folgenden wollen wir jedoch nicht der dichotomisch angelegten Frage 
nachgehen, ob die Lehrer gemäß der verordneten Politisierung der Erzie- 
hung gewirkt haben*^ bzw. Wirksamkeit erzielten. Letzteres scheint kaum 
überprüfbar. Ebensowenig soll die Frage beantwortet werden, ob die Lehrer 
tendenziell auch dysfunktional gewirkt haben.*^ Der Blick soll vielmehr dar- 
auf gerichtet sein, welche professionsspezifischen Antworten von den Leh- 
rern zu dieser positiven Aufgabenstellung entwickelt werden: 

- Zur Problemgenese - des Aufkommens der sozialdemokratischen Be- 
wegung - stellen die Lehrer fest: das Problem gäbe es nicht, wenn die 
Wirksamkeit der Lehrerarbeit nicht teilweise beschnitten worden wäre. 
Denn "bezüglich der Schulzucht ist bemerkenswert, daß das Geburts- 
jahr der Sozialdemokratie, das Jahr 1863, gerade das ist, in dem die Re- 
gierungen anfingen, die strengen Verfügungen über Einschränkung der 
Strafe zu erlassen, als man sich einer falschen Humanität hingab".®^ 

- Obwohl die Verantwortlichkeit der Lehrer über lange Jahre bitter ver- 
kannt worden sei und trotz der darin dokumentierten Geringschätzung, 
seien die Lehrer an ihrer Aufgabe nicht irre geworden. "Es wäre sicher 
nicht zu verwundern gewesen, wenn die Lehrer samt und sonders in das 
Lager der Sozialdemokraten übergegangen wären und mit diesen Fein- 
den unserer Liberalen wie des Staatswesens überhaupt gemeinsame Sa- 
che gemacht hätten ... Aber der gesunde Sinn unserer Standesgenossen, 
den auch die Hungermisere nicht ganz zu unterdrücken vermochte, der 
Geist Pestalozzis, der als das schönste Erbe des Altmeisters noch im- 
mer über seinen Erben waltet: dieser Geist bewahrte uns vor einem 
Schritte, der uns unfähig gemacht hätte, fürder die Jugend unseres 
Volkes zu erziehen".®^ Die politische Absicht, sie in Dienst zu nehmen, 
entdecken die Lehrer als Gelegenheit, auf ihre praktisch immer schon 
durchgehaltene Pflichthaftigkeit zu verweisen. 

- Die Wirksamkeit ihrer Gesinnungsarbeit sehen die Lehrer an die Ein- 
lösung von Bedingungen gebunden, die ihnen die nötige materielle 
Grundlage und den zeitlichen Freiraum verschaffen. So heißt es in ei- 
ner Petition des Preußischen Lehrervereins vom 6. 1. 1874 an den Fi- 
nanzminister Camphausen: "So lange der Staat die Arbeit der Jugend- 
bildung als Tagelöhnerarbeit lohnt, mutet er den Lehrern eine Aufgabe 
zu, die über das gewöhnliche Maß sittlicher Kraft hinausgeht. Es ist das 



82 zu dieser Fragerichlung vgl. Titze 1973, Meyer 1976, Huerkamp 1976, S.151ff. 
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doch gewiß nicht wohlgethan in einer Zeit, wo der Staat in seinem 
Kampfe gegen den Sozialismus und die Hierarchie aller geistigen 
Kräfte und darum auch der Schule doppelt bedarf."®*^ Die Lehrer hal- 
ten es für eine Zumutung, sozialpolitische Vorträge vor Schülereltern 
zu halten. Der Lehrer hat erst die zeitliche Disposition dazu, wenn er 
von einschränkenden Nebenbeschäftigungen befreit ist.*^ Die Schule 
könne ihre Mithilfe nur realisieren, wenn sie zur reinen Staatsanstalt 
erhoben wird; sie könne noch mfchr leisten bei Verminderung der 
Schüler- und Klassenzahl, Abstellung des Lehrerwechsels und Ein- 
schränkung der Stoffmenge, Einführung der allgemeinen Volksschule, 
"um die Standesunterschiede nicht schon bei Kindern heranzubil- 
den". Die Lehrer bringen also ihre schulstrukturellen Optionen 
(Simultanschule, Schulaufsicht etc.) ein und nutzen die politische Auf- 
gabenstellung, um ihre professionellen Anliegen zu untermauern. Sie 
verweisen auch auf die eigene Person als Bedingung, als Mindestgarant 
der Aufgabenerfüllung. Bei Beispiel und Vorbild geht es "um des Leh- 
rers Persönlichkeit, um sein ganzes Auftreten, um seine Haltung in und 
außer der Schule, um seinen Character, um die Art und Weise, wie er 

on 

seines Berufes Würde und Bürde trägt". 

— In Bezug auf die unterrichtsfachliche Betätigung wird die Argumenta- 
tionsfigur der Identität von Fachunterricht^ und sittlicher Bildung 
entwickelt: "Diesem Zweck dient der gesamte Schulunterricht, 
zunächst und hauptsächlich aber ein guter Religionsunterricht, sodann 
der Muttersprach-, der Rechenunterricht, der Geschichts- und Natur- 
geschichtsunterricht, der Gesangs- ... unterricht, der Turnunterricht 
und die Jugendlektüre ... Die Kraft dazu liegt in allen Fächern".^^ Da- 
durch wird zum einen die von der konservativen Schulpolitik als anti- 
sozialdemokratische Waffe bevorzugt angezielte Bildungsbegrenzung 
als unnötig erklärt. Der Zentrumsabgeordnete Reichensperger hatte 
zum Effekt von Bildung ausgeführt: "die vorgeschlagene Erweiterung 
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der Schulpflicht ist nach meiner vollsten Überzeugung staats- und ge- 
meingefährlich. Ich glaube, daß diese Erweiterung der Schulaufgaben 
nur dazu dienen wird, Sozialdemokraten zu züchten; denn wenn die 
jungen Leute bis zum 14. oder 15. Lebensjahre mit Naturkunde, Geo- 
graphie und Chemie beschäftigt werden, werden sie keine zufriedenen 
Stallknechte, keine zufriedenen Arbeiter werden, sie werden den sozi- 
aldemokratischen Vorspiegelungen umso zugänglicher sein."^^ In die- 
sem konservativen Statement kommt eine Vermutung über kontrain- 
tentionale Effekte außerhalb des Bildungssystems zum Ausdruck, die 
dann von Sozialdemokraten selbst gesucht wird. Zum andern wird die 
Rolle der Religion als basales Bildungsgut bestätigt, wodurch sich aber 
keine verstärkte Rolle von Theologen, also Nichtpädagogen im Bil- 
dungssystem zu ergeben brauche. 

- Das pädagogische Handlungsfeld wird ausdifferenziert. Für die nach- 
schulische Jugend wird eine sozialisatorische Lücke ausgemacht, eine 
tabula rasa. Damit ist eine weitere "schöne Gelegenheit geboten, ein 
Bildner des Volkes zu werden".^^ Die Debatte um die außer- und nach- 
schulische Zuständigkeit und Kompetenz öffentlicher pädagogischer 
Arbeit ist präsent in den zahlreichen Artikeln und Themenstellungen 
der Lehrervereinsorgane dieser Jahre. Die pädagogische Reflexion auf 
die politische Anforderung zeugt noch ein Moment der Ausdifferenzie- 
rung auf der Ebene professioneller Theorie. In dieser Problemlage 
schlägt die Geburtsstunde der "staatsbürgerlichen Erziehung".^'* 

Die Lehrer erweisen sich in der Lage, den Primat des Politischen ins Er- 
zieherische umzudeuten, ihn als genuin erzieherischen zu interpretieren und 
ihn für sich zu instrumentalisieren.^^ Ihre Stellung zur politisch gestellten 
Aufgabe ist die von Hase und Igel: "ick bün all hier". Gleichzeitig verteidigen 
sie sich darin gegen drohende Einschränkungen ihres professionellen Status. 

Aktiver Patriotismus wird von den Lehrern auch verlangt, insofern sie 
Mitglieder oder Vorsitzende von Kriegervereinen sind. Gerade Lehrer wer- 
den als geeignet gesehen, "daß diese Vereine ihren patriotischen Zwecken 
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erhalten und nicht statt dessen zu Vermittlern und Gelegenheitsmachern für 
bloße Kneipereien und Tanzlustbarkeiten herabgewürdigt werden".^^ 

Bis etwa 1852 ist eine Phase abgeschlossen^^, in der Kontrolle und Loyali- 
tätsbindung des Lehrers dominieren. Mit den 70er Jahren beginnt eine Pha- 
se, in der das "institutionelle Mißtrauen" gegenüber dem Lehrer zwar nicht 
aufgehoben ist. Es bestehen ja weiterhin Kontrollverfahren wie z.B. das Re- 
gistrieren des Wahlverhaltens. Gleichzeitig zeigt sich aber eine Tendenz der 
Indienstnahme des Lehrers gepaart mit Entgegenkommen.^® Die Lehrer 
schlagen sich weder umstandslos auf die Seite ihres Dienstherren und schon 
gar nicht versuchen sie, Druck über eine Annäherung an die Sozialdemokra- 
tie zu erzeugen. Die Lehrer reagieren professionell: Sie stellen für die Wirk- 
samkeit ihrer Arbeit die Bedingung, ihre professionellen Optionen einzulö- 
sen; zugleich weiten sie den Kanon der professionstypischen Formeln aus. 

(3) Lebenswandel und Habitus 

Die Instruktionen für die Regierungen vom Oktober 1817 enthalten all- 
gemeine Vorschriften über den zu überwachenden Lebenswandel der Unter- 
gebenen; danach sei derjenige unwert der öffentlichen Sache zu dienen, wer 
im Privatleben Gleichgültigkeit gegen Religion und Moralität an den Tag 
legt oder sie sonstwie durch seinen Wandel verächtlich macht. Von besonde- 
rer historischer Triftigkeit scheinen zwei Punkte zu sein: das Laster der 
Trunkenheit^ - dazu ergingen eine Kabinettsordre im Dezember 1836 und 
ein Ministerialerlaß im September 1840 - und das Schuldenmachen bzw. der 
Kreditmißbrauch unter den Lehrern (Ministerielle Verordnung vom Mai 
184 i 100 ) beiden Fällen liegt die Entlassung aus dem Dienst nahe. 



96 Verfügung der Regierung Koblenz 1878, in: Liese 1887, S.363 
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verdient machen; vgl. hierzu die Vorgänge in GStA Berlin XVI.HA Rep.30 Regierung Brom- 
berg II Nr.2953. 1837-1854 mit dem Titel "Die Bildung freiwilliger Vereine unter den Schulleh- 
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dieser Aufgabe kein Interesse hatten. Vielmehr vermuten wir, daß die Lehrer zu dieser Zeit 
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Tab.IV.4.1: Die Vergehen der Lehrer im Reg.bez. Bromberg 1830 - 1866^ 




Quelle: eig, Erhebungen aus: GSlA Berlin XVI.HA Rep.30 Reg. Bromberg II Nr.2284. 1831-1867 



Anmerkungen: 

1 Wegen Mebrfachvorwurfs übersteigt die Zahl der Nennungen von Vergehen die Anzahl der Fälle. 

2 Gemeint ist Mißhandlung von Schulkindern und Überschreitung der Schuldisziplin. 

3 Verdacht der Verheimlichung eines gefundenen Mantels 

4 davon einmal wegen unsittlichen Benehmens gegen die Ehefrau des Nachbarn, "unziemliche Scherze* 

5 versuchter Selbstmord 

6 keine näheren Angaben über das Delikt 

7 ungebührliche Äußerungen in religiöser Beziehung und Stiftung von Unfrieden unter Ehegatten 

8 Übertritt zu Alt-LAitheranem 

9 Schuldenmachen 

10 Holzschwindel und Diebstahl 

11 Beleidigung des Pfarrers und Störung des Gottesdienstes 

12 Der Lehrer wurde freigesprochen. 

13 Der Lehrer wurde wegen Mißhandlung eines Schulkindes angeklagt und freigesprochen. 
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Daß Trunksucht, Amtsvernachlässigung und anstößiger Lebenswandel 
dasjenige Syndrom sind, an dem sich die Lehrer vom Rohdiamanten zum 
Brillanten abschleifen müssen, ist vielfältig belegt. Die folgende Analyse 
konzentriert sich auf die im Reg.bez. Bromberg von 1830 bis 1866 erfolgten 
bzw. verfolgten Verstöße der Lehrer; hier ist nicht nur Programm und Ab- 
wehr, sondern auch die Praxis der Vergehen dokumentiert (Tab.IV.4.1). Die 
hier am häuflgsten genannten und wesentlichen Verstöße können anhand 
der Verteilung der gegen die Lehrer erhobenen Anklagen (berufsbezogene 
Tatbestände) zusammengefaßt dargestellt werden: 



Vorwurf 


Häufigkeit 


Trunksucht 


44 


Amtsvernachlässigung 


34 


Lebenswandel 


27 


Schuldisziplin 


8 


Unzucht 


5 



Unter allen gerichtlich und disziplinarisch geahndeten Vergehen sind 
Trunksucht, Amtsvernachlässigung und anstößiger Lebenswandel die häu- 
figsten Einzelvorwürfe gegen die Lehrer. Unzucht mit Schulkindern tritt in- 
nerhalb der berufsfeldbezogenen Delikte am wenigsten häufig auf. Sie ist 
aber ein Delikt, das dem sittlichen Auftrag des Lehrers diametral entgegen- 
steht und zugleich die ethischen Grundpfeiler des christlichen Abendlandes 
besonders eindeutig tangiert. Die Ahndung kennt daher keine Grautöne: 
entweder Freispruch oder jahrelanger schwerer Karzer. Das relativ hohe 
Aufkommen konventioneller Straftaten der Bromberger Lehrer (zwischen 
1850 und 1866 gilt das für 86 Fälle im Vergleich zu 26 Straftaten, die bei der 
Berufsausübung begangen wurden) verweist einerseits darauf, daß Lehrer 
sich ebenso wie normale Staatsbürger betätigen; auffällig sind dabei nur 
Jagd- und Fischfrevel. Zum andern sind diese Kriminalfälle (besonders 
weltliche und geistliche Obrigkeitsdelikte) im Reg.bez. Bromberg auch Ab- 
bild der regionalen politischen Verhältnisse, d.h. hier des nationalen pol- 
nischen Widerstandes gegen die Preußifizierung der Provinz. Weiterhin 
scheint bei den Angaben in der Regel ein Mehrfachvorwurf vorzuliegen, 
denn das Verhältnis von Anklagen zu Angeklagten liegt bei 128 : 85 (= 1,5). 
Dies ist ein Hinweis darauf, daß die Verstöße keine Ausrutscher und singu- 
lären Verfehlungen darstellen, sondern daß hier die schwarzen Schafe und 
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die "mehrfach ungeeigneten Subjekte" belangt bzw. aus dem Dienst hinaus- 
gesäubert werden?®^ 

In die frühzeitige Regulation des Habitus gehört aber auch das Verbot 
des Tragens von Bärten und des Mitspielens bei Musikaufführungen, das 
1838 erlassen wird.^®^ Zu Lehrerfesten überhaupt war 1843 ein Ministerial- 
erlaß durch Eichhorn ergangen, der diese Feste grundsätzlich verbietet. Im 
Anschluß an diesen Erlaß kommt es ab Januar 1844 zu einem Gedankenaus- 
tausch zwischen der Regierung Potsdam und dem Kultusminister^®^, bei 
dem auch der Oberpräsident zwischengeschaltet ist, der zusätzlich das Pro- 
vinzialschulkollegium einbeziehen will. Die Regierung Potsdam hält Eich- 
horns Erlaß für zu stark und von der Wirkung her eher für 
kontraintentional, weil "eine neue Aufregung der Lehrer leicht 
herbeigeführt und der Oppositionsgeist geweckt werden könnte".^®'* Nach 
ihrer Wahrnehmung wirken nämlich selbst agitierende Zusammenkünfte 
und Feste kaum so nachteilig auf die Lehrer wie die Preußische 
Volksschulzeitung. ^®^ Sie stelle ein "weit wirksameres Gift" dar, als selbst 
unbesonnenste, aber doch leicht überhörte oder wieder in Vergessenheit 
geratende Meinungsäußerungen bei Lehrerfesten. Eichhorn gibt noch im 
Juli 1844 den Bescheid, daß die Verbotsverfügung weiterhin für alle 
Provinzen gelte. Er macht aber Ausnahmen für die Regierungsbezirke 
Potsdam und Frankfurt/Oder. Gleichzeitig setzt der Kultusminister als 
Bedingung, daß die Behörden davon überzeugt sein müssen, es handle sich 
bei solchen Lehrerfesten nicht um agitatorische Zusammenkünfte. Ebenso 
müßten sie verhindert werden können, wenn sie als solche geplant werden 
sollten. Der Kultusminister weicht also seine Generallinie der Kontrolle von 
Lehrergeselligkeit nicht auf, läßt der Behörde vor Ort aber den Spielraum 
situativer Entscheidung. 



101 Die in den Quellen in diesem Zeitraum umfangreicher geschilderten Einzelfälle stellen 
überwiegend "Mehrfachtäter" dar, so z.B. folgender Fall: Lehrer X. ist unreligiös, erzählt un- 
schickliche Sachen im Unterricht, hält die Kinder vom Kirchgang ab, geht oft ins Wirtshaus, ist 
ein Spieler, lebt mit seiner Frau in üblen Verhältnissen und liebt die Frau des Wirts. Das Kultus- 
ministerium lehnt das Rekursgesuch des Lehrers ab; die Begründung: "Da ein guter Ruf noth- 
wendige Bedingung ist, wenn ein Lehrer in seinem Amte mit Erfolg wirken soll" (Regierung 
Münster 1845, in: ZStA Merseburg Rep.76 VII Sect.24aa Nr.7. vol.III. 1845) 

102 H. 1894, S.299 

103 StA Potsdam Rep.2A II Gen. Nr.l349, p.243252 

104 StA Potsdam Rep.2A II Gen. Nr.l349, p.246 

105 Die Regierung Potsdam hat im Februar 1844 die Anschaffung der Preußischen Volks- 
schulzeitung für Schulbibliotheken und amtlich geleitete Lesezirkel untersagt. Den einzelnen 
Lehrern könne freilich nicht untersagt werden, sich dieses "ihre besseren Überzeugungen ge- 
fährdendes Blatt" auf eigene Kosten zu hatten (GStA Berlin Pr. Br. Rep.2/II. Nr.3819. 1844). 
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Ein ähnliches Muster der Diskussion in der Hierarchie der Behörden 
über die Tauglichkeit von kontrollierenden Maßnahmen vollzieht sich 
anfangs der 50er Jahre zum Thema Kirchgang der Lehrer. Der 
Oberpräsident der Provinz Preußen befindet es 1851 für notwendig, die 
Lehrer zum Kirchgang anzuhalten, v.a. um für die Gemeindebevölkerung 
ein gutes Beispiel abzugeben. 1852 fragt das Kultusministerium jedoch die 
Regierungen der anderen Provinzen zurück, ob dieser Erlaß auch bei ihnen 
nötig sei. Die Regierungen ihrerseits holen dazu einen Bericht des 
Superintendenten ein. Demzufolge winken die meisten Superintendenden 
ab: Mehrheitlich seien die Lehrer kirchentreu, auch wenn in Einzelfällen die 
Predigt geschwänzt werde oder der Kirchenbesuch unregelmäßig sei. Ein 
einschlägiges Reskript würde unnötigerweise die kirchentreuen Lehrer 
treffen.^®” Insofern können also die "lehrernäheren" Behörden durchaus ein 
Korrektiv gegen pauschalisierende Kontrollmaßnahmen von Oberbehörden 
darstellen. 

Durch Kabinettsordre war den Lehrern 1820 das Tragen der altdeutschen 
Tracht verwehrt worden; denn die Behörden hatten diese Kleiderordnung 
als Ausdruck einer politischen Haltung verstanden. Aus dem gleichen 
Jahr ist die Beschwerde eines Pfarrers über die unpassende Kleidung von 
Lehrern bei Beerdigungen zu vernehmen.^®® Daß der Lehrer, wenn er 
zugleich Kirchendiener ist, bei seinen kirchlichen Amtsverrichtungen nie 
anders als in schwarzer Kleidung erscheinen soll, wird dann erstmals in der 
Instruktion für die Schullehrer der Regierung Merseburg 1822 bestimmt. 
Nachdem der schwarze Rock ein typisches Kleidungsstück der Lehrer blieb, 
liegt es nahe, daß dieser von der kirchendienstlichen Betätigung 
herrührende Einfluß langfristig prägend für das äußere Erscheinungsbild des 
Lehrers war. Im Unterricht selber hat der Schullehrer anständig und 
vollständig bekleidet zu sein und sich dabei der Nebenarbeit, des Essens, des 
Tabakrauchens und anderer Unschicklichkeiten zu enthalten.^®^ Nach dieser 
Phase, die sich etwa bis 1830 datieren läßt, finden keine Regulationen dieser 
Art von "Äußerlichkeiten" mehr statt. So ist anzunehmen, daß die Lehrer 
ihren behördlich akzeptierten Stil gefunden haben. 

Die dienstherrliche Zuwendung trägt auf dem Feld der Verehelichung 
von Lehrern auch Züge einer prophylaktischen Fürsorge. In einem Ministe- 
rialerlaß von 1833 werden provisorisch angestellte Lehrer gewarnt, über- 



106 StA Detmold Ml IIB Nr.758. 1852 

107 Neigebaur 1834, S.53 

108 LHA Koblenz Best.441 Nr.l5417. 1820 

109 Instruktion für die Schullehrer der Regierung Merseburg vom März 1822, in: Neigebaur 
1834, S.133 
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haupt die eheliche Verbindung einzugehen. Im Falle der Nichtübernahme in 
den Beruf müsse ihr Los ein "höchst trauriges" werden. 1843 macht der 
Oberpräsident zu Münster der Regierung Detmold aus gegebenem Anlaß 
zur Auflage, die Erteilung von Heiratskonsensen an die Bedingung des Ein- 
tritts in die Witwen- und Waisenkasse zu knüpfen. Schließlich sollten im 
Falle des Ablebens des Lehrers keine völlig mittellosen Angehörigen hinter- 
bleiben. 1868 verweisen die Regierungen die Schulinspektoren darauf, daß 
provisorisch angestellte Lehrer sich verheiratet haben und es dann bei Ver- 
setzungen zu Schwierigkeiten gekommen sei. Die Folgen hätten die Lehrer 
natürlich selber zu tragen. Die Behörde muß die Lehrer also zu Verant- 
wortlichkeit in eigener Sache nötigen. 

Der Lehrerstand problematisiert aber auch selbst das frühzeitige Heiraten 
der Lehrer. Es sei gleichzeitig nicht mit der Würde des fest angestellten Leh- 
rers vereinbar, wenn er in dieser intimsten Angelegenheit bevormundet 
wird.^^^ In den 90er Jahren scheint das Problem der Ehegenehmigung bei 
den Lehrern erledigt zu sein. Denn durch Ministerialerlaß von 1896 wird die 
Verpflichtung zur Einholung des Ehekonsenses durch die Anzeigepflicht der 
vollendeten Tatsache der Eheschließung ersetzt.^^^ Bis Ende der 60er Jahre 
also werden Richtlinien für Äußeres und äußeres Verhalten der Lehrer ge- 
setzt, an denen entlang sich Lebensweise und Habitus der Lehrer grundsätz- 
lich auszurichten haben. Die Gründung und der Unterhalt einer Familie und 
die Versorgung eventueller Hinterbliebener sind mit dem gestiegenen Leh- 
rereinkommen und der gesetzlichen Reliktenversorgung seit 1869 kein dra- 
stisches Problem mehr. Insofern ist auch keine behördliche Kontrolle der 
Familiengründung mehr nötig. 

(4) Die Überprüfung der Sittlichkeit der Lehrer 1868 - 1878 

"Es ist in unserer Zeit mehrfach ein Rückgang in der sittlichen Haltung 
der Volksschullehrer behauptet worden. Bei der großen Bedeutung, welche 
ich der Prüfung dieser Angelegenheit beilege, halte ich für nothwendig, daß 
eingehende Ermittlungen angestellt und deren Ergebnisse ... zu meiner 
Kenntnis gebracht werden." So beginnt ein Schriftstück des Kultusministers 
Falk an die Bezirksregierungen 1879, in dem er ein Verzeichnis für die Jahre 
1868 bis 1878 anfordert, das alle Vergehen und Ausschreitungen benennen 
soll, die "in ihrem Wesen moralisch bedenklicher Art sind und den Charak- 
ter des Lehrers als einen unwürdigen und unehrenhaften darstellen". Der 



110 StA Detmold Ml IIB Nr.759. 1868 

111 Pädagogium 8(1886), S.121t. 

112 Giebe (Hg.) H898, S.286 

113 GStA Berlin XVI.HA Rep.30 Regierung Bromberg II Nr.2456. 1879 
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Hintergrund für dieses Interesse der Obrigkeit kann im Kulturkampf und in 
der vermuteten Lockerung der Volksmoral infolge der tiefgreifenden wirt- 
schaftlich-sozialen Veränderungen der 70er Jahre begründet liegen.^^'* Den 
Lehrer und Volkserzieher auf seine Verläßlichkeit zu überprüfen, wird dar- 
über hinaus vermutlich durch die Beteiligung einzelner Lehrer an sozialde- 
mokratischen Umtrieben und diverse Fälle von Majestätsbeleidigung im 
sensiblen Attentatsjahr 1878 initiiert. 

Für diese Falksche Anforderung werden dann von den Regierungen die 
Abweichungen der Lehrer engmaschiger - v.a. im disziplinarischen Bereich - 
erhoben als es für die regulär nachzuweisenden gerichtlichen Strafverfol- 
gungen und förmlichen Disziplinarverfahren und -strafen der Fall ist. Die 
Proportion der disziplinarischen Verfehlungen der Lehrer im Reg.bez. 
Bromberg in den Jahren 1868 bis 1878 stellt sich nach diesen behördlichen 
Erhebungen wie in Tab.IV.4.2 dar. 

Tab.rV.4.2: Die Vergehen der Lehrer im Reg.bez. Bromberg 1868 - 1878 



Amtsvemach- 
Delikty lässigung/ 
Jahr -pflichten 


Unfleiß/ 

Leistungen 


Züchtigung 


Verhalten 
geg. Amts- 
vorgesetzten 


außeramtliches 

Verhalten/ 

Lebenswandel 


Trunken- 

heit 


Unzucht/ 

Unbe- 

herrschtheit 


Anzahl 

der 

Fälle 


1868 


2 


2 


3 


2 




2 


1 ' 


12 


1869 


8 


3 


5 


2 




2 


1 


20 


1870 


7 


6 


3 


1 


2 


1 




20 


1871 


11 


10 


4 


5 


1 




- 


29 


1872 


13 


7 


8 


8 


1 




- 


37 . 


1873 


8 


13 


11 


1 


2 


1 




33 


1874 


17 


9 


1 


5 


3 


- 


- 


33 


1875 


28 


16 


9 


6 


l2 


1 




57 


1876 


19 


19 


8 


6 


12 


3 


- 


62 


1877 


22 


13 


5 


8 


23 


3 


1 


49 


1878 


15 


13 


6 


6 


4 


3 




41 


zus. 


150 


111 


63 


50 


28 


16 


3 (421)^^ 393 



Quelle: eig. Erhebungen aus: GSlA Berlin XVI.HA Rep.30 Reg. Bromberg II Nr.2456. 1868-1879 
Anmerkungen: 

1 Der Lehrer wurde freigesprochen. 

2 ein Fall wegen Heiratsvermiltlung 

3 ein Fall wegen Wuchergeschäften 

4 Die höhere Zahl ergibt sich aus Mehrfachnennungen. 



Die quantitativen Anteile der einzelnen Verstöße lassen sich in kompri- 
mierter Form darstellen. Danach ergeben sich für die Delikte die Anteile; 



114 Die zeitgeistkritische Betrachtung verweist hier u.a. auf die Gewerbeordnung von 1869 
und die dadurch bedingte Zunahme der Schankstellen; vgl. hierzu Hoefele 1967, S.34 und 160. 
Die Überprüfung und Interpretation augenfälliger Daten, daß sich nämlich zwischen 1872 und 
1878 in Preußen die Notzuchtverbrechen verdoppelten, anhand von Dettingen 1882 steht noch 
aus. 
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Delikt Anteil 



Amtsvernachlässigung, Amtspflichten, "Unfleiß", Leistungen 62,0% 
Verhalten gegenüber Vorgesetzten 11,9% 

Züchtigungsrecht 15,0% 

Unzüchtiges Verhalten 0,7% 

Trunkenheit 3,8% 

Verhalten außerhalb des Amtes, Lebenswandel 6,7% 



Die Anzahl der Vorwürfe steht dabei zur Anzahl der Lehrerpersonen im 
Verhältnis von 421 : 393. Hervorstechend ist, daß der Bereich der Amtsfüh- 
rung im engeren Sinn mit 62% der Bestrafungen am häufigsten der Korrek- 
tur bedarf. Mit Abstand folgen dann Überschreitungen des Züchtigungs- 
rechts (15% der Bestrafungen) und unkorrektes Verhalten gegen Vorge- 
setzte (11,9%). Daß Bestrafungen des außeramtlichen Verhaltens bzw. des 
Lebenswandels mit 6,7% und Trunkenheit mit 3,8% sehr niedrig rangieren, 
darf allerdings nicht dahingehend interpretiert werden, daß sie gegenüber 
dem bereits besprochenen Zeitraum zwischen 1830 und 1866 (s.u. 
Tab.IV.4.4; dort die berechneten Anteile: Lebenswandel mit 21,1% und 
Trunksucht mit 34,4% Anteil) in ihrer Bedeutung drastisch abgenommen 
hätten. Vielmehr ist anzunehmen, daß die Feinmaschigkeit aufgrund der 
Falkschen Nachfrage die näher am Berufsvollzug liegenden Komponenten 
(Korrektheit, Kompetenz) in den Vordergrund behördlicher Betrachtung 
rücken und dadurch den hohen Anteil von 62% erzeugen. Die klassischen 
Verstöße "Trunksucht" und "Lebenswandel" werden so als reduziert darge- 
stellt. "Unzüchtiges" rangiert mit 0,7% sehr tief; das Delikt existiert aber ein 
weiteres Mal in der gerichtlichen Sphäre. 

Festzustellen bleibt, daß innerhalb eines "von oben" eingeforderten Ver- 
haltensprofils das im engeren Sinn amtliche Verhalten der Lehrer den über- 
wiegenden Teil der Disziplinierungen herausfordert. Im disziplinarischen 
Bereich unterhalb der gerichtlichen Sphäre ist also die formale Korrektheit 
der Amtsführung, der Fleiß und die Leistung der Lehrer am häufigsten kor- 
rekturbedürftig. Überschreitung des Züchtigungsrechts und "Unzüchtiges" 
sind hier auch keineswegs inhaltlich schwerer zu gewichten - alle angegebe- 
nen Arten von Verfehlungen verbleiben ja noch im disziplinarisch erfaßten 
Raum und überschreiten nicht die Grenze zur gerichtlichen Behandlung. 
Die Betrachtung der gerichtlich behandelten Verfehlungen dieser 11 Jahre 
kann aber aufgrund der Quellenlage in den größeren Zeitraum 1868 bis 1899 
einbezogen werden. Ihre aktenmäßige Verzeichnung hängt ja davon ab, ob 
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eine gerichtliche Befassung erfolgt. Bei den disziplinarischen Verstößen und 
Ahndungen war das aktuelle Interesse der Obrigkeit mit ein Grund für das 
penible Registrieren gewesen. Die Falksche Bewertung der Ergebnisse ist 
leider nicht dokumentiert, falls es sie überhaupt je gab. So ist auch nicht er- 
sichtlich, ob das von den Behörden erhobene Amtsverhalten der Lehrer für 
die gewünschte Ordnungsfunktion des Unterrichts bzw. für die gesellschaft- 
liche Erziehungsleistung des Lehrers als problematisch beurteilt wurde. 




Quelle: eig, Erhebungen aus: GSlA Berlin XVI.HA Rep.30 Reg, Bromberg II Nr.2456. 187^1899 



Anmerkungen: 

1 Es geht um Maklergeschäfte. 

2 2Uichtigungsfall; im zweiten Fall wird der Lehrer aus dem Amt entfemL 

3 Der Lehrer wird aus dem Amt entfemL 

4 Der Fall untersucht Ausschweifungen mit Schulmädchen. 

5 Betrug und Ehebruch 

6 Benutzung der Schulkinder 

7 Es handelt sich um "schamlose Anträge". 

8 Verführung und Ehebruch 

9 Hazardspiel, (e = Verfahren eingestellt) 

10 Unterschlagung; Notzucht (nicht in der Schule); falsches Zeugnis 

11 Der Lehrer ist wegen SittJichkeitsverbrechen angeklagL ist flüchtig und wird dann aus dem Amt entfernt 

12 beide Lehrer wie tei Anm.ll 

13 Es geht um Fleischbeschau durch einen Lehrer. 

14 davon ein Freispruch; ein Fall ist "Mißhandlung im Amt" 

15 davon ein Freispruch 

16 Der Lehrer hat falsche 21eugnisse vorgelegL 

17 davon 2 Fälle wegen Züchtigung; 1 Freispruch 

18 Religionslästerung 
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(5) Die disziplinarischen Verfehlungen 1879 - 1899 

Gegenüber dem bisher für die Zeit von 1868 bis 1878 verwendeten Erfas- 
sungsraster ist die Sparte "Unfleiß/Leistungen" für den folgenden Zeitraum 
nicht gesondert verzeichnet. Diese bis dato für verzeichnungswürdig erachte- 
ten Verhaltensmängel sind vermutlich in die Rubriken "Pflichten" bzw. "Ver- 
halten im Amt" eingegangen. Ebenso ist anzunehmen, daß Schulzuchtsachen 
und "Unsittliches" dem "Verhalten inner- und außerhalb des Amtes" zuge- 
ordnet wurden. Im Überblick ergibt sich als disziplinarische Verfehlungen 
der Lehrer im Reg.bez. Bromberg für die Jahre 1879 bis 1899 (Tab.IV.4.3). 
Eine kompaktere Darstellung der Verstöße läßt deren Verteilung deutlicher 
hervortreten. 



Vorwurf 


Häufigkeit davon bestraft 


Pflichten 


12 


16,7% 


11 


Lebenswandel 


8 


11,1% 


7 


Verhalten inner- und außerhalb des Amtes 


20 


27,8% 


18 


Verhalten gegenüber Vorgesetzten 


3 


4,2% 


3 


Trunksucht 


15 


20,8% 


15 


Sonstige Vorwürfe 


14 


19,4% 


14 



Die Zusammenstellung gibt insgesamt 72 Einzelvorwürfe gegenüber 58 
Lehrerpersonen wieder. Sowohl für die Seite des Vorwurfs selbst wie auch 
für die erfolgte Bestrafung ergibt sich die Rangfolge: (1) Verhalten inner- 
und außerhalb des Amtes - (2) Trunksucht - (3) Sonstige Verstöße - (4) 
Pflichten - (5) Lebenswandel - (6) Verhalten gegenüber Vorgesetzten. Der 
Anteil an Freisprüchen oder eingestellten Verfahren ist in allen Sparten ver- 
nachlässigenswert gering. Ein Vergleich mit den Daten des Zeitraums von 
1830 bis 1866 ermöglicht nun die Prüfung, inwieweit sich die disziplinarische 
Auffälligkeit der hier exemplarisch vorgestellten Lehrer im Reg.bez. Brom- 
berg über die Zeitachse verändert hat (Tab.IV.4.4). Danach haben Verstöße 
gegen die Amtspflichten - als Einzeldelikt genommen - um knapp 10% (von 
26,6% auf 16,7%) abgenommen. Um diesen kleinen Schritt mehr ist der 
Lehrer offensichtlich willens oder in der Lage, den Auflagen einer korrekten 
Amtsführung nachzukommen. Der Verstoß der Trunksucht hat erkennbar 
um 13,6% abgenommen. Das Verhältnis zum Vorgesetzten^ ist problema- 



115 Die einschlägigen Vorfälle im Zeitraum zwischen 1830 und 1866 sind in der Quelle der 
Rubrik "anderes" zugeordnet. Zu Vergleichszwecken wurden sie separiert. In der Abteilung der 
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tischer geworden, ersichtlich an einer Steigerung von 0,8% auf 4,2 %. Das 
gesamte gruppierte Lehrerverhalten inner- und außerhalb des Amtes (Amts- 
vernachlässigung, Schuldisziplin, Unzucht, Lebenswandel; s. kumulierte 
Werte) hat in seiner Anstößigkeit von 57,9% auf 55,6% leicht abgenommen. 
Für den Anteil der "sonstigen" Auffälligkeiten lassen sich in der Quellenaus- 
wertung durchaus die darunter rubrizierten konkreten Einzelfälle zur 
Kenntnis nehmen. Betrachtet man die Rubrik "Sonstige Vorwürfe" als einen 
zwar disziplinarisch belangten, aber nicht lehrerspezifischen Verhaltensbe- 
reich^^^, dann wird eine benennbare Veränderung (von 7,0 auf 19,4%) er- 
kennbar. Der Bereich lehrerspezifischer Verfehlungen hat demgegenüber 
von 93,1% auf 80,6% abgenommen. Somit scheint der Lehrer in der Lage, 
besser als in der vorherigen Vergleichsphase zwischen 1830 und 1866 mit 
den Anforderungen seines Berufs zurechtzukommen. Andererseits spricht 
die Steigerung des anstößigen Verhaltens gegenüber Vorgesetzten dafür, 
daß sich mit der Hierarchisierung des Berufs (Klassenlehrer, Rektoren) 
neue Reibungspunkte ergeben. 



Tab.IV.4.4: Vergleich der disziplinarischen Verfehlungen der Lehrer im Reg.bez. 
Bromberg 1830 - 1866 und 1879 - 1899 (Angaben in %) 



Vorwurf 


1830-1866 


Vorwurf 


1879-1899 


Amtsvemachlässigung 


26,6% 


Pflichten 


16,7% 


Schuldisziplin 


6,3% 


Verhalten inner- und außerhalb des Amtes 


27,8% 


Unzucht 


3,9% 


Lebenswandel 


11,1% 55,6%* 


Lebenswandel 


21,1% 57,9%* 






Trunksucht 


34,4% 


Trunksucht 


20,8% 


Verhalten gegenüber Vorgesetzten 


0,8% 


Verhalten gegenüber Vorgesetzten 


4,2% 


Sonstige Vorwürfe 


7,0% 


Sonstige Vorwürfe 


19,4% 



* kumulierte Werte incl. "Lebenswander 
Quellen: Tab.IV.4.1 und IV.4.3 



(6) Gerichtlich geahndete Verfehlungen 1850 - 1899 

Wie im disziplinarischen Bereich läßt sich auch in der Sphäre der gericht- 
lichen Ahndung von einer charakteristischen Deliktkonstellation sprechen. 
Diese Konstellation macht die Zusammenstellung der gerichtlich geahnde- 
ten Verfehlungen der Lehrer im Reg.bez. Bromberg sichtbar (Tab.IV.4.5a/b; 
getrennt erstellt für die Jahre 1850 - 1878 und 1879 - 1899). 



gerichtlich geahndeten Verfehlungen sind in der Quelle weitere Obrigkeitsdelikte verzeichnet, 
bei denen es sich durchaus auch um Reibungen mit dem Vorgesetzten des Lehrers handeln 
könnte. Insofern ist die Quote von 0,8% nach oben zu relativieren. Mitzubedenken sind auch die 
regionalen Verhältnisse im Reg.bez. Bromberg mit ihrem politischen Konfliktpotential. 

116 zu den unter "Sonstige Delikte" verzeichneten Fällen s.u. IV.4.3(6) 
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Tab.IVA.Sa: Die gerichtlich verfolgten Delikte der Lehrer im Reg.bez. Bromberg 
1850-1878 

Jahr Delikte Zahl der Fälle 



1850 Diebstahl, Unterschlagung, Betrug, Verstoß gegen das Landrecht, Körperverletzung mit Todesfolge 

185 1 Körperverletzung, verseuchter Diebstahl, Wilddiebstahl, Urkundenfälschung 

1852 Gewerbecontravention , Diebstahl, Unterschlagung 

1853 Jagd- und Fischfrevel 

1854 Körperverletzung, Fischfrevel, Beamte^beleidigung, Holzdiebstahl, Verleumdung 

1855 Beamtenbeleidigung, Winkelkonsulanz , Beiseiteschaffen einer gepfändeten Sache 

1856 Beamtenbeleidigung, Kuppelei, Mißhandlung eines Menschen, Verstoß gegen Hygienevorschriften 
(Rinderpest) 

1857 Meineid, Mißhandlung, Beamtenbeleidigung, Widerstand gegen Beamte 

1858 Beamtenbeleidigu^g, Beamtenbestechung, versuchter Meineid, Fälschung eines Prüfungszeugnisses, 
Brandstiftung (F) , Unzucht 

1859 Beamtenbeleidigung, Meineid, Holzdiebstahl, Beleidigung eines Religionsdieners, Brandstiftung (F) 

1860 Beamtenbeleidigung, religiöse Verspottung, Mißhandlung eines Menschen auf der Landstraße 

1861 Mißhandlung eines Beamten (F), Meineid (F), Diebstahl (F), Wechselfälschung, Beamtenverleumdung 

1862 Beamtenbeleidigung, Betrug, Widerstand gegen Beamte, Verleumdung (F), Diebstahl (F) 

1863 Beamtenbeleidigung (2 Fälle, 1 F), Wucher, Unterschlagung 

1864 Diebstahl, Beamtenbeleidigung, Wechselfälschung 

1865 Beamtenbeleidigung, Unterschlagung, Betrug, Verleumdung, Diebstahl, Verlassen des Preußischen 
Staates ohne Erlaubnis 

1866 Beamtenbeleidigung, Beleidigung eines Religionsdieners, Unterschlagung, Diebstahl, Betrug 

1868 Züchtigung und Körperverletzung im Amt, Beleidigung, Unterschlagung 

1869 Beleidigung (4 Fälle), Jagdfrevel, Maklergewerbe, Mißhandlung 

1870 Beleidigung (3 Fälle, 1 F), Unzucht, Auswanderungsgeschäfte, Körperverletzung (2 Fälle) 

1871 Züchtigung im Amt, Unzucht (F), ? 

1872 Auswanderungsgeschäfte, Verstoß gegen die öffentliche Ordnung (F), Urkundenfälschung 

1873 Beleidigung, Auswanderungsgeschäfte (3 Fälle), Hausfriedensbruch und Sachbeschädigung (F) 

1874 Züchtigung im Amt, Beleidigung (3 Fälle, 2 F), Körperverletzung mit Todesfolge 

1875 Züchtigung im Amt (3 Fälle, 2 F), Beleidigung (3 Fälle, 1 F), Hehlerei, Wildfrevel, Unterschlagung (F), 

Urkundenfälschung (F), Körperverletzung ^ 

1876 Züchtigung im Amt (F), Unzucht (F), Preßvergehen (F), Unbefugtes Betreten eines Grundstücks (F), 
Körperverletzung, Urkundenfälschung 

1877 Hausfriedensbruch (2 Fälle), Jagdfrevel, Unterschlagung und Diebstahl (F), Mißhandlung 

1878 Beleidigung (4 Fälle) 



3 

2 

1 

2 

7 

3 

4 

5 

7 

7 

5 

5 

7 

4 

8 

11 

5 
3 
7 
7 
3 

3 
5 
5 

11 

7 

5 

4 



Gesamtzahl der Fälle 146 

Quellen: eig. Erhebungen aus: 

GStA Berlin XVl.HA Rep.30 Reg. Bromberg II Nr.2284. 1850-1867 
GStA Berlin XVl.HA Rep.30 Reg. Bromberg II Nr.2456. 1868-1879 

Anmerkungen: 

1 Verstoß gegen das Gewerberecht 

2 verbotene Rechtsberatung 

3 (F) bedeutet: der beschuldigte Lehrer wurde freigesprochen. 

4 ein Fall ohne nähere Angaben 

5 Verstoß gegen das Pressegesetz 
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Tab.IVJ.Sb: Die gerichtlich geahndeten Vergehen der Lehrer im Regbez. 
Bromberg 1879 - 1899 



Delikt/ 

Jahr 


Körperver- 
letzung im Amt 


Beleidigung 


Sittlichkeits- 

verbrechen/Unzucht 


Andere 

Vergehen 


Zahl der be- 
troffenen Lehrer 


2^hi der 
Vorwürfe 


1879 


2 


2 


. 




12 


13 


1880 


1(F) 


2 


- 


23 


5 


5 


1881 


- 


2 


1 


34 


6 


6 


1882 


1 


3 


1 


75 


12 


12 


1883 


- 


1 


1(F) 


56 


6 


7 


1884 


1 


7 


- 


57 


13 


13 


1885 


>8 


3 


I9 


^10 


8 


8 


1886 


2 


2 


2 


^11 


10 


11 


1887 


^2 


2 


2 


^13 


10 


12 


1888 


'*14 


2 


- 


^15 


7 


8 


1889 


2i6 


- 


hl 


^18 


5 


5 


1890 


^19 


4 


2 


«20 


16 


16 


1891 


7 

'21 


3 




»22 


15 


18 


1892 


5 


'23 


1 


*24 


12 


12 


1893 


W) 


8 


- 




14 


15 


1894 




^28 


- 


»29 


17 


17 


1895 


9 


4 


1 


»30 


21 


22 


1896 


^31 




^3 




11 


11 


1897 


<S5 


^36 


2 


»37 


17 


17 


1898 


7 


5 


1 


^38 


17 


17 


1899 


5 


1 


- 


2^ 


8 


8 


zus. 


68 


59 


17 


110 


242 


253 



Quelle: eig, Erhebungen aus: GStA Berlin XVI.HA Rep.30 Reg, Bromberg II Nr.2456. 187^1899 



Anmerkungen: 

1 Holzdiebstahl, Widerstand gegen die Staatsgewalt (F = Freispruch), Körperverletzung, Hausfriedensbruch (F), § 350, 351 (d.i. 
Unterschlagung und Fälschung) (e * Verfahren eingestellt), Verstoß gegen die Polizeiverordnung, Hehlerei, fahrlässige 
Tötung (F), Betrug 

2 Diebstahl (F), falsche Anschuldigung (e) 

3 Verleitung zum Meineid, Jagdvergehen, Majestätsbeleidigung (F) 

4 Aufruhr (F), Ruhestörung, Jagdvergehen (2 Fälle), Hausfriedensbruch, Forstdiebstahl der Töchter (begnadigt), 
Unterschlagung 

5 Meineid als 2^uge (e), Tierquälerei, Lxitteriespiel, Unterschlagung (F), Brandstiftung (F) 

6 Urkundenfälschung (2 Fälle, beide e), Freiheitsberaubung (F), Jagdvergehen, Lotteriespiel 

7 Betrug (2 Fälle, 1 F), Verstoß gegen das Viehseuchengesetz (F) 

8 davon ein Freispruch 

9 beide Verfahren (c) 

10 Unterschlagung, Urkundenfälschung, Hausfriedensbruch (2 Fälle), Betrug (F) 

11 Meineid (e), Wucher (e), Hausfriedensbruch, Körperverletzung, Auswanderungsgeschäfte, Verführung (e), Verstoß gegen 
das Personenstandsgesetz (d.i. Ehegesetz) 

12 davon ein Freispruch 

13 Urkundenfälschung, Unterschlagung (F) 

14 davon ein Freispruch 

15 Meineid (e), Majestätsbeleidigung (F) 

16 davon 1 Freispruch, 1 (e) 

17 davon ein Freispruch 

18 Mißhandlung (2 Fälle), Betrug (2 Fälle, 1 F), versuchte Erpressung, Urkundenfälschung 

19 davon 3 (e) 

20 Meineid (e), Urkundenfälschung (2 Fälle, 1 F, 1 e), Hehlerei (F), Hausfriedensbruch (2 Fälle), Unterschlagung (2 Fälle) 

21 davon 3 (e), 2 (F) 

22 Sachbeschädigung (F), Baumdiebstahl, Bedrohung (F), Hausfriedensbruch, Betrug (F), Verstoß gegen das Seuchengesetz 

23 davon 3 Freisprüche 

24 Jagdvergehen, Hausfriedensbruch (F), Betrug (2 Fälle, 1 F), Körperverletzung, Urkundenfälschung (F) 

25 davon 3 Freisprüche 
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26 Betrug (2 Fälle, 1 F, 1 e), Jagdvergehen (F), Unterschlagung (2 Fälle, 1 F), Lx)tteriespiel, falsche Zeugnisse, ein Fall ohne 
nähere Angaben 

27 davon 2 Freisprüche 

28 davon 1 Freispruch 

29 Jagdvergehen (2 Fälle), Urkundenfälschung, Forstdiebstahl, Bedrohung. Unterschlagung (F), Eigennutz (F), 
Hausfriedensbruch 

30 Jagdvergehen (4 Fälle, 1 F), Urkundenfälschung, ein Verstoß ohne weitere Angaben 

31 davon 3 Freisprüche, 1 (e) 

32 davon 1 Freispruch 

33 davon 1 (e) 

34 Jagdvergehen (F), Diebstahl (e), Majestätsbeleidigung (F), Körperverletzung, Betrug (F), ein Verstoß ohne weitere Angaben 

35 davon 5 Freisprüche 

36 davon 1 Freispruch 

37 Sachbeschädigung, Verstoß gegen die Gewerbeordnung (F), zwei Fälle ohne nähere Angaben 

38 Jagdvergehen (2 Fälle, 1 F) 

Bei den gerichtlich geahndeten Vergehen der Volksschullehrer im 
Reg.bez. Bromberg in den Jahren 1868 bis 1899 lassen sich demnach folgen- 
de Häufigkeit und Strafquote feststellen: 



Vorwurf Häufigkeit Bestrafung 



Beleidigung 


78 


67 


32,1% 


Körperverletztung 


74 


42 


20,1% 


Unzucht 


23 


16 


7,7% 


117 

Nebentätigkeiten 


12 


11 


5,3% 


Sonstige Delikte 


129 


73 


34,9% 



Bei zusammen 316 Vorwürfen (der nicht eingestellten Verfahren) erfol- 
gen insgesamt 209 Bestrafungen. Die Strafquote beträgt also zusammenge- 
nommen 66,1%. Die als lehrerspezifisch angenommenen Delikte - das sind 
Beleidigung, Körperverletzung im Amt, Unzucht sowie Nebentätigkeitsver- 
gehen - machen einen Anteil von 65,4% aus. Bei ihnen besteht eine Straf- 
quote von 72,8%. Die restlichen "Sonstigen Delikte" machen einen Anteil 
von 34,9% aus. Sie lassen sich in 28 Einzeldelikte aufteilen. Diese Delikte 
sind: Preßvergehen, Holzdiebstahl, Widerstand gegen die Staatsgewalt, Kör- 
perverletzung, Hausfriedensbruch, Verstoß gegen die Polizeiverordnung, 
Hehlerei, fahrlässige Tötung, Diebstahl, falsche Anschuldigung, Meineid, 
Jagdvergehen, Majestätsbeleidigung, Aufruhr, Ruhestörung, Tierquälerei, 
Brandstiftung, Urkundenfälschung, Freiheitsberaubung, Verstoß gegen das 
Seuchengesetz, Wucher, Verführung, Verstoß gegen das Personenstandsge- 
setz, Verstoß gegen die §§ 350 und 351 (Unterschlagung und Fälschung), 



117 Die einschlägigen Fälle sind quellenmäßig unter "andere" Vergehen verzeichnet. Nach 
dem sie als lehrerspezifisch gelten müssen, werden sie für die Übersicht separiert. 
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versuchte Erpressung, Sachbeschädigung, Bedrohung. In diesem Feld be- 
trägt die Strafquote 56,6%. Im Gesamtprofil der Abweichungen von Lehrern 
überwiegen anteilsmäßig die berufsakzentuierten Vergehen und bei ihnen 
kommt es auch häufiger zum Schuldspruch. Beleidigung ist mit 32% der Be- 
strafungen das häufigste der Einzeldelikte. Körperverletzung im Amt liegt 
mit 20% an zweiter Stelle. Die Deliktgruppe der Nebentätigkeiten und im 
Zusammenhang mit der Ausübung des Nebenamts begangener Vergehen 
umfaßt im einzelnen: Lotteriespiel (3x) 1883, 1884 und 1894; Auswande- 
rungsgeschäfte^^® (5x) 1870, 1872, 1873 und 1887; unzulässiges Gewerbe (Ix; 
nicht näher benannt) 1898, wovon der Lehrer freigesprochen wird; Makler- 
gewerbe (Ix) 1869; Unterschlagung als Postagent (Ix) 1886; Einstreichen der 
Gebühr (Ix) 1894, ohne die Fleischbeschau durchgefiihrt zu haben. Politisch 
eingefärbte Delikte tauchen zwar mehrfach auf: Majestätsbeleidigung 1881 
und 1897, Anstiftung zum Aufruhr 1882 - es erfolgte aber jeweils Freispruch. 
1898 läßt ein Lehrer die Schulkinder Wahlzettel für den freisinnigen ^ndi- 
daten verteilen, woraufhin seine Entlassung erfolgt. 

Bei den Freisprüchen und den eingestellten Verfahren ergeben sich aus 
den Zusammenstellungen für die Jahre 1850 bis 1899 folgende Anteile der 
einzelnen Delikte: 



Delikt 


Freispruch/eingestellt 


Körperverletzung im Amt 43,2% 


Unzucht 


30,4% 


Beleidigung 


14,1% 


Nebentätigkeiten 


8,3% 


Sonstige Delikte 


43,4% 



Der hohe Anteil der Freisprüche oder Verfahrenseinstellungen bei Kör- 
perverletzung im Amt (43,2%), bei Unzucht (0,4%) und bei den "sonstigen" 
Delikten (43,4%) spricht dafür, daß diese Delikte einen großen Grauzonen- 
anteil aufweisen. Da der Lehrer häufig von Schülereltern angezeigt wird, ist 
er demnach spezifisch einem hohen Grad an sozialer Aufmerksamkeit und 
Verdächtigung ausgesetzt. Der hohe Anteil der Freisprüche bei Körperver- 
letzung im Amt und Unzucht spricht weiterhin auch dafür, daß die Verhal- 
tensunsicherheit des Lehrers auf eine relativ hohe Bereitschaft bei Schüler- 



118 Die Förderung der Auswanderung wird vom Lehrerstand selbst als unverträglich mit ei- 
ner vaterlandstreuen Haltung gegeißelt. 
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geringe Anteil an Freisprüchen oder Verfahrenseinstellungen beim Delikt 
"Beleidigung" (14,1%) darauf, daß sich der Lehrer gehörig an seiner sozialen 
Umwelt reibt, besonders wenn man noch das Delikt "Hausfriedensbruch" 
dazu nimmt (das den "sonstigen" Delikten zugeordnet ist). 

(7) Entlassungen und ihre Gründe 1869 - 1898 

Die definitive Anstellung des Lehrers kann nur verloren gehen bei Män- 
geln in der praktischen Tätigkeit oder in der sittlichen Zuverlässigkeit.^^^ 
Wie in der Lehrerschaft anhand dieser Kriterien qua Entlassung aus dem 
Amt die Spreu vom Weizen getrennt wird, ist ebenfalls für die Lehrer des 
Regierungsbezirks Bromberg im Zeitraum 1869 bis 1898 rekonstruierbar. In 
diesem Zeitraum erfolgen in der Region insgesamt 61 Entlassungen, wobei 
77 Einzelvorwürfe als Entlassungsgründe genannt werden. Ihre Begründung 
liegt in 14 verschiedenen Vergehen (Tab.IV.4.6). 

Tab.IV.4.6: Die Entlassungen der Lehrer im Regbez. Bromberg 1869- 1898 - Gründe und Vorstmfen 
Jahr Gaind Vorstrafen 

1869 Verletzung der Schamhaftigkeit 

1870 Unzüchtige Handlungen 

1871 SittJichkeitsverbrechen 

1873 Versäumnisse, Verhalten gegen Eltern, T^nkenheit 

1874 Körperverletzung mit tödlichem Ausgang 

1877 Unzüchtige Handlungen 
Fernbleiben vom Amt 

Trunkenheit und Dienstvemachlässigung Leistungen 1875, Unfleiß 1874 

Unterrichtsvemachlässigung Urkundenfälschung 1876, Aussetzen des Unterrichts 1875 

Dienstvemachlässigung, Trunkenheit, 

unsittliches außeramtliches Verhalten Trunkenheit, Schlägerei 1876 

1878 Amtspflichten, Trunkenheit 2^chtigungsrecht 1877, Leistungen 1870 

Amtspflichten, inner- und^ußeramtliches Verhalten Leistungen und Pflichten 1876 

1879 Körperverletzung im Amt 

1881 Trunksucht, anstößiges yerhalten 
Verleitung zum Meineid 

Züchtigungsrecht, Verhalten vs. Vorgesetzte, Amtspflichten Verhalten vs. Vorgesetzte 1877 
Sittlichkeitsverbrechen 

1882 Entfernung aus dem Amt 
Unzüchtige Handlungen 
Unzüchtige Handlungen 

1883 Betrug Betrug 1881 

Ehebruch Unfleiß, Unterrichtsvemachlässigung 1878, Körperverletzung im Amt 1874 

1884 Trunksucht 

Trunkenheit, bis in die Nacht im Wirtshaus (verrufenes Lokal) 

außeramtlic^es Verhalten Beleidigung 1879 

Beleidigung Beleidigung 1881 

1885 unzüchtige Handlungen unsittlicher Lebenswandel 1879, Verhalten vs. Vorgesetzte 1875 

unsittlicher Lebenswandel, Hang zum Trünke 

unzüchtige Handlungen 
Betrug 



119 laut Ministerialerlaß von 1872; vgl. Beetz ^1914, S.51 
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Forts. Tab.IV.4.6: 



1886 


Verführung 


- 




Amtspflichten, schamlose Anträge 


- 




Ehebruch 


Amtspflichten 1873 




Unterschlagung 


- 


1887 


falsches Zeugnis vorpericht 


Züchtigungsrecht 1872, Trunksucht 1870 




Sittlichkeitsvergehen 


- 




Sittlichkeitsverbrechen 


- 




unsittliche I^ndlungen 


Dienstvemachlässigung 1875 


1888 


Beleidigung 


- 


1889 


unzüchtige Handlungen 


- 


1890 


Amtspflichten 


- 




Mißhandlung im Ac^ 


- 




Urkundenfälschung ^ 


- 


1891 


Sittlichkeitsverbrechen^ 


Leistungen 1872 




Sittlichkeitsverbrechen^ 


- 




Sittlichkeitsverbrechen 


- 


1893 


Pflichten, Verhalten im Amt, Trunksucht 


- 


1895 


Trunkenheit inner- und außerhalb des Amtes 


Hausfriedensbruch 1877, Verhalten 
VS. Vorgesetzte 1878 und 1875 




Urkundenfälschung, unzüchtige Handlungen 


- 




Mißhandlung im Amt 


- 


18% 


außeramtliches Verhalten 






außeramtliches Verhalten 


- 




Sittlichkeitsverbrechen 


- 


1897 


Amtspflichten 


Pflichten, inner- und außeramtliches Verhalten, Trunksucht 1895 




Notzucht 


- 


1898 


inner- und außeramtliches Verhalten 


- 




Sittlichkeitsverbrechen 


Pflichten 1875 



Quelle: eig. Erhebungen aus: GStA Berlin XVI.HA Rep.30 Reg. Bromberg II Nr.2456. 1869-1899 



Anmerkungen: 

1 jeweils ein Fall 

2 kein Delikt in der Schule 

3 Der Lehrer scheidet vor der Entlassung selbst aus dem Amt 

4 Der Lehrer war provisorisch angestellt 

5 nicht mit Kindern begangen 

6 E>er formelle Grund der Entlassung dieser drei Lehrer war "Entfernung aus dem Amte*. Alle drei waren flüchtig wegen 
Sittlichkeitsverbrechen. Da es in den vorliegenden Darstellungen um die kriminellen Konturen der Lehrerschaft geht, wird in 
der Zusammenstellung jeweils das zugrundeliegende Sittlichkeitsdelikt verzeichnet 

Die Zusammenfassung der Ergebnisse macht deutlich, mit welcher unter- 
schiedlichen Häufigkeit die einzelnen Vergehen zum Grund für Entlassun- 
gen aus dem Lehramt wurden (s.n.S.). 

Sieben der genannten Vergehensarten (Unterschlagung, Betrug, Beleidi- 
gung, Urkundenfälschung, Meineid, "falsches Zeugnis" und fahrlässige Tö- 
tung,) haben einen eher nicht berufsspezifischen Charakter. Beleidigung ist 
dabei als Delikt zu sehen, das durchaus mit der Sozialität des Amtes zu tun 
hat. Diese sieben berufeunspezifischen Vergehensarten stellen zwölf mal (= 
15,6%) den Entlassungsgrund dar. Die anderen sieben Vergehensarten ent- 
stammen dem Amtskreis des Lehrers. Sie sorgen 65 mal (= 84,4%) für die 
Entlassung des Lehrers. Bei 20 der insgesamt 61 Entlassenen bestehen be- 
reits Vorstrafen, also bei 32,8%. 

Die Ergebnisse sind im einzelnen: 
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Vorwurf 


Anzahl 


Sittlichkeit 


21 


Verhalten inner- und außerhalb des Amtes 


15 


Amtspflichten 


12 


Trunksucht 


10 


Körperverletzung im Amt 


4 


Unterschlagung 


3 


Dienstvemachlässigung 


2 


Betrug 


2 


Beleidigung 


2 


Urkundenfälschung 


2 


Meineid 


1 


Verhalten gegenüber Vorgesetzten 


1 


"Falsches Zeugnis" 


1 


Fahrlässige Tötung 


1 



- Trunksucht ist von 1869 bis 1878 ebenso häufig Entlassungsgrund wie 
im doppelt so langen Zeitraum zwischen 1879 und 1898, nämlich je- 
weils fünf mal. 

- Verletzung der Amtspflichten ist von 1869 bis 1878 ebenso häufig Ent- 
lassungsgrund wie zwischen 1879 und 1898, nämlich jeweils sechs mal. 

- Dienstvernachlässigung kommt nach 1878 nicht mehr als Entlassungs- 
grund vor. Wir können aber annehmen, daß das Delikt etwa seit diesem 
Zeitpunkt behördlicherseits nicht mehr als Erfassungstitel verwendet 
wird und inhaltlich in den Rubriken "Amtspflichten" bzw. "Verhalten 
im Amt" aufgegangen ist. 

- Deutlich wird in der Zusammenstellung auch, daß Trunksucht und 
Amtspflichtverletzung in ihren Extremformen, wo sie also Entlas- 
sungsgründe darstellen, eindeutig abgenommen haben. 

- Nur 10% der Entlassenen waren provisorisch angestellte Lehrer. Dem- 
entsprechend waren 90% der Entlassenen definitiv angestellte und da- 
her dienstältere Lehrer. Das kann ein Hinweis darauf sein, daß der Pro- 
zeß der Entlassung berufsuntauglicher Subjekte nicht (mehr) in der 
Rekrutierungs- und Einstiegsphase in den Beruf stattfinden muß. In 
diesen Phasen verläuft die berufliche Sozialisation offensichtlich er- 
folgreich. Zur Entlassung aus dem Beruf stehen jetzt eher aktive und 
neuen Verhaltensmaximen und Kontrollstrukturen^^® gegenüber nicht 
mehr adaptionsfähige Lehrer an. 



120 Die Lehrerschaft wähnt sich vor einem Abgrund angesichts der Möglichkeit, (Fehl-) 
Verhalten in Sachen Zucht und Sittlichkeit aufgrund des Reichss^rafgesetzbuchs von 1871 in- 
nerhalb einer Verjährungsfrist von 5 Jahren anzuzeigen; vgl. Beetz 1914, S.352. 
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Der häufigste Entlassungsgrund besteht im Tatbestand der Sittlichkeits- 
vergehen (§ 174 des Reichsstrafgesetzbuches). Ohne die Gewißheit konkre- 
ter Verhaltensstandards^^' ist der Lehrer mit der Maßgabe konfrontiert: 
Schüler und Schülerinnen dürfen nicht Objekt deiner Gelüste sein; dein Be- 
zug zu Schüler und Schülerin hat ein amtlicher und kein privater zu sein. 
Der beiläufige oder intendierte Körperkontakt zwischen Lehrer und Schüler 
oder Schülerin ist umstandslos der abstrakten Gesetzesnorm ausgesetzt. 

Worin bestehen nun Reaktion und Reflexion der Lehrerschaft zu diesem 
Phänomen, das von ihren Vertretern keineswegs geleugnet wird? Denn "daß 
gerade ... derartige Fälle verhältnismäßig häufiger Vorkommen als in ande- 
ren Berufsarten, hat doch gewisse Gründe für sich, die im Erziehungsge- 
schäfte liegen".^^^ Institutionell verweigert die Lehrerschaft ihren Kollegen 
jedoch die Unterstützung. Lehrern, die der Versuchung erlegen sind, bzw. 
die einen Verdacht nicht entkräften können, bleibt jegliche Standessolidari- 
tät versagt. Die Thematisierung lehnt vielmehr jedes Moment von Partei- 
lichkeit ab: "Wenn dieses Kapitel hier Beachtung findet, so geschieht dies 
nicht in der Absicht, einem Lehrer, der sich in dieser Hinsicht vergangen 
hat, Fingerzeige zu seiner ev. Rettung zu geben, da einem solchen die wohl- 
verdiente Strafe werden soll, wie ja auch die Rechtsschutzkommission (des 
Lehrervereins; d.V.) stets die Unterstützung solcher Fälle ablehnt, in denen 
eine derartige Tat erwiesen scheint".^^ Innerhalb der Thematisierung des 
Phänomens versucht die Lehrerschaft allerdings, eine "exculpatio" als Auf- 
klärung herbeizuführen. Demnach verhält sich der Lehrer nicht anders als 
seine Zeitgenossen. Den zeitdiagnostisch festzustellenden Zivilisationsla- 
stern, der "Geschlechtswut" und der "Selbstbefleckung", ist er aber durch be- 
sondere Umstände - das sind "innere" und "äußere" Gründe - intensiver aus- 
gesetzt und er erliegt deshalb auch leichter der "Gefahr der Sünde". Die vor- 
geschlagenen Optionen bewegen sich dann auch in folgendem Rahmen: 
Vorsicht beim Nachsitzenlassen von Mädchen, Vorsicht bei kurzen Röcken, 
gut entwickelte Schülerinnen nicht im unmittelbaren Blickfeld sitzen las- 
sen. Die "inneren" Gründe werden durch den Appell an Wille und Cha- 
rakterfestigkeit des Lehrerindividuums überwunden. Der Ratschlag, das 
"Fünkchen" nicht zum "Feuermeer" werden zu lassen, wird gestützt durch 



121 Bei der Beurteilung unzüchtigen Verhaltens gibt es nicht den historischen Zwischen- 
schritt eines Katalogs konkret benannter unstatthafter Handlungen wie beim Delikt 
"Züchtigung". Zu den Stationen im Klärungsprozeß von "Züchtigung" s.u. IV.3(8) 

122 Wöller 1894, S 5 

123 Müller (Hg.) ^^1912, S.192 

124 In der Schulhygienedebatte wird auch als Funktion der Schulbank entdeckt, daß sie den 
Lehrer vor der Körperlichkeit der Kinder schütze; vgl. Kost 1983, S.774 
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das Anführen der Äußerungen von 20 namhaften Pädagogen zum hohen 
Wert der Sittlichkeit.^^ Der individuelle Lehrer ist im Schrifttum seiner 
Standesgenossen also auf Askese, auf Nichtäußerung des Begehrens und auf 
die Vermeidung von im Ansatz verdächtigem Verhalten verwiesen. So endet 
- und keineswegs nur hier^^ - die Möglichkeit pädagogischer Praxis in der 
Lauterkeit und Charakterstärke der Lehrerperson. Nicht zu übersehen ist 
aber bei dieser Reflexion der Lehrerschaft eine "realistische" Komponente: 
die Kritik an Gerichtshöfen, die Kindern als Zeugen "unbedingten Glauben" 
schenken; das Verständnis, daß angeklagte Lehrer die individuelle Lösung in 
der Flucht suchen^^^; die Feststellung, daß es auch wohlwollende Vorge- 
setzte gab, die eine Untersuchung zu unterdrücken vermochten und die be- 
treffenden Lehrer auf eine andere Stelle versetzen ließen. Letzteres stellt 
(im Reg.bez. Bromberg) das einzig verzeichnete Indiz für Solidarität inner- 
halb des Standes bzw. mit dem Stand und seinen Gefährdungen dar. 

In der Interpretation von Sozialdisziplinierung als eines alle gesellschaft- 
lichen Segmente durchdringenden Prozesses rücken Disziplinierungstechni- 
ken zunehmend in die gesellschaftlichen Hauptfunktionen ein. Damit der 
Erziehungsapparat auch diese Funktion wahrnimmt und wahrnehmen kann, 
müssen hier v.a. Kriterien der Effizienz für die Formierung des sexuellen 
Verhaltens des gesellschaftlichen Nachwuchses geltend gemacht werden. 
Unter diesen Kriterien haben sich die Agenten dieses Prozesses dann als 
Transporteure herzustellen, indem Selbstkontrolle zum beständigen 
Charakterzug, zur professionellen (De-)Formation wird. Pädagogischer Eros 
kann nur gereinigt von Sinnlichkeit und Körperlichkeit bestehen. So haben 
sich Pädagogen für die Aufgabe von geschlechtlicher Erziehung zuerst 
instand zu setzen, indem sie den eigenen Charakter festigen. Denn es ist 
"unmöglich, isolierte Sexualpädagogik zu betreiben ... Jede ernsthafte 
Charakterbildung ist schon in sich selbst auch sexualpädagogisch."^^’ 

(8) Zuviel des Guten - Züchtigung und ihr Recht 

"Eins der wichtigsten Kapitel des "Schulrechts" ist die Schulzucht; ein 
Lehrer, der seines heiligen Berufes als Erzieher recht wartet, wird auch gute 
Schulzucht zu halten verstehen."^^ 



125 Wöller 1894, S.13 und S.19ff. 

126 s.u. rV.3(8) Züchtigung 

127 s. auch Tab.IV.4.6, Anm.6 

128 Wöller 1894, S.17ff. 

129 Foerster 1952, S.386 

130 Ueberschaer 1883, S.139 
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"Eins der wichtigsten Kapitel der Schulpraxis ist das der körperlichen 
Züchtigung. Der Lehrer kommt durch Ausübung des Züchtigungsrechtes oft 
in unangenehme Lagen."^^^ 

Diese beiden Kommentare umreißen das zweifache Verhältnis des Leh- 
rers zur "Zucht" und zum "Züchtigen". "Gute Schulzucht" ist nicht identisch 
mit Züchtigung, ja körperliche Strafe ist im Gesamt der "Regierungs"-Maß- 
nahmen das letzte Mittel, die "Unterrichtsfähigkeit" zu sichern. Aber ohne 
Zweifel betrachten die Lehrer seit dem frühen 19. Jahrhundert die Züchti- 
gung als integralen Bestandteil ihres Methodenrepertoires. 

Einerseits ist die Maßnahme der körperlichen Strafe deshalb ein "natur- 
wüchsiger" und traditionell anerkannter Bestandteil des erzieherischen Auf- 
trags. Wobei man sagen kann, daß der Lehrerstand die paradoxe histori- 
sche Mission hatte, das Züchtigungsrecht in Sektoren der Gesellschaft (etwa 
.den der Gesindeordnung unterworfenen Beschäftigten) einmal überflüssig 
zu machen, wie das Reformergedanken im Svarezschen Umkreis formulie- 
ren: "Die Section des Cultus und öffentlichen Unterrichts wird erst gewirkt 
haben müssen, ehe wir das Züchtigungsrecht werden abschaffen können." 
Andererseits trifft die Körperstrafe grundsätzlich auf ein anderes Rechtsgut 
- das der körperlichen Unversehrtheit - und ihre physische Auswirkung un- 
terliegt der interpretativen Bewertung. Darin ist angelegt, daß der Lehrer 
häufig die zulässige Grenze überschreitet. Hinzu kommt, daß die Ahndung 
eines Verstoßes auch über einen bildungssystemexternen Faktor zustande- 
kommt: die nicht vollständig kalkulierbare Toleranz der Schülereltern.^^“^ 
Gleichzeitig sind die Unterrichtsbedingungen so beschaffen (v.a. Klassen- 
stärken), daß sich der Lehrer häufig zum harten Durchgreifen genötigt sieht. 

Von der "Frühzeit" werden noch harmlose eigenwillig-eigennützige Straf- 
formen berichtet^^^, wenn der Lehrer den Schülern als Strafe das Butterbrot 



131 Flicke 1897, S.III 

132 Hier liegt eine Differenz des Volksschullehrers zum höheren Lehrer. Für letztere sollen 
"Ohrfeigen und Schläge jeder Art ... keine geeigneten Mittel der Zurechtweisung und Strafe 
(sein) und werden als solche ausgeschlossen." Falls körperliche Züchtigung im Extremfall doch 
nötig ist, ist sie ausschließlich durch den "Schuldiener mit besonderer Anweisung" auszuführen 
(Protokoll der Lehrerkonferenz vom 18. Juli 1832 über die Aufrechterhaltung der inneren Diszi- 
plin an der höheren Bürgerschule zu Köln, in: Apel/Klöcker 1986, S.421-425; hier S.424). 

133 zit. nach Koselleck 1967, S.649 

134 Dies betrifft sowohl die Empfindlichkeit der Eltern hinsichtlich des körperlichen Emp- 
findens ihrer Kinder, wie auch ihr Interesse an geldmäßiger Entschädigung für einen eingetrete- 
nen Schaden. Vgl. als Beispiel die Strafsache gegen den Lehrer Wamecke zu Densborn vor der 
Strafkammer Trier 1898 wegen angeblicher Mißhandlung von Schulkindern. Der ortsansäßige 
Müller Phillip Kappes hatte gegen ihn intrigiert. (LHA Koblenz Best.403 Nr.l3738. 1898) 

135 Fischer 1892. Bd.II, S.103; es gibt in den Quellen aber keinen Hinweis darauf, wie durch- 
gesetzt oder überlebensfähig diese Strafform war. 
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oder das Obst wegnimmt. Sie können der Strafe entgehen, wenn sie Wurst, 
Obst, Korn, Fleisch in der Küche des Lehrers abliefern. In den 30er Jahren 
werden die tagebuchmäßig verzeichneten und topisch überlieferten Strafak- 
tionen des Lehrers Häuberle während seines Lehrerlebens - sie machen an 
Stockschlägen allein die Zahl von 911.527 aus - der Lehreröffentlichkeit 
zum ersten Anlaß, den Weg des Lehrers zwischen Scylla und Charybdis, 
zwischen ordentlichem Maß und Auswuchs zu problematisieren.^^ Gegen 
Ende des Jahrhunderts wähnt sich der Lehrer im Reißwolf der Paragraphen 
angesichts der Situation, daß - so die Lehrerpresse - 3/4 aller Strafprozesse 
gegen Lehrer wegen angeblicher oder wirklicher Überschreitung des 
Züchtigungsrechts anhängig sind.^^^ 

Die theoretische Auseinandersetzung des Lehrerstandes um das Problem 
"Disziplin" ist also ein professionsbildendes Moment. Trotz der normativen 
Kraft des Faktischen und einer eindeutigen Anweisung der Obrigkeit unter- 
stellen die wissenschaftlichen Pädagogen die Notwendigkeit einer genuin 
pädagogischen Begründung für Stellenwert und Ort der Disziplinierung. Die 
Obrigkeit hatte ihren Standpunkt im Curriculum-Rescript des Ministeriums 
1819 zur "Anschauung" gebracht: "Besonders ist in allen die Handhabung ei- 
ner guten Disziplin betreffenden Fällen alles unnötige Räsonnieren und 
Diskutieren mit der Jugend zu vermeiden, damit sie früh lerne, ohne Wider- 
rede den vorgeschriebenen Gesetzen zu folgen, sich willig der bestehenden 
Obrigkeit zu unterwerfen und die bürgerliche Ordnung, welche auf pünktli- 
che Befolgung dessen, was Recht ist, beruht, durch die Tat anzuerkennen ... 
jede auf Seiten der Behörden, der Lehrer oder Schüler wahrgenommene 
Vernachlässigung dessen, was zu tun ihnen Pflicht und Gesetz gebietet, 
(wird) ... ganz unnachsichtlich die unangenehmsten Folgen herbeiführen".^^ 
Eine gesonderte "Lehre der Disziplin" {Zenenner)^^^ steht gegenüber der 
Eingebundenheit der Disziplin in die Didaktik und Methodik (wer gut un- 
terrichtet, diszipliniert dadurch gut - Diesterweg^*\ 

Das Allgemeine Landrecht (Teil II, Titel Xll) bestimmt in den §§ 50 - 53, 
daß "die Schulzucht niemals bis zu Mißhandlungen, welche der Gesundheit 



136 Preussische Volks-Schul-2^itung (5)1837, S.64; dort ist weiterhin aufgeführt, daß Lehrer 
Häuberle während seiner Dienstzeit von 51 Jahren und 7 Monaten an weiteren Schulstrafen er- 
teilt hat: Ziehen an den Haaren, Schläge mit der Bibel u.a., so daß er in seinem Lehrerleben ins- 
gesamt mehr als 1.000.^ Schulstrafen erteilt hat; vgl. Hagemeister 1968, S.46; Anm.64. 

137 Müller (Hg.) ^^1912, S.42; Müller war jahrelang Vorsitzender der DLV-Rechtsschutz- 
kommission 

138 zit. nach Hagemeister 1968, S.28ff. 

139 Zerrenner 1826 

140 Diesterweg 1906, S.214; vgl. auch: "Die didaktische Kraft ist auch die disziplinarische, die 
Doktrin die Disziplin" (1846). (Diesterweg 1961. VII.Bd., S.79) 
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der Kinder auch nur auf entfernte Art schädlich werden könnten, ausge- 
dehnt werden ... Es dürfen die der elterlichen Zucht vorgeschriebenen Gren- 
zen nicht überschritten werden".^^^ Die Züchtigungskompetenz des Lehrers 
gilt als Fortsetzung dieses Elternrechts. Erste Regulierungen zum Züchti- 
gungsproblem erfolgen Mitte der 20er Jahre, v.a. durch die Allerhöchste Ka- 
binettsordre von 1825 mit der besonderen Intention, die Landesteile, in 
denen das Allgemeine Landrecht nicht eingeführt ist, in Übereinstimmung 
mit demselben zu bringen.^“*^ Das Konsistorium Koblenz spricht 1824 da- 
von, daß "wegen körperlicher Verletzung ohne weiteres vom Richter die Un- 
tersuchung zu verhängen" sei.^^^ Klargestellt wird auch, daß Züchtigungen 
im Rahmen der Schulzucht nicht als strafbare Mißhandlungen oder Injurien 
gegen den Lehrer zu veranschlagen sind. Die Allerhöchste Kabinettsordre 
von 1825 nun formuliert eine duale Zuständigkeit und Ahndung von Ver- 
stößen: Liegt keine wirkliche Verletzung vor, so wird der Fall von der Vorge- 
setzten Provinzialbehörde disziplinarisch angemessen behandelt. Bei einer 
wirklichen Verletzung tritt Verfolgung im gerichtlichen Wege ein.^‘*‘* Diese 
doppelte nebeneinanderliegende Strafmöglichkeit erzeugt Situationen, 
denen die Gesetze von 1847 und 1854 zum Kompetenzkonflikt gerecht wer- 
den sollen. Der Kompetenzkonflikt kann von der Vorgesetzten Behörde ein- 
geleitet werden, wenn sie der Meinung ist, es liege kein Amtsverstoß vor. 
Das zugeschaltete Kompetenzgericht hat nun zu entscheide^ ob die Schul- 
behörde oder die Justizbehörde die Zuständigkeit erhalten.^'*^ 

Die Allerhöchste Kabinettsordre (1825) hatte einen Negativkatalog von 
Strahnaßnahmen enthalten. Übereinstimmend in den Kriterien ist er auch 
Bestandteil der Schulordnung für die Provinz Preußen von 1845, einer In- 
struktion der Regierung Gumbinnen, einer Verfügung der Regierung Dan- 
zig 1868. Der Katalog^'^ bestimmt über Mittel und Plazierung der Strafmaß- 
nahme: die Rute hat aus dünnen Reisern bzw. ein biegsames Stöckchen von 
der Stärke des kleinen Fingers zu sein. Unzulässig sind Haarereißen bzw. 
Reißen an den Ohren oder anderen Teilen des Körpers sowie das Stoßen auf 
Brust, Rücken und Kopf. Knaben sind nur auf Gesäß und Rücken zu schla- 
gen, Mädchen nur auf den Rücken. Eine Entblößung darf nicht stattßnden. 



141 zit. nach Mertens 1873, S.16 

142 Neigebaur 1834, S.56 

143 Mertens 1873. S.16 

144 Müller (Hg.) ^^912, S.43f. 

145 Fischer/Müller (Hg.) 1911, S.47f.. Zu Beispielen für Kompetenzentscheidungen vgl. Ue- 
berschaer 1883, S.140f.; Müller (Hg.) ^1912, S.202ff. 

146 Mertens 1873, S.16ff. 
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Im Allgemeinen Landrecht waren durch § 52 die schulische Gewalt und 
die elterliche Erziehungsgewalt noch gekoppelt: Die Schulvorsteher und die 
Lokalobrigkeit hatten unter Zuziehung der Eltern bzw. Vormünder den 
kindlichen Disziplinverstoß zu prüfen und über zweckmäßige Besserungs- 
mittel zu befinden. Dieses Mitspracherecht wurde Mitte der 20er Jahre fak- 
tisch zurückgenommen, indem den Erziehungsberechtigten die "unbefugte 
Einmischung" untersagt wurde, wegen der Bestrafung eines Kindes einen 
Lehrer in der Schule oder in seinem Hause zur Rede zu stellen. Die elter- 
liche Kontrollmöglichkeit wird zugunsten des Lehrers partiell einge- 
schränkt. Der Lehrer hat etwas mehr Spielraum in der Züchtigungsfrage ge- 
wonnen.^“** Trotzdem bzw. vielleicht gerade deshalb sind Schwierigkeiten 
durch aufgebrachte Schülereltern mehrfach dokumentiert: Väter dringen in 
die Schule ein, um den Lehrer zur Rede zu stellen. Ein anderer Vater schickt 
sich an, den Lehrer zu verprügeln und der Lehrer kann sich nur durch küh- 
nen Schwung aus dem Fenster retten u.ä..*“*^ Ein Ministerialerlaß von 1844 
weist an, diese faustrechtlichen Vorgänge als eine Störung des Unterrichts 
nicht zu dulden.*^® Das Ministerium hebt infolge seiner allgemeinen Ober- 
aufsicht auf den Unterricht und dessen Garantie ab. Die Klärung vom Aus- 
gangspunkt her - einer Strafaktion des Lehrers - ist nicht seine Intention.*^* 
Daß die Lehrer strafen dürfen, solange sie keine "wirkliche Verletzung" 
zufügen, wird von ihnen als Schutzbestimmung positiv bewertet.*^^ Mit der 
Einführung des Reichsstrafgesetzbuches 1871 tritt eine Änderung ein bzw. 
es werden durch § 11 des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsge- 
setz landesgesetzliche Bestimmungen außer Kraft gesetzt. Eine Verfügung 
des Kultusministers v. Goßler von 1888 hebt die Special-Verfügungen zur 
Züchtigung (und damit die oben genannten Negativkataloge) endgültig 
auf.*^* Der Lehrer hat damit eine Handhabe verloren, seinen Unterricht zu 
gestalten, aber eine Last gewonnen! Die Verhältnismäßigkeit des Zuchtmit- 
tels liegt jetzt zunächst nämlich in seinem alleinigen Ermessen. Eine König- 



147 v.Rönne 1885. Bd.II, S.733t. 

148 Es sei die These gewagt, daß hier, von örtlicher elterlicher Einspruchsmöglichkeit be- 
freit, erst die eigentlichen Jahrzehnte des Prügelpädagogen beginnen. 

149 Preussische Volks-Schul-Zeitung (5)1837, (6)1838 

150 Ueberschaer 1883, S.129f. 

151 Aus der Begründung in diesem Ministeriellem Erlaß ist ablesbar, daß das Ministerium 
eben nicht primär den elterlichen Einfluß beschränken will, wie Flissikowski u.a. 1980, S.95f. 
meinen. Sondern für die Gewährleistung des Unterrichts sind die diversen elterlichen Aktionen 
ein Hindernis. Die Intention des Ministeriums ist, den Unterricht zu ermöglichen und nicht dem 



Prügelpädagogen einen Freiraum zu schaffen. 

152 Müller (Hg.) ^912, S.44; Heinemann 1980, S.161 

153 Müller (Hg.) i9l2, S.45, 141f.; Müller meint dazu, daß die Lehrerschaft bis dahin kei- 

nen Grund zur Klage hatte. 
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liehe Regierung führt dazu aus: "Was als solches 'angemessenes Zuchtmittel’ 
anzusehen und wie das Mittel anzuwenden ist, ist weder durch das Gesetz 
noch durch Verwaltungsordnung bestimmt, die Prüfung dieser Frage unter- 
liegt, nachdem die früher in Geltung gewesenen Bestimmungen, durch die 
den Lehrern in öffentlichen Volksschulen bestimmte Anweisungen für die 
Art und den Umfang der Ausübung des Züchtigungsrechts gegeben waren ... 
aufgehoben sind, einzig und allein dem freien pflichtmäßigen Ermessen des 
Lehrers (Hervorh. d.V.)”.^^'* 

Mit der Anwendung des Strafgesetzbuches 1871 trifft das pflichtmäßige 
Ermessen des Lehrers jetzt auf die strafrechtliche Würdigung und Verfol- 
gung, deren Eintreten auf ein medizinisches Gutachten zu gründen ist. Die 
Freiheit der Schulzucht des Lehrers trifft also auf die konkurrierenden Kri- 
terien der juristischen und medizinischen Profession. Der Maßstab 
"wirkliche Verletzung" der Allerhöchsten Kabinettsordre von 1825 wird ab- 
gelöst durch die Subsumtion eines Tatbestandes unter die §§ 223f., 230ff. 
0>etr. Körperverletzung) und die §§ 340, 343 (betr. Mißhandlung von Unter- 
gebenen) des Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich vom 15. Mai 1871. 
Nach einer Anzeige ist jetzt überhaupt erst zu prüfen, ob die Züchtigung wi- 
derrechtlich war. Jede Züchtigungsmaßnahme unterliegt also potentiell dem 
Verdacht der Unzulässigkeit. Insofern wird eitel Freude bei den Lehrern er- 
zeugt, über die konkrete Definition eines Gerichtsurteils, wonach blaue 
Striemen keine Körperverletzung darstellen.^^^ 

Die Regulationen zur Züchtigung in der Zeit nach 1871 können demnach 
in der Regel nicht mehr auf die konkrete Ausgrenzung im einzelnen benann- 
ter Handlungen gehen. Sie differenzieren vielmehr Kompetenz und Verfah- 
ren bei Züchtigungsangelegenheiten. Nach Gerichtsentscheid von 1874 darf 
auch ein anderer Lehrer als der Klassenlehrer züchtigen. Nach Gerichtsent- 
scheid von 1877 dürfen die Schüler auch von Lehrern anderer Schulen ge- 
züchtigt werden. Nach Gerichtsentscheid von 1879 erstreckt sich das Züchti- 
gungsrecht auch auf den Bereich außerhalb der Schule. Die für diese Pha- 
se behauptete Tendenz: "Ein schrittweises Auflösen der einschneidenden 
Bestimmungen zur körperlichen Züchtigung sowie eine Ausdehnung der 
Züchtigungsberechtigung"^^^, greift dennoch zu kurz. Eine bereichsmäßige 
Ausdehnung des Züchtigungsrechts findet ab den 70er Jahren zwar statt. 
Aber weder sind die oben genannten Negativkataloge mit "einschneidend" 



154 zit. nach Fischer/Müller (Hg.) 1911, S.45 

155 Vgl. hierzu Ueberschaer 1883, S.143f; das Gerichtsurteil gilt als ein "recht erfreulicher 
Fortschritt" (ebd.). 

156 Ueberschaer 1883, S.141ff. 

157 Flissikowski u.a. 1980, S.94 
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zutreffend charakterisiert, vielmehr lassen sie ja umgekehrt positiv konkrete 
Strafmöglichkeiten zu - noch werden sie einfach aufgelöst. Letzteres sugge- 
riert, es entstünde jetzt eine unreglementiert ausgeweitete und problemlose 
Züchtigungsmöglichkeit. Tatsächlich findet mit der Geltung des Strafgesetz- 
buches 1871 die Subsumtion unter ein allgemeineres und abstraktes Norm- 
system statt, also ein paradigmatischer Wechsel der Beurteilung. 

Instruktionen der Regierung Koblenz von 1893, 1897 und 1899 klären das 
Prozedere bei Anzeigen: Vernehmungen hat nur der Kreisschulinspektor 
vorzunehmen, Kontakt mit dem Staatsanwalt ist vom Bürgermeister aufzu- 
nehmen.^^® Dies bedeutet auch, daß dem Lehrer die Möglichkeit genommer 
wird, die Schulkinder - die potentiellen Zeugen gegen ihn - in seinem Sinne 
zu beeinflussen. Nach Urteil des Reichsgerichts (V. Strafsenat) vom 14. Mai 
1909 ist zur Frage, ob die Grenzen des Züchtigungsrechts überschritten sind, 
die allgemeine Lebenserfahrung zu berücksichtigen. Wobei in den nach der 
Allerhöchsten Kabinettsordre von 1825 durch den Zweck der Schule gesetz- 
ten Grenzen das elterliche Züchtigungsrecht als Vorbild dient. Gleichzei- 
tig ist das Züchtigungsrecht "kein subjektives Recht des Lehrers im Sinne 
des Civilrechtes, keine durch das objektive Recht bestimmte Befugnis des 
Lehrers in Bezug auf einen Punkt seiner privaten Rechtssphäre, welche von 
ihm übertragen oder ihm nur gegen Entschädigung genommen oder be- 
schränkt werden darf, sondern ein Attribut seines Amtes, seiner Person als 

7 

Träger dieses Amtes, eine Amtsbefugnis". Darin ist eingeschlossen, daß 
dem Lehrer das Züchtigungsrecht von seiner Vorgesetzten Dienstbehörde 
entzogen werden kann.^^ 

In der Fassung des Züchtigungsrechts durch die obersten juristischen Be- 
hörden um und nach 1900 ist dessen Herkunftscharakter (Elternrecht) zum 
einen als Vorbildverhältnis erhalten. Zum andern ist klargestellt, daß es in 
die Amtsvollzüge eingeschlossen ist; darauf liegt die Betonung.^^^ 

Die systematische rechtliche Eingebundenheit von Züchtigungsverstößen 
ist in weiterer Hinsicht bedeutsam. Gegen die Pflicht zur Haftung und zum 
Schadensausgleich sichert sich die Lehrerschaft institutionell ab. Nachdem 
sie v.a. durch die einschlägigen Rechtssätze des BGB von 1900 meint, in der 



158 Liese 1887, S.365tt. 

159 Fischer/Müller (Hg.) 1911, S.17 

160 aus dem Urteil des II. Strafsenats vom 29. März 1889, zit. nach: Fricke 1897, S.l, 32; 
Hervorh. dort. 

161 laut Ministeriellem Erlaß von 1879; vgl. Beetz ^1914, S.363 

162 Züchtigung als Amtsvollzug kann die Verantwortung und Haftung aber auch auf die 
Aufsichtsbehörde schieben. LHA Koblenz Best.403 Nr.l3714 verzeichnet die gerichtlichen Ent- 
scheidungen zu der Frage, ob die Stadt (Remscheid) oder die Regierung die Entschädigung für 
einen zum Krüppel geprügelten Schüler aufzubringen hat (1896). 
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Gefahr des Ruins zu schweben^^^ wird die Haftpflichtversicherung ein 
empfohlenes Accessoir des pädagogischen Amtes. So ist im Punkte der Ex- 
zessivität der Lehrer-Schüler-Umgang begrenzt durch strafrechtliche und 
privatrechtliche Normen. Die Ausübung des Lehrerberufe^^ steht in Koexi- 
stenz mit versicherungstechnischen Maßnahmen der Kompensation des da- 
durch bewirkbaren Schadens. 

Für die "Plausibilität" dieser privatrechtlichen Absicherung gegen ein Be- 
rufsrisiko ist noch einmal auf den spezifischen Hintergrund zu verweisen. 
Die mit der Geltung des Reichsstrafgesetzbuches notwendig einsetzende Ka- 
suistik läßt in als exemplarisch anzusehenden Prozessen zu Backenstreichen, 
Ohrfeigen, Schlägen gegen den Kopf, zunächst keine Revisionen zugunsten 
angeklagter Lehrer zu.^^ Erst 1909 nimmt das Reichsgericht eine differen- 
ziertere Haltung ein, indem es als Kriterium für eine Strafe die allgemeine 
Lebenserfahrung gelten läßt. Demnach ist im Vergleich heranzuziehen, was 
als Härte körperlicher Bestrafung gesellschaftsüblich ist. Die Rechtspre- 
chung kann jedoch die prekäre Grundsituation (das Ermessen des Lehrers) 
nicht aufheben. Dies wird deutlich in der reichsgerichtlichen Feststellung 
von 1913, daß es sich dabei um "Fragen der Erziehungskunst"^^ handle. 

Parallel zur Rechtsprechung nimmt die Administration eine für die Leh- 
rer verwirrend inkonsistente Haltung ein. Der Ministerielle Erlaß vom 1. 
Mai 1899 (ßo^^e-Ministerium) macht körperliche Züchtigung so gut wie un- 
möglich. Der Ministerielle Erlaß vom 27. Juli 1899 verfügt dann wesentliche 
Einschränkungen des vorgängigen Erlasses. Der Ministerielle Erlaß vom 19. 
Januar 1900 (Ministerium Stadt) hebt den Verbotserlaß sofort und endgültig 
wieder auf. Der Ministerielle Erlaß von 1900 verpflichtet die Lehrer gleich- 
zeitig darauf, Strafverzeichnisse anzulegen. Diverse Regierungsverfügungen 
und nochmals ein Ministerieller Erlaß von 1907 legen dazu die notwendige 
Form und die Details zu Genauigkeit und Vollständigkeit fest. Die Führung 
der Strafverzeichnisse zu unterlassen, wird sogar bestraft.^^^ Diese Kontrolle 
als Schutz der Lehrer "in ihrem eigenen Interesse", wird von ihnen aber nicht 
akzeptiert: "Welch sonderbare Begründung! Mit diesem Verzeichnisse will 
man die Lehrer vor Strafe schützen, indem man ihnen 'empfindliche Diszi- 
plinarstrafen’ androht".^^ 



163 Vgl. hierzu Lehmann 1901 

164 Neben dem (Vorgesetzten) Soldaten (allerdings wurde mit Geltung der Verfassung 1850 
die Prügelstrafe auch beim Militär abgeschafft) gehört der Lehrer zu den wenigen öffentlichen 
Funktionsträgem, deren ^tsvollzug die Anwendung körperlichen Zwangs beinhaltet. 

165 Vgl. hierzu Beetz ^1914, S.363 

166 Beetz ^1914. S.363 

167 Beetz ^1914, S.352ff. 

168 Beetz ^1914, S.357 
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Die professionelle Reaktion auf das berufspraktische Problem erfolgt 
dreifach. Bei dieser "bedenkliche(n) Nachtseite des Lehrberufs" wird die 
Lehrerpersönlichkeit als Bedingung der Berufsausübung deklariert. Die 
dringende Empfehlung lautet, "sich von Haus aus in strenge Selbstzucht"^^^ 
zu nehmen. Gleichzeitig wird ein legitimierendes und immunisierungsfähi- 
ges Kriterium kreiert. Denn die - so die pseudoanthropologische These - 
"Notwendigkeit der körperlichen Züchtigung muß also in der Natur des 
Kindes begründet und in diesem Zusammenhänge zu rechtfertigen sein".*^® 
Die Vermeidung des Problems, die prophylaktische Überwindung zum Prü- 
geln nötigender Situationen, wird auf der Ebene des Wissens und der Didak- 
tik gesucht: "Das Übel muß an der Wurzel gefaßt werden, und das geschieht 
in demselben Maße, als die Behörde für bessere Vor- und Weiterbildung der 
Lehrer sorgt".^^^ Trifft nach dieser Recherche nun eine Deutung des Lehrers 
als prügelndes Instrument der Obrigkeit oder als Opfer widerspenstiger 
Kinder und uneinsichtiger Bürokraten oder als Ignorant alternativer Unter- 
richtskonzepte oder als Drillmeister der Nation, den Kern des Phänomens? 
Professionstheoretisch fällt die Antwort anders aus.^^^ Der Lehrer ist unter 
Verhältnisse gesetzt, in denen er die Erziehungsmaßnahme körperlicher 
Züchtigung, d.i. die Funktion der Disziplinierung der Kinder, so extensiv be- 
treibt, daß sie darin negiert wird und nicht mehr wirksam sein kann. Die 
Überschreitung wird sichtbar als Körperverletzung. Er prügelt, um die er- 
ziehliche Funktion von Schulzucht herzustellen und den evtl. Übergang auf 
Sozialdisziplinierung als Diskurs des Wissens möglich zu machen. Vom 
Konzept der Sozialdisziplinierung^’^ her ließe sich weiter folgern, daß ge- 
rade in der Überspitzung der gewaltförmigen Komponenten ihre Dysfunk- 
tionalität aufscheint. Damit liegt die Transformation in eine Sozialdiszipli- 
nierung nahe, die Sanktion als stets präsenten Horizont impliziert, die aber 
ansonsten in diskursiven Praktiken, in einer Reformpädagogik verläuft. 

4.4 Lehrerstand - Braver Stand 

Inwiefern sind nun die Quanta der bisher verzeichneten Verstöße und 
Vergehen ein Indikator für den "sittlichen Zustand" bzw. den Anpassungs- 



169 Beetz *1914, S.349 

170 Beetz *1914, S.352 

171 Beetz *1914, S.359 

172 Die unseres Wissens erste Befassung mit dem Disziplinproblem unter sozialwissen- 
schaftlichem Anspruch liegt mit Bemfeld 1969 (zuerst erschienen 1927) vor; zum Strafproblem 
in der pädagogischen Tradition (Rousseau, Schleiermacher, Fröbel^ und deren idealistischen 
oder naturalistischen anthropologischen Annahmen vgl. Reble (Hg.) 1980, S.ll, 22. 

173 Vgl. hierzu Breuer 1986; Gstettner 1981; Petrat 1979 
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prozeß der Lehrerschaft an die Erwartungen, die an sie und ihren Beruf ge- 
stellt werden? Die Prozesse kollektiver Internalisierung "äußerer" Kontrol- 
len zu "inneren" Kontrollinstanzen, ihre Verfestigung zu einem kollektiven 
mentalen Habitus der Profession sind in ihrer Vielschichtigkeit nur schwer 
empirisch zu rekonstruieren. So greift die folgende Reflexion über die Sy- 
stemförmigkeit des Lehrerhandelns und -Verhaltens zunächst eher feuilleto- 
nistisch zeitgenössische und parteiliche Stellungnahmen über die Lehrer auf. 
Sie kann dann aber doch über die Stichprobe der Lehrer des Reg.bez. Brom- 
berg anhand des Ausmaßes behördlicher (disziplinarischer und gerichtli- 
cher) Sanktionen diesem Indikator empirische Validität verleihen. Die Re- 
flexion schließt ab, indem sie ihr Ergebnis gegen eindimensionale Kenn- 
zeichnungen der professionellen Identität wendet. 

In der bisherigen Auswertung wurde "abweichendes Verhalten" der Leh- 
rer v.a. in Bezug auf Art und Häufigkeit der Delikte im Verhältnis zu allen 
von den Lehrern begangenen Delikten betrachtet. Das Ergebnis war ein spe- 
zifisches Profil der Lehrer"delinquenz": Als Entlassungsgründe dominierten 
Sittlichkeitsvergehen, Verhalten inner- und außerhalb des Amtes, Verlet- 
zung von Amtspflichten und Trunksucht (s.o. Tab.IV.4.6). Wir wollen im 
folgenden in einer Stichprobe überprüfen, wie groß der Anteil abweichender 
Lehrer an der Lehrerschaft gewesen ist. Auf diese Weise wollen wir eine 
Schlußfolgerung über die Treue, den Gehorsam und die Gewissenhaftigkeit 
des Standes wagen, die der Lehrer in seinem Amtseid gelobt hat^^'* - kurz: 
wie "brav" der Stand war. 

Die Fragestellung, wie sich die Lehrer im Prozeß ihrer Berufsentwicklung 
zu gesellschaftlichen Anforderungen und Auflagen gestellt und welches 
Selbstverständnis sie über ihre gesellschaftliche Nützlichkeit geäußert ha- 
ben, läßt sich zunächst schlaglichtartig anreißen.^^^ Zum einen werden die 
Volksschullehrer 1849 vom preußischen König als Verursacher der gesell- 
schaftlichen Unruhen von 18^ angeprangert. 1894 hofft die "Kreuzzeitung" 
anläßlich der Vergabe des Privilegs des "Einjährig-Freiwilligen", daß 
dadurch bei den Lehrern auch die Achtung vor Ordnung und Gesetz wächst. 
Sie verbindet dies mit der Forderung, daß dadurch weniger "disziplinlose 
Lehrer-Zusammenkünfte und deren sonderbare Resolutionen"^^^ 
stattfinden. Aus parlamentarischen Debatten ist die Befürchtung des 



174 Diese Amtspflichten und -tagenden sind der normative Kern des Amtseids; s. IV.4.3(1). 

175 Die in der Sozialgeschichte des Lehrers anzutreffende Alternative einer entweder oppor- 
tunistischen oder oppositionellen Haltung der Lehrerschaft halten wir von vornherein für zu 
kurz gegriffen. Sie wird dem spezifischen Verhältnis von Lehrer und Gesellschaft, Staat und 
Dienstherm nicht gerecht. 

176 Allgemeine Deutsche Lehrerzeitung (46)1894, S.27 
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Kultusministers Bosse überliefert, daß die Lehrer zu den Sozialdemokraten 
überlaufen könnten. Deshalb sei ein Dotationsgesetz für die Lehrer zu 
verabschieden, um diese politische Orientierung zu verhindern. 

Andererseits werden die Lehrer in der zeitgenössischen Presseöffentlich- 
keit als "Sieger von Königgrätz" bejubelt. Bei ihren Vereinstagen lassen sie 
als obligatorischen Eröffliungsakt die Höchste Majestät hochleben. Den 
Eintritt des Deutschen Reichs in den I. Weltkrieg betrachten sie als Probe 
aufs Exempel ihrer Erziehungsarbeit von über 40 Friedensjahren. Das Ge- 
schlecht, das jetzt ins Feld rücken muß: "Wir Schulmeister haben es vorbe- 
reitet auf diesen Zeitpunkt".^^* Der Kultusminister im Kgr. Sachsen sieht 
sich 1914 veranlaßt, die Kriegsbegeisterung seiner Lehrer zu zügeln. Er ver- 
ordnet, daß nicht zum Waffendienst verpflichtete oder als nicht abkömmlich 
bezeichnete Lehrer nur mit besonderer Genehmigung des Ministeriums zu 
den Fahnen eilen dürfen. Die Zahl der Freiwilligen war so hoch gewesen, 
daß eine Aufrechterhaltung des Unterrichts nicht mehr gewährleistet 
schien. Zu ihrer Stellung in der militärischen Hierarchie stellt die Lehrer- 
presse befriedigt fest, daß von den für die Offizierslaufbahn überhaupt in 
Frage kommenden Volksschullehrern (Einjährig-Freiwillige) 64,54% Offi- 
ziersaspiranten und Offiziere sind. "Man kann sagen, daß der Prozentsatz 
jetzt dem allgemeinen Stand völlig entspricht".^^ 

Allerdings stellen die genannten Äußerungen eines erzkonservativ-par- 
teilichen Presseorgans, rhetorische Wendungen in parlamentarischen De- 
batten und die Zeugnisse eines überschäumenden, aber gesellschaftlich kei- 
neswegs hervorstechenden Patriotismus für die Klärung der anstehenden 
Frage keine ausreichende Auskunft über den Lehrer dar. Daher ist auf 
"härtere" Daten über die Profession selbst zurückzugreifen. Für den Reg.bez. 
Bromberg läßt sich für die Jahre 1857 bis 1901 festhalten, wie viele Lehrer 
disziplinarisch und gerichtlich belangt wurden und welchen Anteil sie insge- 
samt an der Lehrerschaft im Regierungsbezirk ausmachen (Tab.IV.5.1). Die- 
ser Anteil soll für uns als Indikator gelten, inwieweit sich die Lehrer an die 
Anforderungen des Berufs anpassen und die an sie gestellten Erwartungen 
erfüllen. Indem die Lehrer nur eine geringe Rate "abweichenden Verhal- 
tens" zeigen, werden sie solchen Ansprüchen gerecht. Dabei lassen sich 
selbst innerhalb der geringen Spanne des Anteils anstößiger Lehrer in Höhe 
von 0,6% bis 1,2% noch phasentypische Phänomene erkennen. Im 
2^itabschnitt zwischen 1857 und 1864 liegt mit 0,6% und 0,8% der geringste 



177 Meyer 1976, S.181 

178 Allgemeine Deutsche Lehrerzeitung (66)1914, H.29/30 

179 Allgemeine Deutsche Lehrerzeitung (66)1914, H.29/30 

180 Allgemeine Deutsche Lehrerzeitung (66)1914, H.29/30 
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Anteil von Verstößen vor. In dieser Phase der Reaktion, die bis in die 60er 
Jahre andauert, entfaltet auch das Disziplinargesetz (seit 1852) seine - pro- 
phylaktische - Wirkung. Zusätzlich erzeugen die restriktive Vereinsgesetzge- 
bung und die Stiehlschen Regulative den für die Zeit typischen "Geist von 
Reaktion, Konzentration und Kontrolle"^*^ im Bildungswesen. 



Tab.IV.4. 7; Anzahl und Anteil der disziplinarisch und ge- 
richtlich belangten Lehrer im Reg.bez. Bromberg 1857 - 1901 



Jahr 


Zahl der 
Lehrer 


belangte 

Lehrer 


Anteil 
(in %) 




902 


5 


0,6 


1861 


946 


8 


0,8 


1864 


1252 


10 


0,8 


1879 


1174 


14 


1,2 


1881 


1202 


10 


0,8 


1886 


1200 


14 


1,2 


1891 


1385 


16 


1,2 


1896 


1559 


19 


1,2 


1901 


1736 


15* 


0,9 



♦ gilt für 1899 



Quellen: Centralblatt 1859, S.123 

eig. Ber. nach Statistische Nachrichten 1864, S.48 
Statistische Nachrichten 1867, S.79, 87 
Die öffentlichen Volksschulen 1883, S.58, 83 
Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Tabellenteil, S.50f. 

Preußische Statistik 1891 (Heft 120). Textteil, S.192f. 

Preußische Statistik 1896 (Heft 151). Textteil, S.338 
Preußische Statistik 1901 (Heft 176). Textteil, S.183 
Tab.IV.4.1 bis IV.4.6 

Der mit 1,2% höhere Anteil "abweichenden Verhaltens" in den 80er und 
90er Jahren läßt auf eine Auswirkung vorgängiger Konfliktlagen schließen - 
Auseinandersetzung mit der Sozialdemokratie, die Hierarchisierung im Be- 
ruf, die Folgen der Einführung des Reichsstrafgesetzbuches und im gegebe- 
nen regionalen Fall nicht zuletzt die Preußifizierung der Provinz. Insgesamt, 
d.h. im Verhältnis zu anderen Beamtengruppen, ist der Anteil der Lehrer 
mit "abweichendem Verhalten" als sehr gering einzustufen. Diese Einschät- 
zung stützt auch eine Ausführung des Kultusministers Studt von 1905: 



181 Tenorth 1988, S.173 
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"Ich erkläre, dass ich als Unterrichtsminister stolz darauf bin, einem 
preussischen Lehrerstand vorzustehen, der die täglich an ihn herantretenden 
schwierigen Aufgaben im allgemeinen mit größter Pflichttreue und Gewis- 
senhaftigkeit erfüllt (Bravo!), die auch erziehlich wirkt auf den Bauernstand, 
auf die Einwohnerschaft in den kleinen Städten, überhaupt da, wo der Leh- 
rer einen Einfluss üben kann. Meine Herren, ich wiederhole diese Anerken- 
nung, namentlich, was die Disziplinarfälle anbetrifft. Mit besonderer Genug- 
tuung kann ich es hier erwähnen, dass die Disziplinarfälle, diejenigen Fälle, 
die zur Dienstentlassung führen, im Verhältnis zu der ungeheuren Zahl der 
Lehrer eine sehr geringe ist im Vergleich zu andern Beamten . Ich bin gerade 
in der 21entralstelle in der Lage, diese Vergleichung anzustellen, und nehme 
mit Genugtuung davon Akt, dass Verstösse gegen die Disziplin in dem Leh- 
rerstand in verschwindender Anzahl vorkommen ".^*^^ Hier bringt der oberste 
Dienstherr in aller Deutlichkeit seine Zufriedenheit mit, ja sogar Genugtu- 
ung über Gesinnung und Verhalten seiner Lehrer zum Ausdruck. Der Mini- 
ster gebraucht hier keine rhetorischen Floskeln, sondern bezieht sich auf die 
in den Akten verbürgten Disziplinarfälle. Die Grundlage seiner Ausführun- 
gen besteht also in einer Dokumentation der reellen Verhältnisse; darin 
liegt für uns auch der objektive Gehalt seiner Bewertung. 

Ausgehend von klassentheoretischen^®^ und machttheoretischen^*^ An- 
nahmen ist die Einbindung der Lehrer in den Staatsdienst und damit ver- 
knüpft ihre Eigenleistung an politischer Zuverlässigkeit und nationaler Ge- 
sinnung das ^ntrum ihrer professionellen Identität und wesentliche Vor- 
aussetzung zu ihrer praktischen Wirksamkeit als Stütze der Macht. Wir hal- 
ten jedoch die in solchen Sichtweisen naheliegende Schlußfolgerung, daß der 
den Beamtenstatus antizipierende und anstrebende Lehrerstand darüber in 
seinem Verhalten unmittelbar deckungsgleich mit den geforderten histo- 
risch entfalteten Verhaltensstandards wird, für unzutreffend. Der Lehrer ist 
nicht umstandslos ein Büttel der Macht. Vielmehr will er in jeder staatlich- 
gesellschaftlichen Aufgabenstellung seinen professionellen Eigenwert ge- 
würdigt und gewährleistet sehen. Über die Erfüllung seiner Aufgabe und die 
Wahrnehmung seines Amtes will er seiner Gesellschaft dienlich und nützlich 
sein. Eben darin und im Protest dagegen, daß dieses Anliegen oft verkannt 
wird, war der Lehrerstand ein "braver Stand". 



182 zit. nach Bielfeldt 1905, S.30 (Hervorh. dort); Kultusminister Studt hielt die Rede am 22. 
2. 1905 vor dem preußischen Abgeordnetenhaus. 

183 Thien 1984, S.240ff. 

184 Meyer 1976, S.202 
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V. ZUSAMMENFASSUNG - ENTWICKLUNGSMUSTER UND 
-VERLÄUFE EINES EMANZIPATIONSPROZESSES 



Die Zusammenfassung des gesamten Prozesses der sozialen und materiel- 
len Emanzipation des Volksschullehrers in Preußen geht aus von einer - 
eher scherenschnittartigen - Gegenüberstellung der materiellen und sozialen 
Situation der "Lehrperson" am Ausgangspunkt der Lehrerberufsentwicklung 
um 1800 mit der arrivierten gesellschaftlichen Stellung des 
"Volksschullehrers" zu Beginn des 20. Jahrhunderts. Die theoretische und 
methodische Einordnung des Prozesses, der diesen Statuswandel bewirkt 
hat, erfolgt anschließend in Abgrenzung von der vorherrschenden Auffas- 
sung in der Forschungsliteratur zum Thema. In der zusammenfassenden 
Darstellung der von uns unterschiedenen vier Phasen der Berufsentwicklung 
sollen dann die zentralen Schritte des Emanzipationsprozesses des preußi- 
schen Volksschullehrers referiert werden^ um abschließend noch einmal 
unser spezifisches Verständnis von Emanzipation zu erläutern. 

Für das Subjekt, das um 1800 Schule hält, ist das Unterrichten entweder 
noch ein notwendiges Zubrot oder für die "Lehrperson" ist sogar noch ein 
Zubrot über anderweitige Betätigungen zum Überleben notwendig. Über 
die dann dominierende Verbindung des Lehramts mit dem niederen 
Kirchen- und Küsterdienst hat der Lehrer in der frühen Phase der 
Berufsgeschichte nicht nur eine zusätzliche Last, sondern neben dem Staat 
auch einen zusätzlichen Herrn, die Kirche. Nach der altersbedingten 
Berufsunfähigkeit erwartet ihn ein Gnadenbrot aus seinem bisherigen 
Stelleneinkommen und/oder als freiwillige Leistung seiner Gemeinde, das 
1/3 seines früheren Gehalts nicht übersteigt. Im Falle seines vorzeitigen 
Ablebens geraten seine Hinterbliebenen mittelfristig in die Zuständigkeit 
des Armenrechts. Von seiner sozialen Lage und Überwachung her unterliegt 
der Lehrer in dieser frühen Phase noch verwirrend diffusen und z.T. 
widersprechenden Kontrollmechanismen. 

Nach 1900 dagegen ist dem Lehrer über sein kontinuierliches und stetig 
steigendes Diensteinkommen eine Lebenshaltung möglich, die ihn von sei- 
nem Klientel deutlich abhebt. Mit der Steigerung der Bezüge über Dienstal- 
tersstufen wird die Kontinuität seiner pflichtgetreuen Diensterfüllung direkt 
nach dem Muster aller Beamtenbesoldungen entgolten. Für den Ruhestand 
und für Hinterbliebene sind soziale Sicherungssysteme installiert. Der Leh- 
rer unterliegt dann auch einer spezifischen Kontrolle, die das Verhältnis 



1 Wir verweisen an dieser Stelle ausdrücklich auf die Zusammenfassung der materiellen Ent- 
wicklung in III.5. 
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zum Dienstherren und zum Klientel klar normiert. Diese Kontrolle fußt im 
wesentlichen auf den einschlägigen beamtenspezifischen und allgemeingülti- 
gen Rechtsbeständen des Disziplinargesetzes von 1852 (inner- und außer- 
amtliches Verhalten), des Reichsstrafgesetzbuches von 1871 (Strafverhalten 
gegenüber dem Klientel) und des Bürgerlichen Gesetzbuches von 1900 
(Haftpflicht). 

Die in der Historiographie des Lehrberufe häufig vertretene These über 
den Trend und das Ergebnis der Berufsgeschichte - der Volksschullehrer als 
unterdrückt-abhängiges Produkt der Bürokratie^ - ist aus unserer Sicht zu 
erweitern und zu differenzieren. Für uns ist " Emanzipation " die Qualität,, die 
der Genese, dem Entwicklungsprozeß und dem Resultat der Volksschul- 
lehrerberufsgeschichte theoretisch zuzuschreiben ist. Dabei heißt Emanzipa- 
tion hier, daß die Tätigkeit des Lehrers von Bedingungen befreit wird, die 
der Wahrnehmung und Durchführung seiner eigentlichen Amtsaufgabe hin- 
derlich waren. Positiv gewendet: Der Staat setzt neue Bedingungen, die den 
Lehrer zum Beruf freisetzen. Fundamentale Elemente stellen dabei zum ei- 
nen das auschließlich über den Staat garantierte Einkommen dar, das auf ei- 
nem Niveau liegt, das Nebentätigkeiten überflüssig macht; zum andern die 
Errichtung sozialer Sicherungssysteme und die Aufhebung der überkomme- 
nen Dienstbarkeit des Lehrers gegenüber der Kirche. Über diesen Freiset- 
zungsprozeß entsteht gleichzeitig die moderne Form des Lehramts an niede- 
ren Schulen. 

Der Prozeß der Emanzipation läßt sich dabei über die "wirklichen Le- 
bens- und Berufsverhältnisse" der Lehrerschaft empirisch greifen. Diese Le- 
bens- und Berufsverhältnisse wurden von uns in wesentlichen Indikatoren - 
Einkommensentwicklung, soziale Absicherung, Mechanismen sozialer und 
staatlicher Kontrolle. Verhältnis zum Klientel - sichtbar gemacht. Im Unter- 
schied zur oben genannten These vom Lehrer als mediokrem Produkt der 
Bürokratie, sehen wir die Gestalt und Erklärung des Prozesses und seines 
Resultats mehrdimensional: Bildungssystem, Staatsbeamtentum und Profes- 
sionsentwicklung bilden sich als Determinanten in den empirischen Indika- 
toren des Prozesses ab. Im zunehmend zentralisierten Bildungssvstem 
"müssen" die Lehrer als Staatsbeamte agieren. Unter diesen Prämissen und 
gebunden an ihr Segment des niederen Schulwesens versuchen die Lehrer, 
sich als Profession zu behaupten. Der Prozeß, entlang der von uns erfaßten 
empirischen Indikatoren untersucht, zerfällt dann in spezifische Phasen der 
Berufsentwicklung. 



2 Meyer 1976, S.195 
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1. In der Phase zwischen 1800 und 1840 vollzieht sich die Konstituierung 
des Standes . Das Amt wird materiell fundiert. Dies läßt sich v.a. daran able- 
sen, daß 1840 die bis dahin unterste Gehaltsstufe (bis 50 Taler/Jahr) in der 
Skala der Stelleneinkommen nicht mehr besetzt ist. Trotz der krassen Ein- 
kommensdifferenzen von Stadt- und Landlehrern bzw. von Lehrern westli- 
cher und östlicher Provinzen macht sich dieser Effekt durchgängig geltend. 
Gleichzeitig werden den Lehrern sukzessive die - notwendigerweise - häufig 
von ihnen betriebenen Nebentätigkeiten untersagt. Dabei gilt für den Staat 
als wichtigstes Kriterium, ob sich diese Tätigkeiten berufestörend auswirken. 
Der Maßstab ist, daß sich der Lehrer in erster Linie seinem Beruf zu widmen 
hat. Die administrative Zuständigkeit für den Lehrer und die Entschei- 
dungskompetenzen über den Lehrer hinsichtlich Entlassung aus dem Amt, 
Versetzung und Gerichtsbarkeit werden einer rechtlich-berufspolitischen 
Klärung unterzogen und spezifischen Institutionen zugeordnet. Innerhalb 
der Verwaltungshierarchie des Bildungswesens ist hier besonders auf die den 
Bezirksregierungen (Abteilungen II) zugewiesenen Funktionen hinzuwei- 
sen. In den grundlegenden "Instruktionen für die Bezirksregierungen" von 
1817^ werden ihnen nicht nur Aufgaben der Kontrolle zugeordnet, sondern 
sie sollen auch als Vertraute, Förderer und Helfer der Lehrer wirksam 
werden. 

Die Lehrer beginnen in dieser Phase auch, ihren Berufsvollzug zu organi- 
sieren; sie reflektieren das eigentümliche Problem der Züchtigung in der 
Schule und deuten es professionell im Sinne einer besonderen Verantwor- 
tung sich selbst und der Natur des Kindes gegenüber. In der politischen At- 
mosphäre im Anschluß an die Karlsbader Beschlüsse und provoziert durch 
die Umtriebe des Vormärz entwickelt die Kultusbürokratie Kriterien der 
Loyalität von Amtsinhabern und wendet sie auf die Lehrer an. Basal existiert 
jetzt erst beides: das Amt und sein Inhaber als Ensemble der elementaren 
Anforderungen an ihn sowie eine grundsätzliche Alimentierung des Amtsin- 
habers. Damit ist die moderne Struktur des Lehramts grundgelegt. 

2. Die Phase zwischen 1840 und 1866, die wir mit dem Stichwort 
"reaktionäre Wartepause" attribuiert haben, kann insgesamt als Zeit der He- 
bung und Konsolidierung des Lehrerstandes bezeichnet werden. Dies drückt 
sich bereits darin aus, daß Schulaufsicht, Kultusbürokratie und gemeindliche 
Schulträger jetzt beginnen. Natural- in Geldbestandteile des Lehrereinkom- 
mens umzuwandeln und den Lehrer so von einer häufig kritisierten Form 
des Gehaltsbezugs zu befreien. Eine materielle Hebung hat sich v.a. bei den 
Landlehrern als reale Erhöhung ergeben. Erkennbar ist jetzt allerdings auch. 



3 Neigebaur 1834, S.12 
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daß regionale Einkommensdifferenzen ein prägnantes Merkmal der Ein- 
kommensverteilung innerhalb der niederen Lehrerschaft dauerhaft darstel- 
len. Diese regionalen Differenzen überlagern und relativieren sogar die Dif- 
ferenzen zwischen Stadt und Land und das West-Ost-Gefälle. In dieser Pha- 
se ist ein zentralistischer Einfluß, der etwa mit dem Etikett einer "staatlichen 
Einkommenspolitik" umschrieben werden könnte, nur peripher festzustel- 
len. Eine Regulierung von Gehaltsminima, die z.B. in mehreren außerpreu- 
ßischen deutschen Staaten in dieser Phase bereits existiert, erfolgt nur be- 
grenzt, nämlich über die Schulordnung für die Provinz Preußen 1845. Insge- 
samt verhält sich der Staat zur gemeindlichen Finanzierung der Schulkosten 
nur subsidiär."* Über seine Zuschußpolitik und in der Maßgabe, daß der Un- 
terhalt der Schulen Vorrang bei der Verteilung der Gemeindeetats hat, gibt 
er aber seine Oberhoheit zu erkennen. Im Disziplinargesetz von 1852 wird - 
damit vergleichbar - die staatliche Kontrolle von Amtsinhabern normativ 
verdichtet. Auf diese Weise ist potentiell jede Verhaltensweise des Lehrers 
unter Gesichtspunkten der Loyalität und Pflichterfüllung sanktionierbar. In 
diesem exklusiven Anspruch des Dienstherrn an seine Lehrerbeamten 
scheint gerade die spezifische Differenz zu anderen Staatsbürgern auf. So ist 
der Beamtenstatus der Elementarlehrer auch von der Seite der staatlichen 
Kontrolle her gefestigt. 

3 In der Phase zwischen 1867 und 1890 werden dann eine Reihe zentral- 
staatlicher Maßnahmen getroffen, durch die eine allmähliche Annäherung 
der niederen Lehrer an die Privilegien des preußischen Beamtentums statt- 
findet. Vor dem Hintergrund einer vehementen Industrialisierung, einer Bil- 
dungsexpansion (Zunahme der Schulen und Schüler) und eines damit korre- 
spondierenden Lehrermangels werden folgende Gesetze verabschiedet, die 
die materielle und soziale Situation der preußischen Elementarlehrer z.T. 
erheblich verbessern: 

- Regulation der Mindestgehälter 1867, 

- Reliktengesetz 1869, 

- Einführung von Dienstalterszulagen 1873/74, 

- Pensionsgesetz 1885, 

- Schulunterhaltungsgesetz 1888. 

Durch letzteres wird u.a. das Schulgeld abgeschafft. Es war in der Ein- 
kommensrealität der Lehrer zwar bereits vorher mehr und mehr in den Hin- 
tergrund gerückt, doch die auch formale Beseitigung der - aus dem Allge- 



4 Die Etikettierung der Volksschule als "Gemeindeschule in Staatshand" (Roeder 1977) trifft 
daher voll den Sachverhalt des Spannungsfeldes zwischen kommunaler und zentralstaatlicher 
Ebene, in dem sich das niedere Schulwesen in dieser Phase befindet. 
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meinen Landrecht von 1794 tradierten - Institution des Schulgeldes stellt ei- 
nen weiteren bedeutsamen Fixpunkt der Befreiung des niederen Lehrerstan- 
des von bisher vorhandenen Abhängigkeiten dar. Denn für den Lehrer ist 
das Schulgeld nicht nur Tatbestand, sondern stets auch Symbol seiner Ab- 
hängigkeit von der Gemeinde und den Vätern seiner Kinder gewesen. 

Für die auf der untersten Stufe der materiellen Hierarchie liegenden 
Landlehrer ist in dieser Phase zwar eine weitere Annäherung an die Ein- 
kommen der Stadtlehrer zu verzeichnen. Das West-Ost-Gefälle bleibt aber 
für die Landlehrer genauso erhalten wie die Differenzen zwischen den Ge- 
hältern auf der regionalen Ebene. Die beginnenden zentralstaatlichen Nor- 
mierungen zeigen noch keine flächendeckende Wirkung für die Einkom- 
menssituation in ganz Preußen. So bleiben die regionalen Differenzen inner- 
halb von Regierungsbezirken und sogar auch Landkreisen nach wie vor prä- 
gnant. 

Im Verhältnis zu seinem Klientel erfährt der Lehrer durch die Einführung 
des Reichsstrafgesetzbuches 1871 besonders im Punkt der körperlichen 
Züchtigung eine deutliche Veränderung in den Bewertungsgrundlagen 
(eines Teils) seines beruflichen Handelns. In der Subsumtion unter dieses 
moderne, abstrakte Rechtssystem wird das Lehrerhandeln jetzt neu verstan- 
den und nach allgemeingültigen Prämissen beurteilt. Damit ist dem Lehrer 
das klare Bewußtsein über konkrete Strafmöglichkeiten aufgrund eines vor- 
her gültigen Kanons genommen. Diese Situation fordert die professionelle 
Kompetenz des Lehrers heraus. 

In der staatlichen Auseinandersetzung mit der Sozialdemokratie wird den 
Lehrern besonders nach 1878 eine tragende Rolle bei der Unterstützung 
ihres Dienstherren abverlangt. Hier zeigen sich besonders deutlich die Kon- 
sequenzen, die aus ihrer beruflichen Nähe zu den lohnabhängigen Klassen 
entstehen und der integrative Aspekt ihrer Bildungsfunktion. Die Aufgaben- 
stellung - Bekämpfung der Sozialdemokratie - bewältigen sie dabei professi- 
onell: Sie werden neben ihrer amtlichen Tätigkeit weder zu Hilfspolitikern, 
noch befürworten sie eine Bildungsbegrenzung als antisozialistisches Instru- 
ment. Umgekehrt bringen die Lehrer gerade an ihren Bildungsgütern und an 
ihrer Bildungsarbeit die Versöhnbarkeit menschlicher Anthropologie und 
gesellschaftlicher Spaltungen zum Ausdruck. So wollen sie die "Selbstsucht 
des menschlichen Herzens" durch ihren "erziehlichen Unterricht" bekämp- 
fen und die sozialen Zustände verbessern, indem "die Jugend der ganzen Na- 
tion gemeinsam den Elementarunterricht empfangen kann."^ Um diese se- 
gensreiche Wirkung entfalten zu können, bedürfe es - so die Lehrer - aller- 



5 Schleswig-Holsteinische Schulzeitung 30(1878), S.156 



374 



dings der Einlösung ihrer schulstrukturellen Optionen und der Ausdehnung 
ihres Wirkungsbereiches auf neue pädagogische Felder. Daß die Lehrer über 
diese gesellschaftliche Aufgabenstellung des "Kampfes um die Jugend"^ al- 
lerdings eine Aufwertung der eigenen Profession erreichen wollen, ist sicher 
ein Indiz zumindest für die semantische und argumentative Emanzipation 
der Profession. 

4. Die Zeit nach 1890 haben wir als Phase der Komplettierung der Beam- 
tenpfivilegien und einer überdauernden Verortung in der Hierarchie der ge- 
samten Lehrer- und Beamtenschaft gekennzeichnet. Mit den Besoldungsge- 
setzen von 1897 und 1909 wird die gesamtstaatliche Normierung der Besol- 
dung endgültig durchgesetzt. Diese Gesetze haben sowohl deutliche Steige- 
rungen in der Gehaltsentwicklung als auch - besonders durch das Gesetz von 
1909 - eine Vereinheitlichung der konkreten Besoldungsverhältnisse zur 
Folge. Von 1890 bis 1914 ist eine prozentuale Erhöhung der Lehrerbezüge 
im gleichen Ausmaß wie zwischen 1800 und 1890 festzustellen. Nach 1890 
nehmen die Realeinkommen der Stadtlehrer um 53%, die der Landlehrer 
um 65% zu (s.o. Tab.III.4.4). Die Differenzen zwischen Stadt- und Landleh- 
rern liegen im Mittel zwar noch bei 20% (s.o. Tab.III.4.6); gegenüber - regio- 
nal unterschiedlich - 100% bis 200% für 1820 ist der Stadt-Land-Gegensatz 
jetzt aber auf ein Minimum reduziert. In bestimmten Regionen ist sogar z.T. 
eine Differenz im Einkommen zwischen Stadt und Land überhaupt nicht 
mehr vorhanden. Das Gefälle der Gehälter von West nach Ost ist nahezu 
vollständig aufgehoben. Die Differenzen auf der unteren regionalen Ebene 
sind weitgehend nivelliert. Traditionelle LFmstände, die aus wirtschaftsgeo- 
graphischen Bedingungen und politischer Partikularität resultierten und ei- 
ne Zersplitterung der Einkommenssituation zeitigten, sind demnach durch 
berufspolitische Interventionen des Staates neutralisiert. 

Mit den vereinheitlichten und nivellierten Besoldungsverhältnissen tritt 
jetzt auch die Stellung der niederen Lehrer in der materiellen Hierarchie der 
Gesamtlehrerschaft deutlicher hervor. In den Durchschnittseinkommen liegt 
der Elementarstadtlehrer 1901 um 47,4% und der Elementarlandlehrer 
65,2% unter dem Oberlehrer (s.o. Tab.III.4.18). Zum Zeitpunkt 1909/11 
sind 32,1% der Elementarstadtlehrer und 61,9% der Elementarlandlehrer 
unter dem Anfangsgehalt des Lehrers in den höheren Bildungsanstalten an- 
gesiedelt. Innerhalb der Gehaltsspanne des Oberlehrers im 1. bis 6. Dienst- 
jahr liegen aber jetzt 51,5% der Elementarstadtlehrer und 35,2% der Kolle- 
gen auf dem Lande. In die Bandbreite der Gymnasiallehrereinkommen bei 
mehr als sechs Dienstjahren können die Elementarstadt- (16,3%) und - 



6 Vgl. hierzu Saul 1971 
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landlehrer (2,9%) allerdings nur marginal Vordringen (s.o. Tab.III.4.19). Im 
Vergleich mit weiteren, auch außerpreußischen, Lehrergruppen (s.o. 
Tab.III.4.27) wird aber deutlich^ daß der Elementarlehrer trotz eines rasan- 
ten materiellen Aufstiegs und trotz einer weitgehenden rechtlichen und in- 
stitutioneilen Identität der Berufsaufgabe auf der untersten Hierarchiestufe 
der Lehrerschaft insgesamt verbleibt: Er bleibt der niedere Lehrer. Bei allem 
kollektivem Aufstieg und trotz seiner "erstaunlichen Karriere" ist er der 
Lehrer des niederen Schulsystems. 

Besonders in der Gegenüberstellung mit anderen (niederen) Beamten- 
gruppen und mit den außerpreußischen Amtskollegen wird dennoch deut- 
lich, wie positiv die materielle Entwicklung des preußischen Elemeniarleh- 
rers im 19. Jahrhundert verlaufen ist. In Bezug auf die gehaltspolitisch von 
den Volksschullehrern immer präferierte Gruppe der Subalternbeamten 
kann nach 1900 von einer faktischen materiellen Gleichstellung gesprochen 
werden (s.o. Tab.III.4.26). Die sog. Unterbeamten kann der Lehrer bis dahin 
sogar im Einkommen überholen. Auch die im gesamten 19. Jahrhundert be- 
stehende Rückständigkeit in der materiellen Situation der preußischen Leh- 
rer im Vergleich zu den anderen deutschen Staaten ist spätestens mit dem 
Besoldun^gesetz von 1909 Vergangenheit geworden. Der preußische Ele- 
mentarlehrer hat dann seine außerpreußischen Amtskollegen materiell nicht 
nur eingeholt, sondern sogar in den meisten Elementen des Einkommens - 
Anfangsgehalt, Endgehalt, Gesamtverdienst, Alter bei Erreichen des Endge- 
halts - überholt (s.o. Tab.III.4.24). 

In diesem letzten 2^itabschnitt der Berufsentwicklung wird aber noch- 
mals eine Besonderheit des Bildungs beamten und seiner Aufgabe deutlich 
sichtbar. Zur Problematik der körperlichen Züchtigung wird in der Jurisdik- 
tion jetzt ein spezifischer Entscheidungsspielraum des Lehrers definiert: Bei 
Verhältnismäßigkeit des Mittels ist der Lehrer auf sein Ermessen verwiesen; 
es handle sich bei solchen Entscheidungen - so die Ausführungen in einem 
Reichsgerichtsurteil von 1913^ - um Erziehungskunst . Die Öffentlichkeit 
übernimmt also den Begriff, der in der professionellen Selbstbeschreibung 
vorherrscht. Dieses Beispiel kann daher pointiert auf den Freiraum, die 
Selbstbestimmung und die Autonomie verweisen, den die gesellschaftliche, 
politische und bürokratische Formierung des Lehrerberufs zuläßt: die Me- 
thode. Genau dazu wird der Lehrer fi’eigesetzt. 

Mit unserem Verständnis von Emanzipation als Freisetzung zum Beruf, 
die eben auch gleichzeitig Beschränkung auf die Methode impliziert, setzen 
wir uns daher auch von dem in der Pädagogik dominanten Emanzipations- 

7 dargestellt in Beetz *1914, S.363 
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Verständnis ab, das Mollenhauer^ paradigmatisch formuliert hat. Emanzipati- 
on wird dort nicht historisch oder berufsspezifisch gefaßt, sondern bestimmt 
als "die Befreiung der Subjekte ... aus Bedingungen, die ihre Rationalität und 
das mit ihr verbundene Handeln beschränken”.^ Die formale Abstraktheit 
dieses Axioms, die Ausrichtung auf das Subjekt und auf "Rationalität" lassen 
die politische und menschliche Zieldimension dieses Begriffs erkennen. Ge- 
nau darin ist u.E. enthalten, daß ein solcher Emanzipationsbegriff dem hi- 
storisch-konkreten Objekt, in unserem Fall dem Volksschullehrer, nicht ge- 
recht werden kann. Ein allgemeiner (politischer, menschlicher) Begriff von 
Emanzipation kann nur auf die Allgemeinheit gerichtet sein. Er trifft dann 
alle Gesellschaftsmitglieder als Gleiche, als Staatsbürger. Insofern kann die- 
ser Emanzipationsbegriff in werturteilsfreien Analysen des niederen Lehrer- 
berufs nicht als Leitlinie der Interpretation der Berufsgenese und -entwick- 
lung dienen. Ebensowenig darf er den Lehrern als eigentliche Intention, die 
sie dann historisch verfehlt haben, und als eigentliche Leistung, die von ih- 
nen im Beruf verlangt wird, übergestülpt werden. 

Im klassischen Verständnis^*^ seit der römischen Ursprungssituation be- 
deutete "emancipatio" die Freisprechung des Sohnes vom Vater, seine Ent- 
lassung aus der väterlichen Gewalt. Diese Begriffslogik ist aus unserer Sicht 
zu verlängern. Emancipatio hieße dann weiter: die Entlassung in die Pflich- 
ten des Erwachsenendaseins; in historisch-konkreter Wendung auf unseren 
Fall: Die Emanzipation des Lehrers ist die Freisetzung für seine Pflichten, 
für sein Amt und für seinen Beruf und für die "professionelle", d.h. den Re- 
geln des Amtes entsprechend "autonome" Gestaltung der Berufsaufgabe. 
Deren Prämissen sind aber nicht allein vom lernenden "Subjekt" her defi- 
niert oder gar "subjektiv"-willkürlich bestimmbar, sondern gesellschaftlich 
gefaßt und je historisch konkretisiert. 



8 Mollenhauer ‘l973 

9 Mollenhauer 1973,8.11 

10 Vgl. hierzu Sünkel 1975, S.264f. 
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VII. TABELLENTEIL 



Der Tabellenteil hat zwei Aufgaben. Zum einen unterstützt er die Darstellungen im Text. In 
diesem Falle waren die Daten meist so umfangreich, daß sie nicht mehr sinnvoll in den Text in- 
tegrierbar waren. Im Text wird dann jeweils auf die Tabellennummer hingewiesen (in folgender 
Form: s. Tabellenteil, Tab.). Die Tabellen sind mit arabischen Ziffern durchgezählt (im Text da- 
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arabische Ziffer für den Abschnitt des Kapitels). 
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Regierungsbezirken 
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Tab.29: Grundgehalt der preußischen Stadtlehrer mit Kirchendienst am 1.3.1899, nach 

Regierungsbezirken 

Tab.30: Grundgehalt der preußischen Landlehrer ohne Kirchendienst am 1.3.1899, nach 

Regierungsbezirken 

Tab.31: Grundgehalt der preußischen Landlehrer mit Kirchendienst am 1.3.1899, nach 

Regierungsbezirken 

Tab.32: Grundgehalt der preußischen Hauptlehrer ohne Kirchendienst am 1.3.1899, nach 

Provinzen 

Tab.33: Grundgehalt der preußischen Hauptlehrer mit Kirchendienst am 1.3.1899, nach 

Provinzen 

Tab.34: Grundgehalt der preußischen Rektoren ohne Kirchendienst am 1.3.1899, nach 

Provinzen 

Tab.35: Grundgehalt der preußischen Rektoren mit Kirchendienst am 1.3.1899, nach 

Provinzen 

Tab.36: Das West-Ost-Gefälle bei den Lehrereinkommen 1886 

Tab.37: Lehrereinkommen im Reg.bez. Koblenz 1906 

Tab.38: Lehrergehälter im Reg.bez. Köln 1906 

Tab.39: Lehrergehälter im Reg.bez. Düsseldorf 1906 

Tab.40: Lehrergehälter im Reg.bez. Trier 1906 

Tab.41: Lehrergehälter im Reg.bez. Aachen 1906 

Tab.42: Lehrergehälter in der Rheinprovinz 1906 

Tab.43: Gehaltsverhältnisse der Elementarlehrer in sechs Kreisen des Reg.bez. Köln 1896 

Tab.44: Verteilung der Lehrergehälter auf das Lebensalter in den größeren deutschen Staaten 

1914 - Gesamteinkommen des deutschen Elementarlehrerberufs 
Tab.45: Konsumquote in den preußischen Regierungsbezirken - Stadt- und Landlehrer 1820 

Tab.46: Preisindexziffem wichtiger Grundnahrungsmittel 1840 - 1866 

Tab.47: Geld- und Naturalanteil im Einkommen der Lehrerstellen des Reg.bez. Koblenz 1816 

Tab.48: Naturalanteil am Einkommen der Stadtlehrer im Reg.bez. Bromberg 1856/57 

Tab.49: Naturalanteil am Einkommen der Landlehrer in der Gemeinde Hamm/Reg.bez. 

Koblenz 1838/39 

Tab.50: Naturalanteil am Einkommen der Küsterstellen im Reg.bez. Koblenz 1834 

Tab.51: Die Umstrukturierung der Lehrereinkommen in der Bürgermeisterei Hamm/Reg.bez. 

Koblenz 1843 

Tab.52: Lehrerstellen mit Naturalbezügen in den preußischen Provinzen 1899 

Tab.53: Naturaleinnahmen einzelner Lehrerstellen 1907 
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Tab.1: Einkammcnsrerhiltnisse 4cr Landlehrer in der Knnnark Brandenhnrf 1798 
(Gehaltsatnfen in Taler/Jahr; Anteile in % der Stellen) 



Gehaltsstufe 


alle Stellen 

Zahl der Lehrer %-Anteil 


Stellen königlichen Patronats 
Zahl der Lehrer %-Anteil 


unter 50 


1003 


60,8 


325 


48,6 


50-100 


452 


27,4 


224 


33,5 


100-150 


166 


10,1 


91* 


14,7 


150-200 


24 


1,5 


16 


2,4 


200-300 


5 


0,3 


6 


0,9 


über 300 


- 


0,0 


- 


0,0 


zus. 


1650 


100,1 


669 


100,1 


Median 


21,7 Taler/Jahr 


51,7 Taler/Jahr 



* Eine Stelle "über 14<r Taler/Jahr wurde als 'unter 15(T angenommen. 



Quellen: Krug 1805, S.395f. 
Sack 1799, S.9f. 



Tah.2: Stadt* and Landlehrereinkemmen in Preaften 1820 (Gehaltsstafen in Taler/Jahr, 
Anteile in % der Stellen) 



Gehaltsstufe 


Stadt 

Ziahl der Lehrer 


% 


Land 

Zahl der Lehrer 


% 


unter 50 


122 


3,3 


4.880 


26,9 


50-100 


493 


13,2 


7.203 


39,7 


100-150 


742 


19,8 


3.570 


19,7 


150-200 


694 


18,5 


1.500 


a3 


200-300 


948 


25,3 


753 


4,2 


über 300 


746 


19,9 


234 


1,3 


zus. 


3.745 


100,0 


iai40 


100,1 



Quelle: (Beckedorffs) Jahrbücher... 1825. Bd.l, S.74f. 



Tah.3c Stadt* and Landlehrereinkemmen im Reg.hez. KeMenz 1819 and 1841 (Gehaltsstafen in Taler/Jahr; 
Anteile in % aller Stellen) 



Gehaltsstufe 


Stadt 

Zlahl der Lehrer % 


1819 

Land 

2^hl der Lehrer % 


Stadt 

Zahl der Lehrer % 


1841 

Land 

Zahl der Lehrer % 


unter 50 


. 


0,0 


233 


29,6 


. 


0,0 


14 


2,0 


50-100 


16 


21,3 


378 


48,0 


5 


4,0 


173 


24,8 


100-150 


23 


30,7 


129 


16,4 


12 


9,5 


240 


34,3 


150-200 


24 


32,0 


36 


4,6 


292 


3,0 


170 


24,3 


200-300 


10 


13,3 


10 


1,3 


61 


48,4 


93 


13,3 


über 300 


2 


2,7 


1 


0,1 


191 


5,1 


9 


1.3 


zus. 


75 


100,0 


787 


100,0 


126 


100,0 


699 


100,0 



Quellen: LHA Koblenz Best 441 Nr.3533. 12. Dez. 1819 



LHA Koblenz Best. 441 Nr.3534. 16. März 1841 
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Tab.4: SUi4t- and Landlchrereinkammcn im Ref.B<z. Frankfait/OJer 1819 - 1842 (Gehaltsstafen in Taler/Jahr; 

Anteile in % 4cr Stellen) 



Gehalts 

stufe 


Stadt 

Zahl d. 
Lehrer % 


1819 

Land 

Zahld. 
Lehrer % 


Stadt 

Zahl d. 
Lehrer % 


mi 

Land 

Zahl d. 
Lehrer % 


Stadt 
Zahld. 
Lehrer % 


1835 

Land 

Zahl d. 
Lehrer % 


184V42 

Stadt Land 

Zahl d. Zahl d. 

Lehrer % Lehrer % 


bis 50 


11 


3,8 


400 


33,1 


9 


2,7 


219 


18,8 


2 


0,5 


63 


5,3 


. 


0,0 


32 


2,7 


50-100 


36 


12,4 


488 


40,4 


24 


7,1 


440 


37,8 


10 


2,5 


304 


25,4 


4 


1,0 


247 


20,7 


100-150 


571 


9,6 


228 


18,9 


53 


15,6 


281 


24,1 


60 


15,0 


383 


32,0 


79 


20,3 


373 


31,3 


150-200 


63 


21,6 


59 


4,9 


56 


16,5 


142 


12,2 


71 


17,8 


230 


19,2 


65 


16,7 


242 


20,3 


200-300 


77 


26,5 


27 


2,2 


110 


32,5 


69 


5,9 


123 


31,0 


182 


15,2 


129 


33,1 


247 


20,7 


über3(X) 


47 


16,1 


6 


0,5 


87 


25,7 


13 


1,1 


132 


33,2 


35 


2,9 


113 


29,0 


51 


4,3 


zus. 


291 


100,0 


1.208 


100,0 


339 : 


100,1 


1.164 


99,9 


398 


100,0 


1.197 


100,0 


390 


100,1 


1.192 


100,0 



Quellen: v, Schmieden 1840, S.38-45 
Amts-Kalender 1843, S.113f. 



Tab.5: Stadt- and Landlehrereinkemmen im Rej.bez. Petsdam 1827 and 1835 (Gehaltsstafen in Taler/Jahr, 
Anteile In % der Stellen) 



Gehaltsstufe 


Stadt 

Zahl d. Lehrer % 


1827 

Land 

Zahl d. Lehrer % 


Stedt 

Zahl d. Lehrer % 


1835 

Land 

Zahl d. Lehrer % 


bis 50 


1 


0,3 


90 


7,0 


1 


0,2 


65 


4,5 


50-100 


7 


1,8 


441 


32,3 


8 


1,6 


422 


29,4 


100-150 


39 


10,1 


457 


33,4 


52 


10,8 


510 


35,6 


150-200 


64 


16,7 


243 


17,8 


117 


24,2 


286 


20,0 


200-300 


118 


30,7 


123 


9,0 


140 


29,0 


144 


10,0 


über 300 


155 


40,4 


7 


0,5 


165 


34,1 


6 


0,4 


zus. 


384 


100,0 


1.367 


100,0 


483 


99,9 


1.433 


99,9 



Quelle: v, Schmieden 1840, S.82-85 



Tab.6: Stadt- and Landlehrereinkammen in 5 ven 13 Landkreisen des Reg.bez. Trier 1840 
(Gehaltsstafen in Taler/Jahr; Anteile in % der Stellen) 



Sudt 

Gehaltsstufe Zahl der Lehrer %-Anteil 


Land 

Zahl der Lehrer %-Anteil 


unter 50 


. 


0,0 


1 


0,3 


50-100 


1 


4,0 


78 


26,3 


100-150 


8 


32,0 


135 


45,5 


150-200 


8 


32,0 


58 


19,5 


200-300 


8 


32,0 


23 


7,7 


über 300 


* 


0,0 


2 


0,7 


zus. 


25 


100,0 


297 


100,0 



Quelle: LHA Koblenz Best 442 Nr.21ia 1840 
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Tab.7: Darchschnittsfehiltcr in 4cn prcnBischcn Regicranfsbezirken 1820 
(arithmetisches Mittel in Taler/Jahr; feran4et; Stadt« and Landlehrer zas.) 



Regierungsbezirk 


Gehalt 


Regierungsbezirk 


Gehalt 


Köln 


152 


Marienwerder 


93 


Düsseldorf 


141 


Cleve 


88 


Liegnitz 


141 


Stettin 


88 


Magdeburg 


138 


Aachen 


84 


Minden 


128 


Koblenz 


83 


Merseburg 


126 


Trier 


76 


Danzig 


119 


Qppeln 


75 


Gumbinnen 


118 


Königsberg 


74 


Potsdam 


108 


Stralsund 


71 


Breslau 


105 


Posen 


71 


Arnsberg 


104 


Münster 


70 


Reichenbach 


103 


Bromberg 


61 


Erfurt 


101 


Cöslin 


39 


Frankfurt/Oder 


97 







Quelle: eig. Ber. nach (Becicedorffs) Jahrbücher ... 1825. Bd.l, S.72f. 



Tab.8: Darchschnittsfehälter der Elementarlehrer in den preaftischen Refieranfshezirken 1857-1864 
(arithmetisches Mittel in Taler/Jahr) 



1 



1857 1861 1864 



Regierungsbezirk 


Stadt 


Land 


Stadt 


Land 


Stadt 


Land 


Königsberg 


224 


153 


246 


135 


269 


148 


Gumbinnen 


284 


158 


276 


161 


307 


156 


Danzig 


297 


182 


}‘25 


195 


341 


1^2 


Marienwerder 


229 


141 


260 


159 


272 


164 


Berlin 


285 




413 




502 




Potsdam 


270 


183 


285 


199 


281 


199 


Frankfurt/Oder 


262 


209 


260 


213 


264 


214 


Stettin 


256 


149 


272 


163 


280 


165 


Köslin 


216 


98 


240 


114 


257 


118 


Stralsund 


297 


157 


306 


177 


326 


184 


Posen 


216 


155. 


228 


155 


242 


160 


Bromberg 




122 


215 


115 


231 


132 


Breslau 


223 


153 


292 


180 


313 


179 


Liegnitz 


269 


217 


238 


216 


311 


227 


Oppeln 


223 


133. 


240 


150 


255 


153 


Magdeburg 




iir 


290 


221 


300 


228 


Merseburg 


275 


241 


288 


272 


330 


270 


Erfurt 


203 


174 


251 


179 


158 


182 


Münster 


237 


162 


248 


166 


242 


160 


Minden 


249 


OO 


272 


204 


303 


210 


Arnsberg 




187' 


296 


197 


320 


212 


Koblenz 


216 


162 


1*52 


169 


262 


172 


Düsseldorf 


267 


214 


332 


244 


327 


246 


Köln 


243 


178 


301 


199 


306 


216 


Trier 


222 


168 


241 


179 


257 


184 


Aachen 


242 


151, 


265 4 


1884 


2574 


1944 


Sigmaringen 




173' 




170^ 


260^ 


180 



Quellen: für 1857: eig, Ber. nach Ceniralblatt 1859, S.60f., S. 122-125, 250-253, 314-317 
für 1861: Statistische Nachrichten 1864, S.4, 8, 12, 16 20, 26, 30, 34, 38, 42 
für 1864: Statistische Nachrichten 1867, S.4, 8, 12, 16, 20, 30, 34, 38, 42, 46 
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Anmerkungen (zu Tab.8): 

1 Die Zahlen beziehen sich auf das gesamte Elementarschulwesen, also incl. Mittelschulen, höhere Töchter- und höhere Bürger- 
schulen; vgl. hierzu Schnell 1867, S.38; statistisch wird das Mittelschuiwesen vom Volksschulwesen erst ab 1886 getrennt. Die 
2^hlen sind - sofern eigene Berechnung - gerundet Durchschnittsgehälter von Lehrern und Lehrerinnen sind statistisch erst- 
mals 1874 zu trennen. 

2 Stadt und Land zusammen; incl. 50 jüdische Lehrer 

3 Stadt und Land zusammen 

4 in Taler umgerechnet nach dem Verhältnis Gulden : Taler = 12 : 7; vgl. Aubin/Zom (Hg.) 1976, S.937 

Tab.9: Einkommensvcrticich der |»rc«ftischeii Elcmenlarsladt* «nd -landlchrer 1820 and 1864 (Gehaltsstafen in Talcr/Jahr; 

Anteile in % der Stellen; alle Pravinzen) 



1820 1864* 1820 1864* 

Gehalts- Zahl der Lehrer Zahl der Lehrer %-Anteil %-Anteil 



stufe 


Stadt 


Land 


Stadt 


Land 


Stadt 


Land 


Stadt 


I^nd 


unter 100 


615 


11083 


148 


1.778 


16,5 


66,6 


1,4 


6,9 


100-150 


742 


3.570 


510 


7.851 


19,8 


19,7 


4,9 


30,4 


150-200 


694 


1.500 


1.962 


a328 


18,5 


a3 


ia7 


32,3 


200-300 


948 


753 


4.241 


5.701 


1^3 


4,2 


40,4 


211 


über 300 


746 


234 


3.636 


1139 


19,9 


1,3 


34,5 


8,3 



• Angaben incl. Mittelschulen und höhere Mädchenschulen; vgl. Die öffentlichen Volksschulen 1883, S.50 
Quellen: Tabellenteil, Tab.2 
Engel 1869, S.177 

Tak.lO; Einkammen der Elementarlehrer in den prenfiisehen Resiemngshezirken 1864 (Gehaltsstafen in Taler/Jahr; 
aksalate Zahlen; Lehrer and Lehrerinnen zasammen) 



Gehaltsstufe 

Reg.bez. 


unter 100 

Stadt Land 


100-150 

Stadt Land 


150-200 

Stadt Land 


200-300 

Stadt Land 


300-400 

Stadt Land 


400-500 

Stadt Land 


Königsberg 


34 


265 


36 


1.008 


92 


240 


157 


144 


78 


46 


46 


8 


Gumbinnen 


3 


76 


3 


857 


32 


273 


75 


70 


38 


29 


14 


22 


Danzig 




11 


2 


109 


22 


289 


77 


174 


48 


29 


30 


5 


Marienwerder 


5 


13 


19 


451 


73 


472 


144 


113 


62 


17 


18 


1 


Posen 


- 




35 


276 


165 


813 


246 


52 


90 






- 


Bromberg 


7 


95 


20 


303 


97 


171 


113 


31 


27 




11 


- 


Potsdam 


15 


13 


4 


422 


186 


509 


382 


517 


179 


102 


73 


11 


Frankfurt/Oder 


5 


8 


41 


280 


188 


430 


256 


403 


120 


160 


49 


26 


Stettin 


10 


65 


14 


507 


108 


273 


203 


229 


124 


37 


61 


2 


Cöslin 


4 


378 


10 


511 


92 


106 


132 


58 


26 


4 


14 




Stralsund 


3 


34 


10 


125 


18 


97 


44 


85 


61 


37 


30 


7 


Breslau 




7 


33 


446 


47 


854 


262 


301 


127 


62 


64 


19 


Oppeln 


4 


369 


39 


304 


58 


541 


179 


182 


55 


21 


21 


7 


Liegnitz 


8 


135 


13 


194 


57 


304 


176 


383 


113 


183 


52 


79 


Magdeburg 




22 


1 


321 


121 


262 


350 


286 


166 


156 


70 


69 


Merseburg 




3 


3 


48 


115 


332 


226 


378 


166 


272 


54 


98 


Erfurt 


1 


1 


13 


163 


87 


156 


115 


135 


59 


22 


20 


2 


Münster 




29 


14 


138 


64 


154 


75 


65 


25 


3 


7 


1 


Minden 




6 


21 


130 


30 


168 


69 


190 


62 


55 


16 


8 


Arnsberg 


2 


27 


11 


186 


61 


282 


165 


345 


114 


71 


41 


10 


Cöln 


2 


40 


5 


78 


54 


232 


166 


306 


71 


24 


40 


1 


Düsseldorf 


36 


63 


90 


88 


104 


119 


315 


427 


171 


166 


100 


35 


Coblenz 


4 


30 


2 


311 


41 


502 


122 


191 


40 


16 


15 


1 


Trier 




36 


8 


154 


16 


466 


48 


264 


21 


30 


18 




Aachen 


5 


41 


48 


102 


23 


248 


136 


324 


68 


5 


9 




Hohenzollem 


- 


1 


5 


49 




35 


8 


48 


9 


4 


2 




Summe 


148 


1.778 


510 


7.851 


1.962 


K328 


4.241 


5.701 


2.120 


1.551 


875 


412^ 
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Forts. Tab. 10: 



Gehaltsstufe 

Reg.bez. 


500-600 

Stadt Land 


600-800 

Stadt Land 


800-1000 

Stadt Land 


über 1000 

Stadt Land 


zusammen 

Stadt Land 


Königsberg 


13 


2 


6 


1 


4 


. 




. 


466 


1.714 


Gumbinnen 


8 


7 


6 


6 


1 


- 




- 


180 


1.340 


Danzig 


16 


111 


1 


3 


- 


2 




211 


619 




Marienwerder 


9 


1 


6 


- 


3 








339 


1.068 


Posen 


5 


- 


6 


- 


- 








547 


1.141 


Bromberg 


3 


- 


3 


- 


- 








281 


690 


Potsdam 


25 


420 


1 


5 


- 






889 


1.589 




Frankfurt/Oder 


16 


7 


6 


1 


- 








681 


1.315 


Stettin 


24 


- 


9 


- 


5 




2 




560 


1.113 


Cöslin 


5 


- 


5 


1 


- 








288 


1.058 


Stralsund 


7 


- 


6 


1 


1 








180 


386 


Breslau 


28 


432 


2 




. 






593 


1.695 




Oppeln 


4 




1 


- 


- 








361 


1.424 


Liegnitz 


19 


25 


8 


9 


2 


2 






448 


1.314 


Magdeburg 


41 


26 


14 


8 


7 


1 


1 




771 


1.151 


Merseburg 


15 


34 


8 


5 


3 








600 


1.170 


Erfurt 


6 


1 


2 




1 








314 


480 


Münster 


2 


- 


1 




- 








188 


490 


Minden 


8 


- 


5 




1 








212 


557 


Arnsberg 


22 


2 


9 












425 


923 


Cöln 


25 


- 


1 




- 








364 


681 


Düsseldorf 


64 


12 


34 


10 


21 




8 




943 


920 


Coblenz 


1 


- 


3 




- 








228 


1.051 


Trier 


1 


- 


- 












112 


1.050 


Aachen 


2 


- 


- 




- 






- 


291 


720 


Hohenzollem 


- 


* 


* 




* 


* 


- 


* 


25 


137 


Summe 


369 


126 


202 


46 


57 


3 


13 




10.497 


25.796 



Quelle: Statistische Nachrichten 1867, S. 76-83 



Anmerlcungen: 

1 In den Statistischen Nachrichten 1867 sind erstmals detaillierte Gehaltsaufstellungen für alle Regierungsbezir- 
ke enthalten. Bisher waren auf Regierungsbezirksebene nur die jeweiligen Durchschnittsgehälter errechnet 
worden. Die in der Quelle erfaßte Trennung in evangelische, katholische und jüdische Stellen wurde nicht bei- 
behalten; die dort angegebenen Gehaltsstufen wurden z.T.zu größeren Gruppen zusammengefaßt 

2 Die Differenz zur Angabe in Tab.l3 (1. Spalte) ergibt sich aus einem zusätzlichen Lehrer im Jahdegebiet, der 
dort mit eingerechnet ist 
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Tak.LL: Einkammen 4er Element» rsta4t lehrer in 4en prenBischen Refiemn^skezirken 1864 (Gehaltsstafen in Taler/Jahr, 

Anteile in % aller Stellen) 



Gehaltsstufe/ 

Reg.bez. bis 100 


100-150 


150-200 


200-300 


300-400 


400-500 


500-600 


600-800 


800-1000 


üb. 1000 


zus. 


Königsberg 


7,3 


7,7 


19,7 


33,7 


16,7 


9,9 


2,8 


1,3 


0,9 


0,0 


100,0 


Gumbinnen 


1,7 


1,7 


17,8 


41,7 


21,1 


7,8 


4,4 


3,3 


0,6 


0,0 


100,1 


Danzig 


0.0 


1,0 


10,4 


36,5 


22,8 


14,2 


7,6 


5,2 


1,4 


1,0 


100,1 


Marienwerder 


1,5 


5,6 


21,5 


42,5 


18,3 


5,3 


2,7 


1,8 


0,9 


0,0 


100,1 


Posen 


0,0 


6,4 


30,2 


45,0 


16,5 


0,0 


0,9 


1,1 


0,0 


0,0 


100,1 


Bromberg 


2,5 


7,1 


34,5 


40,2 


9,6 


3.9 


1,1 


1.1 


0,0 


0,0 


100,0 


Potsdam 


1,7 


0,5 


20,9 


43,0 


20,1 


8,2 


2,8 


2.3 


0,6 


0,0 


100,1 


Frankfurt/Oder 


0,7 


6,0 


27,6 


37,6 


17,6 


7,2 


2.4 


0,9 


0,0 


0,0 


100,0 


Stettin 


1,8 


2,5 


19,3 


36,3 


22,1 


10,9 


4,3 


1,6 


0,9 


0,4 


100,1 


Cöslin 


1,4 


3.5 


31,9 


45,8 


9,0 


4,9 


1,7 


1,7 


0,0 


0,0 


99,9 


Stralsund 


1,7 


5,6 


10,0 


24,4 


33,9 


16,7 


3,9 


3,3 


0,6 


0,0 


100,1 


Breslau 


0,0 


5,6 


7,9 


44,2 


21,4 


10,8 


4,7 


5,4 


0,0 


0,0 


100,0 


Oppeln 


1,1 


10,8 


16,1 


49,6 


15,2 


5,8 


1,1 


0,3 


0,0 


0,0 


100,0 


Liegnitz 


1,8 


2,9 


12,7 


39,3 


25,2 


11,6 


4,2 


1,8 


0,5 


0,0 


100,0 


Magdeburg 


0,0 


0,1 


15,7 


45,4 


21,5 


9,1 


5,3 


1,8 


0,9 


0,1 


99,9 


Merseburg 


0,0 


0,5 


20,8 


37,7 


27,7 


9,0 


2,5 


1,3 


0,5 


0,0 


100,0 


Erfurt 


0,3 


7,3 


27,7 


36,6 


18,8 


6,4 


1,9 


0,6 


0,3 


0,0 


99,9 


Münster 


0,0 


7,5 


34,0 


39,9 


13,3 


3,7 


1,1 


0.5 


0,0 


0,0 


100,0 


Minden 


0,0 


9,9 


14,2 


32,6 


29,3 


7,6 


3,8 


2,4 


0,5 


0,0 


100,3 


Arnsberg 


0,5 


2,6 


14,4 


38,8 


26,8 


9.7 


5.2 


2,1 


0,0 


0,0 


100,1 


Cöln 


0,6 


1,4 


14,8 


45,6 


19,5 


11,0 


6,9 


0,3 


0,0 


0,0 


100,1 


Düsseldorf 


3.8 


9,5 


11,0 


33,4 


18,1 


10,6 


6,8 


3,6 


2,2 


0,9 


99,9 


Coblenz 


1.8 


0.9 


18,0 


53,5 


17.5 


6.6 


0,4 


1.3 


0,0 


0,0 


100,0 


Trier 


0,0 


7,1 


14,3 


42,9 


18,8 


16,1 


0,9 


0,0 


0,0 


0,0 


100,1 


Aachen 


1,7 


16,5 


7,9 


46,7 


23,4 


3.1 


0,7 


0.0 


0,0 


0,0 


100,0 


Hohenzollem 


0,0 


20,0 


4,0 


32,0 


36,0 


8.0 


0.0 


0.0 


0,0 


0,0 


100,0 


Gesamt 


1,4 


B 


18,7 


40,4 


20,2 


8,3 


B 


1,9 


0,5 


0,1 


99,9 



Quelle: eig. Ber. nach Tab. 10 
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Tab. 12: Einkommen 4er Elementa rian4 lehrer in 4en prenftischen Refieninfskezirken 1864 (Gehaltsslafen in Taler/Jahr; 

Anteile in % aller Stellen) 



Gehalts$tufe/ 

Reg.bez. 


bis 100 


100-150 


150-200 


200-300 


300-400 


400-500 


500-600 


600-800 


800-1000 


zus. 


Königsberg 


15,5 


58,8 


14,0 


8,4 


2,7 


0.5 


0,1 


0,1 


0,0 


100,1 


Gumbinnen 


5,7 


64,0 


20,4 


5,2 


2,2 


1,6 


0,5 


0.5 


0,0 


100,1 


Danzig 


1.8 


17,6 


46,7 


28,1 


4,7 


0,8 


0.2 


0,2 


0,0 


100,1 


Marienwerder 


1,2 


42,2 


44,2 


10,6 


1,6 


0.1 


0.1 


0,0 


0.0 


100,0 


Posen 


0,0 


24,2 


71,3 


4,6 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


100,1 


Bromberg 


13,8 


57,0 


24,8 


4.5 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


100,1 


Potsdam 


1,5 


26,6 


32,0 


32,5 


6,4 


0,7 


0,3 


0.1 


0,0 


100,1 


Frankfurt/Oder 


0,6 


21,3 


32,7 


30,7 


12,2 


2,0 


0,5 


0,1 


0,0 


100,1 


Stettin 


5,8 


45,6 


24,5 


20,6 


3.3 


0.2 


0,0 


0,0 


0,0 


100,0 


Cöslin 


35,7 


48,3 


10,0 


5,5 


0,4 


0.0 


0,0 


0,1 


0.0 


100,0 


Stralsund 


8,8 


32,4 


25,1 


22,0 


9.6 


1.8 


0.0 


0,3 


0,0 


100,0 


Breslau 


0,4 


26,3 


50,4 


17,8 


3.7 


1.1 


0,2 


0,1 


0,0 


100,0 


Oppeln 


25,9 


21,4 


38,0 


12,8 


1.5 


0,5 


0,0 


0,0 


0,0 


100,1 


Liegnitz 


10,3 


14,8 


23,1 


29,2 


13,9 


6,0 


1.9 


0,7 


0,2 


100,1 


Magdeburg 


1,9 


27,9 


22,8 


24,9 


13,6 


6,0 


Z3 


0,7 


0.1 


100,2 


Merseburg 


0,3 


4,1 


28,4 


32,3 


23,3 


8,4 


2,9 


0,4 


0,0 


100,1 


Erfurt 


0,2 


34,0 


32,5 


28,1 


4,6 


0,4 


0.2 


0,0 


0,0 


100,0 


Münster 


5,9 


48,6 


31,4 


13,3 


0,6 


0,2 


0,0 


0.0 


0,0 


100,0 


Minden 


1,1 


23,3 


30,2 


34,1 


9.9 


1,4 


0.0 


0,0 


0,0 


100,0 


Arnsberg 


2,9 


20,2 


30,6 


37,4 


7,7 


1.1 


0,2 


0,0 


0,0 


100,1 


Cöln 


5.9 


11,5 


34,1 


44,9 


3,5 


0,2 


0,0 


0,0 


0.0 


100,1 


Düsseldorf 


6,9 


9.6 


12,9 


46,4 


18,0 


3.8 


1.3 


1.1 


0,0 


100,0 


Coblenz 


2,9 


29,6 


47,8 


18,2 


1.5 


0.1 


0,0 


0,0 


0,0 


100,1 


Trier 


3,4 


24,2 


44,4 


25.1 


2,9 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


100,0 


Aachen 


5.7 


14,2 


34,4 


45,0 


0,7 


0,0 


0,0 


0.0 


0,0 


100,0 


Hohenzollern 


0,7 


35,8 


25,6 


35,0 


2,9 


0,0 


0,0 


0,0 


0.0 


100,0 


Gesamt 


6,9 


30,4 


32,3 


22,1 


6.0 


1.6 


0.5 


0.2 


0,0 


100,0 



Quelle: wie bei Tab. 11 
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Tab. 13: Einkammcn 4er preaftischcn Elemcntarlehrer 1864 - 1886 (Gchaltsstafen in Mark/Jahr; Anteile in % 4er Stellen) 



Gehaltsstufe 


Sta4t 


1864 

Lan4 


Sto4t 


1871 

Lan4 


Sta4t 


1874 

Lan4 


Sta4t 


1886 

L»ni 


unter 300 


148 


1.778 


40 


254 




60 


1 


3 


in % 


1.4 


6,9 


0,3 


0,8 


0,3 


0,2 


0,0 


0,0 


300-450 


510 


7.851 


378 


4.306 


180 


1.020 


2 


57 


in % 


4,9 


30,4 


2,5 


13,2 


1.1 


2,9 


0,0 


0,1 


450-600 


1.962 


8.328 


1.112 


10.261 


827 


5.321 


20 


717 


in % 


18,7 


32,3 


7,2 


31,4 


4,8 


15,1 


0.1 


1,7 


600-900 


4.241 


5.701 


5.421 


11862 


4.472 


17.540 


1.831 


8184 


in % 


40,4 


22,1 


35,1 


39,4 


26,0 


49,8 


82 


19,3 


900-1200 


2.120 


1.551 


4.329 


3.366 


5.018 


8595 


5.998 


20.022 


in % 


20,2 


6,0 


28,0 


10,3 


29,2 


24,4 


26,7 


47,3 


1200-1500 


875 


413 


1152 


1.024 


3.392 


1.976 


4.572 


9.132 


in % 


8.3 


1.6 


13,9 


3,1 


19,7 


5,6 


20,4 


21,6 


1500-1800 


369 


126 


1.028 


369 


1.715 


508 


4.217 


1800 


in% 


3,5 


0,5 


6,7 


1.1 


10,0 


1,4 


188 


6,6 


1800-2400 


202 


46 


713 


180 


1.181 


161 


4.001 


1.272 


in % 


1,9 


0,2 


4,6 


0,6 


6,9 


0,5 


17,8 


3,0 


2400-3000 


57 


3 


209 


22 


274 


8 


1.204 


124 


in % 


0,5 


0,0 


1.4 


0,1 


1,6 


0,0 


5,4 


0,3 


über 3000 


13 




66 


3 


85 


2 


573 


20 


in % 


0,1 


0,0 


0,4 


0,0 


0,5 


0,0 


2,6 


0,1 


Gesamt 
in % 


10.497 

99,9 


25.797 

100,0 


3 

15.484 

100,1 


31647^ 

100,0 


17.190 

100,1 


35.191 

99,9 


21419 

100,0 


41331 

100,0 



Quellen: Engel 1869, S.177 

Jahrbuch 1876, S.27, 31, 51 

Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Tabellenteil, S.65 



Anmerkungen: 

1 Daten für 1864 in Mark umgerechnet nach dem Verhältnis 1 Thaler = 3 Mark; Angaben incl. Mittelschulen und höhere Mäd- 
chenschulen; vgl. Die öffentlichen Volksschulen 1883, S.50 

2 incl. 18 Stellen ohne jegliches Einkommen 

3 Die Differenz zu den im Jahrbuch 1876, S.31 ausgewiesenen Stellenzahlen in Höhe von 15.941 (Stadt) bzw. 33.198 (Land) dürf- 
te auf unbesetzte Stellen zurückzuführen sein; sie bleiben hier unberücksichtigt 
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Tab.14: DarchschnittscinlwmincB in den prenSischcn Refieninfsbczirken 1874 nnd 1878 



1 



(arithmetisches Mittel in Marfc/Jahr) 



Regierungsbezirk 


Lehrer 


Stadt 

Lehrerin 


1874 

Land 

Lehrer Lehrerin 


Stadt 


1878 

Land 


Königsberg 


1.029 


489 


684 


- 


1.214 


828 


Gumbinnen 


915 


459 


714 


495 


1.297 


866 


Danzig 


1.131 


771 


756 


633 


1.302 


856 


Marienwerder 


1.044 


780 


663 




1.164 


813 


Berlin 


1.521 


885 


- 




1063 


- 


Potsdam 


1.200 


795 


804 




1.396 


994 


Frankfurt/Oder 


1.089 


933 


819 


480 


1.299 


960 


Stettin 


1.104 


756 


726 




1.539 


931 


Köslin 


1.161 


891 


660 




1.351 


836 


Stralsund 


1.083 


756 


735 


579 


1.189 


886 


Posen 


888 


765 


648 




1.168 


866 


Bromberg 


927 


- 


696 




1.153 


859 


Breslau 


1.443 


996 


999 


- 


1.4% 


875 


Liegnitz 


1.071 


810 


982 




1.483 


989 


Oppeln 


1086 


- 


831 


372 


1.218 


858 


Magdeburg 


1.212 


982 


897 




1.305 


1.046 


Merseburg 


1.110 


750 


1.035 




1.306 


1.048 


Erfurt 


1.143 


480 


930 


444 


1.325 


965 


Grafschaft Stoib 


1.167 


- 


993 








Schleswig 


1.344 


681 


1.041 




1.472 


1.066 


Hannover 


1.116 


618 


855 




1.535 


905 


Osnabrück ev. 


1287 


- 


831 




2 


2 


Osnabrück kath. 


1.347 


750 


750 


684 


1.392 


863 


Stade 


1.002 


639 


726 




1.456 


926 


Aurich 


1.161 


- 


891 




1.425 


%3 


Ottemdorf 


1.047 


- 


810 








Nordhorn 


756 


- 


615 








Lüneburg ^ 










1.386 


871 


Hiidesheim 


948 


690 


762 


477 


1.313 


917 


Münster 


1.113 


786 


843 


672 


1.083 


895 


Minden 


1.230 


684 


855 


579 


1.428 


1.062 


Arnsberg 


1.404 


936 


1.071 


747 


1.442 


1.188 


Kassel 


1.146 


558 


825 


600 


1.437 


909 


Wiesbaden 


1.614 


1.305 


948 


600 


1.876 


%9 


Koblenz 


1.134 


747 


807 


682 


1.210 


989 


Düsseldorf 


1.407 


882 


1.179 


744 


1.573 


1.265 


Köln 


1.437 


981 


894 


672 


1.436 


1.026 


Trier 


1.086 


699 


888 


630 


1.235 


1.012 


Aachen 


1.158 


708 


807 


672 


1.245 


940 


Sigmaringen 


930 


513 


855 


513 


1.118 


822 



Quellen: Jahrbuch 1876, S.46 

Die öffentlichen Volksschulen 1882, S.68-93 



Anmerltungen: 

1 Die 2^hlen umfassen das gesamte Elementarschuiwesen, also incl. Mittelschulen, höhere Töchterschulen und höhere Bürger- 
schulen; vgl. Schnell 1867, S.3& Statistisch wird das Mitteischulwesen vom Voiltsschulwesen erst 1886 getrennt 

2 Daten für 1878 gelten für den gesamten Reg.bez. Osnabrück. 

3 Zahlen für Hildesheim 1874 beziehen sich nur auf den katholischen Bereich. 
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Tak.lS: Darchschnittsciniwmincn in Jen prenftischen Reticnrnfsbczirkcn 1886 >1896* (arithmetisches Mittel in Mark/Jahr) 



1886 1891 1896 

Stadt Land Stadt Land Stadt Land 



Reg.bez. 


Lehrer 


Lehrin 


Lehrer 


Lehrin 


Lehrer 


Lehrin 


Lehrer 


Lehrin 


Lehrer 


Lehrin 


Lehrer 


Lin. 


Königsberg 


1.369 


%1 


993 


650 


1.501 


1.023 


1.088 


669 


1.643 


1.086 


1.138 


742 


Gumbinnen 


1.336 


816 


1.011 


755 


1.478 


928 


1.094 


787 


1.531 


956 


1.153 


797 


Danzig 


1.420 


1.046 


9% 


826 


1.526 


1.090 


1.062 


900 


1.699 


1.176 


1.200 


828 


Stadt Berlin 


2.375 


1.475 




- 


2.597 


1.538 


- 


- 


3.010 


1.627 




- 


Potsdam 


1.436 


1.047 


1.226 


1.120 


1.632 


1.127 


1.374 


1.135 


1.853 


1.232 


1.471 


1.257 


Frankfurt/Oder 1.361 


923 


1.127 


885 


1.512 


973 


1.237 


1.030 


1.667 


1.009 


1.283 


1.155 


Stettin 


1.523 


1.078 


1.082 


. 


1.638 


1.035 


1.210 


974 


1.756 


1.222 


1228 


1.019 


Köslin 


1.449 


966 


1.013 


1.255 


1.580 


938 


1.140 


666 


1.729 


1.019 


1.170 


- 


Stralsund 


1.488 


928 


1.043 


855 


1.576 


938 


1.160 


823 


L677 


%2 


1.184 


860 


Posen 


1.309 


1.193 


1.101 


959 


1.451 


1.122 


1.195 


911 


1.597 


1.214 


1.300 


1.013 


Bromberg 


1.219 


%7 


993 


830 


1.362 


%2 


1.139 


926 


1.474 


1.086 


1.246 


%3 


Breslau 


1.689 


1.370 


1.114 


681 


1.864 


1.349 


1.278 


748 


1168 


1.471 


1.323 


870 


Liegnitz 


1.485 


952 


1.190 


799 


1.623 


946 


1.345 


940 


1.811 


953 


1.355 


956 


Oppeln 


1.481 


1.012 


1.063 


906 


1.599 


1.120 


1.158 


944 


1.6% 


1.182 


1.226 


1.014 


Magdeburg 


1.479 


1.017 


1.253 


914 


1.724 


1.134 


1.363 


998 


1.897 


1.192 


1.423 


1.029 


Merseburg 


1.369 


1.063 


1.195 


910 


1.532 


1.010 


1.292 


1.002 


1.684 


1.049 


1.360 


1.049 


Erfurt 


1.357 


915 


1.113 




1.563 


966 


1.246 


900 


1.728 


1.061 


1.325 


- 


Schleswig 


1.773 


987 


1.305 


860 


1.944 


997 


1.473 


902 


1083 


1.082 


1.541 


936 


Hannover 


1.491 


1.012 


1.070 


760 


1.733 


1.099 


1.236 


710 


1024 


1.191 


1.303 


975 


Hildesheim 


1.399 


892 


1.070 


774 


1.536 


907 


1.227 


868 


1.694 


1.043 


1.284 


939 


Lüneburg 


1.545 


1.002 


1.049 


775 


1.706 


960 


1.223 


836 


1.892 


1.066 


1.333 


1.006 


Stade 


1.436 


1.050 


1.051 


1.000 


1.705 


1.078 


1.1% 


1.034 


1.864 


1.050 


1.285 


1.056 


Osnabrück 


1.530 


1.031 


1.034 


749 


1.621 


1.028 


1.180 


914 


1.826 


1.140 


1.294 


1.002 


Aurich 


1.666 


1.046 


1.168 


550 


1.766 


990 


1.319 


702 


1.853 


1.059 


1.360 


825 


Münster 


1.388 


1.074 


1.092 


912 


1.575 


1.205 


1.253 


1.031 


1.800 


1.341 


1.497 


1.156 


Minden 


1.521 


1.010 


1.1% 


861 


1.771 


1.094 


1.351 


954 


1.927 


1.304 


1.509 


1.064 


Arnsberg 


1.721 


1.195 


1.361 


1.028 


1.908 


1.291 


1.554 


1.122 


1104 


1.429 


1.709 


1.240 


Kassel 


1.634 


1.136 


1.074 


708 


1.834 


1.173 


1.270 


880 


1.968 


1.255 


1.339 


880 


Wiesbaden 


1.873 


1.313 


1.051 


831 


1156 


1.426 


1.294 


919 


1524 


1.612 


1.529 


1.145 


Koblenz 


1.547 


1.0% 


1.140 


899 


1.663 


1.185 


1.266 


1.001 


1.879 


1.363 


1.398 


1.050 


Düsseldorf 


1.849 


1.291 


1.570 


1.110 


1.987 


1.339 


1.688 


1.180 


1212 


1.471 


1.832 


L276 


Köln 


1.848 


1.301 


1.253 


952 


1.983 


1.338 


1.400 


1.035 


1310 


1.475 


1.484 


1.109 


Trier 


1.595 


984 


1.235 


887 


1.798 


1.097 


1.371 


938 


1006 


1.219 


1.464 


1.097 


Aachen 


1.706 


1.177 


1.203 


897 


1.801 


1.222 


1.306 


946 


1076 


1.360 


1.408 


1.010 


Sigmaringen 


1.302 


1.000 


972 


624 


1.545 


1.083 


1.250 


710 


1.721 


1.203 


1.314 


712 



* Die Angaben umfassen jeweils das gesamte Lehrereinkommen, also incl. der persönlichen und Dienstalterszulagen aus Staats- 
und Gemeindemitteln und einschließlich des Werts für Wohnung und Feuerung, 

Quellen: Preußische Statistik 1891 (Heft 120). Textteil, S.196f. 

Preußische Statistik 18% (Heft 151). Textteil, S.339f. 
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Tak.l6( EinlMmmen 4tr prcvSischcn 



Elemcntarlchrer 1886 - 1911^ (Gehailsstafen in Mark/Jahr; Anteile in % 6er Lehrer) 





2 


2 


Sla^tlchrer^ 




4 


2 


2 


Lapdlehrer^ 




4 


Gehaltsstufe 


1886 


1891 


18% 


1901 


1906 


1911 


1886 


1891 


18% 


1901 


1906 


1911 


unter 600^ 


9 


4 


. 


. 


. 


. 


725 


578 


. 


. 


. 


. 


in% 


0,1 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


1,8 


1,4 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


600-900 


1.224 


993 


602 


65 


36 


- 


6.985 


6.265 


5.321 


3.933 


3.659 


- 


in % 


6.7 


4,7 


16 


0,3 


0,1 


0,0 


17,7 


14,8 


11,7 


8,2 


7,2 


0,0 


900-1200 


4.116 


3.637 


1845 


1.050 


620 


28 


1&716 


14.764 


14.152 


9.809 


10.606 


1331 


in% 


22,5 


17,3 


113 


4,0 


10 


0,1 


47,3 


35,0 


31,1 


20,4 


20,5 


4,2 


1200-1500 


3.732 


3.640 


3.414 


1401 


1.937 


%2 


&958 


10.062 


11.916 


&532 


a370 


11.873 


in % 


20,4 


17,3 


14,8 


9,1 


6,2 


17 


216 


23,8 


26,2 


17,7 


16,4 


21,1 


1500-1800 


3.611 


3.529 


3.721 


3.249 


3.040 


1.341 


1781 


6.260 


7.873 


ao5o 


7.370 


7.118 


in % 


19,7 


16,8 


16,1 


113 


9,8 


3,8 


7,0 


14,8 


17,3 


16,7 


14,4 


117 


1800-2400 


3.855 


5.512 


6.484 


a397 


9.146 


5.265 


1.271 


3.707 


5.092 


11047 


13.048 


9.668 


in % 


21,0 


26,2 


28,0 


31,8 


29,5 


14,9 


3,2 


8,8 


1,2 


25,0 


25,5 


17,2 


2400-3000 


1.202 


1674 


3.953 


5.833 


&082 


&243 


124 


525 


1.076 


4.559 


6.174 


7.761 


in % 2 


6,6 


12,7 


17,1 


22,1 


26,0 


23,3 


0,3 


1,2 


14 


9,5 


Ul 


13,8 


3000-3900 


573 


1.020 


1112 


4.082 


5.762 


11.406 


20 


67 


127 


1.161 


1.917 


13.515 


in % 


3,1 


4.9 


9,1 


15,5 


18,5 


312 


0,1 


0,2 


0,3 


14 


3,8 


24,0 


3900-5100 


- 


. 


- 


1.114 


1183 


6.812 




- 


- 


45 


135 


3.844 


in % 


0,0 


0,0 


0,0 


4,2 


7,0 


19,2 


0,0 


0,0 


0,0 


0,1 


0,3 


6,8 


über 5100 




- 


- 


201 


263 


1.362 


- 


- 


- 


2 


4 


114 


in % 


0,0 


0,0 


0,0 


0,8 


0,9 


3,9 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


0,2 


Gesamt 


1&322 


21.009 


23.131 


26.392 


31.033 


35.419 


39.580 


41228 


45.557 


4a 138 


51.183 


56.224 


in% 


100,1 


99,9 


100,0 


100,1 


100,0 


100,1 


100,0 


100,0 


100,2 


100,0 


100,2 


100,0 



Quellen: Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Tabellenteil, S.65 
Preußische Statistik 1891 (Heft 120). Tabellenteil, S.65 
Preußische Statistik 1896 (Heft 151). Tabellenteil, S.64f. 

Preußische Statistik 1901 (Heft 176). Tabellenteil, S.226f. 

Preußische Staüstik 1906 (Heft 209), Tabellenteil öffentliche Volksschulen, S.212f. 

Preußische Statistik 1911 (Heft 231). Tabellenteil, S.246f. 

Anmerkungen: 

1 In allen Statistiken liegen die Daten in verfeinerten Gehaltsstufen vor; der Übersichtlichkeit halber wurden die dort angegebe- 
nen Gehaltsstufen z.T. zusammengefaßt 

2 Alle Lehrer, die in der Statistik für die Jahre 1886, 1891 und 18% in der Gehaltsstufe "über 3000 Mark" aufgenommen sind, sind 
hier (in Tab. 16 und 17) in der Gehaltsstufe "3000 - 3900 Mark" verzeichnet 

3 In den Jahren 1901 und 1906 beginnen die Statistiken erst mit der Gehaltsstufe "700 - 750 Mark"; alle Lehrer, die unter 900 
Mark lagen, wurden hier in die Gehaltsstufe "600 - 900 Mark" aufgenommen; s.u. Anm.5. 

4 Im Jahr 1911 beginnt die Statistik erst mit der Gehaltsstufe *1101 -1150 Mark* (für Lehrer) bzw. mit "bis 900 Mark* (für Lehre- 
rinnen); die Angaben wurden hier in die entsprechenden Gehaltsstufen übernommen; s.u. Anm.5. 

5 Im Jahr 18% beginnt die Statistik erst mit der Gehaltsstufe *600 - 650 Mark"; von daher erklärt sich, daß hier (Tab. 16 und 17) in 
der Gehaltsstufe "unter 600 Mark* keine Lehrer und Lehrerinnen verzeichnet sind. 






Tak.l7: EinlwniBicB der pre«BischeB EIcBicBUrlehrcriBBeB 18B6 - 1911* (G«haltsstBfcB Ib Mark/Jahr, 
AbIcüc Ib % Bcr LchreriBBCB) 



Gehaltsstufe 


1886^ 


1891^ 


StadtUhreriBiMB 

18% 1901 


1906 


4 

1911 


1886^ 


1891^ 


LaBdkhreriBiMB 
18% 1901 


1906 


4 

1911 


unter 600^ 


14 


74 




. 


. 


. 


52 


21 


. 


. 


. 


. 


in % 


0,3 


1,4 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


1,9 


0.7 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


600-900 


607 


703 


699 


310 


188 


19 


1.199 


1.024 


659 


5% 


606 


1 


in% 


14,8 


13,2 


10,6 


3,4 


1,6 


0,1 


43,6 


311 


17,8 


116 


10,4 


0.0 


900-1200 


1.882 


2.006 


1.984 


1.740 


1.760 


449 


1.306 


1.584 


1.842 


1.661 


1.995 


910 


in% 


45,9 


37,8 


30,2 


19,3 


15,1 


18 


47.5 


49,7 


49,8 


35,2 


34,3 


10,4 


1200-1500 


840 


1.293 


L877 


1362 


1583 


1512 


174 


451 


883 


1.353 


1.603 


3.614 


in % 


20,5 


24,4 


28*5 


26,2 


212 


15,8 


6,3 


14,2 


23,9 


28,6 


27,6 


41,1 


1500-1800 


606 


926 


1.250 


1274 


3.241 


4.025 


19 


86 


259 


754 


852 


1182 


in% 


14,8 


17,5 


19,0 


25,2 


27,9 


25,4 


0,7 


17 


7,0 


16,0 


14,6 


24,8 


1800-2400 


146 


306 


745 


1.836 


1814 


5.2% 


1 


20 


53 


346 


731 


1.265 


in % 


3,6 


5,8 


11,3 


20,3 


24,2 


33,4 


0.0 


0,6 


1,4 


7,3 


116 


14,4 


2400-3000 


2 


- 


20 


502 


1.008 


1662 




- 


- 


15 


31 


800 


in% 


0,1 


0,0 


0,3 


5.6 


8,7 


16,8 


0,0 


0,0 


0,0 


0,3 


0.5 


9,1 


3000-3900 


- 


- 


- 


1 


44 


897 


- 


. 


- 


- 


- 


17 


in% 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


0,4 


5,7 


0,0 


0,0 


0,0 


0.0 


0.0 


0,2 


über 3900 


. 


. 


. 


- 


- 


1 


- 


- 


- 


- 


- 


- 


in% 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


0.0 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


0,0 


Gesamt 


4.097 


5.308 


6.575 


9.025 


11.638 


15.861 


1751 


3.186 


3.6% 


4.725 


5.818 


8789 


in% 


100,0 


100,1 


99,9 


100,1 


100,0 


100,0 


100,0 


100,0 


99,9 


100,0 


100,0 


100,0 



• Für diese Tabelle gelten die gleichen Anmerkungen wie bei Tab. 16 



Quellen: wie bei Tab. 16 
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Tab.18: In4iccs itr Lebcnshaltanfskasten 1820 • 19L4 





Index 


Index 








Index 




Kuczinsky 


Kuczinsky 








Desai 




1900*100 


1895=100 








1895=100 


Jahr 


(1) 


(2) 


Jahr 


(1) 


(2) 


(3) 




1820 


49 


51.6 


1870 


83 


87.4 




1821 


43 


45.3 


1871 


90 


94.1 


105.8 


1822 


44 


46l3 


1872 


94 


99.0 


115.0 


1823 


45 


47.4 


1873 


104 


109.5 


120.5 


1824 


36 


37.9 


1874 


108 


113.7 


1212 


1825 


35 


36.8 


1875 


99 


104.2 


1117 


1826 


39 


41.1 


1876 


99 


104.2 


10&7 


1827 


46 


4&4 


1877 


100 


105.3 


107.3 


1828 


47 


49.5 


1878 


95 


100.0 


100.1 


1829 


48 


50.5 


1879 


93 


97.7 


969 


1830 


50 


516 


1880 


99 


104.2 


104.0 


1831 


57 


60.0 


1881 


100 


105.3 


104.0 


1832 


54 


56.8 


1882 


98 


103.2 


1016 


1833 


52 


54.7 


1883 


98 


103.2 


100.0 


1834 


45 


47.4 


1884 


93 


97.9 


99.2 


1835 


46 


48.4 


1885 


91 


95.8 


966 


1836 


45 


47.4 


1886 


89 


93.7 


97.7 


1837 


46 


4&4 


1887 


89 


93.7 


97.8 


1838 


52 


54.7 


1888 


91 


95.8 


97.3 


1839 


54 


568 


1889 


95 


100.0 


103.8 


1840 


53 


55.8 


1890 


98 


103.2 


1012 


1841 


52 


54.7 


1891 


100 


105.3 


105.8 


1842 


55 


57.9 


1892 


99 


104.2 


104.8 


1843 


58 


61.1 


1893 


97 


102.1 


100.9 


1844 


53 


55.8 


1894 


96 


101.1 


100.3 


1845 


57 


60.0 


1895 


95 


100.0 


100.0 


1846 


68 


71.6 


1896 


94 


99.0 


99.8 


1847 


79 


83.2 


1897 


96 


101.1 


1011 


1848 


57 


60.0 


1898 


99 


104.2 


103.9 


1849 


50 


516 


1899 


99 


104.2 


101.8 


1850 


49 


51.6 


1900 


100 


105.3 


106.4 


1851 


55 


57.9 


1901 


101 


1063 


107.1 


1852 


64 


67.4 


1902 


102 


107.4 


1080 


1853 


69 


716 


1903 


102 


107.4 


1080 


1854 


81 


85.3 


1904 


103 


108.4 


1082 


1855 


87 


91.6 


1905 


107 


1116 


1114 


1856 


85 


89.5 


1906 


113 


119.0 


115.1 


1857 


72 


75.8 


1907 


114 


120.0 


1187 


1858 


69 


716 


1908 


114 


120.0 


121.2 


1859 


69 


716 


1909 


117 


123.2 


113.3 


1860 


74 


77.9 


1910 


120 


1263 


124.2 


1861 


77 


81.8 


1911 


124 


130.5 


125.3 


1862 


78 


818 


1912 


130 


1368 


131.3 


1863 


72 


75.8 


1913 


130 


136.8 


129.8 


1864 


68 


71.6 


1914 


130 


1368 




1865 


71 


74.7 










1866 


75 


79.0 










1867 


88 


916 










1868 


89 


93.7 










1869 


82 


863 











Quellen: (1) Kuczinsky 1047, S.43f., S.103, S.173 

(2) eig. Berechnung nach ebd. 

(3) Desai 1968, Table A.8 auf S.117 
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Tab.19: Su4t* «n4 Lan4lchrcrcink«mmen in Prcnftcn 1964 • 1874* (Gchaltsstnfen in Mark/Jahr; Anteile in % 4er Lehrer; 

aks. = Zahl 4er Uhrer/Stnfe) 



Gehaltsstufe 


unter 600 
abs. % 


abs. 


600-900 


über 900 
abs. % 


abs. 


Gesamt 

% 


1864 


1620 


25,0 


4.241 


Sta4tichrcr 

40,4 


3.636 


34,6 


10.497 


100,0 


1871 


1.530 


10,6 


5.421 


37,5 


7.497 


51,9 


14.448 


100,0 


1874 


1.053 


6,1 


4.472 


26,0 


11.665 


67,9 


17.190 


100,0 


1864 


17.957 


69,6 


5.701 


Lan4lchrer 

211 


1139 


8,3 


25.797 


100,0 


1871 


14.823 


45,4 


11862 


39,4 


4.964 


15,2 


31649 


100,0 


1874 


6l401 


18,2 


17.540 


49,8 


11.250 


310 


35.191 


100,0 



* Für das Jahr 1871 sind in der Quelle nicht alle Stellen angegeben; Lehrer und Lehrerinnen zusammen; Lehrerinnen machen in 
den Städten einen zunehmend starken Anteil aus; auf dem Lande spielen sie eher eine untergeordnete Rolle. 



Quellen: Engel 1869; S.177 

Die öffentlichen Volksschulen 1883, S.50 
Petersilie 1877, S.205 



Tak.20: Sta4t- an4 Lan41ehrcrcinkammcn in Preaft«n 1886 - 1911 (Gehaltsstafcn in Mark/Jahr; Anteile in % 4er Lehrer, 
aks. = Zahl 4er Lehrer/Stafe; Lehrer an4 Lehrerinnen zasammen) 





unter 900 


900-1500 


über 1500 




Gesamt 


Gehaltsstufe 


abs. 


% 


abs. 


% 


abs. 


% 


abs. 


% 










Stadtiehrer 










1886 


1.854 


8,3 


10.570 


47,2 


9.995 


44,6 


21419 


100,1 


1891 


1.774 


6,7 


10.576 


40,2 


13.967 


53,1 


25.371 


100,0 


1896 


1.301 


4,4 


10.120 


34,1 


ia285 


61,6 


29.706 


100,1 


1901 


375 


1,1 


7.553 


21,3 


27.489 


77,6 


35.417 


100,0 


1906 


224 


0,5 


6.900 


16,2 


35.547 


83,3 


41671 


100,0 


1911 


19 


0,0 


3.951 


7,7 

Landlehrer 


47.310 


913 


51.280 


100,0 


1886 


a96i 


21,2 


29.154 


6a9 


4.216 


10,0 


41331 


100,1 


1891 


7.888 


17,4 


26.861 


59,2 


10.665 


23,5 


45.414 


100,1 


1896 


5.980 


12,1 


28.7935 


8,5 


14.480 


29,0 


49.253 


100,0 


1901 


4.529 


8,6 


21.355 


40,4 


26.979 


51,0 


51863 


100,0 


1906 


4.265 


7,5 


21474 


39,4 


30.262 


53,1 


57.001 


100,0 


1911 


1 


0,0 


ia728 


2a8 


46.284 


71,2 


65.013 


100,0 



Quellen: Preußische Statistik 1886 (Heft 101). Tabeilenteil, S.65 
Preußische Statistik 1891 (Heft 120). Tabeilenteil, S.65 
Preußische Statistik 1896 (Heft 151). Tabellenteil, S.64f. 
Preußische Statistik 1901 (Heft 176). Tabellenteil, S.226f. 
Preußische Statistik 1906 (Heft 209). Tabellenteil, S.212f. 
Preußische Statistik 1911 (Heft 231). Tabellenteil, S.246f. 
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Tab.21: Sta4t> «n4 LanJIchrcreinlwmmcn im Rcc.b«z. Trier 1840 - 1876 (Gehaltsstafen in Taler/Jahr; 

aksalatc Zahlen) 



Geh.stufen/ bis 150 150-200 200-300 über 300 Gesamt 



Jahr 


Stadt 


Land 


Stadt 


Land 


Stadt 


Land 


Stadt 


Land 


Stadt 


Land 


1840 


9 


214 


8 


58 


8 


23 


. 


2 


25 


297 


1868 


3 


140 


21 


553 


48 


381 


43 


47 


115 


1.101 


1871 


21* 


62 


31 


413 


80 


563 


50 


102 


182 


1.140 


1874 


8 


35 


15 


163 


72 


611 


106 


371 


201 


1.180 


1876 


2 


5 


- 


15 


57 


357 


165 


842 


223 


1.219 



* 1871 liegen 11 der 21 Stadüehrer unter lOOTbaler/Jahr; dies dürften Berufsanfänger sein. 

Quellen: LHA Koblenz Best 442 Nr.21ia 1840 
LHA Koblenz Best 442 Nr.834. 1867 
LHA Koblenz Best 442 Nr.836, p.214-217 
LHA Koblenz Best 442 Nr.837, p.529, 531, 909, 913 
LHA Koblenz Best 442 Nr. 1016, p.949, 953 
LHA Koblenz BesL 442 Nr.832. 1868 
LHA Koblenz Best 442 Nr.2101 1886 



Tah.22: Regionale Diflercnaen der Lehrereinkommen im Reg.hcz. Trier and im Reg.hez. Danzig 1874 
(Gehaltsstnfen in Taler/Jahr; Anteile in % der Lehrer; Stadt and Land zasammen) 



1874 Gehalts- 
Landkreis/stufe 


Reg.bez. Trier 
unter 300 über 300 


1874 Gebalts- 

Landkreis/stufe 


Reg.bez. Danzig 
unter 300 über 300 


Bemkastel 


89,6 


10,4 


Bcrent 


98,7 


1.3 


Bitburg 


67,6 


33,4 








Daun 


95,8 


4,2 


Carthaus 


96,5 


3,5 


Merzig 


89,2 


10,8 








Ottweiler 


50,0 


50,0 


Danzig 


92,9 


7,1 


Prüm 


94,3 


5.7 








Saarbrücken 


22,7 


77,3 


Elbing 


92,5 


7,5 


Saarburg 


57,1 


42,9 








Saarlouis 


60,2 


39,8 


Marienburg 


91,3 


8.7 


Stadt Trier 


23,5 


76,5 








Landkreis Trier 


72,6 


27,6 


Neustadt 


100,0 


0,0 


Sl Wendel 


74,4 


25,6 








Wittlich 


88,8 


11,2 


Stargant 


100,0 


0,0 


Gesamt (Reg,bez. Trier) 65,5 


34,5 


(Reg.bez. Danzig) 


96,0 


4.0 



Quellen: LHA Koblenz Best 442 Nr.837, p.909, 913 

GSlA Berlin XIV. HA Rep.A 180 Reg, Danzig Nr, 14766 Bd.l. 1874 (unpag.) 
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Tab.21: Wcst>Ost>Gc(ille «ii4 rc^ianalc Differenzen 4er Lehrcreinkommen 1867/64 
(Gehaitsstafen in Taler/Jahr; Anteile in % 4er Lehrer, Sta4t an4 Lan4 zasammen) 



1867 Gehalts- Reg,bez. Trier östliche 

Landkreis/stufe unter 200 über 200 Regierungsbezirke 



Bemkastel 


79,9 


20,1 






Bitburg 


94,2 


5,8 






Daun 


94,2 


5,8 






Merzig 


87,3 


12,7 


1864 Reg,bez. Posen 


Ottweiler 


41,9 


58,1 


unter 200 


über 200 


Prüm 


97,4 


2,6 


76,4 


23,6 


Saarbrücken 


20,5 


79,5 






Saarburg 


86,8 


13,2 






Saarlouis 


72,2 


27,8 






Stadt Trier 


4,4 


95,6 






Landkreis Trier 


86,9 


13,1 






St Wendel 


88,6 


11,4 


1864 Reg,bez. Gumbinnen 


Wittlich 


88,5 


11.5 


unter 200 


über 200 


Gesamt (Reg.bez. Trier) 


75,5 


24,5 


81,8 


18,2 



Quellen: wie bei Tab.22 
Tab. 10 
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Tab.24: Entwicldant 4er Lehrereinkemmen im Landkreis Benn L864 • 1870 (Gehallsstafen in Taler/Jahr; 
Anteile in % 4er Lehrer; Anfaben incl. kirchlicher Nebeneinkinfte) 



Bürgermei-ZGehalts- 


1864 








1865 








1866 




sterei/stufe- 150 


-200 


-250 


- 300üb. 300 zus. 


-150 


-200 


-250 


- 300üb. 300 zus. 


-150 


-200 


-250- 


■ 300üb.300 


zus. 


Godesberg - 


4 


5 


2 


- 11 


. 


2 


7 


2 


- 11 




2 


7 


2 


11 


Hersei 2 


4 


1 


2 


9 


4 


1 


3 


2 


10 


5 


1 


3 


2 


11 


Oedekoven 3 


2 


2 


1 


8 


3 


1 


3 


1 


8 


3 


1 


3 


1 


8 


Poppelst^rf 4 


5 


5 


1 


- 15 


4 


7 


3 


1 


- 15 


4 


8 


3 


- 


15 


Sechtem 


3 


4 


- 


7 


- 


3 


4 




7 


- 


3 


4 


- 


7 


Vilich 


2 


2 


1 


5 


3 


3 


3 


2 


- 11 


3 


4 


3 


2 


12 


Villip 


4 


2 




6 


- 


- 


3 


3 


6 


- 


- 


3 


3 


6 


Waldorf 2 


4 


3 


- 


9 


2 


2 


6 


- 


10 


1 


2 


7 




10 


Bonn-Stadt - 


23 


26 


11 


- 60 






















Summe 11 


51 


50 


18 


- 130 


16 


19 


32 


11 


- 78 


16 


21 


33 


10 


80 


Bürger- 






























meisterei 




1867 








1868 








1869 





Godesberg 


. 


3 


6 


2 


11 


- 


5 


5 


2 


1 


12 


Hersei 


4 


2 


3 


2 


11 


3 




7 


2 




12 


Oedekoven 


3 


1 


3 


1 


8 


1 


1 


6 


1 




9 


Poppelsdorf 1 


6 


7 


1 


- 15 




1 


14 


1 




16 


Sechtem 


- 


3 


4 


- 


7 




- 


8 






8 


Vilich 


. 


7 


3 


2 


12 




1 


8 


3 




12 


Villip 


- 


- 


3 


3 


6 




- 


3 


3 




6 


Waldorf 


1 


3 


7 


* 


11 






3 


5 


2 


10 


Summe 


9 


25 


36 


11 


- 81 


4 


8 


54 


19 


2 


85 



1 9 1 r 

3 - 12 -,- 
1 1 6 1 - 9 

2 11 3 - 16 

- 8 - - 

- 9 3 

■ 3 3 -. 

3 5 2 10 

4 4 56 20 3 



4 

Bürger- Durchschnittsgehälier 1862-1870 



meistere! 




1870 






1862 


1864 


1865 


1866 


1867 


1868 


1869 


1870 


Godesberg - 


2 


9 


1 




12 


229 


245 


245 


228 


263 


286 


302 


285 


Hersei 3 


- 


7 


2 




12 


184 


190 


195 


186 


193 


224 


223 


225 


Oedekoven 1 


1 


6 


1 




9 


192 


194 


268 


205 


205 


220 


226 


239 


Poppelsdorf - 


2 


12 


3 




17 


185 


175 


193 


200 


211 


222 


225 


224 


Sechtem 


- 


8 


- 




8 


215 


219 


223 


229 


226 


231 


231 


231 


Vilich 


- 


10 


3 




13 


219 


? 


241 


233 


250 


265 


272 


270 


Villip 


- 


- 


5 




5 


251 


247 


254 


253 


253 


255 


265 


282 


Waldorf 

Bonn-Stadt 




4 


5 


2 


11 


211 ? 
370 (ev.) 
327 (kath.) 


9 


7 


216 


263 


269 


266 


Summe 4 


5 


56 


22 


2 


87 


209 


? 


7 


7 


227 


245 


251 


248 



Quelle: HSA Düsseldorf LRA Bonn Nr.21. 1864 -1871 



Anmerkungen: 

1 Ein Lehrer an der höheren Schule hat über 300 Taler/Jahr. 

2 ohne Wohnung, Heizung und Reinigungsentschädigung 

3 Hier sind nicht enthalten zwei Lehrer an der höheren Schule mit mehr als 300 Taler/Jahr. 

4 Durchschnittsgehälter in Taler/Jahr; z.T. keine Angaben verfügbar 
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Tab.2S: Lehrereinkaminen im Ret.kez. Kaklenz L867 (Gehaltsstnfen in Taler/Jahr; aks. = Zahl itr Lehrer, 
% = Anteil 4er Lehrer, Sta4t an4 Lan4 zasammen) 



Gehaltsstufe 


unter 150 


150-200 


200-300 


über 300 


Gesamt 


Landkreis 


abs. 


% 


abs. 


% 


abs. % 


abs. 


% 


abs. 


% 


Adenau 


42 


65,5 


18 


28,1 


4 6,3 


. 


0,0 


64 


100,0 


Ahrweiler 


35 


42,7 


30 


36,6 


14 17,1 


3 


3,7 


82 


100,1 


Altenkirchen 


67 


53,6 


34 


27,2 


18 14,4 


6 


4,8 


125 


100,0 


(Koblenz 


22 


18,8 


44 


37,6 


34 29,1 


17 


14,5 


117 


100,0 


Cbchem 


33 


38,4 


35 


40,7 


16 18,6 


2 


2,3 


86 


100,0 


Kreuznach 


64 


40,8 


48 


30,6 


36 22,9 


9 


5,7 


157 


100,0 


Sl Goar 


33 


37,1 


24 


27,0 


31 34,8 


1 


1,1 


89 


100,0 


Mayen 


49 


39,8 


45 


36,6 


24 19,5 


5 


4,1 


123 


100,1 


Meisenheim 








(für dieses Jahr keine Angaben verfügbar) 






Neuwied 


84 


55,6 


47 


31,1 


16 10,6 


4 


2,7 


151 


100,0 


Simmem 


85 


66,4 


26 


20,3 


11 8,6 


6 


4,7 


128 


100,0 


Wetzlar 


28 


26,2 


57 


53,3 


18 16,8 


4 


3,7 


107 


100,0 


Zell 


34 


47,9 


26 


36,6 


11 15,5 




0,0 


71 


100,0 


Summe 


576 


44,3 


434 


33,4 


233 17,9 


57 


B 


1300 


100,0 



Quelle: LHA Koblenz Best 441 Nr.l3. 1867 



Tak.26: Lehrereinkammen im Reg.kez. Kablenz 1876 (Gehaltsstufen in Mark/Jahr; aks. = Zahl der Lehrer/innen; 
% = Anteil der Lehrer/innen; Lehrer und Lehrerinnen zusammen) 



Gehaltsstufe 

Landkreis 


unter 900 
Stadt Land 

abs. % abs. % 


900-1200 

Stadt Land 

abs. % abs. % 


über 1200 
Stadt Land 

abs. % abs. % 


Gesamt 

Stadt Land 

abs. % abs. % 


Adenau 


. 


0,0 


29 


43,9 


. 


0,0 


37 


56,1 




0,0 


. 


0,0 




0,0 


66 


100,0 


Ahrweiler 


3 


20,0 


20 


29,0 


7 


46,7 


47 


68,1 


5 


33,3 


2 


2,9 


15 


100,0 


69 


100,0 


Altenkirchen 


. 


0,0 


37 


29,1 


- 


0,0 


80 


63,0 


3 


100,0 


10 


7,9 


3 


100,0 


127 


100,0 


Coblenz 


16 


31,4 


33 


43,4 


11 


21,6 


34 


44,7 


24 


47,1 


9 


11,8 


51 


100,1 


76 


99,9 


(Ibchem 


3 


60,0 


31 


35,2 


2 


40,0 


54 


61,4 


- 


0,0 


3 


3,4 


5 


100,0 


88 


100,0 


Kreuznach 


1 


2,4 


21 


17,7 


15 


35,7 


91 


76,5 


26 


61,9 


7 


5,9 


42 


100,0 


119 


100,1 


Sl Goar 


5 


20,0 


24 


35,3 


6 


24,0 


41 


60,3 


14 


56,0 


3 


4,4 


25 


100,0 


68 


100,0 


Mayen 


9 


37,5 


44 


41,9 


9 


37,5 


58 


55,2 


6 


25,0 


3 


2,9 


24 


100,0 


105 


100,0 


Meisenheim 


. 


0,0 


4 


10,8 


- 


0,0 


30 


81,1 


- 


0,0 


3 


8,1 


- 


0,0 


37 


100,0 


Neuwied 


1 


4,8 


47 


33,6 


7 


33,3 


88 


62,9 


13 


61,9 


5 


3,6 


21 


100,0 


140 


100,1 


Simmem 


1 


9,1 


39 


35,1 


6 


54,6 


67 


60,4 


4 


36,4 


5 


4,5 


11 


100,1 


111 


100,0 


Wetzlar 


1 


5,0 


20 


20,4 


9 


45,0 


63 


64,3 


10 


50,0 


15 


15,3 


20 


100,0 


98 


100,0 


Zell 


4 


50,0 


29 


43,3 


1 


12,5 


36 


53,7 


3 


37,5 


2 


3,0 


8 


100,0 


67 


100,0 


Summen 


44 


19,6 


378 32,3 


73 


32,4 


726 


62,0 


108 


48,0 


67 


6,7 


225 


100,0 


1171 


100,0 



Quelle: LHA Koblenz Best 441 Nr.3623. 1876 
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Tab.27: Darchschnittscinkammea and Zahl <icr preaSischcn Lehrerinnen an4 Lehrer 19LL nach Refieninfshezirken 



1 



2 

Stadt Land 2ah\ der Lehrerinnen und Lehrer 

Rektoren u. Lehre- Rektoren u. Lehre- Stadt Land 



Reg.bez. 


Hauptl. 


Lehrer 


rinnen 


Hauptl. 


Lehrer 


rinnen 


Lehrer 


-innen 


Lehrer 


-innen 


Gesamt 


Königsberg 


4685 


3006 


2085 


3688 


2338 


1452 


612 


265 


1254 


43 


2174 


Gumbinnen 


4468 


2875 


1895 


3834 


2237 


1463 


155 


73 


1182 


33 


1443 


Allenstein 


4170 


2769 


1637 


3632 


2217 


1289 


247 


41 


1115 


52 


1455 


Danzig 


4703 


3128 


2006 


3508 


2201 


1571 


519 


211 


950 


31 


1711 


Marienwerder 4116 


2813 


1729 


3289 


2205 


1308 


517 


84 


1526 


10 


2137 


Stadt Berlin 


5914 


3534 


2567 


- 


- 


- 


3497 


1%9 


- 


- 


5466 


Potsdam 


4929 


3175 


2041 


4528 


2609 


1859 


2604 


720 


2515 


338 


6177 


Frankfurt/O. 


4068 


2766 


1707 


3643 


2193 


1215 


1140 


242 


1189 


22 


2593 


Stettin 


4645 


2894 


1988 


3774 


2420 


1403 


890 


271 


1028 


10 


2199 


Köslin 


4366 


2796 


1682 


3520 


2322 


1165 


446 


112 


1022 


6 


1586 


Stralsund 


4273 


2719 


1806 


3809 


2369 


1670 


156 


54 


334 


3 


547 


Posen 


4110 


2977 


1835 


3184 


2196 


1359 


950 


165 


1551 


43 


2709 


Bromberg 


4084 


2663 


1735 


3329 


2079 


1562 


519 


68 


979 


13 


1579 


Breslau 


4970 


3108 


2234 


3844 


2343 


1521 


1534 


577 


1960 


95 


4166 


Liegnitz 


4466 


2976 


1701 


3833 


2361 


1276 


878 


137 


1277 


22 


2314 


Oppeln 


4476 


2726 


1790 


3780 


2062 


1474 


1259 


264 


3220 


401 


5144 


Magdeburg 


4548 


2860 


1742 


3776 


2271 


1428 


1273 


243 


1213 


57 


2786 


Merseburg 


4202 


2872 


1780 


3909 


2236 


1442 


1220 


230 


1373 


29 


2852 


Erfurt 


4322 


2757 


1574 


3658 


2194 


1317 


467 


133 


487 


20 


1107 


Schleswig 


4832 


3128 


1919 


3770 


2462 


1435 


1420 


564 


2011 


231 


4226 


Hannover 


4806 


3021 


2014 


4274 


2314 


1455 


779 


298 


608 


21 


1706 


Hildesheim 


4376 


2818 


1701 


3769 


2381 


1566 


462 


133 


726 


29 


1350 


Lüneburg 


4277 


2931 


1662 


3955 


2384 


1749 


342 


63 


849 


26 


1280 


Stade 


3993 


2829 


1559 


3853 


2308 


1483 


248 


47 


820 


34 


1149 


Osnabrück 


4070 


2764 


1955 


3451 


2258 


1462 


199 


102 


436 


86 


823 


Aurich 


4273 


2909 


1797 


3514 


2324 


1426 


153 


32 


386 


8 


579 


Münster 


4138 


2625 


1923 


3422 


1981 


1634 


356 


370 


719 


610 


2055 


Minden 


4373 


2904 


1905 


3483 


2094 


1627 


487 


204 


759 


181 


1631 


Arnsberg 


4632 


2988 


1966 


3989 


2351 


1666 


2302 


1281 


2055 


862 


6500 


Cassel 


4433 


3112 


1861 


3609 


2423 


1417 


794 


193 


1335 


98 


2420 


Wiesbaden 


5508 


3460 


2226 


3897 


2274 


1604 


1168 


311 


1017 


118 


2614 


Coblenz 


4328 


2984 


1982 


3498 


2263 


1670 


325 


172 


997 


256 


1750 


Düsseldorf 


4678 


2919 


1934 


3905 


2338 


1750 


4104 


2075 


1397 


748 


8324 


Cöln 


4865 


3204 


2335 


3334 


2078 


1762 


994 


851 


649 


365 


2859 


Trier 


4509 


3088 


2089 


3850 


2339 


1778 


308 


219 


1226 


780 


2533 


Aachen 


4595 


3178 


2249 


3200 


2042 


1626 


355 


326 


526 


319 


1526 


Sigmaringen 


3787 


2921 


1868 


3631 


2890 


1227 


12 


7 


143 


3 


165 



Quelle: Preußische Statistik 1911 (Heft 231). Tabellenteil, S.46ff., 170ff. 
Anmerkungen: 

1 Angaben in Mark/Jahr; incl. einstweilig angestellte Lehrer; ohne technische Lehrer. 

2 Angaben excl. einstweilig angestellte Lehrer, aber incl. Hauptlehrer und Rektoren. 
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Tab.28: Gran4fchalt «Icr preaSischcn Sla4tlehrcr »hne Kirchcn4iensl am L3.1899, nach Rcficrnngshczirken^ 



Gehaltsstufe 

Reg.bez. 


bis 900 
n % 


900-1050 
n % 


1050-1200 
n % 


1200-1400 
n % 


über 1400 
n % 


Gesamt 
n % 


Königsberg 


16 


3,5 


254 


55,3 


189 


41.2 


. 


0,0 




0,0 


459 


100,0 


Gumbinnen 




0,0 


150 


87,7 


21 


12,3 


- 


0,0 




0,0 


171 


100,0 


Danzig 




0,0 


52 


17,8 


241 


82,3 


- 


0,0 




0,0 


293 


100,1 


Marienwerder 




0,0 


292 


79,1 


75 


20,3 


1 


0,3 


1 


0,3 


369 


100,0 


Potsdam 




0,0 


106 


9,2 


911 


78,7 


141 


12,2 




0,0 


1158 


100,1 


Frankfurt/Oder 


14 


1,7 


197 


23,9 


552 


67,1 


60 


7,3 




0,0 


823 


100,0 


Berlin 




0,0 


- 


0,0 


2356 


100,0 


- 


0,0 




0,0 


2356 


100,0 


Stettin 


2 


0,3 


92 


15,7 


295 


50,2 


199 


33,8 




0,0 


588 


100,0 


Köslin 




0,0 


69 


21,4 


253 


78,6 


- 


0,0 




0,0 


322 


100,0 


Stralsund 




0,0 


47 


39,8 


71 


60,2 


- 


0,0 




0,0 


118 


i00,0 


Posen 




0,0 


169 


30,1 


391 


69,6 


2 


0,4 




0,0 


562 


100,1 


Bromberg 




0,0 


109 


28,4 


275 


71,6 


- 


0,0 




0,0 


384 


100,0 


Breslau 




0,0 


49 


4,9 


454 


45,2 


502 


50,0 




0,0 


1005 


100,1 


Liegnitz 




0,0 


67 


11.9 


495 


87,9 


1 


0,2 




0,0 


563 


100,0 


Oppeln 




0,0 


43 


7,1 


564 


92,9 


- 


0,0 




0,0 


607 


100,0 


Magdeburg 




0,0 


441 


39,7 


669 


60,3 


- 


0,0 




0,0 


1110 


100,0 


Merseburg 




0,0 


367 


45,0 


448 


55,0 


- 


0,0 




0,0 


815 


100,0 


Erfurt 




0,0 


77 


26,4 


215 


73,6 


- 


0,0 




0,0 


292 


100,0 


Schleswig 




0,0 




0,0 


104 


13,5 


668 


86,5 




0,0 


772 


100,0 


Hannover 




0,0 




0,0 


125 


30,2 


289 


69,8 




0,0 


414 


100,0 


Hildesheim 




0,0 




0,0 


230 


75,7 


74 


24,3 




0,0 


304 


100,0 


Lüneburg 




0,0 




0,0 


231 


100,0 


- 


0,0 




0,0 


231 


100,0 


Stade 




0,0 




0,0 


48 


100,0 


- 


0,0 




0,0 


48 


100,0 


Osnabrück 




0,0 




0,0 


94 


91,3 


9 


8.7 




0,0 


103 


100,0 


Aurich 




0,0 




0,0 


92 


76,0 


29 


24,0 




0,0 


121 


100,0 


Münster 




0,0 


4 


1.9 


75 


35,6 


132 


62,6 




0,0 


211 


100,1 


Minden 




0,0 


4 


1.7 


26 


10,7 


212 


87,6 




0,0 


242 


100,0 


Arnsberg 




0,0 


1 


0,1 


16 


1.7 


509 


54,2 


413 


44,0 


939 


100,0 


Kassel 




0,0 


9 


2,1 


242 


56,8 


175 


41,1 




0,0 


426 


100,0 


Wiesbaden 




0,0 


- 


0,0 


144 


47,4 


160 


52,6 




0,0 


304 


100,0 


Koblenz 




0,0 


2 


1.2 


81 


47,9 


86 


50,9 




0.0 


169 


100,0 


Köln 




0,0 


- 


0,0 


22 


4.3 


143 


28,2 


343 


67,5 


508 


100,0 


Aachen 




0,0 


3 


1.7 


13 


7.4 


161 


91,0 


- 


0,0 


177 


100,1 


Trier 




0,0 


- 


0,0 


2 


1.7 


75 


64,7 


39 


33,6 


116 


100,0 


Düsseldorf 




0,0 


■ 


0,0 


19 


0,9 


1139 


54,9 


916 


44,2 


2074 


100,0 


Gesamt 


32 


0,2 


2604 


13,6 


10039 


52,4 


4767 


24,9 


1712 


8,9 


19154 


100,0 



* Gehaltsstufen in Mark/Jahr, n » Zahl der Lehrer in dieser Gehaltsstufe; Angaben sonst in % der Lehrersteilen. Aufgenom- 
men sind die Grundgehälter von Lehrern, Hauptlehrem und Rektoren (s.a. die folgenden Tabellen), jeweils getrennt nach 
Lehrpersonen mit und ohne KirchendiensL Nicht veranschlagt sind daher die Alterszulagen nach dem Besoldungsgesetz vom 
1. 3. 1897 (100 - 200 Mark, bei Rektoren bis 270 Mark); ebensowenig freie Wohnung bzw. Mietentschädigung, Hausgarten, 
Landdotation, geliefertes Brennmaterial und sonstige Naturalbezüge. Die Tabellen nach dieser Quelle (1.27 bis 1.35) sind inso- 
weit nur untereinander und nicht mit den Datenreihen zu anderen Zeitpunkten vergleichbar. Der Zweck der Erhebung des 
Preußischen Lehretvereins war der "zahlenmäßige Nachweis über die Durchführung des Lehrerbesoldungsgesetzes vom 3. 
März 1897 und somit einen sicheren Ueberblick über die durch dasselbe erfolgte Neuordnung der Gehaltsverhältnisse der 
preußischen Volksschullehrerschaft zu gewinnen*. (Diensteinkommen 1902, Vorwort) Erfaßt sind nahezu alle preußischen 



Lehrer. Zur Übersicht: 

Stadtlehrer ohne Kirchenamt 19. 154 

Stadtlehrer mit Kirchenamt 1.367 

Landlehrer ohne Kirchenamt 29.427 

Landlehrer mit Kirchenamt 11.044 

60.992 60.992 

Hauptlehrer Stadt ohne Kirchenamt 955 

Hauptlehrer Stadt mit Kirchenamt 238 
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Hauptlehrer Land ohne Kirchenamt 


1.306 




Hauptlehrer Land mit Kirchenamt 


933 






3.432 


3.432 


Rektoren Stadt ohne Kirchenamt 


1.506 




Rektoren Stadt mit Kirchenamt 


111 




Rektoren Land ohne Kirchenamt 


96 




Rektoren Land mit Kirchenamt 


17 






1.732 


1.732 


Gesamt 




66.156 



Quelle: Das Diensteinkommen der Volksschullehrer in Preußen auf Grund der statistischen Aufnahme vom 1. März 1899 
bearbeitet vom Geschäftsführenden Ausschuss des Preussischen Lehrervereins, Magdeburg 1902 



Tak.29: Gnuidfchalt der preaßischen Stadtlchrer mit Kirchendienst am L1.1899, nach Resienm^sbezirken* 



Gehaltsstufe 

Reg,bez. 


bis 900 
n % 


900-1050 
n % 


1050-1200 
n % 


1200-1400 
n % 


über 1400 
n % 


n 


zus. 

% 


Königsberg 


2 


3,8 


2 


3,8 


2 


3,8 


24 


45,3 


24 


43,4 


53 


100,1 


Gumbinnen 


. 


0,0 


3 


13,6 


4 


18,2 


3 


13,6 


12 


54,6 


22 


100,0 


Danzig 


- 


0,0 


- 


0,0 


- 


0,0 


1 


12,5 


7 


87,5 


8 


100,0 


Marienwerder 


- 


0,0 


2 


12,5 


2 


12,5 


11 


68,8 


1 


6,3 


16 


100,1 


Potsdam 


3 


2.9 


4 


3,9 


10 


9,7 


42 


40,8 


44 


42,7 


103 


100,0 


Frankfurt/Oder 


2 


1,8 


7 


6,4 


13 


11,8 


45 


40,9 


43 


39,1 


110 


100,0 


Berlin 


- 


0,0 


- 


0,0 


- 


0,0 


- 


0,0 


- 


0,0 


- 


0,0 


Stettin 


. 


0,0 


6 


16,7 


1 


2,8 


13 


36,1 


16 


44,4 


36 


100,0 


Köslin 


1 


8,3 


1 


8,3 


1 


8,3 


6 


50,0 


3 


25,0 


12 


99,9 


Stralsund 


1 


4.4 


- 


0,0 


1 


4,4 


10 


43,5 


11 


47,8 


23 


100,1 


Posen 




0,0 


4 


6,5 


9 


14,5 


16 


25,8 


33 


53,2 


62 


100,0 


Bromberg 




0,0 




0.0 


7 


33,3 


11 


52.4 


3 


14,3 


21 


100,0 


Breslau 




0,0 




0.0 


3 


5,0 


17 


28,3 


40 


66,7 


60 


100,0 


Liegnitz 




0,0 


1 


1,5 


6 


9,2 


17 


26,2 


41 


63,1 


65 


100,0 


Oppeln 




0,0 




0,0 


2 


6,9 


10 


34,5 


17 


58,6 


29 


100,0 


Magdeburg 




0,0 


2 


2,1 


9 


9,5 


54 


56,8 


30 


41,6 


95 


100,0 


Merseburg 


1 


0,7 




0,0 


28 


19,1 


82 


55,8 


36 


24,5 


147 


100,1 


Erfurt 




0,0 




0,0 


7 


18,0 


28 


71,8 


4 


10,3 


39 


100,1 


Schleswig 




0,0 




0,0 


- 


0,0 


3 


6,5 


43 


93,5 


46 


100,0 


Hannover 




0,0 




0,0 


- 


0,0 


6 


37,5 


10 


62,5 


16 


100,0 


Hildesheim 




0,0 




0.0 


4 


6,6 


31 


50,8 


26 


42,6 


61 


100,0 


Lüneburg 




0,0 




0,0 


- 


0,0 


1 


7,7 


12 


92,3 


13 


100,0 


Stade 




0,0 




0.0 


- 


0,0 


3 


33,3 


6 


66,7 


9 


100,0 


Osnabrück 




0,0 




0,0 


4 


13,3 


13 


43,3 


13 


43,3 


30 


99,9 


Aurich 




0,0 


2 


6,7 


3 


10,0 


5 


16.7 


20 


66.7 


30 


100,1 


Münster 




0,0 




0,0 


- 


0,0 


14 


93,3 


1 


6,7 


15 


100,0 


Minden 




0,0 




0,0 


- 


0,0 


8 


32,0 


17 


68,0 


25 


100,0 


Arnsberg 




0,0 




0,0 


1 


5,3 


6 


31,6 


12 


63,2 


19 


100,1 


Kassel 




0,0 


2 


1,9 


26 


25,0 


59 


56,7 


17 


16,4 


104 


100,0 


Wiesbaden 




0,0 




0,0 


7 


10,0 


49 


70,0 


14 


20,0 


70 


100,0 


Koblenz 




0,0 




0,0 


2 


14,3 


6 


42,9 


6 


42,9 


14 


100,1 


Köln 




0,0 




0,0 




0,0 


- 


0,0 


- 


0,0 


- 


0,0 


Aachen 




0,0 




0,0 


1 


25,0 


- 


0,0 


3 


75,0 


4 


100,0 


Trier 




0,0 




0,0 


- 


0,0 


. 


0,0 


. 


0,0 


. 


0,0 


Düsseldorf 




0,0 




0,0 


1 


10,0 


3 


30,0 


6 


60,0 


10 


100,0 


Gesamt 


10 


0,7 


36 


2,6 


154 


11,3 


597 


43,7 


570 


41.7 


1367 


100,0 



• s. Anm. zu Tab.28 



Quelle: s. Tab.28 
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Tab.30: Gnin^cchalt 4er |ireaftischcn Landlehrer ahne Kirchendienst am L3.1899, nach Reciemntshezirken* 



Gehaltsstufe 

Reg.bez. 


bis 900 
n % 


900-1050 
n % 


1050-1200 
n % 


1200-1400 
n % 


über 1400 
n % 


n 


zus. 

% 


Köniftsberj; 


1795 


92,4 


131 


6,7 


17 


0,9 


. 


0,0 




0,0 


1943 


100,0 


Gumbinnen 


1668 


98,2 


31 


1,8 


- 


0,0 


- 


0,0 




0,0 


1699 


100,0 


Danzig 


2 


0,2 


846 


97,5 


20 


2,3 


- 


0,0 




0,0 


868 


100,0 


Marienwerder 


15 


1,0 


1378 


91,5 


105 


7,0 


7 


0,5 


1 


0,1 


1506 


100,1 


Potsdam 


154 


12,8 


316 


26,4 


260 


21,7 


469 


39,1 




0,0 


1199 


100,0 


Frankfurt/Oder 428 


53,7 


323 


40,5 


40 


5,0 


6 


0,8 




0,0 


797 


100,0 


Berlin 




0,0 


- 


0,0 


- 


0,0 


- 


0,0 




0,0 


- 


0,0 


Posen 




0,0 


1098 


93,3 


79 


6,7 


- 


0,0 




0,0 


1177 


100,0 


Bromberg 




0,0 


853 


95,1 


44 


4,9 


- 


0,0 




0,0 


897 


100,0 


Breslau 




0,0 


1074 


68,7 


468 


29,9 


20 


1,3 


2 


0,1 


1564 


100,0 


Liegnitz 




0,0 


644 


64,9 


322 


32,4 


24 


2,4 


3 


0,3 


993 


100,0 


Oppeln 




0,0 


1533 


61,1 


976 


38,9 


- 


0,0 




0,0 


2509 


100,0 


MajtdeburK 




0,0 


337 


54,0 


286 


45,8 


1 


0,2 




0,0 


624 


100,0 


Merseburg 


1 


0,2 


538 


79,2 


138 


20,3 


2 


0,3 




0,0 


679 


100,0 


Erfurt 




0,0 


223 


99,1 


2 


0,9 


- 


0,0 




0,0 


225 


100,0 


Schleswig 


1 


0,1 


40 


2.3 


1516 


88,0 


165 


9,6 




0,0 


1722 


100,0 


’ Hannover 




0,0 


181 


45,4 


213 


53,4 


5 


1,3 




0,0 


399 


100,1 


Hildesheim 




0,0 


35 


16,2 


181 


83,4 


- 


0,0 




0,0 


216 


100,0 


Lüneburg 




0,0 


514 


78,5 


140 


21,4 


1 


0,2 




0,0 


655 


100,1 


Stade 




0,0 


385 


44,1 


486 


55,6 


3 


0,3 




0,0 


874 


100,0 


Osnabrück 




0,0 


184 


47,1 


206 


52,7 


1 


0,3 




0,0 


391 


100,1 


Aurich 




0,0 


213 


76,9 


47 


17,0 


16 


5,8 


1 


0.4 


277 


100,1 


Münster 




0,0 


125 


23,2 


263 


48,9 


150 


27,9 




0,0 


538 


100,0 


Minden 




0,0 


207 


35,1 


362 


61,5 


20 


3,4 




0,0 


589 


100,0 


Arnsberg 




0,0 


85 


5,8 


371 


25,2 


955 


64,8 


64 


4.3 


1475 


100,1 


Kassel 




0,0 


254 


50,3 


182 


36,0 


69 


13,7 




0,0 


505 


100,0 


Wiesbaden 


1 


0,2 


435 


66,7 


161 


24,7 


55 


8,4 




0,0 


652 


100,0 


Koblenz 




0,0 


383 


68,3 


163 


29,1 


15 


2,7 




0,0 


561 


100,1 


Köln 




0,0 


28 


6,4 


371 


84,5 


38 


8,7 


2 


0,5 


439 


100,1 


Aachen 




0,0 


272 


87,2 


39 


12,5 


1 


0,3 


- 


0,0 


312 


100,0 


Trier 




0,0 


61 


10,5 


236 


40,6 


228 


39,2 


56 


9,6 


581 


99,9 


Düsseldorf 




0,0 


- 


0,0 


155 


18,1 


700 


81,8 


1 


0,1 


856 


100,0 


Gesamt 


5492 


18,7 


12890 


43,8 


7964 


27,1 


2951 


10,0 


130 


0.5 


29427 


100,1 



• s. Anm. zu Tab.28 



Quelle: s. Tab.28 
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Tab.31: GnmJgchall 4cr preafiischcn Landlehrer mit Kirchendienat am L3.1899, nach Refiemnfshezirken* 



Gehaltsstufe 

Reg.bez. 


bis 900 
n % 


900-1050 
n % 


1050-1200 
n % 


1200-1400 
n % 


über 1400 
n % 


n 


zus. 

% 


Königsberg 




0,0 


19 


7,5 


75 


29,6 


94 


37,2 


65 


25,7 


253 


100,0 


Gumbinnen 




0,0 


- 


0,0 


10 


10,4 


15 


15,6 


71 


74,0 


96 


100,0 


Danzig 




0.0 


1 


0.9 


19 


16,2 


78 


66.7 


19 


16,2 


117 


100,0 


Marienwerder 




0,0 


10 


7,2 


73 


52.5 


48 


34,5 


8 


5,8 


139 


100,0 


Potsdam 


1 


0,1 


249 


21,9 


565 


49,7 


281 


24,7 


40 


3,5 


1136 


99,9 


Frankfurt/Oder 




0,0 


206 


24,7 


439 


52,6 


141 


16,9 


48 


5.8 


834 


100,0 


Berlin 




0,0 


- 


0,0 




0.0 


- 


0,0 


- 


0.0 


- 


0,0 


Stettin 




0,0 


313 


47,3 


315 


47,6 


29 


4,4 


5 


0,8 


662 


100,1 


Köslin 


3 


1,0 


216 


68,6 


91 


28,9 


5 


1,6 


- 


0.0 


315 


100,1 


Stralsund 




0,0 


4 


3,7 


47 


44,0 


41 


37,6 


16 


14,7 


108 


100,0 


Posen 




0,0 


13 


11,0 


70 


59,3 


30 


25,4 


5 


4,2 


118 


99,9 


Bromberg 




0,0 


1 


1,9 


37 


68,5 


15 


27,8 


1 


1.9 


54 


100,1 


Breslau 




0,0 


6 


1.1 


83 


15,8 


260 


49,3 


178 


33,8 


527 


100,0 


Liegnitz 




0,0 


21 


4,2 


76 


15,3 


185 


37,3 


214 


43,2 


4% 


100,0 


Oppeln 




0,0 


2 


0.8 


47 


19,4 


114 


47,1 


79 


32,7 


242 


100,0 


Magdeburg 




0,0 


20 


2.3 


338 


39,4 


335 


41,3 


146 


17,0 


839 


100,0 


Merseburg 


1 


0,1 


61 


6,8 


303 


33,7 


402 


44,7 


132 


14,7 


899 


99,9 


Erfurt 




0,0 


6 


1,6 


133 


34,6 


234 


60,8 


12 


3,1 


385 


100,1 


Schleswig 




0,0 


3 


0,9 


21 


6,2 


62 


18,2 


255 


74,8 


341 


100,1 


Hannover 


1 


0,3 


40 


9,9 


93 


23,0 


171 


42,3 


99 


24,5 


404 


100,0 


Hildesheim 




0,0 


2 


0,3 


57 


9,5 


455 


75,6 


88 


14,6 


602 


100,0 


Lüneburg 




0,0 


45 


14,1 


63 


19,8 


135 


42,3 


76 


23,8 


319 


100,0 


Stade 




0,0 


6 


5,1 


8 


6,8 


52 


44,1 


52 


44,1 


118 


100,1 


Osnabrück 




0,0 


1 


1,2 


35 


42,7 


32 


39,0 


14 


17,1 


82 


100,0 


Aurich 




0,0 


4 


2.8 


10 


7.1 


43 


30,5 


84 


59,6 


141 


100,0 


Münster 




0,0 


4 


9,1 


8 


18,2 


19 


43,2 


13 


29,6 


44 


100,1 


Minden 




0,0 


4 


2,7 


21 


14,0 


73 


48,7 


52 


34,7 


150 


100,1 


Arnsberg 




0,0 


5 


2,8 


37 


20,7 


72 


40,2 


65 


36,3 


179 


100,0 


Kassel 




0,0 


201 


47,0 


182 


42,5 


45 


10,5 


- 


0,0 


428 


100,0 


Wiesbaden 




0,0 


93 


16,0 


348 


59,7 


126 


21,6 


16 


2,7 


583 


100,0 


Koblenz 




0,0 


51 


15,6 


175 


53,5 


83 


25,4 


18 


5.5 


327 


100,0 


Köln 




0,0 


- 


0,0 


2 


50,0 


- 


0,0 


2 


50,0 


4 


100,0 


Aachen 




0,0 


20 


69,0 


6 


20,7 


2 


6.9 


1 


3,5 


29 


100,1 


Trier 




0,0 


1 


2,1 


16 


34,0 


17 


36,2 


13 


27,7 


47 


100,0 


Düsseldorf 




0,0 


• 


0,0 


* 


0,0 


11 


42,3 


15 


57,7 


26 


100,0 


Gesamt 


6 


0,1 


1628 


14,7 


3803 


34,4 


3705 


33,7 


1902 


17,2 


11044 


100,1 



• s. Anm. zu Tab.28 



Quelle: s. Tab.28 



446 








TabJ2: Gnm^schalt 4er prcaSischen Haaptlehrer ahne Kirchen4ienst am 1.3.L899, nach Pravinzen* 



Gehaltsstufe/ 

Provinz 


bis 1200 


1200-1400 


Stadt 

über 1400 


zus. 


bis 1200 


1200-1400 


Land 

über 1400 


zus. 


Ostpreußen 


17 


18 


3 


38 


54 


3 


. 


57 


Westpreußen 


14 


14 


31 


59 


78 


13 


- 


91 


Brandenburg 


3 


11 


34 


48 


4 


7 


42 


53 


Pommern 


1 


9 


5 


15 


6 


9 


. 


15 


Posen 


41 


30 


29 


100 


41 


1 


10 


52 


Schlesien 


12 


34 


15 


61 


88 


114 


66 


268 


Sachsen 


5 


7 


5 


17 


10 


4 


2 


16 


Schleswig 


- 


9 


24 


33 


1 


31 


25 


57 


Hannover 


3 


7 


67 


77 


7 


21 


11 


39 


Westfalen 


- 


20 


77 


97 


12 


79 


165 


256 


Hessen-Nassau 


- 


12 


3 


15 


- 


4 


2 


6 


Rheinprovinz 


1 


21 


373 


395 


22 


178 


1% 


3% 


Gesamt 
in % 


97 

10,2 


192 

20,1 


666 

69,7 


955 

100,0 


323 

24,7 


464 

35,5 


519 

39,7 


1306 

99,9 



• s. Anm. zu Tab.28 



Quelle: s. Tab.28 



Tab.33: Gnin4{ehalt 4cr freaBischen Haaptiehrer mit KirchcnBicnst am L1.1899, nach Pravinzcn* 



Gehaltsstufe/ 






Stodt 








Land 




Provinz 


bis 1200 


1200-1400 


über 1400 


zus. 


bis 1200 


1200-1400 


über 1400 


zus. 


Ostpreußen 


. 


3 


3 


6 


7 


14 


23 


44 


Westpreußen 


- 


4 


4 


8 


2 


14 


8 


24 


Brandenburg 


- 


3 


7 


10 


1 


8 


17 


26 


Pommern 


1 


- 


1 


2 


11 


13 


7 


31 


Posen 


- 


3 


22 


25 


4 


2 


2 


8 


Schlesien 


1 


5 


66 


72 


2 


29 


274 


305 


Sachsen 


- 


7 


12 


19 


4 


24 


74 


102 


Schleswig 


- 


- 


18 


18 


- 


7 


77 


84 


Hannover 


- 


1 


9 


10 


3 


11 


69 


83 


Westfalen 


- 


4 


19 


23 


5 


27 


69 


101 


Hessen-Nassau 


. 


6 


16 


22 


4 


21 


29 


54 


Rheinprovinz 


- 


1 


22 


23 


2 


18 


51 


71 


Gesamt 


2 


37 


199 


238 


45 


188 


700 


933 


in% 


0,8 


15,6 


83,6 


100,0 


4,8 


20,2 


75,0 


100,0 



• s. Anm. zu Tab.28 



Quelle: s. Tab.28 
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Tak.34: Gniii4fehalt 4cr prcvftischen Rektarcn «hne Kirchen4icnst am L3.L899, nach Pravinzen* 



Gehaltsstufe/ 






Stadt 








Land 




Provinz 


bis 1400 


1400-1800 


über 1800 


zus. 


bis 1400 


1400-1800 


über 1800 


zus. 


Ostpreußen 


7 


44 


7 


58 


. 


1 


1 


2 


Westpreußen 


- 


35 


2 


37 


- 


1 


- 


1 


Brandenburg 


14 


83 


267 


364 


- 


5 


5 


10 


Pommern 


2 


12 


64 


78 




1 




1 


Posen 


2 


47 


9 


58 




3 




3 


Schlesien 


4 


212 


17 


233 




9 




9 


Sachsen 


2 


60 


62 


124 




5 




5 


Schleswig 


3 


99 


- 


102 




- 




- 


Hannover 


1 


25 


6 


32 


- 


7 


2 


9 


Westfalen 


- 


67 


17 


84 


1 


18 


6 


25 


Hessen-Nassau 


3 


15 


51 


69 


- 


2 


3 


5 


Rheinprovinz 


- 


69 


198 


267 


1 


22 


5 


28 


Gesamt 


38 


768 


700 


1506 


2 


74 


22 


98 


in % 


2,5 


51,0 


46,5 


100,0 


2,0 


75,5 


22,5 


100,0 



• s. Anm. zu Tab.28 



Quelle: s.Tab.28 



Tah.l5: GninJgchalt der prcaftischcn RekUren mit KirchenJienst am L3.L899, nach Pravinzcn* 



Gehaltsstufe/ 

Provinz 


bis 1400 


1400-1800 


Stadt 

über 1800 


zus. 


bis 1400 


1400-1800 


Land 

über 1800 


zus. 


Qstpreußen 


1 


7 


11 


19 










Westpreußen 


- 


8 


2 


10 








- 


Brandenburg 


2 


3 


10 


15 










Pommern 


- 


1 


12 


13 






1 


1 


Posen 


- 


2 


1 


3 






- 


- 


Schlesien 


. 


- 


2 


2 






- 


- 


Sachsen 


2 


11 


6 


19 




1 


1 


2 


Schleswig 


- 


- 


4 


4 




- 


- 




Hannover 


1 


4 


3 


8 


2 


7 


2 


11 


Westfalen 


1 


1 


3 


5 




2 


- 


2 


Hessen-Nassau 


2 


7 


3 


12 




1 


- 


1 


Rheinprovinz 


- 




1 


1 




* 


* 


* 


Gesamt 


9 


44 


58 


111 


2 


11 


4 


17 


in % 


8,1 


39,6 


52,3 


100,0 


11,8 


64,7 


23,5 


100,0 



• s. Anm. zu Tab.28 



Quelle: s. Tab.28 
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TabJtc Du Wut^t-G*aU« bei itn UhRrdnkMuua tm* 



Gehalts- 

stufen 


n 


Stadt 

% 


n 


Land 

% 


n 


zus, 

% 


bis 600 


10 


0,2 


380 


13 


390 


17 


600-900 


742 


11,9 


3.985 


23,7 


4.727 


205 


900-1200 


1015 


312 


8830 


516 


10845 


47,0 


1200-1500 


L414 


216 


1769 


16,5 


4.183 


182 


1500-1800 


943 


15.1 


561 


3.3 


1504 


6,5 


1800-2400 


906 


14,5 


229 


14 


1135 


4.9 


2400-3000 


126 


2.0 


29 


a2 


155 


87 


über 3000 


106 


17 


8 


0,1 


114 


05 


Gesamt 


6c262 


100,2 


18791 


1001 


23.053 


1000 



MITTE^ 



Gehalts- 

stufen 


n 


Stadt 

% 


n 


Land 

% 


n 


zus. 

% 


bis 600 


4 


81 


34 


85 


38 


84 


600-900 


486 


13,7 


1890 


25.7 


1376 


218 


900-1200 


1179 


33,3 


3.277 


44,6 


4.456 


489 


1200-1500 


679 


19,2 


1268 


17,3 


1947 


17,9 


1500-1800 


569 


181 


538 


7,3 


1107 


182 


1800-2400 


501 


14,1 


296 


4,0 


797 


7.3 


2400-3000 


97 


2,7 


42 


86 


139 


1,3 


Gesamt 


3.544 


1080 


7.350 


1081 


18894 


100,1 



WEST^ 



Gehalts- 

stufen 


n 


Stadt 

% 


n 


Land 

% 


n 


zus. 

% 


bis 600 


2 


80 


27 


83 


29 


82 


600-900 


148 


2,5 


1206 


115 


1354 


87 


900-1200 


1519 


25,7 


4.408 


45,8 


5.927 


381 


1200-1500 


1469 


24,8 


1534 


283 


4.003 


25.7 


1500-1800 


1041 


17,6 


997 


184 


1038 


13.1 


1800-2400 


1306 


22.1 


430 


4,5 


1736 


112 


2400-3000 


359 


81 


27 


83 


386 


15 


über 3000 


76 


U 


2 


80 


78 


85 


Gesamt 


5.920 


100,1 


9.631 


1081 


15.551 


1080 



Quelle: Preußische Statisük 1886 (Heft 101). Tabclientcil, S66^. S73-83, S.85-93, S.96-100 



Anmerkungen: 

* Angaben in Mait/Iahr bzw. %; n » Zahl der Lehrer je Gehaltsstufe 

1 Ost » Reg.bez. Königsberg, Gumbinnen, Danzig, Marienwerder, Stettin. Köslin, Stralsund, Posen, Bromberg, Breslau, 
Liegnitz, Oppeln 

2 Mitte * Reg.bez. Magdeburg Merseburg, Erfurt, Hannover, Hildesbeim, Lüneburg Stade, Osnabrück, Aurich 

3 West s Reg.bez. Münster, Minden, Arnsberg, Koblenz, Düsseidort Köln, Trier, Aachen 
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Tak37: LchrereiakaBBica im Rcg.b«c. Kakicaz 



Gehaltsstufe 

Kreis 


bis 1200 
n % 


1200-1350 
n % 


1350-1500 
n % 


über 1500 
n % 


n 


ZUSw 

% 


Ahrweiler 


15 


22,7 


26 


39,4 


21 


31,8 


4 


6,1 


66 


100,0 


Altenkirchen 


67 


35,5 


78 


4U 


35 


18,5 


9 


4,8 


189 


100,1 


Cobienz (Stadt) 


- 


ao 


- 


0,0 


- 


ao 


60 


100,0 


60 


mo 


Cobienz (Land) 


5 


6,0 


39 


46,4 


31 


36,9 


9 


10,7 


84 


100,0 


St Goar 


62 


62,0 


18 


18,0 


20 


20,0 


- 


0,0 


100 


100,0 


Kreuznach 


51 


23,4 


76 


H9 


42 


19,3 


49 


22,5 


218 


lOOll 


Meisenheim 


37 


90,2 


- 


0,0 


4 


9,8 


- 


0,0 


41 


100,0 


Simmem 


22 


78,6 


2 


7,1 


4 


14,3 


- 


0,0 


28 


100,0 


ZeU 


18 


21,7 


44 


53,0 


7 


8,4 


14 


16,9 


83 


100,0 


Cochem 


63 


77,8 


13 


16^1 


5 


6^2 


- 


0,0 


81 


100,1 


Mayen 


65 


47,1 


37 


26,8 


17 


12,3 


19 


13,8 


138 


100,0 


Adenau: Bürgermeiste- 




















ret Aremberg 


12 


85,7 


2 


14,3 


■ 


0,0 


■ 


0,0 


14 


100,0 


Gesamt 


417 


37,8 


335 


30,4 


186 


16,9 


164 


14,9 


1102 


100,0 



* Gebaltsttufen in Mark/Jahr; n » Zahl der Lehrer, sonstige Angaben in %; bei den Gehaltsstufen sind jeweils nur Grundgehalt 
urxi Alterszulage eingeschlossen. Mietentschddigung bzw. Wett der Dienstwohnung sind demnach nicht in Anschlag gebracht 



Quelle: Gesuch des Lehrers Will Quadflie^ Aachen. In: LHA Koblenz Best 403 Nr. 13726. 29. Januar 1906 



TmkJSt Uhr*rt«hilt*r im Rcf.b«i. Kilo 1906* 



Gehaltsstufe 

Kreis 


bis 1200 
n % 


1200-1350 
n % 


1350-1500 
n % 


über 1500 
n % 


n 


ZUS. 

% 


Cöln (Stadt) 


. 


0,0 


. 


0,0 


. 


0,0 


517 


100,0 


517 


100,0 


Cöin (Land) 


- 


0,0 


64 


52,5 


3 


2,5 


55 


45,1 


122 


100,1 


Bonn 


1 


0,6 


66 


37,5 


8 


4.6 


101 


57,4 


176 


100,1 


Bergheim 


- 


0,0 


54 


69,2 


22 


28,2 


2 


2.6 


78 


mo 


Euskirchen 


18 


22,0 


43 


52,4 


21 


25,6 


- 


0,0 


82 


100,0 


Mülbeim/Rhein 


- 


0,0 


63 


35,4 


49 


27,5 


66 


37,1 


178 


loao 


Rheinbacb 


52 


77,6 


13 


19,4 


2 


3,0 


- 


0,0 


67 


100,0 


Siegkreis 


16 


8.3 


106 


55,2 


38 


19,8 


32 


16.7 


192 


100,0 


Gesamt 


87 


8.2 


409 


29,0 


143 


10,1 


773 


54.8 


1412 


100,1 



• s. Anna, zu Tab.37 



Quelle: s.Tab.37 
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T»h39i Uhrrrt«hill»r im Ret.^s. Dimel4«rf 19M* 



Gehaltsstufen 


bis 1200 


1200-1350 


1350-1500 


über 1500 




zus. 


Kreis 


n 


% 


n 


% 


n 


% 


n 


% 


n 


% 


Bannen (Stadt) 




0,0 


. 


0,0 


. 


0.0 


341 


100,0 


341 


100,0 


Krefeld 


- 


0.0 


- 


0,0 


63 


25,5 


184 


74,5 


247 


100.0 


Qeve 


. 


0,0 


26 


24,1 


44 


40,7 


38 


35,2 


108 


100,0 


Düsseldorf 
(Stadt u. Land) 




0.0 




0,0 


51 


9,6 


479 


90,4 


530 


100,0 


Duisburg 




0,0 


- 


0,0 


- 


0,0 


227 


100,0 


227 


100,0 


Elberfeld 

Essen 




0,0 


* 


0,0 


’ 


0,0 


390 


100,0 


390 


lOO^O 


(Stadt und Land) 




0.0 


- 


0,0 


- 


0.0 


7 


(keine Angaben) 




Geldern 




0,0 


51 


64,6 


28 


35,5 


- 


0,0 


79 


100,1 


Grevenbroich 




0,0 


46 


48,9 


27 


28,7 


21 


22,3 


94 


99,9 


Mönchen-Gladbach 
(Stadt und Land) 




0.0 


29 


8,8 


85 


25.7 


217 


65,6 


331 


mi 


Kempen 

Lennep/Stadtkreis 




0,0 


33 


19,1 


109 


63,0 


31 


17,9 


173 


loao 


Remscheid 




0,0 


- 


0,0 


127 


40,3 


188 


59,7 


315 


100,0 


Mühlheim 




0.0 


- 


0,0 


- 


0,0 


255 


100,0 


255 


loao 


Mörs 




0,0 


4 


2,9 


122 


87,8 


13 


9,4 


139 


100,1 


Mettmann und 
Vohwinkel 




0,0 




0,0 


9 


3,8 


230 


96,2 


239 


100,0 


Neus 




0,0 


52 


51,5 


13 


12,9 


36 


35,6 


101 


mo 


Oberhausen 




0,0 


- 


0,0 


- 


0,0 


81 


100,0 


81 


100,0 


Rees 




0,0 


- 


0,0 


84 


67,7 


40 


32,3 


124 


100,0 


Ruhrort 




0,0 


. 


0,0 


43 


8,6 


460 


9L5 


503 


100,1 


Solingen 




0,0 


■ 


0,0 


•> 




7 


(keine Angaben) 




Gesamt 


. 


0,0 


241 


5.6 


805 


18,8 


3231 


75,5 


4277 


99,9 



* s. Anm. zu Tab.37 
Quelle: s. Tab.37 



Tab.40b Lchrerfehillcr im Rcf.b«i. Trier 1504* 



Gehaltsstufe 

Kreis 


bis 1200 
n % 


1200-1350 
n % 


1350-1500 
n % 


über 1500 
n % 


n 


EUS. 

% 


Bitburg 


87 


87,9 


8 


8.1 


4 


4,0 


. 


0,0 


99 


100,0 


Daun 


79 


94,1 


1 


1.2 


4 


4,8 


- 


0,0 


84 


100,1 


Merzig 


- 


0.0 


57 


67,1 


15 


17,7 


13 


15,3 


85 


100,1 


Prüm 


87 


95,6 


2 


2.2 


2 


2,2 


- 


0,0 


91 


100,0 


Saarbrücken 


- 


0,0 


1 


0,3 


25 


<k3 


376 


93,5 


402 


100,1 


Saarlouis 


- 


0,0 


15 


9,7 


114 


74,0 


25 


16.2 


154 


99,9 


Sl Wendel 


- 


(KO 


124 


93,2 


8 


6,0 


1 


as 


133 


100,0 


Gesamt 


253 


24,1 


206 


19,9 


172 


16.4 


415 


39,6 


‘1048 


loao 



* s. Anm. zu Tab.37 



Quelle: s. Tab.37 
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TaML Lchrcrgehillcr im Rcf.b«z. Aachen 



Gehaltssbife 

Kreis 


bis 1200 
n % 


1200-1350 
n % 


1350-1500 
n % 


über 1500 
n % 


n 


zus. 

% 


Aachen (Stadt) 


. 


0,0 


. 


0,0 


. 


0,0 


168 


100,0 


168 


100,0 


Aachen (Land) 


- 


0,0 


45 


22,0 


138 


67,3 


22 


10,7 


205 


100,0 


Düren 


26 


15,7 


71 


42,8 


16 


9,6 


53 


31,9 


166 


100,0 


Erkelenz 


27 


33,8 


38 


47,5 


15 


18,8 


. 


0,0 


80 


100,1 


Eupen 


- 


0.0 


9 


25.7 


26 


74,3 


- 


0.0 


35 


100,0 


Heinsberg 


18 


24,0 


53 


70,7 


4 


5,3 


- 


0,0 


75 


100,0 


Geilenkirchen 


14 


26,4 


35 


66,0 


4 


7,6 


- 


0,0 


53 


100,0 


Jülich 


3 


3,5 


57 


65,6 


19 


21,8 


8 


9,2 


87 


100,0 


Montjoie 


14 


33,3 


17 


40,5 


11 


26,2 


- 


0,0 


42 


100,0 


Schleiden 


101 


80,8 


20 


16,0 


4 


3,2 


- 


0.0 


125 


loao 


Gesamt 


227 


m 


385 


34,1 


266 


23,6 


251 


22,2 


1129 


100,0 



•s.Tab.37 



Quelle: s. Tab.37 



Tah.42: Lchrcrfehiltcr in 4cr Rheinprevinz 1506* 



Gehaltsstufe 

Kreis 


bis 1200 
n % 


1200-1350 
n % 


1350-1500 
n % 


über 1500 
n % 


n 


zus. 

% 


Coblenz 


144 


37,8 


335 


30,4 


186 


16,9 


164 


14,9 


1102 


100,0 


Cöln 


87 


6,2 


409 


29,0 


143 


10,1 


773 


54,8 


1412 


100,1 


Düsseldorf 


- 


0,0 


241 


5,6 


805 


18,8 


3231 


75,5 


4277 


99,9 


Trier 


253 


24,1 


208 


19,9 


172 


16,4 


415 


39,6 


1048 


100,0 


Aachen 


227 


20,1 


385 


34.1 


266 


23,6 


251 


22,2 


1129 


100,0 


Gesamt 


984 


11,0 


1578 


17,6 


1572 


17,5 


4834 


53,9 


8968 


100,0 



•s.Tab.37 



Queile: s. Tab.37 



Tah.43c Gchaltcvcrhiltnissc 4cr Elcmcntarlehrer in sechs Kreisen 4es Ref.hez. Kein LS96 



1 



Gehaltsstufen 

Kreis 


600-900 
n % 


900-1200 
n % 


1200-1500 
n % 


1500-1800 
n % 


1800-2400 
n % 


2400-3000 
n % 


über 3000 
n % 


zus. 

n % 


2 

Bergbeim ^ 


33 


25,0 


48 


36,4 


27 


20,5 


14 


10,6 


9 


6.8 


1 


0,8 


. 


0,0 


132 


100,1 


Euskirche^i 


17 


16,0 


42 


39,6 


19 


17,9 


14 


13,2 


12 


11,3 


1 


0.9 


1 


0.9 


106 


99,8 


Köln-Land ^ 


54 


27,4 


65 


33,0 


39 


19,8 


23 


11.7 


13 


6.6 


3 


1,5 


- 


0,0 


197 


100,0 


Mülheim(SL) ^ 


12 


13,8 


20 


23,0 


18 


20,7 


12 


13,8 


14 


16,1 


10 


11,5 


1 


12 


87 


100,1 


Mülhetm(I^) 


31 


18,1 


71 


41,5 


42 


24,6 


7 


4.1 


19 


11,1 


1 


0.6 


- 


(^0 


171 


100,0 


Rbeinbach g 


6 


ILl 


18 


33,3 


15 


27,8 


12 


22,2 


2 


3.7 


1 


1,9 


. 


0.0 


54 


100,0 


Wipperfürth 


9 


20,5 


22 


50,0 


7 


15.9 


6 


13,6 


- 


0,0 


- 


0,0 


■ 


0,0 


44 


100,0 


Gesamt 


162 20,5 


286 36,2 


167 21,1 


88 


11.1 


69 


8,7 


17 


2,2 


2 


0.3 


791 


100,1 



Quelle: HSA Düsseldorf Reg, Köln AbLlI Nr.2709a. 18% 



Anmerkungen: 
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1 Gehaltsstufen in Mark/Jahr, n - 21ahl der Lehrer; sonstige Angaben in % der Lehrerstellen; incl. Dienstalterszulage; excL 
Wohnung bzw. Mietentschädigung; jedoch haben alle Lehrer Wohnung oder Mietentschädigung; incl. Einkünften aus Neben- 
ämtern (dies dürfte im übrigen ein Grund für die deutliche Streuung der Lehrer über die Gehaltsstufen sein!). 

2 In Bergheim beziehen 20 Lehrer Einkommen aus Nebenämtern; mit eingerechnet; die Art der Nebenämter differiert stark: so- 
wohl mit dem Kirchenamt verbundene Stellen als auch Lehrer an Gymnasien und anderen Schulen als Nebenamt; aber auch 
Z.B. Sparkassen-Rendant, Fleischbeschauer usw.. Das hier genannte gilt auch für die anderen Landkreise. 

3 In Euskirchen beziehen 37 Lehrer Einkünfte aus Nebenämtern; mit eingerechnet 

4 In Köln-Land haben 22 Lehrer Nebeneinkünfte; mit eingerechnet 

5 Fünf Lehrer beziehen Nebeneinkünfte; mit eingerechnet 

6 Sechs Lehrer haben Nebeneinkünfte; mit eingerechnet 

7 15 Lehrer haben Nebeneinkünfte; mit eingerechnet 

8 Zwei Lehrer beziehen Nebeneinkünfte; mit eingerechnet 



Tab.44: Verteilang der Lchrergchiltcr aaf das Lebensalter in den gräBeren dentschen Staaten 1914 - 
Gesamteinkammen des dentschen Elementarlehrerhemls* 



Lebensjahr/Staat 


Baden 


Bayern 


Hessen 


Sachsen 


Württemberg 


Preußen 


21 


1.000 




1.000 


1.100 


1.241 


1.120 


22 














23 




820 


1.100 








24 


1.100 






1.500 






25 










1.387 


1.400 


26 




1.090 


1.550 








27 


1.200 








1.600 




28 












1.600 


29 


1.600 


1.350 


1.750 


1.700 






30 










L750 




31 


1.750 


1.500 








1.800 


32 






1.900 


1.900 






33 


1.900 








1.900 




34 




1.650 








1050 


35 


2.050 




1100 


1100 






36 










1100 




37 


1200 


1.800 








1300 


38 






1300 


1300 






39 


1350 








1300 




40 




1.950 








1500 


41 


1500 




1500 


1500 






42 










1500 




43 


1650 


1100 








1700 


44 






1800 


1700 






45 


1800 








1700 




46 




1250 








1900 


47 


3.000 




3.000 


1850 






48 










1950 




49 


3.200 


1400 








3.100 


50 






3.300 


3.000 






51 










3.200 




52 




1600 








3.300 


53 






3.600 








54 














55 




1800 










60 


3.200 


1800 


3.600 


3.000 


3.200 


3.300 


Summe 21.-60. 














Lebensjahr 


91700 


73.980 


97.700 


91.950 


93.138 


95.230 



• Angaben in Mark/Jahr bzw. Mark (letzte Zeile); excl. Wohnung und Mietentschädigung 



Quelle: Menzel 1914, S.llOff. 
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Tab.45: Kansam^Mtc in 4cn prenBischcn Reficrnnfsbczirken - Stadt* and Landlehrer 1820* 



Regierungs- 

bezirk 


Stadtlehrer 

Einkommen Y CVY 


Landlehrer 

Einkommen Y C/Y 


KöniKsberR 


177,0 


3.05 


63,3 


4.36 


Gumbinnen 


270,3 


1.99 


109,1 


153 


Danzig 


273,5 


1.97 


98,2 


180 


Marienwerder 


201,1 


168 


80,3 


3.44 


Posen 


132,5 


4.07 


50,1 


5.50 


Bromberg 


148,6 


3.63 


44,3 


6.20 


Berlin 


639,2 


0.84 


- 


- 


Potsdam 


236,6 


128 


%,3 


187 


Frankfurt/Oder 


222,0 


143 


80,3 


3.44 


Stettin 


291,3 


1.85 


71,2 


3.88 


(Toeslin 


242,0 


123 


30,6 


9.04 


Stralsund 


200,1 


170 


53,1 


5.20 


Breslau 


192,2 


181 


94,0 


194 


Oppeln 


170,7 


3.16 


66,2 


4.17 


Reichenbach 


180,6 


199 


95,0 


190 


Liegnitz 


171,3 


3.15 


136,7 


102 


Magdeburg 


284,0 


1.90 


113,6 


143 


Merseburg 


183,1 


195 


117,0 


136 


Erfurt 


128,3 


4.21 


95,1 


190 


Münster 


138,6 


3.90 


49,0 


5.63 


Minden 


229,3 


135 


119,6 


131 


Arnsberg 


154,0 


3.51 


91,3 


3.02 


Cleve 


164,3 


3.28 


80,0 


3.45 


Coeln 


149,0 


3.62 


63,6 


4.34 


Düsseldorf 


297,6 


1.81 


1515 


1.81 


Coblenz 


149,5 


3.61 


77,5 


3.56 


Trier 


199,6 


170 


69,5 


3.97 


Aachen 


177,1 


3.05 


61,5 


4.49 



* Angaben in Taler/Jabr, die Konsumquote wurde errechnet aus C Durchschnittsiconsum 
für Stadtiehrer in Höhe von 572,8 Taler (v. Türk 1838), korrigiert nach dem Preisindex für 
1820, danach ist C * 539,8 Taler, C wird für alle Regierungsbezirke konstant gehalten. 
Der Durchschnittfl^sum für die Landlehrer beträgt (gleiche Quelle); 293 Taler; preiskorri- 
giert 276 Taler. Y ist das Durchschnittseinkommen, aus der Quelle (Jahrbücher ... 1825) je- 
weils nach Regierungsbezirken errechnet 

Quellen: v.Türk 1838, S.224-229 und S.233-238 

(Beckedorffs) Jahrbücher ... 1825. Bd.l, S.72f. 

Kuczynski 1947, S.43f. 
eig. Ber. 
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Tab.46 Preisin4cxziffeni wichtifer GraB^Bahrantamittcl 1840- 1888 (19U = 100) 



Jahr 


Roggen 


Weizen 


Kartoffeln 


Rindfleisch 


Schweinefleisch 


Butter 


Schmalz 


1840 


64 


89 


61 


38 


37 


58 


72 


1841 


63 


80 


54 


38 


37 


56 


78 


1842 


66 


91 


77 


38 


35 


57 


72 


1843 


73 


78 


85 


41 


43 


58 


74 


1844 


66 


80 


52 


42 


45 


53 


65 


1845 


79 


78 


60 


39 


40 


57 


65 


1846 


102 


108 


85 


39 


42 


58 


76 


1847 


124 


140 


122 


43 


50 


64 


99 


1848 


62 


87 


80 


43 


50 


63 


77 


1849 


48 


76 


51 


41 


40 


55 


63 


1850 


53 


74 


52 


40 


38 


54 


55 


1851 


74 


82 


65 


40 


39 


56 


66 


1852 


% 


90 


89 


43 


47 


58 


76 


1853 


106 


110 


91 


45 


52 


67 


90 


1854 


132 


143 


115 


48 


58 


70 


89 


1855 


136 


148 


117 


52 


60 


74 


90 


1856 


129 


135 


100 


51 


60 


81 


103 


1857 


86 


105 


66 


52 


60 


82 


104 


1858 


76 


90 


62 


48 


53 


82 


86 


1859 


73 


86 


60 


49 


51 


80 


79 


1860 


88 


110 


70 


55 


55 


78 


95 


1861 


89 


113 


77 


57 


56 


80 


101 


1862 


94 


107 


67 


57 


58 


81 


84 


1863 


80 


97 


69 


55 


55 


78 


71 


1864 


67 


86 


73 


55 


50 


82 


81 


1865 


73 


81 


64 


55 


54 


89 


92 


1866 


84 


97 


72 


53 


58 


88 


92 



Quelle: Jacobs/Richter 1935, S.74 



Ta8.47: Geld- bb4 NataralaBteil ibi EIbImbibicb itr LchrersIclleB 8es Ref.8«z. KabIcBz 1818 
(Jeweils Ib Taler. Silkerv^escheB. PfeBBig/Jahr) 



Kreis 


in barem 
Gelde 


Zahl der 
Lehrer 


Naturalien 
im Wert von 


2^hl der 
Lehrer 


Wohnung 
im Wert von 


Zahl der 
Lehrer 


Konfession 


Adenau 


856.a3 


18 


50.11.9 


7 


i4.ao 


3 


kath. 


Altenidrchen 


1159.80 


36 


1389.11.2 


30 


14.0.0 


20 


kath. 




1153.an 


62 


1653.10.6 


60 


214.20.0 


25 


cv. 


Zell 


1429.3.1 


26 


621.611 


25 


11117.5 


22 


kath. 




789.9.5 


15 


790.3.9 


15 


125.25.0 


14 


ev. 


Coblenz 


3565.7.10 


32 


49617.0 


17 


5580.0 


32 


kath. 




520.5.4 


4 


9113.0 


3 


120.0.0 


4 


cv. 


Cbchem 


1559.10.7 


46 


569.7.3 


31 


265.180 


32 


kath. 


Sl Goar 


1643.113 


31 


813.11.4 


25 


20613.2 


25 


kath. 




263.27.8 


9 


277.265 


8 


83.0.0 


8 


ev. 


Kreuznach 


904.21.10 


39 


734.10.2 


36 


148260 


25 


kath. 




1261.267 


45 


1521.21.7 


43 


244.88 


33 


ev. 


Neuwied 


2061.15.7 


21 


201116 


12 


1884.8 


19 


kath. 


Wetzlar 


567.17 


18 


811117 


17 


88D.0 


16 


ev. 


Simmem 


1654.3.10 


50 


1711.1111 


49 


285.1.8 


42 


ev. 




107625.0 


34 


834.4.4 


34 


146110 


26 


kath. 


Meyen 


2683.1611 


47 


31610.2 


20 


1764.7 


31 


kath. 


Ahrweiler 


2223.11.6 


38 


23127.5 


16 


185.19.0 


30 


kath. 



Quelle: eig, Erbebungen aus: LHA Koblenz BcsL 441. Nr.26377. 1817 
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Tab.48: Natvralantcil am Einkammcn 4tr StaJilehrer im R^t.kcz. Br*mk«rf 185^57 
(in Talcr/Jahr; cenindcl kzw. in %) 



Kreis 


Gehalt 
in bar 


Wohnungs- 

wert 


Wert der 
Naturalien 


Gesamt- 2 
einkommen 


Natural- 

anteil 


Inowraclaw 


147 




56 (zus.) 


206 


27,2 


Wirsitz 


147 




59 (zus.) 


206 


28,6 


Gnesen 


110 




56 (zus.) 


166 


33,7 


Nogiino 


145 


24 


43 


209 


20,6 


Kreis Bromberg 


139 


21 


16 


240 


6,7 


Wongrowcei 


109 


27 


44 


188 


24,4 


Schubin 


148 


18 


28 


210 


1,3 


Chodziesen 


183 


20 


8 


242 


3,3 


Czamikau 


199 


22 


8 


214 


3,7 



Quelle: eig, Erhebungen aus GStA Berlin XVI.HA Rep.30 Reg. Bromberg II Nr.3086. 1858 



Anmerkungen: 

1 Die angegebenen Werte sind Durchschnittswerte; erfaßt wurden 114 von insgesamt 190 Stellen; die 
aufgeführten Naturalien umfassen Land, Getreide und Holz; keine Angabe für Stadt Bromberg; 
dort ist nur der Wert der Wohnung angegeben. 

2 Das Gesamteinkommen enthält auch evtl. Nebenverdienste. 



Tak.49: Nataralantcil am Einkammen der Landlehrer in der GemeindejHamm/Reg.kez. Kaklenz L838/39 
(in Taler. Silkergraschen/Jahr kzw. %) 



Gemeindeteil 


Gehalt 
in bar 


Wohnung 


Natu- 

ralien 


Feuerung 


Gesamtei^ 

kommen 


Natural- 

anteil 


Forst 


39.26 


11 


40.1 


14. 


106. 


51,0 


Birkenbeul 


45.17 


11 


44.4 


14. 


116. 


50,3 


Fürthen 


39.0 


11 


31.0 


14. 


96. 


46,9 


Roth 


65.27 


11 


54.1 


14. 


146. 


46,6 


Bitten 


36.12 


11 


33.6 


14. 


96. 


49,6 



Quelle: eig. Erhebungen aus: LHA Koblenz Best 441 Nr.9211 1840 



Anmerkungen: 

1 Die Erhebung wurde anläßlich der Umwandlung des Reihetisches in Naturalien erstellt 

2 Gesamteinkommen umfaßt: Bareinkommen, Mietentschädigung bzw. Wert der freien Wohnung und Feuerung. 
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TakSO: NatvraUntcil am Einkammcn 4er Kislcrstcllen im Ref.kez. KeMcnz 
1S34 (in Taler. Silkerfresehen/Jalir kzw. %) 



Kreis 


Gesamt- 

einkommen 


Naturalien 
im Wert von 


Naturalanteii 


katholische Küsterstellen: 






Coblenz 


1933.63 


691.13 


35,7 


Sl Goar 


1291.2 


467.98 


36,2 


Simmem 


835.43 


619.1 


74,1 


Creuznach 


866.33 


345.84 


40,2 


Zell 


788.57 


384.57 


488 


Mayen 


2290.8 


79857 


34,9 


Cbchem 


2050.7 


1100.88 


53,7 


Ahrweiler 


1836.66 


840.9 


45,8 


Adenau 


1066.47 


747.43 


70,1 


Neuwied 


959.7 


5219 


54,5 


Altenkirchen 


379.5 


2483 


65,4 


evangelische Küsterstellen: 






Coblenz 


247.1 


12833 


51,9 


Sl Goar 


2019 


95.1 


46,9 


Simmem 


947.4 


679.9 


71,8 


Creuznach 


901.33 


474.18 


516 


Zell 


180.9 


79.0 


43,7 


Ahrweiler 


84.23 


14.0 


16,6 


Altenkirchen 


1170.7 


9088 


77,6 


Wetzlar 


236.8 


116.5 


49,2 


zus. 


18276.1 


9263.4 


50,7 



Quelle: eig, Erhebungen aus: LHA Koblenz BesL441 Nr.26377. 1835 



Tab.51: Die Umstraktarierang 4er Lehrereinkemmen in 4er Birgermeisterci Hamm/Reg.kez. Keklenz 1843 
(in Taler. Silkergreschen (sgr.). Pfennig/Jakr)* 



Schul- 

gemeinde 


Schulgeld (a) 


"altes Gehalt* 
Naturalien (b) 


Bargehalt (c) 


"neues Gehalt* 
b und c in bar Schulgeld — 


Zahl der 

Kinder x Schulgeld 


Forst 


110.0 


380.0 


19.210 


46.0.0 


26.110 


33x24 sgr. 


Birkenbeul 


20.0.0 


34.5.0 


25.25.0 


480.0 


38110 


48 x 24 sgr. 


Fürthen 


15.15.0 


389.0 


10.6.0 


33.0.0 


31.6.0 


39 x 24 sgr. 


Roth 


5.110 


1820.0 


39.280 


41110 


25.180 


32 X 24 sgr. 


Bitzen 


17.0.0 


34.5.0 


825.0 


3124.0 


310.0 


40 X 24 sgr. 



* Zu den Einkommen kommen jeweils 12 Taler für Wohnung und 14 Taler für Feuerung hinzu; die Erhöhung des Schul- 
geldes von 15 sgr. auf 24 sgr. gilt vermutlich nicht für kleinere angeschlossene Schulgemeinden, in denen das alte Schul- 
geld 6 sgr./Kind betrug; die mit der Umstrukturierung der Lehrereinkommen umgewandelten Naturalien betreffen Rog- 
gen, Hafer und Kartoffeln. 

Quelle: eig. Erhebungen aus: LHA Koblenz BesL441 Nr.9211 1844 
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Tab.52: Lchrcrstcllcn mit NataralkezitcB in PrcaBcn 1899 (absalate Zahlen hzw. %)* 



Provinz 


Zahl der Stellen 
mit Naturalbezügen 
Stadt Land 


Anteil an den 
Stellen überhaupt 
Stadt Land 


Ostpreußen 


7 


2.420 


0,9 


60,0 


Westpreußen 


2 


1.011 


0,3 


36,6 


Brandenburg 


17 


211 


0,8 


5,3 


Pommern 


6 


400 


0,5 


13,7 


Posen 


5 


38 


0,4 


1.3 


Schlesien 


26 


3.035 


1,0 


44,6 


Sachsen 


27 


822 


1.0 


21,7 


Schleswig-Holstein 


3 


838 


0,3 


33,2 


Hannover 


34 


1.232 


2.0 


28,3 


Westfalen 


2 


21 


0.1 


0,6 


Hessen-Nassau 


17 


228 


1.3 


8.2 


Rheinland 


2 


107 


0,1 


1.9 


zus. 148 

, Stellen ges. 23.840 


10.363 

44.298 


0,6 


23,4 



* die Naturalbezüge exUusive Land, Wohnung und Feuerung; Stellen überhaupt von 18% 



Quellen: Das Diensteinkommen 1902 

Preußische Staüsük 18% (Heft 151). Textteil, S.339f. 
eig, Ber. 



Tab.S3c Natnralcinnahmen einzelner Lehrerstellen 1907 
(in Mark/Jahr, z.T. femndel hzw. %)* 



Region der 
Lehrerstelle 


Verdienst 
des Lehrers 


Natural- 

einnahmen 


Natural- 

anteil 


Westpreußen 


1.420 


50 


3,5 


Brandenburg 


3.258 


9 


0,3 


Schlesien 


9.54 


174 


18,2 


Schlesien 


1.970 


133 


6.8 


Schlesien 


2.250 


113 


5,0 


Schlesien 


1.750 


76 


4,3 


Schlesien 


1.340 


109 


8.1 


Schlesien 


1.180 


71 


6,0 


Schlesien 


1.989 


42 


2,1 


Schlesien 


1.866 


48 


2,6 


Schlesien 


2.060 


37 


1.8 


Hannover 


1.860 


59 


3,2 


Hannover 


1.560 


537 


34,3 


zus. 

im Durchschnitt 


23.457 

1.804 


1.458 

112 


6,2 

6.2 



* Ungleich der Quelle wird freie Wohnung bzw. Mietentschädigung nicht als 
Naturalie gezählt 



Quelle: Erhebung 1909, S.123ff. 
eig. Ber. 
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Münzen, Maße und Gewichte 

(nach Kellenbenz 1976) 



1. Münzen 

In Preußen galt bis 30. 9. 1821: 1 Taler = 24 Groschen = 360 Pfennig 
Seit 30. 9. 1821 gilt: 1 Taler = 30 Silbergroschen = 360 Pfennig 
Seit 4. 12. 1871 gilt: 1 Mark = 1/3 Taler 

In Süddeutschland (Baden, Bayern, Ghtm. Hessen, Hessen-Kassel, Nassau, Hohenzol- 
lern, Württemberg) gilt bis 1875: 1 Gulden = 60 Kreuzer = 240 Heller bzw. Pfennig 
Umrechnung in preußische Währung: 1 Gulden = 7/12 Taler 
Seit 1871 gilt: 1 Mark = 35 Kreuzer 

Im Kgr. Sachsen gilt seit 1838: 1 Taler = 30 Silbergroschen = 300 Pfennig 
Seit 1871 gilt: 1 Mark = 1/3 Taler 

2. Maße 

1 preußischer Scheffel = 54,96 Liter 
1 Quart = 0,019 Liter (60 Quart = 1,1452 Liter) 

1 Malter: von 10 bis 1246 Liter 
1 Fuß: 250 bis 316,1 mm 
1 Elle: 547,3 bis 833 mm 
1 Klafter/Rute: 1,897 bis 5,327 m 
1 Klafter (Holzmaß): 2 1/4 bis 5 1/2 Ster 

3. Gewichte 

In Preußen (wie in Bayern, Baden, Frankfurt a.M., Ghtm. Hessen, Kgr. Sachsen, Kur- 
hessen, Württemberg) gilt seit 16. 5. 1816: 

1 Preußisches Pfund = 32 Lot 
1 Lot = 4 Quentchen 
1 Zentner =110 Pfund 
Seit 22. 3. 1833 gilt: 

1 Zollpfund = 500 g 

1 Zentner = 50 kg 

Seit 17. 8. 1868 gilt: 1 kg = 2 Pfund 
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